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		[Vorwort]
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		Die Zeit des Niederbruches, seine inneren Gründe
bis zu dem Augenblicke, in dem der Kampf des Vierbundes sichtbar
verloren war, versuchte der Verfasser in dem Buche »Der Sturz der
Mittelmächte« darzustellen. Was noch zu schildern blieb, war der
Auflösungsprozeß, der dem Niederbruche bis in die Novembermitte
1918 folgte: das mitteleuropäische Chaos.

		Fast sämtliche in Deutschland und Österreich-Ungarn damals
führenden Staatsmänner und Militärs haben, wie für den »Sturz der
Mittelmächte«, so auch für den neuen Band durch genaue, intime
Mitteilungen, durch Aufzeichnungen und Dokumente die Grundlagen
schaffen helfen. Erwähnt sei noch, daß die Darstellung sich diesmal
wiederholt auch auf Quellen stützt, die dem Autor über
amerikanische, französische, italienische Zusammenhänge, Motive und
Beschlüsse von authentischer, einstmals gegnerischer Seite
erschlossen wurden.

		Wie von dem »Sturz der Mittelmächte« ist für historische
Forschung auch von der vorliegenden Arbeit eine besondere Ausgabe
vorgesehen, die neben allen originalen, für die Arbeit verwendeten
Unterlagen ein genaues Quellenverzeichnis sämtlicher gebrachten
Daten nachweisen wird.

		Berlin, im Oktober 1922.

Karl Friedrich Nowak [bookmark: page8] [bookmark: page9]

	
		
		Vittorio
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		Seit in der Junimitte des Jahres 1918 der letzte
österreichisch-ungarische Angriff gegen Italien gescheitert war,
hatten sich die beiden Gegner in fast vollkommener Untätigkeit
gegenübergelegen. Die österreichisch-ungarischen Kampflinien liefen
seit damals immer noch durch die gleichen Räume und über die
gleichen Punkte, von denen die Truppen im Sommer vorgebrochen
waren, einzelne Gebirgsstellungen, die sie den Italienern selbst im
gescheiterten Angriff noch fortgenommen hatten, waren schließlich
in ihrer Hand geblieben. Von dem Gefühl soldatischer Überlegenheit,
mit der die österreichisch-ungarische Armee zwölf Waffengänge am
Isonzo und den Feldzug gegen Asiago dem Gegner geliefert hatte,
schienen die Truppen sichtbar nichts eingebüßt zu haben. Der Chef
des Generalstabes Baron Arz erwog noch im August sogar den
Gedanken, dem Angriff im Juni, um die Winterquartiere der Truppen
aus den Bergen in die Ebene zu tragen, einen Vorstoß von Vittorio
her im Herbste folgen zu lassen. Aber vor dem Ersten
Generalquartiermeister Ludendorff, der den westlichen
Kriegsschauplatz wichtiger nannte als das italienische Kampffeld,
hatte er auf seine Absichten wieder verzichtet. Mit Anzeichen, daß
sie selbst zum Angriff übergehen wolle, hatte im August und
September auch die italienische Heeresleitung nicht gespart.

		Marschall Foch trug sich um diese Zeit mit dem Plane, durch
einen Angriff auf Asiago sich der Hochfläche der »Sieben Gemeinden«
zu bemächtigen. Der französische Marschall hatte sie der
italienischen Heeresleitung als beste Angriffsbasis genannt, von
der im Jahre darauf ein neuer Feldzug zu eröffnen wäre. Den auf
seinen ungarischen Gütern weilenden Erzherzog Joseph, der in der
Befehlsgewalt über die Tiroler Truppen dem in Ungnade
verabschiedeten Marschall Conrad von Hötzendorf gefolgt war, hatten
dringende Depeschen seines Kommandostabes so ernst zurückgerufen,
daß der Erzherzog die Rückkehr in sein Bozener [bookmark: page12]Hauptquartier nicht länger
verweigern konnte. Aber dann war es dennoch nur bei den Anzeichen
verblieben: still lagen – vier Monate schon – die Schlachtfelder in
Italien.

		Nicht die Schlachtfelder in Frankreich und Flandern. Vor den
unablässigen Angriffen des Marschalls Foch waren die deutschen
Heere dort im Rückzug. Seit die bulgarische Front im September
zusammengebrochen war, seit die entbehrlichsten, eilig entsandten
Divisionen der Balkanfront noch Rettung bringen sollten, wenn ihr
überhaupt noch Rettung zu bringen war, seit dem Septemberende
kämpften die deutschen Westheere von Stunde zu Stunde bedrohter um
ihr Bestehen. Noch in der zweiten Hälfte des August hatte der
französische Oberbefehlshaber nicht den Eindruck gegnerischen
Niederbruches gehabt. Er hatte noch mit Angriffen gerechnet, die er
1919 führen wollte. Aber schon im September hatte er ein anderes
Kriegsbild gesehen. Divisionen, die heute im Kampfe gestanden
hatten, ermüdet heute aus der Schlacht gezogen, hatte sein
Generalstab am übernächsten Tag an anderen Kampfplätzen
festgestellt. Marschall Foch hatte jetzt von nahem Ende gesprochen.
Die schwachen, abgehetzten deutschen Divisionen waren von ihm immer
schärfer, die der Zahl nach Unterlegenen mit immer stärkeren
Einsätzen angegriffen worden.

		Aus dem »Großen Hauptquartier« hatte vor Wochen der Freiherr von
Klepsch-Kloth, der österreichisch-ungarische Verbindungsoffizier,
an das »K. u. K. Armeeoberkommando« berichtet:

		»sehr dringend

AOK Baden Op. Abtlg.

ss sehr dringend Hgg.

29. 9. für Chef des Genst.

		Eine Aussprache mit hiesiger Heeresleitung
bestätigt den sehr großen Ernst der Lage. Die Abgabe von Divisionen
für Bulgarien hat die Lage an der Westfront bedenklich beeinflußt,
und die Bitte um möglichst noch k. u. k. Divisionen nach dem Westen
ist äußerst dringend; Halt der Front sonst höchst fraglich.
Schriftlicher Bericht folgt.

		Res. 1707/289

Fmlt. Br. Klepsch.«

		Die deutschen Heere waren in Not. In Italien war Ruhe. Vor dem
Chef des Generalstabes Baron Arz hatte darum der
Generalfeldmarschall von Hindenburg selbst zehn Tage später die
Bitte wiederholt: [bookmark: page13]

		»zu erwägen, ob nicht die Lage in Italien jetzt als
so entspannt betrachtet werden kann, daß weitere k. u. k.
Divisionen an die Westfront geschickt werden können. Sie sind hier
dringend notwendig« – –

		Der Generalfeldmarschall von Hindenburg glaubte überhaupt an
keinen Waffengang mehr, den die Italiener noch versuchen wollten.
Aber der Chef des Generalstabes Baron Arz sah Möglichkeiten und
Wahrscheinlichkeiten anders. Dem Generalfeldmarschall hatte er
sofort erwidert:

		»Ich bitte Euer Exzellenz neuerlich versichern zu
dürfen, daß ich von unserer selbstverständlichen Pflicht, mit allen
verfügbaren Kräften an der schwer kämpfenden Westfront eingreifen
zu müssen, voll durchdrungen bin. Ich bitte aber auch Euer
Exzellenz, die sich direkt überstürzenden innerpolitischen
Verhältnisse in Österreich-Ungarn, die jederzeit gewaltigen Einfluß
auf die Widerstandskraft unserer italienischen Front haben können,
berücksichtigen zu wollen. In dieser Front verfüge ich bloß über
drei Divisionen, die solchen Stand aufweisen, daß ich sie nach dem
Westen senden könnte. Dieselben Divisionen muß ich aber im Sinne
meiner vorgemachten Äußerungen bereithalten, um etwa ausspringende
Kräfte sofort ersetzen zu können. Aus diesen, auf innerpolitischen
Verhältnissen basierenden Gründen halte ich ein Abziehen
verläßlicher Divisionen von der Südwestfront derzeit für absolut
unzulässig.«

		Aber der Generalfeldmarschall von Hindenburg war bei seiner
Überzeugung verblieben. In Italien herrschte immer noch Ruhe. Eine
Woche später hatte er sich aufs neue gemeldet:

		»Generaloberst Arz durch Gen. von Cramon.

		Die Lage an der Westfront erfordert dringend
weitere Verstärkung durch k. u. k. Kräfte. Da zur Zeit die
Witterungsverhältnisse einen Angriff Italiens gegen
Österreich-Ungarn ausschalten, bitte ich dringend um Zuführung von
etwa vier k. u. k. Divisionen.

		von Hindenburg.

Ia 10870 Geh. Op.« [bookmark: page14]

		Der Tag der zweiten Depesche des Generalfeldmarschalls war
zugleich der Tag von Kaiser Karls Oktobermanifest gewesen, jenes
Staatsaktes von unabsehbarer Tragweite, der allen Völkern der
Monarchie die Selbstbestimmung und nationale Unabhängigkeit
verhieß. Politische Wirren konnten und mußten sich entwickeln, die
vielleicht auch auf die Armee übergriffen. Auch auf den zweiten
Hilferuf des Generalfeldmarschalls von Hindenburg hatte Baron Arz
deshalb mit einer Ablehnung geantwortet:

		»Die geschilderten politischen Verhältnisse dauern
ungeschwächt fort. Nur insofern hat sich die militärische Lage
geändert, als ich nun auch noch mit einer großen Entente-Offensive
in Venetien rechnen muß. Alle hierfür sehr deutlich sprechenden
Anzeichen dürften Euer Exzellenz durch die deutschen
Nachrichtenoffiziere bei den k. u. k. Armeen an der italienischen
Front gemeldet worden sein.«

		Noch hatten den Chef des Generalstabes Baron Arz bisher weniger
die »sehr deutlich sprechenden Anzeichen« in seiner Haltung
gegenüber den deutschen Bitten bestimmt, als die schweren, inneren
Erschütterungen, unter denen das Reich zu beben begann, und als die
wartende Besorgnis, daß gerade in die Erschütterungen und
gefährlichen Lockerungen der Gegner mit Absicht den vielleicht
letzten, entscheidenden Schlag führen wolle. Allerdings verstrichen
ein paar Tage, ohne daß die bleierne Schwere der feindlichen Linien
sich auch nur in Kleinkämpfen löste. An Marschall Boroevic meldete
– am 22. Oktober – Fürst Schönburg als Kommandant der VI.
Armee:

		»Die militärische Lage der sechsten Armee ist
dermalen günstig.

		Die Piavefront ist stark, die Armee ist zum Kampf
gerüstet, es sind keine Anzeichen vorhanden, daß die Moral der
Truppen durch die Ereignisse der letzten Zeit an anderen Fronten
und im Innern der Monarchie wesentlich gelitten hätte. Es ist daher
begründete Hoffnung vorhanden, daß ein in nächster Zeit etwa
einsetzender feindlicher Angriff zurückgewiesen wird.

		Doch halte ich einen Großangriff des Feindes an der
Front der sechsten Armee für die nächste Zeit als nicht
wahrscheinlich« – – [bookmark: page15]

		An Marschall Boroevic meldete – am gleichen Tage – mit manchen
Einzelheiten der Kommandant der »Isonzoarmee«:

		»Gruppierung und Verhalten des Gegners unverändert.
Keine Anzeichen einer Offensive – –

		Feindlicher Großangriff in nächster Zeit scheint
ausgeschlossen, kleine Unternehmungen sind nur abwärts Ponte di
Piave möglich. Lage derzeit im ganzen noch gut.«

		Beide Meldungen liefen weiter an das »Armeeoberkommando« nach
Baden. Die Armeekommandanten an der italienischen Front rechneten
so wenig mit kommenden großen Ereignissen wie im Hauptquartier in
Spa der Generalfeldmarschall und seine Berater. Der Chef des
Generalstabes Baron Arz aber, der dem Verbündeten den Augenblick
vielleicht noch bedrohlicher gemalt hatte, als die militärischen
Unterlagen bisher erzwangen, mochte sich selbst über seine Absage
vollends beruhigen, als er den Begleitkommentar zu den beiden
Meldungen studierte:

		»Jetzt und in nächster Zeit muß man, wenn es sich
vielleicht vorerst auch nur um Teilaktionen handeln kann, auf einen
Angriff gefaßt sein.

		Die politische Lage, das Streben, eine militärische
Überlegenheit zu erweisen, und Rücksichten auf das Prestige der
feindlichen Armee sprechen dafür.

		Es ist auch möglich, daß der Feind nationale
Zersetzungen in unseren Armeen infolge der politischen Ereignisse
voraussetzt und die materielle Unterlage der Truppen geeignet
erachtet, unsere Widerstandskraft derart herabzusetzen, daß lokaler
Erfolg zum Zusammenbruch unserer ganzen Front führen kann.«

		Den Kommentar an das »Armeeoberkommando« hatte der Marschall
Boroevic gesandt. Er sah den Gegner Vorbereitungen seit Juli
treffen. Er kannte die Ansagen italienischer Schlachten genauer als
irgendwer. Bei Treviso sah er plötzlich die Truppen des Gegners
sich verdichten. Divisionen vom Westen marschierten im Raume
zwischen Montello und Brenta auf. Vorsichtig wollte er weder zuviel
sagen, noch zu wenig. Im Kommentar fügte er bloß hinzu:

		»Heranschieben der Kavalleriedivisionen gibt zu
denken« – – [bookmark: page16]

		Marschall Boroevic rechnete bewußt und bestimmt mit
naher Schlacht.

		 

		In Tirol und Venetien standen in den österreichisch-ungarischen
Linien, ob sie auch immer noch dem Gegner sich überlegen dünkten,
doch nicht mehr die alten, ihrer Sache vertrauenden Soldaten. Ihr
Vorstoß im Juni war mißglückt. Uneingeweiht in die inneren
Zusammenhänge, durch die zum erstenmal einem Unternehmen an der
italienischen Front der Erfolg versagt geblieben war, hatten sie
das Scheitern, trotz ihrer Unkenntnis mit sicherem Instinkt, der
verworrenen Führung des Angriffes durch das »Armeeoberkommando«
zugeschrieben. Der Gegner schien ihnen nicht gefährlicher, nur ihre
Generale kleiner geworden. Vielleicht leisteten die Generale, wenn
es dazu kam, nach ihrer Auffassung auch wieder Besseres. Aber was
nicht besser wurde, was Tag um Tag schlechter wurde, was täglich
schwerer auf sie drückte, war die materielle Not, unter der sie
alle litten. In ihren Gräben standen sie kaum viel anders als die
bulgarischen Soldaten in den Tagen ihres Niederbruches, in
zerfetzten Röcken, oft ohne Wäsche, kärglich ernährt, in Schuhen,
an deren Lederreste sie mit Bindfäden die Sohlen knüpften. Im
Angesichte des Feindes hatten sie bisher dennoch nicht gemurrt, sie
hatten wiedergeschossen, wenn von drüben geschossen wurde, sie
waren bereit gewesen, im Angriff vorzugehen, wenn ein Angriff
befohlen worden wäre, sie hätten Angriffe im gewohnten Gehorsam
abgewehrt, wenn der Gegner angegriffen hätte. Ihr Soldatentum war
zwar nicht mehr Schneidigkeit oder Kriegertum, aber bisher immer
noch – bis in den Oktober hinein – hatten Offiziere und Führer
geglaubt, daß auf ihre Verläßlichkeit zu bauen war. Auch die
Verstimmung der Offiziere, die mit Besorgnis die politischen
Vorgänge in der Monarchie verfolgt und dabei empfunden hatten, daß
man im Hinterlande ihre Verdienste auf den Schlachtfeldern nicht so
einschätzte, wie es nach ihrer Meinung nur Pflicht der Dankbarkeit
gewesen wäre, auch die Verstimmung der Offiziere, die ihre Zukunft
sichergestellt wissen wollten, hatte sich bis zu gewissem Grade
wieder beruhigt. Denn das »Armeeoberkommando« hatte sie durch
besonderen Befehl seine Überzeugung wissen lassen, daß: keine
Volksvertretung an der selbstverständlichen Versorgung des
Offizierkorps [bookmark: page17]wie immer sich auch die politische Entwicklung
gestaltete, achtlos werde vorbeischreiten können. Die Verbündeten
hatten nach vier kampfschweren Jahren allen Gegnern den
Waffenstillstand angetragen, das Leiden, Ausharren und Entbehren
schien nunmehr begrenzt; ohne heroische Kampfleidenschaften wollten
sie darum auch alle noch die kurze Zeitspanne, die es galt, auf
ihren Posten, verharren, Mannschaften und Offiziere, – da schlug
mitten in ihre vor der endgültigen Ablösung immer noch geordneten,
immer noch waffenstarrenden, immer noch befehlsbereiten Reihen das
Manifest des Kaisers Karl.

		 

		Unruhe lief im gleichen Augenblick durch alle Truppen der weiten
Front. Noch begriffen sie nicht recht, was sie in ihren Zeitungen
von der neuen, ihnen ganz unerwarteten Wandlung lasen, noch wußten
sie nicht, wie weit sie, denen das Hinterland fremd geworden war,
für die es in unerreichbarer Ferne lag, in ihren Gräben und in
ihrem Zwang zum Kampf von der Wandlung eigentlich betroffen waren.
Sie standen an den Grenzen der Monarchie, zumeist sogar im
feindlichen Land, um sich für ein Vaterland zu schlagen, das daheim
sich offenbar in hundert Teile löste. Aber da das Manifest vom
Kaiser kam, der Kaiser aber zugleich forderte, daß jeder Mann und
Offizier seine Pflicht weiter zu tun hätte, um das Gemeinsame aller
Stämme in der Monarchie zu schützen, warteten sie, unsicher
gemacht, im alten Gehorsam noch eine Weile. Natürlich begannen
Agitatoren sogleich, von Regiment zu Regiment umzugehen. Radikale
Ausleger, die den stumm Zuhörenden den Sinn des Kaisermanifestes
nach ihren Wünschen deuteten, wuchsen über Nacht aus der Kopfzahl
jeder Einheit. Unbefangen waren die Mannschaften längst nicht mehr:
den Hader der Politik im Hinterland hatten die Zeitungen seit
Monaten bis zu ihnen in die Berge und in die Fremd© getragen. Die
Oberbefehlshaber der Südwestfront hatten das »Armeeoberkommando«
mit dringendem Ernst schon vor Zeit gebeten, aus den Schützengräben
die Blätter zu verbannen. Aber das »Armeeoberkommando« hatte das
Verbot nicht gewagt. Vielleicht hätten die Truppen schlimme
Vorgänge in der Heimat, Umsturz und Gefährdung der Ihren vermutet.
Die Folgen konnten dann noch bedenklicher sein. Von Stellung zu
Stellung, vorn in der Schwarmlinie während der [bookmark: page18]Gefechtspausen, dahinter auf den
Reserveplätzen waren so die leidenschaftlichen Reden, zuletzt der
flammende Aufruf des Grafen Michael Károlyi an den König von Ungarn
von staunenden Blicken gelesen worden:

		»Angesichts der Invasionsgefahr, die dem Lande
droht, wird dafür gesorgt, daß die im Auslande befindlichen
ungarischen Truppen zur Verteidigung der Heimat ungesäumt
heimbefördert und nicht zur Bezwingung der nationalen Wünsche
freiheitsliebender Völker verwendet werden. Das fremde Militär hat
aber das Land zu verlassen.«

		Nie gehörte, aufwühlende Reden wurden täglich von fiebernden
Soldatenaugen entdeckt, Reden über Dinge, die selbst anzudeuten
bisher als Verbrechen galt. Die Schützengräben hallten wider von
den wilden Ausbrüchen, mit denen tschechische Stürmer ohne Furcht
die Machthaber des Staates bedrängten. Von der Reichshauptstadt
Wien gellte der Streit der Nationen jetzt bis zu den Feldwachen
hinaus. Bestürzt mußten die Soldaten das Wirre und Neue in ihren
Köpfen erst verarbeiten lernen. Aber noch ehe die Ausleger unter
den Kameraden die plötzlich hereingebrochene, so völlig neue Zeit
und die Ableitungen daraus ihnen ganz zu erklären vermochten,
ereignete sich, unmittelbar nach dem Manifeste des Kaisers, an
Aufklärungskraft unendlich eindringlicher als alle Kompagnieredner
in versteckten Unterständen ein zweiter, abermals vollkommen
unerwarteter Zwischenfall. Der kaiserliche Feldmarschall Erzherzog
Joseph, Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Tirol und soeben zum
Marschall ernannt, rief selbst die ungarischen Divisionen seiner
Front nach Hause.

		 

		In seinem Bozener Hauptquartier hatte der eigene Stab den
Erzherzog beschworen, daß der Aufruf an die Truppen unterbliebe,
vor allem sein Stabschef, Feldmarschalleutnant Willerding, der
selbst ein Ungar voll nationaler Überzeugung war, wehrte sich gegen
die Hinausgabe solchen Befehles. Aber der Erzherzog war soeben erst
aus der Reichshauptstadt zurückgekehrt, ganz erfüllt von den
Ausstrahlungen des kaiserlichen Manifestes, schon jetzt
durchdrungen von seiner nahen, mit dem Kaiser in Wien vorerst
flüchtig skizzierten Aufgabe, die ihn – »den ungarischen
Erzherzog«, der immer in Ungarn gelebt, immer nur ungarische [bookmark: page19]Truppen geführt
hatte und der wirkliche Volkstümlichkeit in Ungarn genoß – in naher
Zeit als Oberbefehlshaber jener Truppen wirken lassen sollte, denen
nunmehr der Schutz der ungarischen Grenzen als Pflicht der letzten
nationalen Verteidigung aufgegeben war. Nach der Zerreißung der
bulgarischen Front rückte die Orientarmee des Generals Franchet
d'Esprey nordwärts durch Serbien gegen die ungarische Donaulinie
vor. Die geschlagenen Rumänen konnten sich wieder erheben. Zwar
baute eben Marschall Köveß mit seinem Stabe in Belgrad an neuer
Festigung der Front gegen Serbien, und das »Armeeoberkommando« gab
allen besorgten Anfragen, die Rumänien betrafen, die beruhigende
Versicherung, daß der einmal besiegte Gegner durch Demobilisierung
und Abgabe seines Kriegsmaterials zu ohnmächtigem Stillhalten
gezwungen sei. Aber in ganz Ungarn, in allen ungarischen Truppen
lebte gleiche Besorgnis, gleiche Furcht und gleiche Erregung, die
schon im Jahre 1914 die nur mögliche Gefahr eines Russeneinbruches
über die Karpathen ausgelöst hatte. Die politischen Absichten des
Grafen Károlyi, der das Kriegsende und Ungarns Selbständigkeit in
allen Dingen wollte, vermischten sich mit dem Entrüstungsschrei der
überhitzten Patrioten, die kein Stück ungarischer Erde von
feindlicher Granate wollten bedroht sein lassen. Sie alle sahen die
ungeheuere Gefahr nicht, unter der, wenn die Monarchie im Kampfe
sank oder wehrlos gemacht wurde, auch das Königreich verloren war.
Sie forderten nur für Ungarn, rücksichtslos für Ungarn, alles für
Ungarn. Sie hatten Österreich schon begraben, den Erbfeind seit
vielen Geschlechtern, dessen Zukunft, Leben oder Vernichtung sie
nicht kümmerte. Vielleicht wurde man von der Wiener Hofburg des
magyarischen Fiebers, das alles zu verzehren drohte, noch einmal
Herr, wenn ein Magyare von anerkannter, nie bezweifelter nationaler
Betonung, in königlichem Auftrag an des Landes Spitze, den Sturm
der Furcht und Forderungen beschwichtigte. Zunächst sollte
Marschall Köveß das Kommando in Tirol übernehmen, damit Erzherzog
Joseph den Schutz der ungarischen Grenzen sichern könne. Als Träger
des königlichen Vertrauens, als »homo regius«, konnte der Prinz,
überall in Ungarn angesehen, überall in Ungarn fast ein Volksheld,
dann zugleich vielleicht die politische Wirrnis klären helfen.
Alles hatten Kaiser und Erzherzog in den Tagen nach dem Manifest
schon im ungefähren Umriß durchgesprochen. Aber offenbar sah [bookmark: page20]der Erzherzog schon
jetzt keine Gemeinsamkeit mit Österreich-Ungarn mehr. Offenbar sah
er, noch immer Marschall in kaiserlichem Dienst und verantwortlich
für die Befehlshaberschaft, die er immer noch führte, keine
gemeinsamen Truppen, keine gemeinsamen Kampflinien, keinen
gemeinsamen Gegner mehr. Die ungestüme Adresse des Grafen Károlyi
an den König, noch immer nicht mehr als die Forderung eines
Radikalen, ergänzte der kaiserliche Prinz den Soldaten seines
Kampfbereiches: an der Spitze werde er, dem die Führerschaft über
alle ungarischen Truppen übertragen sei, die ungarischen Divisionen
heimwärts führen. Der Einspruch des Stabes blieb machtlos. Die
feierliche Ansage des Erzherzogs wurde an seiner Front verlesen.
Die Botschaft kam zu den ungarischen Truppen zur gleichen Zeit wie
der Text der Károlyischen Adresse an den König. Alle Blätter warfen
sie in die Schützengräben.

		 

		Erschreckende und jähe Wandlung erkannten die Offiziere der
Bozener Generalstabsabteilung in dieser dritten Oktoberwoche,
dunkle, sich vorbereitende Dinge, von denen bis zur Geburtsstunde
des Kaisermanifestes keine Spur, kein flüchtiges Anzeichen gewesen
war in der Armee. Auflehnung und Revolte hatte es im vierten
Kriegsjahre wohl im Hinterlande bei den Soldaten gegeben: niemals
an der Front. Aber jetzt wurde, drei Tage nach dem Erscheinen des
Manifestes, offene Meuterei kaiserlicher Truppen von der
Balkanarmee des Marschalls Köveß berichtet. Das achtzehnte
Jägerbataillon hatte, zugleich mit einem Landsturmbataillon, den
Gehorsam verweigert. Wieder drei Tage später meldete Feldmarschall
Boroevic, daß es bei dem slowenischen Gebirgsschützenregiment I
hinter den Schwarmlinien zu Widerspenstigkeiten gekommen war. Die
meuternden Slowenen hatten treugebliebene Bataillone des eigenen
Regiments entwaffnet. Es war an dem Tage vorher gewesen, daß bei
den Truppen des Feldzeugmeisters Goglia zweihundert Mann des
kroatischen Honvedregiments 25 mit Trains und Handmaschinengewehren
eigenmächtig von der Front abzogen, nordwärts ins Hinterland.
Kroaten der 40. Honvedinfanteriedivision hatten sie kaum
zurückgeholt, als die 84. Honvedbrigade erklärte, daß auch sie
heimwärts wolle, daß sie vier Tage Frist gewähre, am fünften Tage
aber ohne Befehl abmarschieren wolle. Immerhin war es geglückt,
hier überall den Aufruhr im Keim zu ersticken, ehe er [bookmark: page21]auf andere Truppen
übergriff, und die Auflehnung hatte nur kleine Einheiten erfaßt,
deren die eigenen Landsleute Herr wurden und noch Herr werden
wollten.

		Aber als Anzeichen waren die Vorfälle bedenklich, beängstigend
für den Geist der Armee. War das Kriegsende nicht unmittelbar nahe,
so stand vielleicht Ungeahntes noch bevor. An das
»Armeeoberkommando« berichtete der Generalstab der Heeresgruppe
Tirol am Abend des 24. Oktobers:

		»AOK. Op. Abtlg. Baden.

24. X.

von HGK. Fm. Erzh. Joseph

Op. Nr. 45000/84. 7 Uhr 20 n.

		HGK. hat die Überzeugung, daß eigene Front gegen
feindliche Angriffe gehalten wird, solange Munition ausreicht.
Abgesehen von einzelnen Ausschreitungen bei Marschformationen
infolge unzureichender Ernährung liegen Meldungen über
Zersetzungserscheinungen aus Heeresgruppenbereich nicht vor.

		Ohne Vorgang im Hinterland genauer zu kennen und
ohne über Aussichten näher orientiert zu sein, die für baldigen
Abschluß des Waffenstillstandes bestehen, sieht das
Heeresgruppenkommando als seine Pflicht an, rechtzeitig alle
Möglichkeiten ins Auge zu fassen und Aufmerksamkeit AOK. darauf zu
lenken, daß es nicht ausgeschlossen ist, daß in rascher Entwicklung
begriffene Ereignisse im Hinterlande verderbliche Rückwirkung auf
Truppen in der Front beschleunigen, deren Zusammenhalt
äußerstenfalls trotz Eingreifens der Führung und trotz guter
Haltung besonnener Elemente unter der Mannschaft verloren gehen
könnte. Als treibende Kräfte hierfür müssen angesehen werden:

		Nicht zu unterdrückende Nachrichten über
fortschreitende Zersetzung im Hinterland, Sorge um Haus und
Familie, unzureichende Ernährung, mangelhafte Bekleidung und
schließlich das Fehlen jeglicher Hoffnung, daß sich Existenz der
Truppen bessern könnte.

		Sollte aber der erwähnte äußerste Fall eintreten,
so liegen Verhältnisse im hiesigen Heeresgruppenbereich weit
schlimmer als anderwärts, da für Abfließen der Truppen nur eine
einzige durch das Herz Tirols führende Linie verfügbar. Welche
katastrophalen, in ihrer Auswirkung gar nicht zu übersehenden
Folgen für Armee und Hinterland das regel- und zügellose [bookmark: page22]Zurückfluten
einer schlecht bekleideten, hungernden, vielfach bewaffneten
Soldatenmasse zeitigen würde, braucht nicht weiter ausgemalt zu
werden. Heeresgruppenkommando bittet daher, A.O.K. wolle sich im
Interesse von Armee und Hinterland mit allem Nachdruck dafür
einsetzen, daß Waffenstillstand derart rechtzeitig abgeschlossen
wird, daß Abbau der Front geregelt erfolgen könne.

		Heeresgruppenkommando Feldmarschall Erzh.
Joseph.«

		Aber der innere Prozeß in der Armee schien weiter bereits
gediehen, als das Heeresgruppenkommando übersah. Denn nur Stunden
nach dem Berichte an das »Armeeoberkommando« standen im Kampfraum
um Asiago die ungarischen Truppen auf: die 27. Infanteriedivision
und die 38. Honvedinfanteriedivision verlangten den Rückmarsch von
der Front. Károlyis Adresse, das Manifest, der Ruf des Erzherzogs
kreuzten sich in ihren Reden. Von der Piave, von der Brenta, von
der Hochfläche der »Sieben Gemeinden« begann Kanonendonner
heraufzuhallen. Die beiden Divisionen aber erklärten: sie wollten
in die Heimat.

		Ratlos stand das »Heeresgruppenkommando Tirol« vor völlig neuer,
noch nie erlebter Situation. Was die bestürzten Kommandanten von
Asiago und aus dem Val Sugana meldeten, betraf keine kleinen
Einheiten mehr. Zwei kriegsstarke Divisionen widersprachen dem
Willen des Oberbefehls. Die 27. Infanteriedivision stand
unmittelbar vor dem Feind, die 38. Honvedinfanteriedivision als
nächste, wichtige Reserve hinter der Front. Die Meldung von den
Vorfällen wurde dem »Armeeoberkommando« erstattet:

		»Sehr dringend

AOK. Op. Abtlg. Baden.

von HGK. Fm. Erzh. Joseph. Op. Nr. 45000/86.

25. X.

11. Ak. meldet unt. Op. Nr. 3721/1.

		Feldmarschalleutnant von Molnar ist jetzt bei den
Truppen der 27. Infanteriedivision und 38.
Honvedinfanteriedivision, um persönlich Einfluß zu nehmen und
Stimmung zu heben. Eine Mannschaftsdeputation des I. R. 25 brachte
soeben beim Regimentskommando die Bitte vor, nach Ungarn
abtransportiert zu werden. Von Honvedinfanterieregiment 22
(Szekler), das heute auf die Hochfläche marschieren sollte, meldete
Regimentskommando beim Armeekommando, daß die Mannschaften sehr
[bookmark: page23]stramm
und gehorsam sind, daß sie aber, um ihre Heimat besorgt, zu ihrer
Verteidigung nach Siebenbürgen abgehen und nicht auf die Hochfläche
marschieren wollen: sie hätten Nachrichten (Briefe, Urlauber,
Zeitungen), daß so, wie im Jahre 1916, bereits Grenzgebiete geräumt
werden und Regierungskommissar eingesetzt sei. Angeblich sollen
auch die anderen Regimenter der 38. Honvedinfanteriedivision
ähnlich denken; jedenfalls ist die Stimmung dieser Regimenter keine
gute.

		Kommandanten sind der Ansicht, daß mit Gewalt
bestimmt nichts auszurichten sei. Leider hat auch gütliches Zureden
bisher keinen Erfolg gehabt. Situation sehr ernst. Es ist nicht
ausgeschlossen, daß sich die Stimmung auch auf die anderen
ungarischen Truppenkörper (Heer und Honved) verbreitet. Von den
Armeereserven ist 10. Kavalleriedivision im Abrollen.

		Sollten die geschilderten Verhältnisse bei der 27.
I. D. und 38. H. I.D. den Einsatz anderer Kräfte bedingen, so
stehen der Armee hierzu keine Reserven zur Verfügung.

		Angesichts dieser Verhältnisse bittet HGK. um
Bewilligung, äußerstenfalls auf Edelweißdivision D. I. D. greifen
zu dürfen, falls es Lage erfordern sollte. Eheste Entscheidung
unter neuerlich dringendem Hinweis auf HGK. Op. 45ooo/84 erbeten,
um so mehr, als Feind durch Gefangene und Überläufer Kenntnis von
Stimmung der Truppen und Vorgängen hinter der Front erlangt und
dementsprechend seine Maßnahmen treffen wird.

		präs. 25. X. 1 Uhr vorm.

HGK. Fm. Erzh. Joseph.

Op. Nr. 144673.

Op. Nr. 45000/86.«

		Marschall Erzherzog Joseph schickte sich soeben an, seinen
Befehlsbereich zu verlassen, denn der Kaiser hatte ihn zur
Erfüllung seiner ungarischen Befehlshaberschaft endgültig berufen.
Vielleicht aber konnte sein persönlicher Einsatz die
aufrührerischen Divisionen noch beschwichtigen. Marschierten die
Meuterer von der Front ab, so ließen sie ein offenes Tor zurück,
durch das der Feind in Ruhe bloß einzuziehen brauchte. Der Kaiser
selbst wandte sich an den Erzherzog. Und der Chef des Generalstabes
depeschierte:

		»Für Erzherzog Joseph.

		Im Sinne der Euer k. u. k. Hoheit von Seiner
Majestät gegebenen Weisung betreffs beruhigenden Einwirkens auf die
[bookmark: page24]ungarischen Landtruppen bitte ich Euere k.
u. k. Hoheit, sich ehemöglichst zur 27. Infanteriedivision und 38.
Honvedinfanteriedivision zu begeben und dort persönlich belehrend
und beruhigend einzugreifen. Die dadurch bedingte Verzögerung in
der Abreise Euerer k. u. k. Hoheit muß in Kauf genommen werden, da
bei eigenem Weiterschreiten der Mißstimmung der ungarischen Truppen
sich unabsehbare Konsequenzen für Armee und Hinterland ergeben
könnten. Äußerstenfalls kann auf die Edelweißdivision gegriffen
werden.

		von Arz, GO.

Op. Nr. 142673.«

		Der Erzherzog hatte, um in die ungarische Hauptstadt abzureisen,
den Salonwagen bereits bestiegen. Feldmarschalleutnant Willerding
überreichte die Depesche, mit ihm waren noch zwei
Generalstabsoffiziere dem Prinzen nachgeeilt. Aber Erzherzog Joseph
weigerte sich, die Abreise aufzuschieben. Die Vorstellungen der
drei Offiziere währten eine Stunde. Der Schnellzug wartete. Endlich
gelang es, den Erzherzog zu überzeugen, daß kaiserlicher Befehl
auch von ihm befolgt werden müßte. Der Salonwagen wurde
abgekoppelt, der Schnellzug fuhr allein ab, an das
»Armeeoberkommando« in Baden erging die Meldung:

		»Telegramm Op. Nr. 143673 konnte Sr. k. u. k.
Hoheit noch knapp vor Abfahrt zugestellt werden. Abreise ist auf
26. 10. verschoben. S. k. u. k. Hoheit befindet sich bereits auf
der Fahrt zur Front, wo Einflußnahme dringendst notwendig. Resultat
wird gemeldet.

		Heeresgruppenkommando.«

		Das Automobil brachte den Erzherzog gleich darauf über Levico
nach Borgo, in dessen Nähe die 38. Honvedinfanteriedivision
lagerte. Die Berge dröhnten jetzt vom Widerhall tausendfach
feuernder Geschütze. Seit vierundzwanzig Stunden war, vom Assatal
auf der Hochfläche angefangen, an deren Rand bei Asiago die
meuternde Infanteriedivision 27 stand, bis hinab ans Meer, über den
weiten Raum östlich der Brenta und die Piave hinab, der
Kanonendonner unaufhörlich angeschwollen. Seit vierundzwanzig
Stunden griffen Engländer, Franzosen, Italiener an. Eine gewaltige
Schlacht an der italienischen Front hatte begonnen. [bookmark: page25]

		Das feindliche Trommelfeuer hatte die Bergstellungen auf der
Hochfläche der »Sieben Gemeinden«, die Berggräben östlich der
Brenta, die Dammstellungen und Uferlinien am Lauf der Piave, selbst
den Südteil der Front bis zur Adria mit steigender Stärke
überschüttet. Dann war die Infanterie des Gegners sofort zum Sturme
übergegangen. Sie griff am 24. Oktober im Gebirge an. Der Monte
Sisemol, die Gipfel Solarolo, Assalone und Pertica, der Monte
Spinuccia standen in Feuernebeln. Die feindliche Heeresleitung
sparte mit Sturmketten nicht – indes: die Stürme zerschellten.
Einmal drangen die Italiener auf dem Monte Solarolo in die Gräben.
Sie mußten sie wieder räumen. Sie führten ihre Angriffe gegen den
Monte Spinuccia fünfmal. Von kärntnerischen, südmährischen,
galizischen, niederösterreichischen, nordböhmischen, ungarischen
Regimentern wurden sie fünfmal abgewiesen. Alle Sturmversuche gegen
die Bergstellungen am ersten Schlachttage waren schließlich
gescheitert. Gefangene blieben in der Hand der Verteidiger.

		Aber frontabwärts, auf der Piaveinsel Papadopolis, war es um die
gleiche Zeit englischer Infanterie geglückt, festen Fuß zu fassen.
Ungarische Honveds, drei Bataillone stark, lagen als Vorpostenkette
auf der Insel. Hochwasser hatte vier Tage vorher die Stege
fortgerissen, die von der Insel hinüberführten zu den
Hauptstellungen am Damm des Flusses. Im wirren Schilf der Insel,
das keinen guten Überblick gab, lag die Vorpostenkette noch
unachtsamer, als selbst günstigere Umstände gestattet hätten.
Unsichtig war, vom verdampfenden Regen der jüngsten Tage, im ganzen
Umkreis die Luft. Dennoch war kaum zu übersehen, daß die Engländer
über die Hochflut der Piave auf Schiffen kamen. Die Vorposten
fuhren zu spät auf. Die Engländer standen auf der Insel. Das
Handgemenge war kurz, die Posten wurden zurückgedrängt. Sie hatten
nur mehr einen Inselrest.

		Die Schlacht ging im Gebirge weiter. Dort zerbrachen alle
Angriffe der Italiener auch am zweiten und dritten Tage. Sie waren
nach ungezählten Stürmen für kurze Zeit auf dem Monte Pertica und
auf dem Col Caprile eingedrungen. Gegenangriffe holten den
Verteidigern die Gipfel wieder zurück. Am dritten Kampftage hatten
die Italiener auch den Monte Pertica und Monte Assalone besessen.
Nachts warfen sie die Verteidiger der Bergfront von der Kuppe des
[bookmark: page26]Monte
Pertica wieder herab und den Monte Assalone, 1522 m hoch, stürmte
in einem Zuge die vierte Division. Die Hälfte der italienischen
Besatzung blieb gefangen. Das Ringen endete in den Bergen auch am
vierten Tage nicht. Die italienischen Sturmketten erzwangen vom
Gegner nicht einen Schritt. Er hatte keine Stellung preisgegeben.
Er hielt nach viertägiger, mit großem Aufwand geführter Schlacht
alle Gipfel. Mährische, polnische, kroatische,
deutschösterreichische, ungarische, slowakische, tschechische
Infanterie hatte Verteidigung und Gegenangriffe mit der Haltung
aller Kriegs jähre geführt. Der fünfte Schlachttag sah die
Angreifer matt. Aber frontabwärts war die englische Infanterie
inzwischen vorwärts gekommen.

		 

		Gegen die Stellungen der österreichisch-ungarischen VI. Armee
und gegen die Kampflinien der Isonzoarmee trug der Gegner seine
Angriffe mit verdichteter Schwere seit zwei Tagen vor. In die
Armeegrenze zwischen das 24. und 16. Korps stieß das aus seinen
Ruhestellungen hervorgeholte 14. Korps der Engländer, dem im
kampflosen Gelände, zum Schutz der Flanke, das 11. Korps der
Italiener folgte. Zweierlei wußte jetzt der Oberbefehlshaber
Marschall Boroevic: wo die Engländer fochten, war, trotz des wilden
und verlustschweren Ringens der Italiener um einen Erfolg in den
Bergen, der Hauptstoß des Gegners zu erwarten; und der Hauptstoß
zielte auf Vittorio. Durchstießen die Engländer hier die
österreichisch-ungarische Front, so schwebte sie mit zwei Flügeln
verloren in der Luft. Links hing der eine dann, von der Adria
herauf, in der Venetischen Ebene, rechts der andere Flügel in
Tirol. Die Berge zwischen den Flügeln, ein weites, ungeheueres Rund
an der Grenze der italienischen Ebene, waren so schnell nicht zu
besetzen und zu verteidigen, daß nicht der siegreiche Gegner sie
schneller erreicht hätte. Der Stoß auf Vittorio war der schnellste
Weg nach Norden, der kürzeste ins Tal der Drau, der gefährlichste
Weg mitten in die Monarchie. Glückte der Stoß in der Art, wie die
Durchbrüche von Tolmein oder Gorlice geglückt waren, dann konnte
alles jäh zu Ende sein. Von viererlei Stellen stießen die Engländer
in der Richtung auf Vittorio.

		Sie hatten allmählich die Vorposteninsel Papadopolis ganz in
ihre Gewalt bekommen. Der Verlust der Insel war völlig belanglos
für [bookmark: page27]den Halt
der Verteidiger, deren Hauptstellung sich am Piavedamm hinzog. Aber
ihn überschüttete in der Nacht zum 27. Oktober neues Trommelfeuer.
Gleichzeitig überschritten die britischen Streitkräfte oberhalb des
Montellomassivs den Fluß in der Richtung auf Valdobiadene und
Bigolino, überdies unmittelbar vor dem Montellomassiv stromabwärts
von Vidor. Den Vorstoß auf Bigolino brachten die Angegriffenen
durch ihre Artillerie sogleich zum Scheitern. Um Valdobiadene
hielten sich die Engländer mit Zähigkeit fest. Bei Vidor gelang es
ihnen, über den Fluß her ihre Kräfte zu verdichten. Alle Angriffe
zielten jetzt auf das zweite Korps. Sein Führer schritt bei
Sernaglia im Soligobecken zum Gegenangriff. Der Kommandant der VI.
Armee meldete am Abend des 27. Oktobers an Marschall Baroevic:

		»2. Korps erwartet auf 31. und 25.
Infanteriedivision neue Angriffe. Im Soligobecken hat unser
Gegenstoß Lage anscheinend gebessert. Beim 24. Korps Kampfraum ganz
behauptet.«

		Indes erlahmten die Engländer in ihren Angriffen nicht. Sie
hatten am gleichen Tage, von der Insel Papadopolis her, nach
heftigem Trommelfeuer auch gegen die Honveds der 7. Division
losgeschlagen. Ohne daß ihnen ein Durchbruch gelang, drückten sie
doch allmählich bei Valdobiadene, bei Sernaglia und gegenüber der
Piaveinsel die österreichisch-ungarischen Truppen ein Stück zurück.
Zwischen den Angegriffenen wich das ungarische 24. Korps nicht
einen Schritt breit. Aber die 7. Honveddivision, deren Bataillone
schon den Besitz der Insel verspielt hatten, gab nach. Die
Engländer arbeiteten sich, wieder ohne Durchbruch, dennoch mit
zähem Druck, hier 3 km weit vor. Sie gelangten bis Tezze und San
Polo jenseits der Piave. Vorsichtig blieben sie dann stehen. Auch
Feldmarschalleutnant Berndt, der Führer des 16. Korps, schritt
jetzt zum Gegenangriff. Die Unternehmung befahl er in der neunten
Morgenstunde, doch noch mittags war sie nicht unternommen.
Zweideutig war die Haltung des mit der Aufgabe betrauten Generals
Majewski, eines Offiziers von polnischer Herkunft, mit dem der
Feldmarschalleutnant den Gegenstoß genau besprochen, dem er dazu
die 201. Landsturmbrigade zugewiesen hatte, der aber von seinen
eigenen Truppen sich entfernt hatte, nördlich Monte Cano endlich
aufgefunden wurde, aber nichts von einer ihm [bookmark: page28]zugewiesenen Brigade zu wissen
vorgab. Zweifellos war es, daß der General entweder die Nerven
verloren hatte, wozu allerdings kein Anlaß war, oder daß er Verrat
übte. Der Gegenstoß litt noch unter anderen Zwischenfällen. Vom
Solnoker Infanterieregiment hielt ein Teil sich zuchtlos. Der
Oberstkommandeur des 137. Infanterieregiments befand sich auf
Urlaub. Den Gegenstoß führte schließlich ein Major. Er fiel in
Tezze. Nachmittags 4 Uhr hatte der Gegenangriff kleine Erfolge.
Aber die Engländer blieben, wo sie waren.

		Sie führten am 28. Oktober ihre Stürme mit verdoppelter Kraft.
Über die Piave hatten sie ihre Artillerie nachgezogen. Sie
erweiterten ihr Gelände bei Valdobiadene, bei Sernaglia, gegenüber
Papadopolis. Natürlich zogen sie an den drei Übergangsstellen stets
aufs neue nach, was sie an Kräften einsetzen konnten. Wieder
vermochten sie nirgends einen Durchbruch zu erzwingen. Aber so
stark wurde doch ihr Druck, daß der Kommandant der VI. Armee dem
schwer fechtenden 2. Korps den Rückzug in die zweite Gefechtslinie,
der Kommandant des 16. Korps seinen Truppen den Rückmarsch hinter
den Monticanabach befahl. Fünf Tage war bisher die Schlacht
gegangen. In der Gebirgsfront standen sämtliche Truppen des
Feldzeugmeisters Goglia, das 26., 1. und 15. Korps, so
unerschüttert wie am Hauptkampfplatz in der Ebene das 24. Korps.
Zwei Ausbuchtungen nur waren dort entstanden: beide gering im
Vergleich zu den englischen Opfern, beide ohne Gefahr für den
Verteidiger, wenn er hielt. Das 2. Korps ging auf die Höhen zurück,
nahe dem Schauplatz der ausgetragenen Kämpfe, den es von oben her
so mühelos und überlegen beherrschen mußte, daß den Engländern das
Verbleiben im Kessel, wenn sie nicht vorzogen, sich in einen neuen
Kampf um die Höhen einzulassen, von selbst unerträglich werden
mußte. Aus dem Halbrund gegenüber Papadopolis mußten die Engländer
wieder vertrieben, sie mußten über die Piave wieder zurückgeworfen
werden, wenn man sie nur rasch und geschickt angriff. Vor dem
Monticanabach, vor undurchbrochener Front, saßen sie in einem
Hufeisen. Marschall Boroevic befahl den Gegenangriff in großem
Stile für den nächsten Morgen. Noch gestern hatte er dem
»Armeeoberkommando« berichtet:

		»Militärische Lage ist, was Kräfteverhältnis,
taktische und operative Lage anbelangt, gegenwärtig noch keineswegs
beunruhigend« – – [bookmark: page29]

		Musterhaft arbeitete er die Anlage des Aufmarsches. Musterhaft
führte ihn der Korpskommandant Berndt durch. Über Nacht waren die
Engländer in ihrem Rund umklammert:

		§§§

		Marschall Boroevic fürchtete den Gegner nicht. Denn die Schlacht
war eigentlich schon abgewehrt, der Durchbruchsversuch mißglückt.
In fast sechs Tagen zählte, entlang der ganzen, weiten Front, der
Gegner selbst nur 20 000 Gefangene. Der Marschall konnte an Gorlice
denken, an den Durchbruch von Flitsch und Tolmein. Am dritten Tage
waren in Galizien wie am Isonzo dem Angegriffenen Hunderttausende
an Gefangenen verloren gegangen. Am dritten Tage rasten damals die
geschlagenen Armeen in kopflosem Entsetzen davon. Hier gab es keine
Flucht. Der Marschall hatte 3 Kilometer verloren. Und seine Front
stand. Er fürchtete auch die Engländer nicht. Er fürchtete anderes:
die eigenen Truppen. Die Schlacht war vom Gegner, trotz aller
Anspannung, kaum bis zur [bookmark: page30]Krise geführt. Militärisch konnte der Marschall
über solche Krisen lächeln. Dennoch war die Krise da und schwerer
als irgendeine, seit er überhaupt Truppen geführt: die Krise von
Monarchie und Reich und Krieg.

		Wurde der Gegenangriff geschlagen, kam kein Engländer mehr einen
halben Kilometer weit vor. Der Marsch auf Vittorio war dann zu
Ende. Aber am Morgen des 29. Oktober meuterten die zum Gegenangriff
herangeführten Divisionen. Sie wollten ihn nicht mehr schlagen. Der
Angriff wurde abgesagt. Meuterei flammte auf im ganzen Heere.

		 

		Marschall Erzherzog Joseph war, nachdem er sich entschlossen
hatte, dem Befehle des Kaisers zu folgen, bei den aufrührerischen
Honveds in Borgo rasch eingetroffen. Er trat vor die Truppen der
38. Division, erinnerte sie an Königstreue und Pflichterfüllung,
schließlich forderte er sie auf, den Marsch auf die Hochfläche
anzutreten, wie ihr Befehl war. Die Honveds versicherten den
Erzherzog ihrer Anhänglichkeit. Ihre »Eljen!«-Rufe überboten sich.
Im übrigen: auf die Hochfläche würden sie nicht marschieren. Zur
Verteidigung Ungarns sollte der Erzherzog sie heimwärts führen. Der
Prinz sagte zu. Er verließ die 38. Honveddivision.

		Der Befehl des Kaisers war gewesen, daß der Erzherzog nördlich
Asiago auch auf die ungarische 27. Infanteriedivision einwirke.
Unter ihren Truppen hatte die Aufruhrbewegung schlimme Wendung
erreicht: das Kaschauer Infanterieregiment 37, bisher ein
Musterregiment an allen Fronten, die drei Regimenter 67, 85, 101
verweigerten den Gehorsam. Sie alle erklärten, daß sie auf Ablösung
nicht länger als vierundzwanzig Stunden warten wollten. Dann würden
sie die Hochfläche verlassen. Und eines der meuternden Regimenter
hatte sich, unmittelbar im Rücken der Front, im Raume der Malga
Galmarara, hinter Erdgräben verschanzt. Die Zeit vertrieb es sich
mit dem Werfen von Handgranaten und ziellosen Gewehrschüssen. Im
Kommando des 13. Korps erstattete der Korpsführer Generalmajor
Sallager dem Erzherzog davon Meldung. Aber die Dunkelheit war indes
hereingebrochen, der Erzherzog besorgte, daß die Mannschaften ihn
nicht erkennen würden. Er kehrte am 26. Oktober nach Bozen zurück.
Er hatte kein Regiment der 27. Infanteriedivision aufgesucht. Dem
Oberstleutnant [bookmark: page31]Wittich diktierte er das Ergebnis seiner
Einflußnahme als Bericht an das »Armeeoberkommando« in Baden. Er
wiederholte darin die Bitte um beschleunigten Abschluß des
Waffenstillstandes und meldete, daß er nach Ungarn abreise. Am
gleichen Mittag verließ er Tirol.

		 

		Vom Kommando der 11. Armee war, um die verwaiste Steile des
Erzherzogs zu besetzen, bis Marschall Köveß aus Serbien ankäme,
Feldmarschall Krobatin in Bozen eingetroffen. Er sah die Lage
hoffnungslos. Mit einem Notschrei wandte er sich unmittelbar an den
Kaiser. Er überging das »Armeeoberkommando«, überging den Chef des
Generalstabes: dem Kaiser selbst ließ er, was er mit Bleistift
hastig auf einen kleinen Papierfetzen niedergeschrieben, als
»untertänigsten Vortrag bei seiner Majestät« nach Baden
depeschieren. Der Waffenstillstand müsse geschlossen werden, koste
es, was es wolle. Als eine Horde von Plünderern und Brandstiftern
werde sonst das aufgelöste Heer über das Land zurückfluten und
alles verheeren – –

		Schnellste Maßnahmen wurden in der Zwischenzeit von dem
Heeresgruppenkommando in Bozen getroffen, um wenigstens bei Asiago,
wenn die Regimenter der beiden aufrührerischen Divisionen wirklich
abzogen, die Lücke gegen den Feind zu schließen. Von der stillen
Front der 10. Armee wurden Truppen der 159. Brigade, der
Kaiserjägerdivision, der 56. Schützendivision, der 19.
Infanteriedivision herausgezogen. Sie hatten sofort auf die
Hochfläche der »Sieben Gemeinden« zu marschieren. Die unbotmäßigen
Divisionen hatte das Heeresgruppenkommando noch einmal
aufgefordert, auf ihren Posten zu verharren: gleichgültig wäre es,
wo die ungarischen Truppen ihr Vaterland verteidigten, denn mit dem
Zusammenbruch der Armee wäre auch das Schicksal Ungarns besiegelt.
Aber das »Armeeoberkommando« teilte dem Bozener Kommando jetzt
seine eigene Auffassung mit: daß im Jahre 1915, als die Italiener
dem österreichisch-ungarischen Verbündeten in den Rücken gefallen
wären und Tirol bedroht hätten, vom galizischen Kriegsschauplatz
Tiroler Truppen zum Schutze des Heimatbodens abgesandt worden
seien, daß man das Verlangen der Ungarn, nunmehr ihre Heimat zu
verteidigen, daher nicht ablehnen könne. Allerdings waren im Jahre
1915 vor allem darum Tiroler Regimenter [bookmark: page32]nach dem Südwesten der Monarchie
geschickt worden, weil sie selbst Söhne der Berge waren, die sie am
besten kannten und am sichersten schützten. Aber die Tatsache der
Entsendung war, wie immer man sie auslegte, nicht zu bestreiten.
Und das »Armeeoberkommando« befahl den Abmarsch der beiden
Divisionen. Ihm übermittelte gleich darauf das Hauptquartier in
Udine eine erregte Depesche:

		»AOK. Sehr dringend.

26. 10. 12 Uhr 10 n.

		Heeresgruppenkommando Tirol teilt unter 50 000/4
mit, daß 27. Infanteriedivision und 38. Honvedinfanteriedivision,
welche meutern, auf Allerhöchsten Befehl nach Ungarn abgeschoben
werden müssen. Angesichts der Situation und der mir obliegenden
Verantwortung melde ich, daß dieses Verfahren, wenn es auf meine
Heeresgruppe ausgedehnt würde, unvermeidlich zur Katastrophe für
Armee und Staat führen würde.

		Die abberufenen Divisionen würden Italien in die
Hände fallen und Ungarn nicht erreichen.

		Op. Nr. 1493.

Feldmarschall Boroevic.«

		Das »Armeeoberkommando« verblieb bei seinem Befehle. Noch einmal
appellierte das »Heeresgruppenkommando Tirol« an die beiden
ungarischen Divisionen: zu warten, bis wenigstens die Ablösung zur
Stelle wäre. Aber die Ungarn warteten nicht. Sie zogen die Straße
von Asiago herab, die der einzige Weg nach Norden war. Sie
biwakierten auf ihr vor dem Monte Rover. In mühseligen Fußmärschen
kamen, über Trient her, jetzt die Ablösungsbataillone der 10. Armee
herauf. Im Val Sugana schon rollten an ihnen lärmende Züge vorbei.
Die Ungarn begannen heimzukehren. Sie johlten und schrien,
Hohngelächter überschüttete die Bataillone, da sie weiterzogen.
Stumm und nachdenklich marschierten sie, beunruhigt und beängstigt
von den Zurufen, daß sie dumm genug wären, um die Löcher zu
stopfen, die sie, die Ungarn, gerissen. Und auch die marschierenden
Bataillone mußten am Monte Rover kampieren. Es war die Nacht zum
28. Oktober, die durchgegangenen Horden der 27. Division mischten
sich in der Rast mit den Truppen, die für sie einspringen sollten.
Am Morgen verweigerten auch die Bataillone den Gehorsam. Sie
wollten sich nicht totschlagen lassen für die Ungarn, nicht für
eine [bookmark: page33]hoffnungslose Sache. Auch sie wollten nicht mehr
auf die Hochfläche. Nur ein Bataillon der 159. Brigade marschierte
noch weiter. Es waren alte Landstürmer: Deutsche und Tschechen.
Zermürbt von Marsch und Erlebnis langten sie bei Asiago an. Statt
eines Regiments standen sie endlich – am Morgen des 29. Oktober –
in den Gräben.

		Am gleichen Morgen konnte der Gegenangriff, den Marschall
Boroevic auf die Engländer angesetzt hatte, nicht mehr geschlagen
werden. Das Signal des Aufruhrs war vor den Engländern von der 26.
tschechischen Schützendivision gegeben worden.

		*

		[bookmark: page34] [bookmark: page35]

	
		
		Die slawischen Nationalstaaten

		[bookmark: page36] [bookmark: page37]

		Marschall Erzherzog Joseph war auf der Rückreise von der Tiroler
Front, fast um die gleiche Stunde, da der Kaiser aus Schloß Gödöllö
nach Schönbrunn zurückgekehrt war, in der Wiener Hofburg
eingetroffen. Alle Versuche des Kaisers waren bisher
fehlgeschlagen, Klärung und Festigkeit in die leidenschaftlich
bewegten, drohenden Verhältnisse zu bringen, die seit dem Tage des
kaiserlichen Manifestes, seit der Lossage von Österreich, seit der
Verkündigung der Personalunion mit dem Hause Habsburg, die Kräfte
des ungarischen Königreiches teils verzehrten, teils zu Auflehnung
und Trotz aufstachelten. Sicher war, daß der alte, mächtige Graf
Stephan Tisza unter der niederschmetternden Wucht aller Erlebnisse
die Sammlung, die Richtung, das Bewußtsein seiner sonst gebietenden
Persönlichkeit verloren hatte, die allein vielleicht noch Kämpfer
der Ordnung, Erhalter des Bestehenden um sich hätte scharen können.
Sicher war, daß die Kampfansage der neuen, demokratischen Gedanken
an das System von gestern, der Kampfruf nach einem völlig
selbständigen, mit niemand mehr verknüpften Ungarntum eigentlich
von allen Ungarn aufgenommen wurde. Dem Apostel der neuen
Demokratie, dem wildesten Forderer der ungarischen Selbständigkeit,
dem Grafen Michael Károlyi, mißtraute der König. Er hatte in
Gödöllö alle Möglichkeiten mit Michael Károlyi besprochen, unter
denen der Graf als Ministerpräsident an die Spitze des Landes
treten könnte. Da der Graf in Gödöllö noch einmal vor den König
gerufen worden war, war im Vorraum die Königin Zita rasch auf ihn
zugetreten:

		»Retten Sie den König!«

		»Ich will gewiß gern tun, was an mir liegt,« hatte Graf Károlyi
geantwortet, »aber alle Throne zugleich kann der Kaiser nicht
retten. Er muß sich entscheiden. Auch er muß etwas dazu tun.«

		Die Königin hatte den guten Willen, die Friedensliebe des
Kaisers betont. In ihrer Stimme war ein schwaches, kaum merkliches
Zittern gewesen. [bookmark: page38]

		Wirklich hatte dann der Kaiser den Grafen gebeten, ihn nach Wien
zu begleiten. Er war als »designierter Ministerpräsident«
mitgereist. Indes er im »Hotel Bristol« auf Mitteilungen aus Schloß
Schönbrunn wartete, die ihn zum König, zu dem neuen
österreichischen Ministerpräsidenten Professor Lammasch, zu seinem
eigenen Schwiegervater, dem neuen Außenminister Grafen Andrássy
rufen sollten, fuhr Kaiser Karl selbst in die Hofburg. Dort sprach
er mit Erzherzog Joseph.

		Der alte Plan wurde Beschluß: den ungarischen Erzherzog jetzt,
in gefährlichster Zeit, an die Spitze des Landes zu stellen.
Vielleicht bewog sein Ansehen die Parteien, ein neues Kabinett zu
ermöglichen, wenn er als »homo regius« die Gegensätze schlichten
half. Dann mußte nicht unbedingt ein Graf Michael Károlyi der
Retter sein. Der Erzherzog konnte noch andere finden. Der Kaiser
ernannte den Prinzen endgültig zum Oberkommandanten aller
ungarischen Truppen. Er legte die Kabinettsbildung in seine Hände.
Kaiser und Erzherzog fuhren nach Schönbrunn. Dem nachfragenden
Grafen Károlyi teilte der Obersthofmeister Graf Hunyady mit, daß
der Kaiser keine Aufträge für ihn hätte. Nachmittags reisten beide,
Erzherzog und Graf, beide im gleichen Zuge, nach Ungarn ab.

		 

		Der Kaiser blieb in Schönbrunn. An der italienischen Front ging
eine große Schlacht, die Engländer hatten einen kleinen Vorteil
errungen. Trotz der furchtbaren Gefahr, die in der Absage der
ungarischen Truppen, in der Möglichkeit des Fortschreitens solcher
Absage lag, hielt bisher die Front. Sie schlug sich sogar, wenn man
die Ausdehnung des Kampfes, den Einsatz der Massen bedachte, die
der Gegner ohne wesentlichen Erfolg vorführte, genau wie sonst. So
groß war die politische Spannung des Augenblickes, daß der Kaiser
nicht daran denken konnte, sich in die Mitte seiner kämpfenden
Truppen zu begeben, auch wenn ihn ein verzweifelter Ruf, daß er die
Zersetzung im Rücken der Kämpfer beschwöre, aus der »Isonzoarmee«
darum anflehte. Zwar zeigte der Tag der Ankunft aus Gödöllö noch
leidliche Stille. Der niederdrückende Beschluß, vor dem Präsidenten
der Vereinigten Staaten den Friedensweg ohne Deutschland zu suchen,
war unabänderlich. Vielleicht brachte wirklich der Erzherzog in
Ungarn Ordnung. Vielleicht glückte dem neuen österreichischen
Ministerpräsidenten, auch [bookmark: page39]wenn der Kaiser lange skeptisch von der Weltfremdheit
des Professors und seinen erschütterten körperlichen Kräften
gesprochen hatte, doch der Übergang vom alten Staat zum
Staatenbund. Wenn dies geschah, noch ehe man sich zu den
Friedensverhandlungen setzte, war alles gewonnen. Schon am Tage
nach der Ankunft des Kaisers leistete der Professor den
Ministereid. Aber schon der erste Tag seiner Präsidentschaft
brachte – nach dem kurzen Aufatmen, nach vierundzwanzigstündiger,
scheinbarer Entspannung, weil man von neuen Männern doch noch
mögliche Wirkung erhoffte – Sturm auf Sturm. Minister und Kaiser
wurden machtlos, ratlos und steuerlos über Nacht.

		Dem Kaiser unterbreitete die Militärkanzlei am Vormittage des
28. Oktobers die Meldung:

		»Hoftelegramm.

Angekommen in Wien

28.10.1918 12 Uhr.

		An die Militärkanzlei Seiner Majestät.

		Gegeben persönlich durch General d. Inf.
Snjariè.

		Bürgermeister von Ossijek meldet durch
Landesregierung: Garnison Ossijek hat Gehorsam verweigert.
Nationalratsmitglieder versuchen in Kasernen zu beruhigen. Ohne
Erfolg. Lage eine hoffnungslose.

		Nasice brennt. Güter Grafen Bejaèevic werden
geplündert.

		Virosititz meldet größte Gefahr. Meuterer nähern
sich Stadt. Pöbel schließt sich überall an.

		Nationalrat verweigert Führung. Landesregierung und
Nationalrat glauben, daß sofortige Amnestie und Entlassung der
Mannschaften nach Hause einziges Mittel wäre, um zu helfen. Waffen
für Bürgergarde dringendst.

		Nr. 2735

Militärkommando Agram.«

		Vom Vortage lief eine Depesche des »Flottenkommandos« ein. Dem
Chef des Generalstabes berichtete der Admiral von Horthy:

		»Laut Meldungen verläßlichen militärischen
Vertrauensmannes bei Fortbesatzungen, sonstigen Heeresformationen
und Flottenbemannung Meutereibewegung unmittelbar bevorstehend, mit
dem Ziele, nach Aufteilung von Proviant, Monturen und Geldverlägen,
bzw. nach Verlassen der Schiffe, in ihre Heimat abzuziehen. Ich
werde morgen persönlich durch Ansprachen Bewegung niederzuhalten
trachten. [bookmark: page40]

		Telegraphische Kalmierungen und zum Ausharren bis
Friedensschluß ermahnende Enunziationen der Führer und Nationalräte
an die Heeres- und Marinemannschaften, gefolgt von Entsendung von
Vertretern der Nationen in die Hauptkriegshäfen Pola und Cattaro
könnten vielleicht noch Katastrophe abwenden« – –

		Der Verbindungsoffizier des »Armeeoberkommandos« bei der Flotte
meldete – mit vielen bedrohlichen Einzelheiten – aus der
Kriegshafenstadt Pola:

		»Vertrauensmänner des ›Prinzen Eugen‹ erklärten dem
Schiffsarzt, zu dem sie besonderes Vertrauen haben, daß die ganze
Aktion bereits seit drei Monaten in Vorbereitung, daß sie einer
unbedingten Einflußsphäre (die sie nicht nennen wollen)
ehrenwörtlich verpflichtet sind, am 1. November unbedingt Schiffe
zu verlassen, um in ihre Heimat abzugehen. Auch bei der ganzen
Armee im Felde soll angeblich dieser Tag als Stichtag bekannt
worden sein. Matrosendeputationen behaupten, daß ungarische
Regimenter Front verlassen werden. Auf einigen Schiffen eine Art
passiver Resistenz bereits ausgebrochen. Gesamte Detail-Offiziere
von ›Viribus‹ haben sich heute erschossen« – –

		Der Verbindungsoffizier gab zugleich die Erklärung:

		»Springender Punkt der Unruhen der Ungarn ist das
Verhältnis Kroatiens zu ihrem Staat und die Aufforderung des Grafen
Károlyi an alle Ungarn, in ihre Heimat zurückzukehren.

		Ungarn sagen: ›Behalten wir Kroatien, so müssen wir
nach Hause gehen, um unsere Heimat gegen ähnliche Angriffe wie in
Fiume zu schützen. Behalten wir Kroatien nicht, so haben wir keine
Küste und keine Häfen und brauchen keine Marine. Auf jeden Fall
müssen wir daher weggehen.‹

		Kroatische Stimmung wechselt. Wird man gesamtes
südslawisches Reich garantieren, so würden sie bleiben, da ja dann
nach ihrer Meinung Marine ohnehin zum südslawischen Staat kommt.
Vorläufig wollen beide weggehen.

		Deutsche sind ruhig. Andere Nationalitäten
unausgesprochen. Jetzt verlangt jede Nationalität Hersendung eines
Abgeordneten. Für Ungarn müßte dies unbedingt ein Abgeordneter der
Károlyipartei sein. [bookmark: page41]

		Geschieht bis zum i. nichts, so gibt es eine
unabsehbare Katastrophe und Pola ist den Bolschewiken
ausgeliefert.«

		Alles bei der Flotte schien plötzlich in Brand und Alarm.
Furchtbar brachen die Einzelheiten davon an einem einzigen Tage
herein. Und nicht nur die Erhebung der Matrosen drohte. Die
Unglücksbotschaften überstürzten sich. Noch gestern hielt die
Front. Noch heute hielt sie. Aber Marschall Boroevic depeschierte
am 28. Oktober nachmittags:

		»AOK. dringend.

VI. Armeekommando meldet:

		Es mehren sich die Fälle, daß zur Front dirigierte
Truppen Gehorsam verweigern. Erklären, nicht mehr zu kämpfen und
nach rückwärts zu marschieren. Es gelingt bloß in vereinzelten
Fällen und vorübergehend, Ordnung zu schaffen. Zum Erzwingen des
Gehorsams durch Waffengewalt fehlen die hierzu notwendigen Truppen.
Taktische Kalküls und Entschlußfassungen sind wertlos, da auch auf
die bisher vollkommen guten Truppen kein Verlaß ist.«

		Meldung schlug hinter Meldung ein. Grell zeigte sich
unbarmherzig das Gesamtbild dieses einen Oktobertages, daß
eigentlich die ganze Situation verloren war.

		 

		Der Krieg war für die Monarchie zweifellos in jeder Form zu
Ende. Ob ihn der Gegner durch Waffen gewonnen hatte oder anders,
war gleich im Augenblick solchen Zerfalles. Es ging auch gar nicht
mehr um Schlacht oder Krieg. Eine andere Frage hatte sich erhoben:
Reichsbestand oder Anarchie. Der Chef des Generalstabes selbst
stand unter dem Eindruck, daß die militärischen Vorgänge
zurücktraten gegenüber den politischen Ereignissen bei der Armee,
gegenüber den inneren Fragen des Reichsdaseins. Sie sah er« noch
unentwirrbarer, wenn die Front zersprengt war. Ganze Truppenteile
begannen den Abmarsch. Indes die Ungarn von der Hochfläche der
»Sieben Gemeinden« abzogen, traf jetzt auch noch die Nachricht ein,
daß selbst die deutsche »Edelweißdivision« den Gehorsam
verweigerte. Vielleicht brachte er die Massen zur Ruhe, zum Stehen,
wenn der Kampf aufhörte. Die schwersten Bedingungen des Gegners
konnten nicht schwerer sein, als die Gefahr der im zersplitterten
Hinterland auftauchenden, alles überschwemmenden Armee. An die
Flotte wandte sich der Kaiser selbst mit Bitten, nur [bookmark: page42]wenige Tage noch auszuharren. Den
ungarischen Ministerpräsidenten wies er an, die gewünschten
Abgeordneten schleunigst zu den Matrosen zu entsenden. Der
»Edelweißdivision« erteilte Baron Arz nicht mehr Befehle. Er
versuchte durch Anruf ihrer Ritterlichkeit etwas zu erreichen.

		Noch ahnte der Gegner nicht den ganzen Umfang eines Sieges, den
er durch Schlachten nicht erfochten hatte. Noch sah er nicht, wie
es überall im Innern war. Soeben hatte der Ministerpräsident
Lammasch, um das Werk der Liquidation in der Monarchie zu neuem
Aufbau durchzuführen, den ersten Ministerrat seines Kabinetts
eröffnet, als abermals eine Hiobspost, niederschmetternder als jede
andere, unmittelbar in die Sitzung schlug. In Böhmen war die
Revolution ausgebrochen. Die Staatsgewalt hatte der Nationalrat an
sich gerissen. Der kaiserliche Statthalter Graf Coudenhove, soeben
erst in der Reichshauptstadt eingetroffen, um sich Vollmachten zu
holen, war unmittelbar nach seiner Abreise von Prag abgesetzt
worden.

		Kein Bericht kam, wie die Ereignisse in Prag sich zugetragen
hatten. Niemand wußte ihr Endziel. Niemand wußte, was jetzt in
Ungarn kam. Von tausendköpfiger Menge war Graf Károlyi gestern in
Budapest erwartet und begrüßt worden. Er hatte ihr eröffnet, daß er
nicht als Ministerpräsident aus Wien zurückkehre. Seine Mission sei
gescheitert. Enttäuscht hatte es die Menge gehört, mit dumpfem
Murren. Mit Erzherzog Joseph sprach der Kaiser über eine Stunde.
Bisher hatte der »homo regius« keine Entwirrung schaffen können.
Das Hoftelegramm des Generals Snjariè war die endgültige
Abfallsansage Kroatiens gewesen. Vielleicht war endgültig auch
Böhmen verloren.

		 

		Noch war es nicht länger her als vierzehn Tage, daß offener
Aufruhr und der Versuch eines Umsturzes in Böhmen unternommen
worden war. Die tschechischen Sozialdemokraten, der »Sozialistische
Block«, hatten die Arbeiter zur Erhebung und zur Ausrufung der
Republik aufgefordert. Am 14. Oktober sollte am Altstädter Ring in
Prag der habsburgischen Herrschaft ein Ende gemacht werden.

		Die Arbeiterführer waren so gut wie die übrigen tschechischen
Politiker fast alle von der Selbständigkeit überzeugt, mit der der
Tschechoslowakische Staat aus dem Weltkrieg hervorgehen müsse.
Niemand hatte einen Zweifel daran, daß Professor Massaryk bei dem
[bookmark: page43]Präsidenten der
Vereinigten Staaten, niemand, daß das Haupt der »Pariser
tschechischen Regierung«, Benesch, in Frankreich alles erreicht
hatten, was für den neuen Staat überhaupt zu erreichen war. Aber
noch war die Verbindung mit den Landsleuten im Auslande selten,
gefährlich und schwer. Es stand für die Gruppen, die den Abschied
von Österreich um jeden Preis wollten, nicht fest, was Professor
Massaryk als Letztes für die Tschechoslowakei erstrebte, ob
Republik oder neues Königtum. Was der Umbau in Österreich noch
erreichen wollte, war allen deutlich: auch den selbständigen
tschechoslowakischen Staat unter dem Hause Habsburg. Als die
bulgarische Armee zusammengebrochen war, als der Ministerpräsident
Freiherr von Hussarek den sozialistischen Tschechenführer Tuszar zu
sich gebeten und ihm eröffnet hatte, daß man sich darauf einrichten
müsse, einen Frieden mit vielen Opfern zu schließen, war von dem
Gerufenen die Frage gestellt worden:

		»Was gedenkt aber die österreichische Regierung im Innern zu
tun?«

		Der Ministerpräsident hatte sich auf seine darüber schon
abgegebenen Erklärungen berufen. »Nationale Autonomie in den
Grenzen der historischen Länder« wolle die Regierung schaffen.

		»Es scheint mir zu spät zu sein für solche Pläne,« war die
Antwort des Tschechenführers gewesen, »ich mache Sie aufmerksam,
mit aller Entschiedenheit – und auch den Kaiser –, es ist der
letzte Moment, daß man mit dem Vorschlag eines Bundesstaates kommen
könnte. Aber ich weiß nicht, ob man in vierzehn Tagen mit Ihnen
darüber sprechen wird.«

		Der Kaiser trug sich, in vorwärtstreibender Entwicklung, mit
Umbauplänen, die täglich greifbarer wurden. Vielleicht wurden die
Bundesstaaten wirklich geschaffen. Vielleicht behauptete sich der
Kaiser durch sie dennoch; es konnte aber auch sein, daß später,
wenn das Haus Habsburg trotz aller Rettungsversuche fiel, die
Bürgerlichen ein anderes Königtum begehrten. Auch davor wollten die
radikalen Sozialisten sich geschützt, ihre Unabhängigkeit von den
Bürgerlichen wollten sie gesichert wissen. Sie drängten auf ein
Losschlagen. Sie wollten endgültig geschaffene, unumstößliche
Tatsachen sehen: die erklärte und durchgesetzte Republik sicherte
sie allein. [bookmark: page44]

		Die Not im Lande ließ die Arbeiter leicht sich erhitzen. Sie
wurde zugleich ein Deckmantel der Werbung. Die Arbeitsruhe wurde
von den Gewerkschaften und Verbänden für den 14. Oktober im ganzen
Lande befohlen. Eine Proklamation flatterte von Fabrik; zu Fabrik,
von Arbeitsstätte zu Arbeitsstätte:

		»Einig im Beschlusse mit dem sozialistischen Rate
des tschechoslowakischen arbeitenden Volkes in allen böhmischen
Ländern, erheben wir heute feierlichen Protest gegen die Ausfuhr
von Lebensmitteln und Kohle, gegen die Verwüstung unserer Länder,
gegen den Mord am Volke!

		Vier schreckliche Leidensjahre sind zu Ende. Die
zahllosen Gräber unserer Leute, das zu Skeletten umgewandelte
arbeitende Volk und die stummen Schrecken in unseren Familien
treiben uns zur Abwehr. Wir haben mit den Männern zu Ende
gesprochen, die uns von der kaiserlichen Regierungsmacht
aufgezwungen worden sind, und es wäre eine Erniedrigung für das
Volk, weiter noch mit Faktoren zu verhandeln, die dem Volk nicht
verantwortlich sind. Indes sie uns mit der einen Hand immerfort
Versprechungen gaben, haben sie uns mit der anderen Hand unablässig
beraubt.

		Die Zeit hat sich erfüllt. Schon haben wir die
Fesseln untergebener Sklaven abgeschüttelt, wir sind zur
Selbständigkeit auferstanden. Aus eigenem unbeugsamen Willen und
unter der Sanktion der ganzen demokratischen Welt erklären wir, daß
wir als Vollzieher der neuen staatlichen Souveränität, als Bürger
der freien tschechoslowakischen Republik heute hier stehen.

		Wir erklären, daß jeder Versuch einer Ausfuhr und
Plünderung unserer Länder ein gleicher Raub, ein gleiches
Verbrechen gegen unseren souveränen Staat ist, wie es der Überfall
Belgiens zu Beginn des Krieges war.

		Jeder solche Schritt wird alle Massen des
tschechischen arbeitenden Volkes zur verzweifelten Abwehr treiben.
In dieser gemeinsamen Abwehr gegen den Hunger und Tod werden mit
uns die Massen des deutschen arbeitenden Volkes eins sein.

		Wer sich diesem Willen des arbeitenden Volkes
entgegenstellt, wird dem arbeitenden Volk auch verantwortlich sein.
Jeder neue gegen uns gerichtete Gewaltakt wird für uns eine neue
Anklage bleiben vor dem internationalen Tribunal. Das [bookmark: page45]Recht auf Leben und
Freiheit wird uns niemand mehr nehmen. Unsere Sache ist die Sache
der ganzen Welt. Sie hat einen ruhmreichen Sieg bereits errungen!
Wehe denen, die es wagen sollten, die auferstandenen Völker auf der
ruhmreichen Bahn zur neuen Zukunft aufzuhalten!«

		Überall flammte es am Tage der Ansage empor. In Budweis, in
Èaslau, in Jungbunzlau zogen Gruppen durch die Stadt:

		»Es lebe die tschechoslowakische Republik!«

		Nationalfahnen und rote Fahnen stiegen an den Häusern empor, in
Podebrad und Kolin, in Pilsen, in Rokyzan wurden Staatswappen und
Adler zertrümmert, von den Staatsgebäuden gerissen oder übertüncht.
In Strakonitz durchlief ein städtischer Polizist mit Trommelschlag
die Stadt:

		»Heute um 10 Uhr vormittags wurde in Prag der
tschechoslowakische Staat als Republik proklamiert. Die Häuser sind
zu beflaggen.«

		Ihm jubelte auf dem Ring die Menge zu. Der Alarm von der
Ausrufung der Republik in Prag zog auch durch Pisek. Das
Staatswappen fiel vom Portal des Amtsgebäudes. Kaiser Franz Josephs
Bildnisse wurden in den Amtsräumen zerrissen. Vom Dache flog die
schwarzgelbe Fahne aufs Straßenpflaster nieder, auf dem sie
berauschte Fanatiker zertraten. Mit weißroten Flaggen wurde das
Kreisgericht, das Postamt, mit der altslawischen Trikolore das
Rathaus geschmückt. Soldaten zogen mit der Trikolore, mit rotweißen
Bändern um. Wie in allen Städten wurde die Proklamation auch hier
verlesen und an die Mauern geschlagen. Die Straßen waren nachts
noch hell vom Zug der Lampions.

		Überall in den kleinen Städten des Landes war wenigstens ein
geringer Teil der Nichtarbeiter mit den Schildträgern der Erhebung,
mit den Arbeitern gegangen. Vom Ereignis überrascht, hatten sich da
und dort die Bezirkshauptleute zum Schwur auf den neuen Freistaat
drängen lassen. Aber nicht nur in den kleinen Städten war es
schließlich den Behörden gelungen, noch einmal die Ordnung des
alten Staates herzustellen. Gendarmerie hatte Ruhe geschaffen. Vor
allem in der Hauptstadt selbst war der Aufstand offenkundig
mißglückt.

		Sein Gedanke endete in dem Protest gegen Lebensmittelausfuhr und
Kohlenverschleppung. Zwar feierten fünfunddreißigtausend Arbeiter.
Auch durch ihre Reihen wanderte die Proklamation. Aber [bookmark: page46]auf dem Altstädter Ring
blieb sie unverlesen. Hader im Nationalrat hatte die ganze
Unternehmung uneinheitlich werden lassen, hatte ihr jegliche
Unterstützung durch einheitliche Parteien genommen. Und der
Statthalter hatte sich mit Entschlossenheit gegen alle
Zwischenfälle gerüstet. Noch kannte er den Kern der Bewegung nicht.
Er sah nur Vorwand und Maske. Aber er hatte sich gewappnet. Er
hatte die Garnison alarmiert. Den Zugang zum Altstädter Ring hatte
er sperren lassen. Die Massen wurden in die Vorstädte abgedrängt.
Der Abgeordnete Sveceny akklamierte in der Vorstadt Ziskow die
Republik. Aber schon am Nachmittage herrschte Ruhe in der
Hauptstadt. So hätte die Erhebung auch auf dem Lande scheitern
müssen, wäre sie dort selbst stärker gewesen. Nur ein beklommenes
Gefühl blieb eine Zeitlang von dem Zwischenfall bei Arbeiterführern
und Nationalrat.

		 

		Der kaiserliche Statthalter Graf Coudenhove hatte sich im
Zusammenhange mit den Ereignissen des 14. Oktober an die Wiener
Regierung mit der Anfrage gewendet, schriftlich und telephonisch,
welche Weisungen die Regierung für sein Verhalten hätte. Sie
verlangte, daß jedes Blutvergießen vermieden und »der Übergang zum
Nationalstaat in die Wege geleitet werde«. Vor allem wünsche sie
»keinen Eklat«. Graf Coudenhove war der Meinung und wurde in ihr
noch bestärkt, daß ein Abkommen zwischen der Regierung und der
Entente bestehe, das eben durch einen Eklat nicht gestört werden
solle. Aber er wollte Klarheit gewinnen. Seine Auffassung, daß er
Versuchen der Gewalt in Böhmen nur Gewalt entgegensetzen könne,
wenn er sich behaupten wollte, daß die Autorität der Regierung sich
nur mehr durch Truppen auf der Straße aufrechterhalten lasse,
verdichtete sich immer mehr, je tiefer er durch die Berichte über
die Geschehnisse des 14. Oktobers in ihre Zusammenhänge eindrang.
Am 27. Oktober erreichte ihn die Nachricht von der Neubildung des
österreichischen Kabinetts, an dessen Spitze Professor Lammasch
trete. Am Tage darauf reiste der Statthalter nach Wien, um auf die
Klarstellung der Prager Verhältnisse zu drängen. Da er am Wiener
Franz-Joseph-Bahnhofe eintraf, erhielt er die Meldung, daß die
provisorische Regierung in der böhmischen Hauptstadt gebildet sei.
Sie fordere ihre Anerkennung. Der Statthalter eilte in den
Ministerrat. [bookmark: page47]

		Dort empfing ihn die Frage, was eigentlich in Prag vorgehe,
welche Einzelheiten er wisse. Der Statthalter hatte keinerlei
Kenntnis, die Stadt war ruhig gewesen, da er sie verlassen hatte.
Vielleicht wußte der tschechische Abgeordnete Tuszar mehr. Der
Ministerrat bat ihn durch den Fernsprecher, sogleich zu kommen. Den
Abgeordneten hatte schon am Vortage der Minister des Innern zu sich
bitten lassen. Der Generalstab suche eine Unterredung mit ihm im
Badener Hauptquartier. Es handle sich um die Beruhigung der Front,
an die man Abgeordnete, Abgesandte des Parlaments entsenden wolle.
Der Abgeordnete Tuszar hatte es abgelehnt, den Generalstab
aufzusuchen, aber sich zu Unterredungen in Wien bereit erklärt. In
der sechsten Abendstunde hatte ihn dann im Auftrage des
»Armeeoberkommandos« der Generalstabsoberst Ronge aufgesucht. Die
Armee stehe vor bolschewistischen Ausbrüchen. Tschechische
Abgeordnete sollten zu den Truppen fahren. Sie sollten zum
Ausharren bewogen werden. Der Eindruck des Politikers war gewesen,
daß die Vernichtung des Heeres durch Auflösung und Rückzug das
Ereignis der nächsten Stunden sein mußte.

		Er hatte dem Obersten zugesagt, daß er mit dem Prager
Nationalrat über die Angelegenheit verhandeln wolle. Die Antwort
stehe dem Obersten am nächsten Morgen zur Verfügung. Nachts hatte
dann der Abgeordnete, in der zehnten Stunde, mit dem Nationalrat
Doktor Raschin gesprochen. Er hatte ihm seinen Eindruck mit
Betonung vermittelt, die zugleich eine Anregung war. Seine
Mitteilungen kreuzten sich mit der zur gleichen Zeit in Prag
eintreffenden Nachricht, daß der Präsident Wilson den neuen
Tschechoslowakischen Staat anerkenne. Der Bescheid des
Nationalrates Doktor Raschin an den Abgeordneten Tuszar war
unmittelbar darauf gewesen:

		»Wir können keine Abgeordneten an die Front schicken, solange
nicht Österreich-Ungarn kapituliert ohne jede Bedingung.«

		Der Abgeordnete hatte die Meldung des Vorgefallenen sogleich
auch an das Wiener Sekretariat der Südslawen weitergegeben. Von dem
Sekretariat war unverzüglich an den südslawischen Nationalrat
berichtet worden. Noch ehe Oberst Ronge sich den zugesagten
Bescheid holte, war bei dem Abgeordneten mit gleicher Bitte der
Admiral Holub erschienen: in Pola sei Meuterei ausgebrochen, der
Kriegshafen läge ungeschützt, Abgeordnete sollten die Matrosen
bewegen, [bookmark: page48]bis zum
Abschluß des Waffenstillstandes wenigstens auf den Schiffen zu
bleiben. Dem Admiral hatte der Abgeordnete die nächtliche Antwort
des Prager Nationalrates übermittelt. Dem Obersten Ronge hatte er
sie mit der Bitte wiederholt, sie auch dem Kaiser zu überbringen.
Der Oberst war dann ein drittes Mal gekommen: die Kapitulation sei
schon unterwegs. Die Forderungen des Präsidenten Wilson seien
restlos angenommen. Die Anerkennung des Tschechoslowakischen
Staates stehe bereits fest.

		In Prag hatte die Nachricht, daß die österreichisch-ungarische
Armee zurückgehen werde, dem Nationalrat letzte Gewißheit über die
Nähe jeder Erfüllung verschafft. Zwar hielten sich die wichtigsten
oppositionellen Führer nicht in Prag auf, vielmehr in der Schweiz,
wohin sie, »um die gesamte internationale Situation zu prüfen«, mit
den Pässen gereist waren, die ihnen gutgläubig der Minister des
Äußern ausgestellt hatte. Sie hatten auf der Durchreise nach Genf
für den Fall eines allgemeinen Zusammenbruches während ihrer
Abwesenheit noch eine letzte Generaldisposition mit den Südslawen
im Wiener »Hotel de France« vereinbart. Sie hatten beschlossen, mit
dem alten Österreich überhaupt keine Verhandlungen mehr einzugehen.
Nichts sollte an Bindendem geschehen oder zugesagt werden, ehe
nicht Klarheit über die Absichten und Erfolge des Professors
Massaryk in die Heimat gelangt wäre. Auch dem Ministerpräsidenten
Lammasch hatte der gleichfalls nach Genf reisende Tschechenführer
Karl Kramarè, als der Ministerpräsident ihn im »Hotel de France«
aufsuchte, kühl erklärt, daß er auf Verhandlungen mit ihm sich
überhaupt nicht einlasse, und dem Abgeordneten Tuszar war noch das
Geld überantwortet worden, das er brauchen werde, um sich als
»neuer, tschechoslowakischer Gesandter« in Wien einzurichten. Dann
waren die Tschechenführer abgereist. Zwar war von ihnen noch
keinerlei nähere Nachricht in Prag eingetroffen. Aber über den
Augenblick, da mit der Meldung der Anerkennung durch den
Präsidenten Wilson zugleich durch den Anruf des Abgeordneten Tuszar
die Zurücknahme der Front feststand, über den Augenblick hinaus, da
die Hauptstadt auch noch vom kaiserlichen Statthalter verlassen
worden war, hatte der Nationalrat nicht mehr warten wollen. Von
Doktor Raschin war, als Graf Coudenhove den Schnellzug bestiegen
hatte, das Signal gegeben worden:

		»Dann gehen wir los!« [bookmark: page49]

		Auf der Prager Kleinseite hatte der Nationalrat um zehn Uhr
vormittags als provisorische Regierung die Ämter übernommen. Die
österreichischen Zivilbehörden und die militärischen Befehlshaber
waren zu einer Beratung zusammengetreten. Der Stellvertreter des
Statthalters, selbst ein Tscheche, besorgte Blutvergießen. Der
Kommandant von Prag, General Kestranek, besann sich eines Befehls
des Kriegsministeriums, daß der Bildung der Nationalstaaten
keinerlei Schwierigkeiten in den Weg zu legen wären. Er nahm die
provisorische Regierung, die sich jetzt der Ämter bemächtigte, als
eine Regierung im Sinne des kaiserlichen Manifestes. Beschlossen
wurde, die Truppen von der Straße zurückzuziehen. Mit dem
tschechenfreundlichen General Zanantoni begab sich der Kommandant
von Prag im Automobil zum Sitze der provisorischen Regierung.
Vereinbarungen wurden getroffen: daß bei der Nationalregierung ein
Verbindungsoffizier des Militärkommandos, beim Militärkommando ein
Vertrauensmann der Nationalregierung bestellt werde; und daß
künftig die Truppen, wenn sie zur Aufrechterhaltung von Ordnung und
Ruhe ausrückten, nicht mehr wie bisher von politischen Beamten
geführt werden sollten, sondern von Sokoln. Die Vereinbarungen
erhielten die Form eines »Militärstationskommandobefehls«. Der
Befehl wurde an die Truppen ausgegeben.

		Die Prager Truppen waren Tschechen, Ungarn und Egerländer. Mit
den Sokoln wollten die tschechischen Soldaten freudig marschieren.
Die Egerländer und Ungarn aber erklärten: unter Sokolführerschaft
verweigerten sie den Gehorsam.

		 

		So weit waren die Ereignisse in Prag gediehen, als der
Statthalter Graf Coudenhove und kurz nach ihm der Abgeordnete
Tuszar im Ministerrate erschienen. An eine Revolution in Prag
wollte niemand glauben. Aber das Land war sichtbar abgeschnitten.
Der Eisenbahnminister, Freiherr von Banhans, sprach von einer
soeben eingetroffenen Meldung aller böhmischen Grenzstationen, der
von einem Rundbefehl des Nationalrates Zahradnik berichtete, allen
Verkehr nach Böhmen hinein zu sperren. Der Abgeordnete Tuszar
erklärte, daß er von den Vorkommnissen vollkommen überrascht sei.
Der Statthalter rief seinen Stellvertreter in Prag ans Telephon. Er
befahl ihm, dem Nationalrat mitzuteilen, daß er nicht befugt [bookmark: page50]sei, die
Amtsgewalt zu übergeben. Seine Rückkehr müsse abgewartet werden.
Der Abgeordnete Tuszar stellte eine Verbindung mit dem Obmann des
Sokolvereins her.

		»Ich werde selbst von den Ereignissen überrascht,« begann er ins
Telephon zu sprechen, »ich bitte Sie, der Statthalter, der Graf
Coudenhove, ist jetzt auf der Rückreise nach Prag« – –

		Er brach den angefangenen Satz ab und erkundigte sich nach dem
Verlaufe der Ereignisse.

		»Es ist vollständig Ruhe in Prag,« erwiderte der Obmann des
Sokolvereins, »Sie können den Herren mitteilen: es ist ganz ruhig«
– –

		Der Statthalter erbot sich, sofort nach Prag umzukehren. Der
Ministerrat stimmte zu. Der Graf reiste auch unverzüglich ab. In
Prag hatte ihn der Abgeordnete Tuszar angemeldet. Er reiste in die
Gefangenschaft.

		 

		In Nusle, der Eisenbahnstation vor Prag, stiegen Sokoln in
seinen Zug. Und ein Aufgebot von Sokoln und tschechischen
Offizieren nahm ihn in Haft, da der Zug im Prager Bahnhof hielt.
Dem Statthalter wurde eröffnet, daß er in die Statthaltern nicht
mehr zurückkehren dürfe. Er wurde in die Bahnhofskanzlei gebracht.
Er erhob Protest gegen die Gefangensetzung und gegen das Verbot, an
seinen Amtssitz sich zu begeben. Die provisorische Regierung befahl
endlich, ihn in die Statthalterei zurückzubringen. Vor dem Bahnhofe
staute sich die Menge.

		»Der Statthalter ist verhaftet und gefangen!«

		Mühsam kam das Auto vorwärts. Die Menge wollte es stürmen.
Sokoln waren die Eskorte.

		Im Statthaltereigebäude sagten sich gleich darauf die
Nationalräte Doktor Raschin, Svehla, Strbany an. Der tschechische
Justizminister hatte sich ihnen angeschlossen. Sie hätten eine
provisorische Nationalregierung gebildet. Sie fragten an, ob Graf
Coudenhove über den Beginn ihrer Tätigkeit in Wien unterrichtet
worden sei. Der Statthalter verneinte. Die vier Nationalräte
beriefen sich jetzt auf das kaiserliche Manifest:

		»Wenn der Kaiser selbst will, so kann uns niemand an der
Errichtung des Nationalstaates hindern. Das Volk drängt!« [bookmark: page51]

		Es war unzweifelhaft, daß die vier Abgesandten durchaus auf
monarchischem Boden standen. Wenigstens setzten sie ihre Worte so
und kleideten in sie ihre Wünsche. Der Statthalter wußte nicht, ob
nicht inzwischen von der Wiener Regierung Anordnungen getroffen
worden waren, die er noch nicht kannte. Er erklärte, sofort mit der
Wiener Regierung sprechen zu wollen. Die Nationalräte begehrten,
daß er ihre Anerkennung in Wien verlange und erwirke. Sie forderten
überdies, daß sie allen Bezirkshauptmannschaften noch am gleichen
Tage durch Erlaß bekanntgegeben werde. Der Statthalter machte jetzt
darauf aufmerksam, daß ein solcher Erlaß an die deutschen
Bezirkshauptmannschaften des Landes schon deshalb nicht möglich
sei, weil sich kein Deutscher in der Mitte des Nationalrates
befinde. Aber er wolle Weisung aus Wien einholen.

		Die vier Nationalräte machten einen Vorschlag. Der Statthalter
sollte mit ihnen gemeinsam die neue Verwaltung einrichten und
selbst die Verwaltung führen. Sie setzten dabei voraus, daß der
Graf guten Willens sei. Der Statthalter hatte den Eindruck, daß der
Vorschlag aus der Unsicherheit geboren war, mit der die vier
Nationalräte vor der kommenden Regelung der deutschböhmischen Frage
standen. Sie wußten nur, daß der Statthalter von starkem Einfluß
auf die Deutschböhmen war. Sein Einfluß konnte vielleicht
helfen.

		In seiner Unterredung mit dem Minister des Innern, die der
Statthalter sogleich herbeiführte, bat Graf Coudenhove, wenn die
Forderungen des Nationalrates bewilligt würden, um seine Enthebung.
Ein kaiserlicher Statthalter sei überflüssig, wenn eine
Nationalregierung ausgerufen würde. Aber die Wiener Weisung
lautete, daß der neugebildeten Regierung keine Schwierigkeiten
bereitet werden sollten. Graf Coudenhove werde »bis zur Klärung der
Lage« beurlaubt.

		Allerdings war inzwischen, was auch Graf Coudenhove dem Minister
des Innern melden mußte, das tschechische Militär vollends in die
Hände der nationalen Vertrauensmänner gekommen. Die Ungarn und
Egerländer verlangten, aus erwachendem nationalen Trieb, daß auch
sie in ihre Heimat gebracht würden. Vor Graf Coudenhove erschien
noch der Kommandant von Prag, General Kestranek, um zu berichten,
daß er eine militärgerichtliche Untersuchung [bookmark: page52]gegen sich selbst verlangen
werde, denn vom Kriegsministerium sei sein Abkommen mit dem
Nationalrate, sein ganzes Verhalten empfindlich gerügt worden. Er
versuchte nicht nur, sich jetzt wenigstens vor dem Statthalter zu
rechtfertigen. Am nächsten Tage, dem 30. Oktober, unternahm er es
noch einmal, mit geringen Truppen wieder die Macht zu ergreifen,
die er fortgegeben hatte. Im Hofe des Militärkommandos mißlang der
Versuch. Nur eine kleine Zahl von Soldaten gehorchte dem Befehl,
aufzumarschieren. Die tschechischen Truppen behielten die
Überzahl.

		Den vier Nationalräten, die bei Graf Coudenhove vorgesprochen
hatten, teilte der beurlaubte Statthalter die Wiener Entscheidung
schriftlich mit. Der Nationalrat erwiderte, daß die Volksstimmung
sich sehr aufgeregt zeige, und daß man, um Zwischenfälle zu
vermeiden, dem Grafen eine militärische Wache beistelle. Ein
Schiffsleutnant meldete sich mit seiner Mannschaft bei ihm. Die
Mannschaft gehorchte in der ersten Nacht. Dann verweigerte sie
ihrem Kommandanten den Gehorsam und jagte ihn fort. Der Statthalter
blieb der Gefangene einer Schar von Deserteuren und Rückwanderern
aus Rußland, die ihm, trotz eines Geleitbriefes des neuen Prager
Militärkommandanten, von Zimmer zu Zimmer mit aufgepflanzten
Bajonetten folgten. Er blieb ohne Zeitungen und Post. Seine Umwelt
versank.

		Aber die Aufrichtung des Tschechoslowakischen Staates, die
Übernahme der Macht, vollzog sich ohne Gewehrschuß. Und der Abfall
von Österreich war vollendet.

		 

		An dem gleichen Tage, da in Prag sich der Übergang von alter
Macht zu neuer Macht vollzog, nüchtern in der Haltung der
Vollziehenden, rechnerisch geschickt, dabei immer noch verdeckt in
der Wahl aller Mittel, die im Augenblicke nur vorwärts halfen, und
ohne genaues Wissen oder Wollen für eine Zukunft, die außerhalb der
Landesgrenzen stärkere Lenker bestimmen sollten: an dem gleichen
Tage rüstete sich offen und in freier Festlichkeit in der
kroatischen Hauptstadt Agram das Volk der Südslawen zur
Erhebung.

		Ein uralter, vielhundertjähriger Traum sollte den Südslawen
Erfüllung werden: die nunmehr unantastbare Selbständigkeit ihres
Reiches. Seit vor Tagen die Kroatenrevolte in Fiume hochgeschlagen
[bookmark: page53]hatte, seit
die Ungarn dort entwaffnet und heimgeschickt worden waren, wußte
jeder Südslawe, daß die Stunde des Abfalles von Ungarn wie von
Österreich besiegelt war. Der kroatische Landtag wurde für den 29.
Oktober einberufen, aber die kroatischen Abgeordneten, die ihn
hatten rufen lassen, hatten sich schon vorher zu allen Forderungen
und Beschlüssen bekannt, die das Programm des südslawischen
Nationalrates waren. Seit Tagen zog die Menge mit ihren
altkroatischen Liedern durch die Straßen der Hauptstadt, durch die
zum erstenmal – denn bis jetzt waren ihre Abzeichen verboten
gewesen – viertausend Sokoln frei marschierten. Die Arbeit ruhte in
allen Werkstätten, die Bauern schickten ihre Abordnungen von weit
draußen im Lande. Der Stadtrat von Agram tat sich am 29. Oktober in
besonders angesagter Sitzung zusammen. Sein Gruß galt dem
Nationalrat, der allein die politische Stellung und Zukunft der
Südslawen in Übereinstimmung mit dem »Südslawischen Komitee« in
London festzusetzen hätte. Sein Beschluß schuf eine Nationalgarde,
für die, in feierlichem Auftreten vor dem Nationalrat, die
patriotischen Frauen und Mädchen ihre schweren Goldketten, ihre
goldenen Ringe und Gehänge niederlegten. Schon der Vortag der
Erhebung war durchflutet von Begeisterung und freiheitlichem
Rausch. Die kroatischen Honveds ließ der Oberst Kußvar auf den
Nationalrat im Kasernenhofe seines Regiments schwören. Im
Nationalrate stellte sich der General der Infanterie Snjariè,
wenige Stunden nachdem er dem Kaiser sein erschütterndes Telegramm
gesendet hatte, zugleich der Landwehrkommandant
Feldmarschalleutnant Mihajlovics, beide mit ihren Truppen zur
Verfügung. Von den Kappen der Offiziere verschwanden die Rosetten.
Sie wurden mit Kokarden geschmückt. Die ungarischen Offiziere
wurden in ihre Heimat entlassen. Im Nationaltheater, das in
festlichem Hause ein Drama des nationalen Dichters Vojnovic
aufführte, trugen leidenschaftliche, zukunftsfrohe Reden die
Zuhörer empor. Der Nationalrat aber arbeitete die Nacht hindurch:
der 29. Oktober sollte ein historisches Erlebnis und Denkmal
bleiben in der Erinnerung aller Südslawen.

		Vergessen war, fast vergeben sogar das Leid, das sie um ihrer
Abhängigkeit willen bis jetzt mit sich herumgetragen. Sie hatten
unter allen Slawen der Monarchie ihren Kampf am kühnsten geführt.
[bookmark: page54]

		Sie hatten die Karten ihres neuen Staates längst gezeichnet,
ohne sie allzu ängstlich zu verbergen. In Laibach war der
tschechische Abgeordnete Tuszar, vorsichtig und abwartend bis zum
Schlusse, über die Sorglosigkeit erschrocken, mit der sie diese
Karten und Beschlüsse vervielfältigten und verbreiteten. Vielleicht
trieb doppeltes Spiel mit dem Kaiser nur der hohe Klerus, der
nächste Anhang des Bischofs Jegliè, der bei der
südslawisch-tschechischen Tagung in Laibach nicht genug Worte
aufrührerischer, aufstachelnder Leidenschaft wußte, die ihn von
huldigenden, schriftlichen Bekenntnissen, von beruhigendsten
Beteuerungen an den Kaiser noch spät danach, noch in der
Manifestzeit nicht abhielten. Aber die südslawischen Volksführer
rechneten, wenn man von der immer kleineren Gruppe des
Habsburganhängers Frank absah, mit Österreich auch ohne Deckspiel
nicht mehr. Nach Graf Tiszas bosnischer Septemberreise, auf die er
sein magyarisches Herrentum mit dem brüsken, ungebrochenen Willen
mitgenommen hatte, auch jetzt noch die Reichsländer in irgendeiner
Form an Ungarn zu schmieden, als Österreich vor den Südslawen auch
dazu schwieg, hatte der Geistliche Korošec erbittert
ausgerufen:

		»Jetzt bin ich fertig mit Österreich« – –

		Außerhalb der Landesgrenzen entwickelten die tschechischen
Verbündeten der Südslawen längst ihre werbende Tatkraft. Ihre
Brüder daheim blieben in Erwartung sicher, im Widerstand passiv.
Aber die Verbindung zu dem Präsidenten der Vereinigten Staaten, der
ihnen zur Vollendung ihrer Ziele helfen sollte, da das Haus
Habsburg die Vollendung versäumt hatte, die Verbindung zu ihrem
Sprecher Trumbic in England suchten die Südslawen in ihrem Trotz
unmittelbar durch Gefahr und schwerste Bedrohung. Über die Insel
Lissa entsandten sie ihre Kuriere schließlich bis zu den
feindlichen Torpedobooten. Der Chef des Generalstabes Baron Arz
hatte darüber und über alle anderen Pläne und Vorbereitungen der
»Südslawischen Organisation« wenige Tage nach dem Erlassen des
kaiserlichen Manifestes, einen ausführlichen Bericht seiner
Vertrauensmänner in Händen gehalten, den er dem kaiserlichen
Militärkabinett überwies.

		Zweifelhaft war, ob der Bericht auch dem Kaiser selbst zur
Einsicht vorgelegt worden war. Denn der Chef des Generalstabes
Baron Arz pflegte nicht alles, das ihn verstimmen mußte, dem [bookmark: page55]Kaiser vorzutragen. Es
konnte sein, daß Baron Arz auch mit der bloßen Überweisung solcher
Schriftstücke an das Militärkabinett seine Pflicht als erfüllt
empfand. Aber der Umfang, der Ernst und die Unabänderlichkeit der
Südslawenbewegung, auch von dem Generalstabschef so sehr
verstanden, daß er das Fehlen der südslawischen Lösung noch im
Manifest bemängelte, mußte allen Verantwortlichen in der Monarchie
klar geworden sein. So unbeirrt, so fest, so offen war sie in den
erhitzten Königreichen betrieben worden.

		Aber selbst der Kampf war im Augenblick schon vergessen. Denn
der volle Sieg war erfochten. Am 29. Oktober 1918 forderte und
erreichte in feierlicher Landtagssitzung zu Agram der Präsident des
»Südslawischen Nationalrates« die Annahme seines Antrages:

		»Der Nationalrat möge beschließen, daß heute das
staatsrechtliche Verhältnis zwischen den Königreichen Dalmatien,
Kroatien, Slawonien, Fiume und dem Königreich Ungarn einerseits und
Österreich anderseits aufgehoben, daß insbesondere das
Ausgleichsgesetz zwischen Kroatien und Ungarn samt seinen
Nachtragsartikeln für null und nichtig erklärt werde, daß
infolgedessen das Königreich Kroatien, Slawonien und Dalmatien von
nun an selbständig und von Ungarn und von Österreich in jeder
Beziehung als unabhängig zu betrachten sei« – –

		Der Präsident des Nationalrates begründete seinen Antrag:

		»Auch schon früher hätten die Kroaten, Serben und
Slowenen die Fesseln gesprengt, die ihnen die staatsrechtlichen
Verhältnisse aufgezwungen haben, wenn sie die Macht dazu gehabt
hätten. Aber so schmachvoll waren die Fesseln, daß sie uns das
Furchtbarste angetan haben, was einem Volke angetan werden kann,
indem sie uns gezwungen haben, unser Blut im Kampfe gegen unsere
Brüder und gegen unsere Interessen stromweise zu vergießen. Heute,
da die Situation eine solche ist, daß sie uns durch unser eigenes
Bewußtsein und durch das Machtwort des Präsidenten der Vereinigten
Staaten die Möglichkeit verlieh, über unser Schicksal selbst zu
entscheiden, muß es offen und aufrichtig nach außen und innen
gesagt werden, daß das Volk der Kroaten, Serben und Slowenen weder
mit Österreich, noch mit Ungarn gebunden sein kann und die
Vereinigung des gesamten Volkes der Slowenen, Kroaten und Serben
auf dessen [bookmark: page56]ganzem
ethnographischen Gebiete vom Isonzo bis zum Vardar in einen
souveränen und unabhängigen Staat fordert. Über die innere Struktur
dieses Staates hat der Sabor kein Recht, das endgültige Wort zu
sprechen, da er nur einen Teil des dreieinigen Volkes
repräsentiert. Die Staatsform und die Verfassung wird die
Konstituante zu beschließen haben, die auf Grund des allgemeinen,
gleichen, geheimen und direkten Wahlrechtes von unserem gesamten
Volke gewählt werden wird. Das eine muß jedoch heute schon gesagt
werden, daß dieser Staat nur auf demokratischer Grundlage basieren
kann, die jeden Kroaten, Slowenen und Serben nicht nur national
gleichberechtigt, sondern auch in sozialer Hinsicht gleichstellt,
damit jeder Kroate, Serbe oder Slowene in diesem Staate nach seiner
Eigenart leben und glücklich leben kann.«

		Der Abgeordnete Anton Pavelics verlangte die Annahme eines
Antrages:

		»Der Sabor beschließt, daß die gesamte
Exekutivgewalt in Dalmatien, Kroatien und Slawonien dem Nationalrat
zu übertragen sei, der berechtigt wird, die Politik des Landes zu
leiten und die gesamte Gewalt im Lande auszuüben.«

		Beide Anträge wurden Beschluß und Gesetz. Niemand stimmte gegen
sie. In den Landtagssaal traten jetzt die Generale Snjariè und
Mihajlovics, mit ihnen viele kroatische Stabsoffiziere. Sie trugen
die neuen Kokarden, sie kamen als die Führer der nur mehr
kroatischen Truppen, der Ruf brauste ihnen entgegen: »Es lebe die
nationale Armee!«

		Der königliche Banus von Kroatien, Anton von Mihalovich, soeben
vom Kaiser und König aus Wien zurückgekehrt, vor allem um die Ruhe
und Besonnenheit verdient, mit der bisher die staatliche Umwälzung
sich vollzog, trat vor den Nationalrat. Die beiden Anträge nahm er
vollinhaltlich an: dem Nationalrat übergebe er die gesamte
Exekutive im Lande. Die Nationalräte und die Menge auf den Galerien
unterbrachen ihn:

		»Es lebe der nationale Banus!«

		»Sollten gewisse Faktoren diese Erklärung übelnehmen,« schloß
der Banus, »so kann ich nur sagen, daß ich mich als Sohn der
Kroaten, Serben und Slowenen fühle und in diesem historisch
wichtigen Moment nicht anders handeln kann.« [bookmark: page57]

		Musik fiel in die Rede. Eine Militärkapelle stimmte von draußen
her, von der Straße, die kroatische Nationalhymne an. Versunken war
das »Gott erhalte …« Die Versammlung brach auf. Ein Tedeum wurde
gelesen. Der Staat der Südslawen war errichtet.

		 

		Zwar war das offene kroatische Land, wenngleich die Agramer
Ereignisse sich mit ruhiger, ungestörter Klarheit voll kraftvollen
Selbstbewußtseins abgespielt hatten, noch überall von Unsicherheit,
von den Erschütterungen des Zusammenbruches bedroht: die »grünen
Kaders«, die sich seit Monaten schon im Gebiete der alten
österreichischen Militärgrenze umhertrieben, Banden von
Deserteuren, Kriegsflüchtigen und Verfolgten oder Ausgebrochenen
jeder Art, bisweilen zwanzigtausend Köpfe stark, bisweilen mehr,
waren aus den Wäldern Slawoniens hervorgestürmt, die bis jetzt ihr
Schutz gewesen waren, wenn die Streifen der immer schwächer
werdenden Militärbehörden sie suchten. Sie hatten ursprünglich eine
revolutionäre Armee bilden, sich für die Revolution, mit der sie
sicher rechneten, bereit halten wollen: nach dem Sinken der alten
Gewalt jagten sie, die bisher nachts bei den Bauern heimlich
gebettelt hatten, mit Plünderung und Raub, mit Totschlag und Brand
über das Land. Adelsschlösser rauchten aus Flammen, die Banden
überfielen die Reisenden, sie rissen die Schienen auf: Verkehr und
Zusammenhang versagte im Staate, der soeben erst sein Leben
verkündet hatte. Der Nationalrat verhängte das Standrecht über die
Provinzen zuchtlosen, räuberischen Faustrechts. Mit seinen Truppen,
mit den Nationalgarden, die von Stadt zu Stadt gebildet wurden,
wollte er rasch und hart Ordnung schaffen. Über die flammenden
Schlösser, über die verworrenen Landstriche hinweg, über den
verkehrslosen Streif tief nach Süden flog dennoch die
Geburtsnachricht des Südslawischen Staates.

		 

		Im Konak von Sarajewo saß der Landeschef von Bosnien und
Herzegowina, der Generaloberst Freiherr von Sarkotics, immer noch
als Stellvertreter des Kaisers. Er war vor kurzer Frist an seinen
Amtssitz erst zurückgekehrt. Im Zusammenhang mit allen Ereignissen,
die an das kaiserliche Manifest sich knüpften, mit allen
betäubenden Ereignissen, die er seit Stephan Tiszas Besuch schon
fürchtete und die seine Verstimmung, da er andere Auswege der
[bookmark: page58]Reichspolitik zu wissen glaubte, nur täglich
vertieften, hatte er den Kaiser um seine Enthebung gebeten. Aber
auch von dem Boten, den er zuletzt mit einem Briefe an den Kaiser
fortgeschickt, war keine Kunde mehr zurückgekommen. In die tiefe
Stille, in die bisher die Hauptstadt Sarajewo, die beiden
Reichsländer versunken lagen, drang erst am vorletzten Oktobertag
Unruhe und plötzliches Geschehnis. Drei »Repräsentanten des
Nationalrats« sprachen bei dem Generalobersten vor. Sie stellten
drei Forderungen: die Ausfuhr von Lebensmitteln aus Bosnien und der
Herzegowina sollte unterbunden werden; die Truppen sollten nichts
mehr requirieren dürfen; die in Senitza wegen Hochverrats noch in
Haft büßenden Hochverräter sollten befreit werden. Der
Generaloberst hielt an den Weisungen fest, die er von der
Reichsregierung und vom »Armeeoberkommando« über den Gegenstand der
Forderungen hatte, wenn er dabei auch auf den Begnadigungsantrag
hinwies, den er, was die Häftlinge betraf, für den nahen Namenstag
des Kaisers bereits gestellt hatte. Aber die drei Repräsentanten
erweiterten noch ihre Forderungen. Sie schlugen dem Generalobersten
die Niederlegung und Übergabe der Regierung vor. Freiherr von
Sarkotics verhehlte nicht, daß er um seinen Rücktritt bereits
gebeten hätte.

		»Der Kaiser hat mich ernannt. Also kann ich nur mit Einwilligung
des Kaisers zurücktreten.«

		»Aber was in Agram geschehen ist,« erwiderte ein Nationalrat,
»kann doch auch in Sarajewo geschehen.«

		Die drei Nationalräte wußten, was sich in Agram am Vortage
zugetragen hatte, wesentlich genauer als der Generaloberst. Seit
Tagen waren im Konak und bei seinem Stabe nur Radiodepeschen
eingetroffen, nie vollständig, stets nur halb aufgefangen, stets
nur mit sonderbarem, unbegreiflichen Inhalt und verstümmelt. Seit
Tagen schienen die Radiogramme, die der Generaloberst
hinausschickte, zum Sitze des »Armeeoberkommandos«, ins
Hauptquartier des Marschalls Köveß bei der Balkanarmee, zu
Generaloberst von Pflanzer-Baltin, der auf dem Rückmärsche von
Albanien war, nicht weitergeleitet und verschollen. Seit Tagen war
er ohne Antwort, seit Tagen schien die Welt versunken. So blieb er
auf seinem Posten vorläufig allein, nur auf seine Macht angewiesen,
oder auf die Macht, die er noch sichern konnte, auf seine eigenen
Entscheidungen gestellt, für die er allein die Verantwortung hatte.
[bookmark: page59]

		Die drei Abgesandten schüttelten über das Verhalten des
Generalobersten den Kopf. Aber der Freiherr blieb bei seiner
Auffassung und Weigerung. Er wäre kaiserlicher General. Die drei
gingen. Sie wollten am nächsten Morgen wiederkommen.

		Die Unruhe begann durch die Stadt zu ziehen. Kleine Banden taten
sich zusammen, sie griffen Magazine und Trainbaracken an. Der
Generaloberst schickte ein polnisches Bataillon gegen sie. Es
stellte die Ordnung sofort wieder her. Aber einzelne serbisch
gesinnte Offiziere und Mitglieder einer Nationalgarde, die sich
unversehens bildete, lärmten durch die Straßen und holten Kokarden
hervor, die sie an die Kappen steckten. Offiziere und Chauffeure,
die im Dienste die Stadt durchquerten, wurden angehalten.
Steigendes Fieber ergriff die Stadt, das am nächsten Morgen
hochschlug. Umzüge verstärkten sich von Stunde zu Stunde. Die
Bildnisse König Peters von Serbien und des Kronprinzen Alexander
wurden von Platz zu Platz getragen, Vorübergehende hatten das Haupt
zu entblößen, sie mußten die Bilder küssen. Der rangälteste General
meldete sich am Nachmittag bei dem Generalobersten. Die jüngeren
Offiziere und Mannschaften seien unsicher geworden in ihrer
Haltung. Das polnische Bataillon, am Vortage noch ein
mustergültiger, zuverlässiger Ordner, wäre zum Bahnhof gestürmt, um
davonzufahren. Zuverlässige Nachrichten aus Tusla kämen hinzu: der
Kaiser sei in die Schweiz, nach Tirol, nach Innsbruck gereist. Das
einzige Mittel, die aufgeregte Menge im Zaume zu halten und
Blutvergießen zu vermeiden, wäre der Rücktritt des Landeschefs.
Seine Person bedeute ein Hindernis zur Aufrechterhaltung der Ruhe.
Im Namen der Generale werde dies dem Generalobersten
mitgeteilt.

		Freiherr von Sarkotics entließ seine Offiziere. Er müsse sich
solchen Schritt noch sehr überlegen. Seine Entscheidung stellte er
für den nächsten Vormittag in Aussicht. Am Abend hielt er das Blatt
einer Radiodepesche in der Hand: der Kaiser hätte die Reichsflotte
dem neuen jugoslawischen Staate geschenkt. Abenteuerliche Meldungen
kamen viele, meist über Agram, der Generaloberst wußte nicht
einmal, ob sie Wahrheit, ob sie Erfindungen alles wagender
Revolutionäre waren. In tiefe Schwermut spann sich der Freiherr
ein. Ihm war immer noch der Kaiser sein oberster und einziger Herr.
Jetzt mußte er sich fragen, ob überhaupt der Kaiser, der ihn nicht
mehr hörte, der nicht mehr mit ihm sprach, noch lebte. Ob er [bookmark: page60]wirklich nach
Innsbruck geflüchtet war. Eine Meldung traf ein, daß der ungarische
Kriegsminister die Heimsendung der ungarischen Truppen verlange.
Der Generaloberst hatte dem Kaiser, da er den Krieg verloren sah,
um das Schlimmste abzuwenden, die Bitte unterbreitet, daß er
Sonderfrieden schließe. Jetzt schien das Schlimmste da. Der
Generaloberst trug sich mit Selbstmordgedanken.

		Auch dem Freiherrn unterstand eine ungarische Division. Von
Tusla meldete der Befehlshaber, daß die Soldaten ihren Abmarsch
verlangten. Der Generaloberst befahl, sie noch ein paar Tage in
Ordnung zu halten. Dann sollten sie den Heimweg antreten. Nur nicht
als Einzelbanden wollte er sie heimkehren lassen. Er beschloß, als
Landeschef zurückzutreten. Als kommandierender General wollte er
ausharren, damit die Rückbeförderung seiner Truppen in Ordnung, in
Ehren und mit den Waffen erfolge. Er rief die Generale, drei
Sektionschefs der alten, kaiserlichen Regierung, drei Vertreter des
Nationalrates zusammen. Der rangälteste General Metanovic
wiederholte die Bitte des Vortages. Blutvergießen sollte vermieden
werden. Wenn später ein Vorwurf gegen den Landeschef sich erhebe,
so wollten die Generale für ihn einstehen. Wieder entließ der
Freiherr die Generale. Gleich darauf bat er alle drei Gruppen zu
sich. Er sprach sie ungefähr an:

		»Meine Herren!

		Soeben haben mich die Generale gebeten, von meinem Posten als
Landeschef zurückzutreten, weil die Nachrichten besagen, daß Seine
Majestät nicht mehr die Regierungsgeschäfte versieht, daß er in die
Schweiz fuhr; weil die Sicherheit in der Stadt gefährdet ist und
weil einem Blutvergießen durch meinen Rücktritt vorgebeugt werden
könnte.

		Ich bin gewiß für die nationale Einigung kein Hindernis, um so
mehr, als ich selbst Südslawe bin. Aber ich trete zurück und
ersuche den ältesten Sektionschef, die Regierung an den Nationalrat
zu übergeben.«

		In den Reichsländern war – am 1. November, mittags 1 Uhr – die
österreichisch-ungarische Oberhoheit zu Ende. Der Generaloberst
führte die Truppen aus dem Lande, »in Ehren und mit den Waffen«, in
Bosnien selbst unbedroht. In Agram wurde der letzte kaiserliche
General der Reichslande ein Gefangener, den spät der Nationalrat
von Sarajewo freibat. [bookmark: page61]

		Bosnien und Herzegowina, genau vier Jahrzehnte unter
habsburgischer Herrschaft, von den Habsburgern mit Reichsmitteln
ausgebaut und erhoben, schlössen sich mit Dalmatien dem
Südslawischen Staate an. Die Vereinigung mit dem Königreich Serbien
war vollzogen. Die jahrhundertalten Fahnen und Adler, die Bildnisse
der Habsburger sanken. Die Karageorg lösten sie ab.

		 

		In Schönbrunn herrschte Klarheit über den Abfall der Slawen
schon seit dem 30. Oktober. Dem Südslawischen Staate hatte der
Kaiser an diesem Tage wirklich die Reichsflotte als Geschenk
dargebracht: der letzte Ausweg vor einer Revolte, die durch
depravierte Matrosen die Schiffe an den Feind liefern wollte.
Admiral von Horthy hatte den Ausweg dem Kaiser vorgeschlagen und
Graf Andrássy, den der Monarch in seiner Ratlosigkeit anrief:

		»Was soll ich mit der Flotte machen?«

		Auch Graf Andrássy hatte geantwortet:

		»Es bleibt nichts anderes übrig, Majestät, als die Flotte dem
Südslawischen Staate zu schenken.«

		So konnte wenigstens eingebildete Hoffnung bestehen, daß sie in
irgendeiner Form oder mit irgendwelchen Anteilen den
Nachfolgestaaten und damit auch dem Hause Habsburg verblieb. Denn
schien auch die Abkehr der Nationalstaaten vom alten Reiche allen
ausgesprochen: unklar war oder als unklar konnten Kaiser und Wiener
Regierung vielleicht noch die Haltung der Aufständischen gegenüber
dem Herrscher ansehen. Die Revolutionäre in Prag hatten von einer
Absetzung der Habsburger nicht gesprochen. Im Gegenteil. Sie hatten
sich bei ihren Forderungen auf den Willen des Kaisers noch
ausdrücklich berufen. In Agram hatte der Nationalrat die Bestimmung
der Staatsform der konstituierenden Nationalversammlung
vorbehalten. Über die Ereignisse in den neuen Slawenreichen waren
in Schönbrunn auch nur verwischte, unvollständige, fast zufällige
Nachrichten eingetroffen. Fest stand in den letzten Oktobertagen
nur: vom alten Österreich-Ungarn hatten sich Tschechen und
Südslawen in aller Form losgesagt, – den Krieg der Monarchie
kämpften sie nicht mehr mit. Die ungarische Entwicklung drängte für
sich besonderer Entladung zu. Und im »Niederösterreichischen
Landtag« war vom deutschen Nationalrat unter drei
gleichberechtigten Präsidenten ein Staatsrat eingesetzt worden. Der
Antrag zur [bookmark: page62]Bildung
einer eigenen Regierung wurde angenommen, der als Staatskanzler der
Sozialistenführer Karl Renner vorstehen sollte. Staat um Staat
richtete sich auf, unabhängig, unbekümmert um den Nachbarstaat, –
kein Kronland von gestern bekannte sich mehr zur alten
Reichseinheit. Am Morgen des 30. Oktober befahl der Kaiser, ein
Ende zu machen. Sofort sollten die Waffenstillstandsverhandlungen
eingeleitet werden. Von Trient sollte die dort schon versammelte
Kommission, geschlossen und unverzüglich, über die feindlichen
Linien gehen. Der Chef des Generalstabes gab den Befehl hinaus. Der
Chef des Generalstabes wandte sich noch einmal an den
Generalfeldmarschall v. Hindenburg:

		»Erschüttert melde ich E. E. die eingetretenen
Verhältnisse. Truppen ohne Unterschied der Nationalitäten von über
30 Divisionen weigern sich, weiterzukämpfen. Teile einzelner
Regimenter verlassen eigenmächtig Stellung, ein Regiment der
Reserve ist abmarschiert. Marschformationen sind nicht zur
Einreihung zu bewegen. Ungarische Truppen erklären, unter keinen
Umständen weiterzukämpfen, verlangen ihre Heimbeförderung, weil
Heimat in Gefahr und Feind vor den Grenzen ihres Vaterlandes.
Kommandanten sind machtlos.

		Bewunderungswürdig kämpfen die in Stellung
befindlichen Truppen, weil sie infolge Kampfhandlung politisch
nicht verseucht sind.

		Ihre Kampfkraft erlahmt. Zuführen von Reserven oder
Ablösung ausgeschlossen, da Truppe nicht an Front
heranzubringen.

		Marinemannschaften erklären, am 1. November Schiffe
zu verlassen, alles zu teilen und haben Soldatenräte gebildet.

		Einstimmig verlangen höhere Führer sofortigen
Waffenstillstand, weil sonst Anarchie unausweichlich und
Bolschewismus unausbleiblich.

		Lebensmittelzufuhr versagt; Bahnbetrieb in manchen
Landesteilen kaum mehr aufrecht zu erhalten. Lage im Hinterland
verworren und trostlos.

		Unter diesen Umständen muß gerettet werden, was
noch möglich. Da es auf Stunden ankommt, muß rasch gehandelt
werden. [bookmark: page63]

		Der Weg Wilson ist zu lang.

		Kommission sucht Verbindung mit italienischer
Heeresleitung, um über Waffenstillstand zu verhandeln.

		Schweren Herzens mache ich diese Mitteilung.

		E. E. gehorsamster

v. Arz, GO.«

		An Kaiser Wilhelm wandte sich Kaiser Karl:

		»30. Oktober 1918.

		Seine Apostolische Majestät an Seine Majestät den
Deutschen Kaiser.

		Ich war heute früh genötigt, da die militärische
Lage unhaltbar geworden ist, den Italienern einen Waffenstillstand
anzutragen. Falls aber die Italiener die Bedingung stellen, daß die
Bahnen durch Tirol und Kärnten (Tauernbahn, Brennerbahn, Südbahn)
für den Durchzug der feindlichen Truppen gegen Deine Länder
geöffnet werden sollten, so werde ich mich an die Spitze meiner
Deutschösterreicher stellen und den Durchzug mit Waffengewalt
verhindern. Darauf kannst Du fest vertrauen. Auf die Truppen der
anderen Nationalitäten kann man sich in dem Falle nicht
verlassen.

		In treuer Freundschaft

Karl.«

		Um jeden Preis wollte Kaiser Karl jetzt das Ende wenigstens des
Kampfes herbeigeführt sehen. Den verbündeten Herrscher, der die
Gefahr und den ganzen Umsturz in Österreich-Ungarn nicht im vollen
furchtbaren Umfange übersehen konnte, wollte er über das Schlimmste
wenigstens beruhigen. Kaiser Wilhelm erreichte die Depesche nicht
in der deutschen Hauptstadt. Denn er befand sich auf der Fahrt nach
Spa.

		*
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		Der deutsche Kaiser

		[bookmark: page66] [bookmark: page67]

		Kaiser Wilhelm II. hatte beschlossen, sich ins Hauptquartier des
»Großen Generalstabes« nach Spa zu begeben. Im »Neuen Palais« in
Potsdam mochten Erregungen, die aus der Entwicklung düsterer
Kriegslage bis unmittelbar an das Staatsoberhaupt heranschlugen,
den Abreisebeschluß trotz seines plötzlichen Entstehens noch
verdichtet haben. Es war der 29. Oktober 1918. Zwei Tage zuvor
hatte der Kaiser sich von General Ludendorff in jähem Zerwürfnis
getrennt. Der Vortrag des Staatssekretärs Doktor Solf, den er durch
den Grafen Eulenburg in das »Neue Palais« hatte holen lassen, die
bestimmten Worte, mit denen der Staatssekretär sich trotz der
Anwesenheit des Fürsten Solms-Baruth, der beiden Kabinettchefs
Delbrück und Marschall, endlich des Grafen Eulenburg über den Zwang
zur Entlassung General Ludendorffs ausgesprochen hatte, waren für
die Preisgabe des Ersten Generalquartiermeisters nicht weniger
entscheidend gewesen, als kurz darauf – eben wegen der
Verabschiedung des Generals – die Kabinettsfrage des Prinzen Max.
Der Staatssekretär, mit ihm der Kanzler, hatten vom Rücktritt des
Ersten Generalquartiermeisters außenpolitische wie innere
Entspannung erhofft. Mit dem Chef des Militärkabinetts hatte der
Staatssekretär vor seiner Unterredung mit dem Kaiser die Frage
erwogen, ob in der deutschen Armee gleichbefähigter Ersatz für
General Ludendorff vorhanden sei. Der Chef des Militärkabinetts
hatte die Frage bejaht, der Staatssekretär sodann den Kaiser das
Gutachten des Generals von Marschall wissen lassen. Sein eigener
Vorschlag war es gewesen, daß der Kaiser den Ersten
Generalquartiermeister entferne, aber den Generalfeldmarschall zum
Bleiben bewege. Zwei Tage darauf war der Staatssekretär des Äußeren
wieder vor den Kaiser, diesmal nach Schloß Bellevue, gerufen
worden.

		»Sie müssen mir danken,« war sofort die kaiserliche Begrüßung
gewesen, »denn ich habe das getan, über das Sie mir neulich Vortrag
gehalten haben. Die Operation ist gelungen. Ich habe das
siamesische Zwillingspaar auseinandergeschnitten und Hindenburg
bleibt.« [bookmark: page68]

		Mehr mit müdem Überdruß als zornerfüllt, hatte er, als beim
militärischen Vortrag das Drohwort des Ersten
Generalquartiermeisters fiel, daß er gehen wolle, wenn das
Vertrauen des Kriegsherrn verloren sei, nach dem scharfen Hin und
Her der Rede General Ludendorff schließlich die Entlassung
zugerufen:

		»Gut. Dann gehen Sie!«

		Aber Verstimmung und Sorge über die Änderung in so wichtiger
Rücksicht lag, indes von Kiew der neue Generalquartiermeister
Generalleutnant Wilhelm Groener auf dem Wege ins Hauptquartier war,
als Unruhe in Potsdam um den Kaiser. Alle Anzeichen schwerer,
unterirdischer Wallungen, von denen niemand wußte, ob sie nicht
morgen schon als eine einzige Reihe gewaltsamer und tödlicher
Entladungen an die Oberfläche schlugen, durchliefen das Deutsche
Reich. Bedrückt hörte die Kaiserin Augusta Viktoria manchen Bericht
und manchen Vorschlag für das Ohr des Kaisers, wie es vielleicht
Auswege und Durchwege aus grauverhangener, dennoch nächster Zukunft
gebe. Täglich erschien der Wirkliche Geheime Rat von Berg, der
Vorgänger des Chefs des Zivilkabinetts, den die Oktoberereignisse
beim Aufbau der neuen Volksregierung aus seinem Amt gestoßen
hatten, im »Neuen Palais«, und er beriet sich mit dem Kaiser. Der
Kriegsbau im Bund der Mittelmächte war sichtbar eben jetzt
geborsten und zerbrochen. Das Abschiedswort an General Ludendorff
war in einem Atemzuge mit dem andern, bitteren Abschied
ausgesprochen worden, den der österreichisch-ungarische
Waffengefährte mit seiner Bitte um Sonderfrieden an den Präsidenten
der Vereinigten Staaten durch den Grafen Julius Andrássy den
Deutschen zurief. Der Reichskanzler Prinz Max von Baden hatte im
Kabinett darauf bestanden, daß endlich nach Ludendorffs Entfernung
die Generale darüber gehört würden, für welche Frist sie noch die
Widerstandskraft der deutschen Heere einschätzten, die sich fortan,
ganz abgesehen von Marschall Fochs verstärktem Druck, allein zu
schlagen hatten. Einigen Trost konnte das Gutachten der Militärs
dem Gedankengang des Kaisers und seiner Ratgeber noch bringen. Im
Kabinett hatte der General von Gallwitz erklärt:

		»Einen völligen Umschwung durch eine großzügige
Offensive mit vollem Sieg halte er für uns allerdings nicht mehr
für möglich. Wohl aber festes defensives Durchhalten.« [bookmark: page69]

		Noch zuversichtlicher hatte der General von Mudra
gesprochen:

		»Wir brauchten aber überhaupt nur unsere Armee
ausruhen zu lassen. Sei dies geschehen, dann könnten uns die Gegner
überhaupt nicht schlagen oder es zum Durchbruche bringen.«

		Aller Trost schien hier den Kaiser in trüber Umwelt doch nur und
immer wieder nur auf die Armee zu weisen. Der Kanzler saß und
arbeitete inmitten der gefährlichen, nervenaufreibenden politischen
Spannungen der Reichshauptstadt Berlin. Er arbeitete mit schwer
erschütterter Gesundheit, von Grippefiebern durchschüttelt. Dem
neuen Volksgeist hatte er Zug um Zug nachgegeben, vielleicht
hemmungsloser, als selbst die Noten des Präsidenten der Vereinigten
Staaten von Nordamerika es entschuldigten, der als Gegner im
Vorteil zunächst natürlich das Unmögliche forderte. Die Berner
Depesche des Fürsten Hohenlohe-Langenburg, der kühl und nüchtern
den bisher unerlebten Vorschlag von der Abdankung eines
Hohenzollern weitergab, hatte der Kanzler kommentarlos dem
Monarchen geschickt. Zugleich mit der Depesche des preußischen
Gesandten von Treutler in München, daß in der bayerischen
Hauptstadt das Volk sowohl wie die Regierung die Abdankung des
Kaisers mit mehr oder weniger Temperamentaufwand verlange. Eben
darum hatte der Kaiser den Staatssekretär Solf zum zweiten Male
kommen lassen. Zwar hatte er begehrt, daß der Staatssekretär dem
Münchener Gesandten »den Kopf wasche«. Und hatte es auch als »ganz
ungeheuerlich« bezeichnet, »daß sein Gesandter ihm solche Sachen
mitteile«. Aber der Staatssekretär hatte doch bemerkt, daß der
Gesandte »nur in schwerer Zeit eine ihm sicher außerordentlich
schwer werdende Pflicht erfüllt hätte, indem er den Kaiser über die
Stimmung in seinem Lande aufklärte«. Groß genug wäre gerade in den
jüngsten Tagen die Mühe des Auswärtigen Amtes gewesen, auch aus der
Berliner Öffentlichkeit ähnliche Gedankengänge fortzuhalten.

		»Was verlangt denn das Volk von mir?« hatte Kaiser Wilhelm sich
ereifert. »Ich kann doch als alter Soldat nicht aus dem
Schützengraben gehen! Hier auf dem Tisch liegen eine ganze Menge
Telegramme, die Delbrück mir vorgelegt hat, und die mir ein Beweis
sind, daß das Volk treu und loyal hinter mir steht. Warum soll ich
denn abdanken?«

		Der Staatssekretär hatte geantwortet: [bookmark: page70]

		»Nach der letzten Note Wilsons hat das Volk das Gefühl, daß wir
ohne den Kaiser einen besseren Frieden bekommen. Das ist die
Meinung, die auch in Berlin verbreitet ist.«

		Wenn sein eigener Staatssekretär, wenn sogar Prinz Max von
Baden, selbst ein Mann aus fürstlichem Geblüt und Thronerbe sogar,
kein Wort der Auflehnung fand, um dynastische Rechte zu schützen,
so mußte die Vorstellung davon leicht sein, wie die Umsturzbegriffe
und Forderungen bei sozialistischen Politikern und in den Köpfen
der Massen aussahen. Oder wie sie jählings in der stets unruhigen,
unberechenbaren Reichshauptstadt sich entwickeln konnten. Allerlei
Pläne waren, teils unmittelbar, teils auf Umwegen, dem Kaiser in
den jüngsten Tagen nahegelegt worden, Rettungspläne selbst von
unwahrscheinlich phantastischer Art, die nicht in Rebellen gereift
waren, vielmehr in Männern treuer Ergebenheit. Auch sie bewiesen
nur bedenkliche Wandlung und Wirrnis des Zeitgeistes. Von dem
sozialistischen Staatssekretär Philipp Scheidemann wußte der Chef
des Militärkabinetts General von Marschall bestimmt zu berichten,
daß er ein Schreiben an den Kanzler gerichtet hätte, darin die
Abdankung des Kaisers gefordert war. Unausgesprochenes war in der
Luft, das kaum mehr so zu nennen war und mit immer häufigeren
Schatten schon an das nahe Potsdam streifte. Aller Trost, die
Reinheit dynastischer Gefühle und selbst persönliche Sicherheit
waren jetzt vielleicht wirklich nur mehr bei der Armee. Überdies
hatte der militärische Vortrag dem Kaiser erst am Mittag den
ausdrücklichen Wunsch des Generalfeldmarschalls von Hindenburg
übermittelt, daß der Oberste Kriegsherr an die Front gehe: »da die
Armee nicht wisse, woran sie sei«. Ihr Zusammenhalt sei
gefährdet.

		Der Kaiser hatte in rascher Entscheidung beschlossen, sich ins
Hauptquartier nach Spa zu begeben.

		 

		So schnell war sie gefallen, daß noch einige Stunden vor dem
Aufbruch nicht alle Männer der kaiserlichen Umgebung von ihr
wußten. Der Legationsrat Freiherr von Grünau, im kaiserlichen
Hoflager der Vertreter des »Auswärtigen Amtes«, erfuhr den
Abreisebeschluß im telephonischen Gespräch nur auf zufällige Art.
Und mehr als sein Zustandekommen beim militärischen Vortrag wußte
am Apparat im »Neuen Palais« der meldende Major auch [bookmark: page71]nicht zu berichten. Dennoch
stellte der Legationsrat eine Reihe bedenklicher Fragen sofort. Vor
allem, ob der Kanzler von so wichtigem Entschluß verständigt sei.
Der Verbindungsoffizier der »Obersten Heeresleitung« verneinte.
Unverhohlen drückte der Freiherr über die Unterlassung sein
Befremden aus. Sofort müsse der Prinz, wie die Lage beschaffen sei,
um so folgenschwere Reise nicht bloß wissen. Er müsse sie auch
billigen. Schlecht nur könne der Eindruck auf die Öffentlichkeit
sein. Denn sichtlich suche der Kaiser mit dem Aufbruch – in ihrer
Auffassung – nur den Schutz der Armee.

		Der Freiherr fuhr selbst unverzüglich ins
Reichskanzlerpalais.

		Alles wurde von dem bestürzten Prinzen erwogen, was den
Monarchen von seinem Vorhaben abbringen könnte. Der Kanzler sah die
Lage der Regierung, seine eigene Lage unendlich kompliziert, sah
alle Entschließungen schwer behindert, vielleicht sogar unmöglich
gemacht, wenn der Träger der Krone, um die es im Grunde schon ging,
sich jeder Aussprache und jeder Einwirkung entzog. Wenn der Kaiser
sich fern in Spa nur mit Generalen und Hofleuten umgab, die dann
zuletzt bei ihm den entscheidenden Einfluß in allen Dingen hatten.
Die Abreise sollte am vorgerückten Abende erfolgen. Jetzt war die
fünfte Stunde. Die Zeit drängte.

		Der Kanzler suchte Fühlung mit dem Chef des Zivilkabinetts,
Minister Delbrück. Er rief den Kriegsminister Generalleutnant
Scheuch in seinem Ministerium an:

		»Wissen Sie schon, daß der Kaiser heute an die Front
abreist?«

		Der Kriegsminister wußte von nichts. Es wäre das erste, das er
hörte. Aber der Prinz ließ zu Rufen des Erstaunens keine Zeit.

		»Sie müssen das unter allen Umständen verhindern!«

		Der Minister wehrte sich:

		»Großherzogliche Hoheit, – warum tut das nicht der Kanzler?«

		»Ich kriege das nicht mehr fertig« – –

		Es war ein Zufall, daß im Kabinett des Kriegsministers gerade
der General von Marschall saß. Er hatte den Generalleutnant in
Angelegenheit des Militärkabinetts aufgesucht, das durch die
jüngste Verfassungsänderung fortan dem Kriegsministerium
unterstellt worden war. Der Minister schlug vor, durch den General
von Marschall eine Einwirkung auf den Kaiser zu versuchen. Die
Abreiseabsicht bestätigte der Chef des Militärkabinetts: [bookmark: page72]

		»In zwei Stunden« – –

		Die »Oberste Heeresleitung« bestehe darauf, daß der Kaiser an
die Front gehe.

		»Es sind neue Rückzugsbefehle zu geben. Der Kaiser muß sich auch
den Truppen zeigen.«

		Der Kriegsminister stimmte zu:

		»Das sehe ich ein – –. Aber dann: so schnell wie möglich zurück!
Möglichst in zwei, drei Tagen.«

		Für schnelle Rückkehr wollte der General beim Kaiser wirken.

		Er empfahl sich. Der Kriegsminister ließ sich sogleich mit dem
Kanzler neu verbinden. Er meldete, was er erreicht hatte.

		Prinz Max blieb skeptisch:

		»Passen Sie auf, der Kaiser kommt nicht wieder!«

		 

		Der Kanzler gab seine Bemühungen darum noch nicht auf. Der Chef
des Zivilkabinetts Delbrück blieb unerreichbar. Den diensttuenden
Flügeladjutanten hatte Freiherr von Grünau ersucht, telephonisch
vom Kanzlerpalais aus, daß er auf eine Verschiebung der
kaiserlichen Reise hinwirke. Die Antwort kam nach kurzer Frist
lakonisch zurück:

		»Es bleibt bei der Abreise!«

		Jetzt schlug Freiherr von Grünau vor, daß der Kanzler nach ein
paar Tagen, wenn der Kaiser bis dahin nicht zurückgekehrt sei, ihn
in ausführlichem Telegramm darum bitte. Aber der Kanzler erwog,
selbst noch einen Versuch zur Umstimmung im »Neuen Palais« zu
unternehmen. Er war sich freilich bewußt, daß es dann bei dem
bloßen Umstimmungsversuch nicht bleiben könne.

		»Wenn ich jetzt hinausgehe, muß ich dem Kaiser die
Abdankungsfrage vorbringen.«

		In der achten Stunde, als der Legationsrat schon wieder im
»Neuen Palais« eingetroffen war, sprach der Kanzler mit dem Kaiser.
Er erbot sich, sogleich zum Vortrag nach Potsdam zu kommen. Seine
Bitte wiederholte er dringend und mehrmals. Aber der Kaiser lehnte
bestimmt ab.

		»Es bleibt bei der Abreise«, kam es durch den Fernsprecher. Der
Prinz wies nochmals darauf hin, wie schwerwiegende Bedeutung dem
kaiserlichen Beschluß zukomme. Die Antwort war, daß nichts mehr zu
ändern sei. Die »Oberste Heeresleitung« wünsche den [bookmark: page73]Kaiser bei der Truppe zu sehen.
Dies sei ihm als Hindenburgs ausdrücklicher Wunsch übermittelt
worden. Vier Wochen wäre er jetzt in Berlin gewesen. In wenigen
Tagen sei er wieder zurück. Der Kanzler versuchte es zum letzten
Mal: ob er nicht doch zum Vortrag erscheinen solle. Dem Gespräch
gab der Kaiser daraufhin persönlichere Richtung. Der Prinz sei
leidend. Er solle sich nicht exponieren.

		Alle Bemühungen des Kanzlers waren gescheitert. Am 29. Oktober
1918, abends, reiste der Kaiser nach Spa.

		 

		Der sozialistische Staatssekretär Philipp Scheidemann hatte in
der Tat an den Kanzler ein Schreiben mit ungewöhnlichem Inhalt
gerichtet. Er hatte dies nicht aus eigenem Antrieb getan, vielmehr
über Beschluß und Aufforderung der »Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands«. Allabendlich trafen sich ihre Führer im
Redaktionshause der Berliner Zeitung »Vorwärts«, um in unruhiger
Zeit durch Konferenzen und Aussprache gegen alle Vorkommnisse sich
überstürzender Politik gerüstet zu sein. Aus dem Reiche wußte der
Staatssekretär Scheidemann Bedrohliches zu melden. Abgeordnete der
»Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei« riefen in Westfalen
offen zur Revolution auf. Ein Oberst aus Münster hatte die
Nachricht überbracht. Zwischen den Besitzern der alten, zwar
bedrohten Macht und den zu allem bereiten Führern der radikalen
Arbeiterschaft, die heimlich schon manches vorzubereiten schienen,
mußten und wollten die »Mehrheitssozialisten« auf der Hut sein,
wenn Gelegenheit und Aufstieg zu großem politischen Vorteil nicht
versäumt werden sollte, der sich in irgendeiner Form aus dem Wandel
der Zeit wohl ergab. Längst sahen viele im deutschen Volk als
Friedenshindernis den Kaiser. Der Präsident der Vereinigten Staaten
verlangte offenbar seine Entfernung. Radikal war unter den
Mehrheitssozialisten niemand. Weder der gewandte, voll
Geschmeidigkeit allen Notwendigkeiten sich anpassende Philipp
Scheidemann, der nicht immer für alle Phasen eigener
Innenentwicklung ein starkes Gedächtnis hatte, obgleich er selbst
bei belangloser Sitzung unaufhörlich zu schreiben und alles
Wichtige für sich auf dem Papier festzuhalten pflegte, noch der
gemessene, fest dem Erreichbaren zugewandte Friedrich Ebert, dessen
kluger Hausverstand stets zu besonnener Vorsicht mahnte. Noch vor
zwei Wochen hatte Philipp [bookmark: page74]Scheidemann dem Kanzler ruhig erklärt, daß die
Abdankungsfrage lediglich eine innerdeutsche Angelegenheit
darstelle, in die der Präsident der Vereinigten Staaten, wenn sie
überhaupt einmal aufgerollt würde, sich nicht zu mischen hätte.
Aber jetzt sprach alle Welt von Kaiser Wilhelms Thronverzicht. Der
Präsident der Vereinigten Staaten schien in dieser Angelegenheit
seine eigenen Wege gehen zu wollen. Wollten die
»Mehrheitssozialisten« nicht eines Tages überhaupt zu spät kommen,
so mußten sie endlich Standpunkt und Haltung ihrer Partei
beschließen, sie mußten endlich die Forderung erheben, die
eigentlich nur natürlich war auf dem Grunde ihrer Anschauung von
Macht, Machtverteilung und sozialer Ordnung.

		Der Vorstand beschloß eine klare »Parole«. Der Rücktritt des
Kaisers sollte für den Zeitraum von acht Tagen verlangt werden. Der
Antrag sollte eindeutig im Kabinett zum 1. November 1918 gestellt
werden. Die Wartefrist am 8. November 1918 ablaufen. Der
Staatssekretär Scheidemann erhielt den Auftrag, die Forderung zu
überbringen.

		Er wählte die Form eines Schreibens an den Kanzler. Indem er von
Beschwerden ausging, die er gegen die Art hatte, wie das
»Oberkommando in den Marken« immer noch Zensur über Zeitungen
ausübte, ließ er in der Briefmitte den Absatz einfließen:

		»Nachdem der Öffentlichkeit die Möglichkeit
genommen ist, durch Diskussion eine Frage zu klären, die zu einer
brennenden Schicksalsfrage des deutschen Volkes geworden ist, tritt
an das Kabinett mit verdoppeltem Ernst die Notwendigkeit heran, sie
in seinem Schoße zu erörtern und zum Austrag zu bringen. Aus diesem
Grunde sehe ich mich gezwungen, nunmehr die Forderung, die in der
Presse nicht gestellt werden darf, im Kabinett zu stellen, nämlich
diese: die Herren Staatssekretäre möchten den Herrn Reichskanzler
bitten, Seiner Majestät dem Kaiser zu empfehlen, freiwillig
zurückzutreten.«

		Der Kanzler ließ den Staatssekretär zu sich bitten. Weder der
Form nach, noch in der Fristansage hatte der Staatssekretär den
Auftrag so erfüllt, wie ihn der Vorstand seiner Partei ihm
übertragen hatte. Aber ein folgenschweres Moment war doch in die
politische Entwicklung des Augenblicks durch den Brief getragen,
[bookmark: page75]auch wenn ihn
der Kanzler nicht als amtlichen Schritt, vielmehr als eine
persönliche Angelegenheit oder als die Übermittlung einer
persönlichen Auffassung zu nehmen suchte. Was die Empfehlung an den
Kaiser betraf, daß er freiwillig zurücktrete, so deckte sich das
Bestreben des Kanzlers mit der Forderung des Staatssekretärs. Aber
aus seinem eigenen Innern heraus sollte der Kaiser zu solchem
Verzicht gelangen. Die einzige Gelegenheit, bei der vielleicht der
Kanzler aus seinem Schweigen zu einer Anregung gegenüber dem Kaiser
hätte heraustreten können, war gestern verstrichen. Der Kaiser
hatte seinen Vortrag im »Neuen Palais« abgelehnt. Was danach kam,
ließ sich nicht übersehen. Es konnte sich ereignen, daß er aus
seinem schweigsamen Warten doch bald würde zu einem offenen Wort
sich melden müssen. Vorläufig gab er seine Politik nicht preis. Daß
er die ganze Frage der Abdankung jetzt dennoch vor den
Kabinettsmitgliedern zur Sprache bringen müsse, mit allem Takt zum
ersten Male, daß er das Kabinett für seine eigene Auffassung in der
Thronverzichtfrage gewinnen wollte, daß der Kaiser sogleich nach
der Reichshauptstadt zurückkehren müsse, all das war dem Kanzler
klar. An den Kaiser depeschierte er die dringende Bitte um
unverzüglich Rückkehr noch in der Nacht des 30. Oktobers. Am
nächsten Morgen reichte er, krank im Bette, dem Staatssekretär
Scheidemann den Brief zurück. Der Staatssekretär wisse, wie sehr
er, der Kanzler, ihn schätze. Indes, derlei Forderung könne er
nicht entgegennehmen. In der heiklen Angelegenheit wollte er nichts
tun durch Druck. Und auch sich selbst durch Druck zu nichts bewegen
lassen. Der Staatssekretär nahm das Schreiben wieder mit. In seinem
Arbeitskabinett besprach der Kanzler gleich darauf die Kaiserfrage
in engerem Kreise.

		 

		Mit dem Vizekanzler Payer, mit den Ministern Friedberg und Solf,
mit dem Innenminister Drews und dem Kriegsminister General Scheuch
beriet der Prinz, mit dem der Chef der Reichskanzlei Wahnschaffe
und der Geheimrat Doktor Simons gekommen waren, jetzt am Vormittage
über die bedrohte Lage. Prinz Max machte kein Hehl daraus, daß der
Ruf nach dem Thronverzicht sich von allen Seiten zu erheben
beginne. So behutsam er aber auch an das Thema ging, so erregt,
wenngleich bedrückt, griffen die Versammelten es auf. [bookmark: page76]

		»Wollen Sie dem Kaiser vorschlagen, daß er abdankt?«

		Die Frage eines der Staatssekretäre, plötzlich in die Beratung
geworfen, galt dem Kanzler.

		»Nein, das kann ich nicht!« Prinz Max begründete: »Ich müßte
vorher weggehen. Das ist mit meiner Stellung unvereinbar.«

		Minister Drews fragte:

		»Ist denn der Kaiser über die ungeheuere Umwandlung der letzten
Tage unterrichtet?«

		Der Kanzler verneinte.

		»Der Kaiser ist seit drei Tagen weg.«

		»Er muß aber unbedingt,« erklärte der Innenminister, »über das,
was hier an Umschwung passiert ist, unterrichtet werden.«

		Gegen die Abdankung Kaiser Wilhelms hatte General Scheuch
schwere Bedenken, da er die Folgen für die Armee erwog, wie er sie
sah. Auch der preußische Minister-Vizepräsident Friedberg mußte die
Bedenken teilen. Er wollte abwarten. Der Unterstaatssekretär
Wahnschaffe berichtete über Mitteilungen aus der Sozialdemokratie
und der Zentrumspartei, die ihm der Staatssekretär Erzberger
gemacht hatte. In den Gewerkschaften werde die Abdankung »wie ein
Sprengpulver wirken«. Führende Sozialdemokraten hatten sich
geäußert, daß »das schlimmste Friedenshindernis nicht der Kaiser,
sondern ein wegen der Kaiserfrage erfolgender Austritt der
Sozialdemokratie aus der Regierung« sei. Der Vizekanzler von Payer
aber, stark bewegt durch Nachrichten aus Süddeutschland, sah ebenso
wie der Minister Drews die Unmöglichkeit voraus, das Volk gegen
unerträgliche Waffenstillstandsbedingungen zu letztem Kampfe
aufzurufen, wenn ihn der Kaiser führe. Sie fürchteten beide, daß es
bald nicht mehr um die Person des Kaisers und des Kronprinzen gehen
werde, sondern um die Frage von Monarchie oder Republik.

		Die Sitzung kam zu keinem Ergebnis. Um die sechste
Nachmittagsstunde wollte der Kanzler das gesamte Kriegskabinett
zusammenrufen. Den Innenminister Drews hatte solche Erregung
befallen, daß er im Fortgehen auf der Treppe niederbrach.

		 

		Das einmal angeschlagene Thema wurde der Kern aller Erwägung und
Beratung auch im Kriegskabinett. Hier waren die Meinungen geteilt.
Die Staatssekretäre Groeber und Matthias Erzberger [bookmark: page77]traten für den Kaiser ein. Der
Vizekanzler sah die kaiserliche Situation so gefährdet, wie der
Staatssekretär Konrad Haußmann. Scharf vertrat jetzt der
Staatssekretär Scheidemann die Forderung seiner Partei:

		»Wir Sozialisten müssen verlangen, daß der Kaiser weggeht.«

		Der Minister des Innern hatte sich von seiner Ohnmacht am
Vormittag wieder erholt. Der Staatsrechtslehrer begann, klar und
sachlich, ganz in seine Materie, in seinen Stoff vertieft, wie es
die Art des ein wenig schwerhörigen, nur nach innen beschäftigten
Gelehrten war, dem Kabinett die Folgen kaiserlicher Abdankung
auseinanderzusetzen. Den allgemein warnenden Teil seiner
Ausführungen schnitt schließlich der Staatssekretär Scheidemann
ab:

		»Eine wirklich parlamentarische Monarchie, wie sie etwa in
England ist, wäre für die Sozialdemokratie allenfalls erträglich.
Jedenfalls wäre sie besser als eine Geldsackrepublik, wie sie in
Frankreich herrscht.«

		Der sozialistische Staatssekretär war nach dem Drewsschen
Vortrag wieder weniger entschlossen als zuvor. Die Zukunft sah er
unklar. Er forderte den Rücktritt des Kaisers; welche Regentschaft
ihn ersetzte, war spätere Sorge. Ob wirklich Verwicklungen
eintraten, wenn der Kaiser ging, ob sie schwerer waren als die
Folgen kaiserlichen Bleibens, wußte niemand. Zunächst schien der
Reichskanzler einen Ausweg zu wissen, einen kurzen Aufschub, der
ihm gestattete, seinen eigenen Weg in der Abdankungsfrage, den Weg
ohne Zwang auf den Kaiser, weiter zu beschreiten und doch auch
etwas im Hinblick auf die Forderung der Sozialdemokraten geschehen
zu lassen. Der Innenminister Drews sollte sogleich ins
Hauptquartier zum Kaiser reisen. Es sollte dem Monarchen endlich
»klarer Wein über die Bewegung eingeschenkt« werden. Sie reiche in
der Abdankungsfrage von der Arbeiterschaft bis in die Hochfinanz
hinauf. Keinen Vorschlag sollte der Minister dem Kaiser machen: zum
Vortrag werde Drews geschickt.

		»Weiter kann ich unter keinen Umständen gehen«, schärfte der
Prinz noch einmal dem Minister ein, als er zum Bahnhof fuhr. »Ich
kann dem Kaiser nicht den Vorschlag machen, daß er abdankt.«

		Der Minister des Innern fuhr, unmittelbar aus dem Kabinettsrat
und erschöpft, wie er war, um 9 Uhr mit dem Nachtzuge nach Spa.
[bookmark: page78]

		Der erste Generalquartiermeister Groener war in diesen Tagen im
Großen Hauptquartier aus Kiew eingetroffen, nicht ohne trübe
Gedanken, was die militärische Entwicklung ebenso betraf, wie die
Vorgänge der Politik. In Spa war er zuletzt in der vierten
Septemberwoche gewesen. General Ludendorff hatte ihm damals
versichert, daß er an der Westfront noch einige Monate Widerstand
leisten könne. Nur müsse man im Laufe des Winters, spätestens um
Weihnachten, zum Frieden kommen. Pessimistischer hatte der Chef
seiner Operationsabteilung, Oberst Heye, die Zukunft gesehen. Kaum
auf der Rückreise nach Kiew wieder in Berlin, war ihm – in der
ersten Oktoberwoche – noch neuere Auffassung des
Generalfeldmarschalls berichtet worden: die Westfront sei so
erschüttert, daß ein Durchbruch unmittelbar bevorstehe. Man müsse
stündlich mit ihm rechnen. General Groener hatte sich zwischen den
widersprechenden Nachrichten nicht zurechtfinden können. Die
Verschlechterung ohne sichtbare Ereignisse innerhalb von zehn Tagen
in solch katastrophaler Art begriff er nicht ganz. Das Aussprechen
der Waffenstillstandsbitte fand er vernichtend. Er hatte den
Eindruck vollkommener Kopflosigkeit bei der »Obersten
Heeresleitung« sowohl, wie bei der Regierung. Daß die Stimmung bei
den Truppen längst nicht mehr die alte war, brauchte ihm in Kiew
nicht erst der Hetman Skoropadski zu erklären.

		»Sie haben keine Ahnung von dem wahren Zustand Ihrer Truppen«,
hatte der Hetman gemeint. »Ich sehe sehr viel schärfer infolge der
russischen Erlebnisse. Die deutschen Truppen sind bolschewistisch
stark durchseucht. Matrosen, die ich im September in Kiel in der
Umgebung des Prinzen Heinrich gesehen habe, sind nach meiner
Ansicht vollkommene Bolschewiken.«

		Eine Depesche des Obersten von Tieschowitz hatte den General
endlich aus seinen Grübeleien gerissen. Der Generalfeldmarschall
hatte ihn »zu neuer Verwendung« in das Große Hauptquartier gerufen.
Erst bei der Ankunft in Spa, auf dem Bahnhofe, hatte er erfahren,
daß er der Erste Generalquartiermeister geworden war. Jetzt
richtete er im neuen Amt sich ein und suchte, Übersichten zu
gewinnen. Dann erst konnte er an Entschlüsse gehen. Daß, plötzlich
der Kaiser im »Großen Hauptquartier« gemeldet wurde, war ihm größte
Überraschung, auch schien es ihm, daß der [bookmark: page79]Kaiser gerade jetzt in der
Reichshauptstadt wichtiger sei als in Spa. Bei der »Obersten
Heeresleitung« war der Erste Generalquartiermeister nicht der
einzige, dem die kaiserliche Ankunft völlig unerwartet kam. Auch
der Generalfeldmarschall von Hindenburg schien gänzlich verblüfft.
Er wisse von nichts – –

		Oder wenigstens tat er so.

		 

		Der Kaiser hatte unruhige Reise hinter sich. Nichts an ihm
verriet die Erregung, die über den ganzen Stunden der Abreise von
Potsdam gelastet hatte, und noch bei der Verabschiedung, als scheu
eine Andeutung schwebender Fragen und kühner Abdankungsforderungen
im Hofkreis fiel, hatte er, der sich äußerlich stets mit
außerordentlicher Gewalt zu beherrschen wußte, kühl und fast leicht
einem deutschen Diplomaten seiner Umgebung das Wort
hingeworfen:

		»Ja, ja … Es ist mir auch bekannt, daß viel davon gesprochen
wird.«

		Aber im Hofzuge, kaum daß er fuhr, drückte schwer die Depesche
Kaiser Karls von Österreich auf die Stimmung. Drohende Ausblicke,
drohende Wetter zogen zum ersten Male eindeutig am Horizont auf,
hinter dem der Abfall des Bundesgenossen lag. Kaiser Wilhelm hatte
keine andere Wahl als die Annahme jeder Bereitschaft des
Waffengefährten von einst, auch wenn sie noch so wenig bot. Und
noch im Rollen des Zuges antwortete der Kaiser in festgehaltener
Stilart, ihm selbstverständlich wie gestern und ehegestern, doch
grell gegen die Sprache der Zeit:

		»Hofzug, den 30. Oktober 1918.

		An des Kaisers von Österreich, Apostolischen Königs
von Ungarn Majestät.

		Mit Bewegung habe Ich Dein Telegramm über den
Antrag zum Waffenstillstand an Italien gelesen. Ich bin überzeugt,
daß Deine Deutschösterreicher, an der Spitze der Kaiserliche Herr,
sich wie ein Mann gegen schmachvolle Bedingungen erheben werden,
und danke Dir dafür, daß Du mir dies noch besonders
versicherst.

		In treuer Freundschaft

Wilhelm.« [bookmark: page80]

		Und jetzt in Spa, noch ehe die erste Nacht verstrichen war,
schon am Morgen des 31. Oktobers 1918, meldete sich, ob er auch
eben erst abgewiesen war, wiederum von Berlin her der Kanzler. Er
depeschierte die dringende Bitte um sofortige Rückkehr des Kaisers.
Aber es schien, als erwache allmählich eine gewisse Gereiztheit in
dem Bedrängten. Er lehnte den Wunsch des Prinzen ab. Die
kaiserliche Gereiztheit griff auf die Umgebung über. Der Chef des
Zivilkabinetts Delbrück weigerte sich, die Bitte des Kanzlers von
sich aus zu unterstützen. Er hielt das Verlangen, nach Berlin
zurückzugehen, für ebenso verfrüht, wie der Legationsrat Freiherr
von Grünau, der selbst dem Kanzler ein solches Telegramm,
allerdings für späteren Zeitpunkt, an den Kaiser geraten hatte.

		Freiherr von Grünau begann sich über die Stimmung im Generalstab
zu unterrichten. Bei den höheren, wie den niederen Offizieren
glaubte er den Eindruck festhalten zu können, daß sie alle den
Abschied nehmen würden, wenn der Kaiser abdanke. Er nahm sich vor,
den Kanzler in einem Schreiben über die Haltung der Offiziere
aufzuklären. Vor den Folgen eines kaiserlichen Thronverzichts
sollte Prinz Max nicht ungewarnt bleiben.

		Der Kaiser gab sich indes ernst und verschlossen, da die Episode
des Kanzlertelegramms vorüber war; die militärischen
Angelegenheiten erledigte er mit korrekter Zurückhaltung. Vom
ersten militärischen Vortrag im Generalstabsgebäude, im »Hotel
Britannique«, hatte freilich der Erste Generalquartiermeister den
Eindruck sachlich belangloser Formalität. Den Ernst des Augenblicks
berührte der Kaiser nicht. Vielleicht scheute er, Dinge zu
streifen, deren Entwicklung unsicher schien. Er war des Abends im
Kasino des Generalfeldmarschalls ein Kamerad unter Kameraden, der
den Ton und Klang früherer Zeit wieder suchte. Aber die künstlich
festgehaltene Starrheit löste sich jäh, als am 1. November 1918 der
Minister Drews im Garten der Kaiservilla vor ihm stand.

		Den Minister drückte Pflicht und Hemmung aus dynastischen
Überlieferungen nieder. Er sah sich, mehr noch als vor des Reiches
Kaiser, vor den preußischen König gestellt, ein hoher Beamter aus
Preußens Schule, eben darum entschlossen, nichts von dem Auftrag zu
versäumen, mit dem ihn der Kanzler als Amt geschickt. Er begann mit
einigem Zögern: [bookmark: page81]

		»Ich muß Worte sprechen, wie sie sonst ein Untertan seinem König
gegenüber nicht sprechen darf … Aber der Minister ist dazu
verpflichtet.«

		Der Kaiser unterbrach ihn erregt. Wie er dazu komme, solchen
Vortrag zu erbitten. Seine Erregung teilte sich seinen Bewegungen
mit. Das Ungehaltensein wurde ungnädigste Form.

		»Befehlen Euer Majestät,« fragte der Minister, »daß ich
weiterspreche oder nicht?«

		Der Kaiser wurde ruhiger. Der Minister schilderte, was in der
Reichshauptstadt sich zugetragen. Er schilderte die Stimmungen
weiter Kreise nach des Kanzlers Weisung. Der Kaiser stellte
Zwischenfragen. Der Minister tat keinen Vorschlag. Dann der
Kaiser:

		»Nun, ich will Ihnen gleich etwas sagen: ich danke nicht ab.
Einmal wegen meiner Auffassung von den Pflichten des Königs
überhaupt als Nachfolger Friedrichs des Großen. Zweitens: ich kann
es nicht als Oberster Kriegsherr. Die Armee wird nur durch mich
zusammengehalten. Ich habe den Generalfeldmarschall herbestellt.
Fragen Sie den!«

		Der Generalfeldmarschall war schon zur Stelle. Minister und
Marschall schritten im Garten auf und ab. Die Überzeugung des
Generalfeldmarschalls war:

		»Die Armee wird lediglich durch die Offiziere zusammengehalten,
und die Autorität der Offiziere beruht auf der Person des Obersten
Kriegsherrn. Geht der Oberste Kriegsherr, so läuft die Hälfte der
Armee als ungeordneter Haufen ins Hinterland zurück.«

		Der Minister wollte solche Meinung, die ja auch der kaiserliche
Standpunkt wäre, den entscheidenden Stellen in Berlin
mitteilen.

		»Ich hoffe,« fügte er hinzu, »daß die Parteien, die auf die
Abdankung des Kaisers hindrängen, bei einer derartigen Sachlage den
Kampf um die Abdankungsfrage mindestens bis zum Abschluß eines
Präliminarfriedens zurückstellen werden.«

		Der Generalfeldmarschall fragte, ob der Minister mit Berliner
Unruhen rechne:

		»Ganz bestimmt.«

		»Und wie glauben Sie, daß die Sache auslaufen wird?«

		»Wenn sich das Militär hält, so werden sich die Unruhen nicht
durchsetzen.« [bookmark: page82]

		Der Erste Generalquartiermeister hatte sich der Gruppe
zugesellt. Auch er sprach sich gegen die kaiserliche Abdankung aus.
Seine Auffassung über die formelle Stellungnahme gegenüber der
ganzen Frage mündete dabei in scharfen Vorwurf gegen die Regierung,
die der Presse tatenlos gestattet hätte, das Thema öffentlich
überhaupt so zuzuspitzen. Aber der Einwand des Ersten
Generalquartiermeisters wirkte fast wie ein Stichwort. Plötzlich
kam es vor Kaiser und Marschall zu einer Szene. Die Abwehr des
Ministers wurde leidenschaftliche Entrüstung.

		»Wer hat denn nach dieser Regierung verlangt? – Sie!«

		»Wer hat denn fortwährend telegraphiert, telephoniert? –
Sie!«

		Auch der Generalfeldmarschall geriet in Hitze. Unwirsch
verteidigte er sich:

		»Die Berliner Regierung war uns immer zu langsam!«

		»Aber wenn man eine Regierung mit sozialdemokratischen
Staatssekretären einsetzt,« ereiferte sich der Minister weiter,
»wie wollen Sie dann der Presse den Mund verbieten? Sie selbst
haben ja diese Regierung gebilligt.«

		Der Kaiser stand schweigend. Der Erste Generalquartiermeister
schwieg gleichfalls; er hatte den Anlaß des Streites geboten. Indes
fühlte er sich, zwei Tage im Amte, durch die Vorwürfe des Ministers
nicht berührt. Übrigens brach die Szene plötzlich, wie sie gekommen
war, wieder ab. Der Minister besann sich, daß er in die
Reichshauptstadt zurückkehren mußte, und er besann sich seines
ungnädigen Empfanges durch den Kaiser.

		»Ich habe wohl die Worte Euerer Majestät«, begann er noch
einmal, »im Eingang meiner Audienz dahin zu verstehen, daß ich
hiermit um meinen Abschied bitte.«

		Der Kaiser erwiderte lebhaft.

		»Nein, durchaus nicht. Wir haben uns ja nur gründlich
ausgesprochen. Sagen Sie den Herren in Berlin meine Meinung« –
–

		Der Minister fuhr.

		Die Sendung Drews war beendet.

		 

		General Groener hatte sich gegen die Abdankung des Kaisers
ausgesprochen. Er hatte dies ohne Kommentar getan, aber sein
Gedankengang über den Gegenstand stimmte kaum mit irgendeinem
anderen überein, der die Idee gleichfalls abwies. Der
Generalquartiermeister [bookmark: page83]sah den Kaiser durch seine eigene Haltung in all
den Kriegsjahren. Im Hauptquartier zu Pleß, schon 1916, hatte
Kaiser Wilhelm dem General in einer menschlich weichen Stunde seine
beklommene Anschauung über Krieg und Kriegsende dargelegt. Er hielt
das Ringen schon damals für unsicher, und, melancholisch im Innern,
beherrscht nach außen, rückte er sich selbst in abwartende
Stellung. Gerade sie schien dem General verfehlt. Er hatte schon
damals den Kaiser darauf aufmerksam gemacht, daß der Monarch aus
seiner passiven Haltung dem Volke, wie dem Heere gegenüber schärfer
hervortreten müsse. Er hatte dies im Frühjahr 1917 noch einmal
durch den Generaloberst von Kessel getan. Aber der Kaiser, in
Friedenszeiten oft genug im Vordergrund der Welt, war im ganzen
Krieg im selbstbestimmten Hintergrund verharrt. Jetzt stand er ohne
Wurzeln zu Volk und Heer, das den Kriegsherrn nur bei Paraden, weit
hinter den donnernden Geschützen der Front sah, und das seit
geraumer Zeit schon böse Worte von Truppenteil zu Truppenteil
weitergab, wenn der kaiserliche Stab erschien. Längst spielte der
Kaiser nicht mehr die Rolle, die dem Monarchen zukam, die der
Monarch hätte spielen müssen. Und längst war es die Überzeugung des
Generals geworden, daß Kaiser Wilhelm II. nicht mehr der Herrscher
war, der die Kriegsfolgen in jeder Art für das deutsche Volk zum
Austrag bringen konnte.

		Der Generalquartiermeister dachte sich das Ende schlimm. Viele
Fehler waren militärisch und politisch gemacht worden, von dem
Unglückstage an der Marne bis zur Unterlassung des Feldzuges gegen
Salonik, für den er mit seinen technischen Gutachten gegen des
Generals von Falkenhayn Meinung eingetreten war, von Salonik bis
zum letzten Waffengang im Westen, den der General Ludendorff
zerspellt hatte. Noch schlimmer als der Anblick der Front war, was
sich zu Hause zutrug und vorbereitete. Der General sah den Kaiser
nicht nur als ungeeignet an, aller Schwierigkeiten mit glücklicher
Hand doch noch in jener Form Herr zu werden, die von dem
Weiterschreiten der Verhältnisse gestattet wurden; er sah den Thron
von den Gewalten bedroht, die aus zerbrochener Front und
aufstehender Heimat bald gegen ihn anstürmen mußten. Er sah den
Kaiser umringt: ohne Ausweg. Friedrichs des Großen Nachfolger war
schlimmer daran als Friedrich nach Kunersdorf. [bookmark: page84]Nur sah es Wilhelm II. nicht. Noch
forderte niemand den Sturz der Hohenzollern. Nirgends war ein Wort
von Republik, nirgends eine Andeutung gefallen. Die Person des
Kaisers war ausgerufen als des Volkes Unglück. Um Wilhelms II.
feindselig angesehene Persönlichkeit ging es. Die Dynastie würde
bleiben, war die Auffassung des Generals: wenn Großes rechtzeitig
geschah. Das Große war in des Kanzlers Meinung und Bemühung der
freiwillige Thronverzicht. Dem General war dies Große zu klein.
Weit mehr mußte geschehen.

		Jahrhunderte und ihre Ordnung drohten zusammenzubrechen: ihr
Inhalt von Machtauffassung und Machtberufung. Es war der Probetag
heraufgekommen, ob die alte Zeit noch Kraft und damit ein Recht des
Fortbestehens hatte, ob die sittlichen Parolen, die durch die
Jahrhunderte das Gottesgnadentum angerufen hatten, wirkliche Säulen
der Ordnung der Welt waren oder nur mehr mattgewordene, leere
Attribute, die der erste Wind fortstob. Es war die Erziehung der
meisten Völker gewesen, daß der Begriffe kostbarster das Vaterland,
daß von Gott vor allen Menschen, die nur Untertanen blieben, mit
besonderer Gnade erwählt die Herrscher waren, – majestätischer als
andere, erlauchter als andere, Halbgötter unmittelbar hinter Gott.
Für sie kämpfte man, für sie gab man sein Blut, hatte man sein Blut
zu geben. Jetzt war die Monarchie, der Menschheit edelste
Einrichtung, in brennender Gefahr. Das Vaterland, mit dem
Heldentode von Generationen befestigt und strahlend aufgerichtet,
drohte zu stürzen. Ein einziges Beispiel konnte beide, Vaterland
und Monarchie, vielleicht noch retten, wenn das gewaltigste
Exempel, das je erlebt war, auf die Festigkeit jener Attribute
versucht wurde. Wenn der Kaiser selbst zeigte, daß die Erziehung
und die Heldenlieder der Jahrhunderte nicht nur Schall und Klang
waren. Der süddeutsche, demokratische General sah nichts Besonderes
darin, daß ein gekröntes Haupt für das Heil von Millionen, deren
Väter für seine Väter gezahlt hatten, den Wechsel jahrhundertelang
weitergegebener Schlagworte jetzt einzulösen sich entschloß.
Abdankung war zu wenig. Abdankung war so viel wie Flucht. Für den
Einzelnen war nicht härter, was Hunderttausende erlitten hatten.
Vor solchem Schauspiel mußten sich in Achtung auch die Feinde
beugen. Die Einigung beim Senken der Waffen mußte leichter sein.
Das deutsche Gefühl mußte [bookmark: page85]das Schauspiel im gemeinsamen Unglück sicher wieder
zum Herrscherhaus zurückführen. Friedrich der Große war um nichts
geringer als Wilhelm II. Nach Kunersdorf wollte er den Tod.

		»Der Kaiser muß an der Spitze der Truppen auf das
Gefechtsfeld!«

		Erstaunt, fast entsetzt hörten die Generale von Plessen und
Marschall dem Generalquartiermeister zu. Sie schritten im gleichen
Garten der Kaiservilla um die gleiche Stunde auf und nieder, da der
Innenminister Drews seinen Vortrag vor dem Herrscher begann.

		»Wenn er fällt, so ist dies das schönste Ende. Wird er
verwundet, so ist nach der Psyche des deutschen Volkes ein Wechsel
in der Stimmung zugunsten des Kaisers sehr wahrscheinlich.«

		Der Erste Generalquartiermeister wußte nichts von dem heroischen
Plan, den vor wenigen Tagen erst, noch im »Neuen Palais« in
Potsdam, der frühere Reichskanzler Michaelis der Kaiserin Augusta
Viktoria unterbreitet hatte. Er war im Auftrage pommerscher
Großgrundbesitzer und pommerscher Adeliger gekommen. Einen einzigen
Ausweg gebe es für Wilhelm II. in der Schicksalsstunde von Reich
und Dynastie: den heroischen Tod des Kaisers. Die pommerschen
Adeligen wollten sich dann um den Kriegsherrn scharen, er selbst
wolle mit dem Kaiser in den Tod gehen wie die anderen auch – –

		Die Kaiserin hatte den Plan dem Kaiser nahebringen sollen. Der
Kanzler dann, eine Stunde nach der Audienz, bei Tisch neben dem
Monarchen gesessen. In allgemeinen Themen war über große Tafel das
Gespräch nebensächlich hinüber, herüber gegangen. Und unmittelbar
nach Tisch hatte der Kaiser, ganz gegen seine Gewohnheit, offenbar
keinen Anlaß mehr zu einem Gespräche mit dem Kanzler gefunden.

		Romantisch war der frühere Kanzler, demokratisch nüchtern
General Groener zu gleichem Grundgedanken gekommen. Einheitliche
Antwort aber hatten die Generale Plessen und Marschall. Man könne
doch unmöglich den Kaiser solchen Gefahren aussetzen. Was indes sie
nicht begriffen, begriff vielleicht der erste deutsche Soldat nach
dem Kaiser, Generalfeldmarschall von Hindenburg. Im Auto, das von
der Kaiservilla zum Generalstabsgebäude zurückkehrte, sprach der
Erste Generalquartiermeister mit ihm. [bookmark: page86]

		Es schien freilich, als ob der Generalfeldmarschall das
Entscheidende überhaupt nicht begriffe. Denn er brach, erschreckt
vor dem Unmöglichen, kurz ab:

		»Aber das geht ja nicht« – –

		Zwei Tage später fuhr Kaiser Wilhelm an die Front. Er hielt bei
Alost und Ninon über die Truppen Parade ab. Man kehrte in der Nacht
zum 5. November 1918 nach Spa zurück.

		In den Hofzug schlugen die Nachrichten von einer
Matrosenerhebung in Kiel.

		*

		[bookmark: page87]

	
		
		Kiel

		[bookmark: page88] [bookmark: page89]

		Noch im Oktober hatte sich, gemeinsam mit den obersten
Befehlshabern der Landmacht, der Chef der Seekriegsleitung zu dem
Entschlusse durchgerungen, die deutsche Hochseeflotte zu einem
letzten Schlage gegen den Feind auszuspielen. Nicht die Erwägung
allein, daß vielleicht das Seeglück die Engländer geschlagen und
geschwächt zu den nahen Waffenstillstandsverhandlungen führte,
hatte die beiden Befehlsstellen zu dem Vorhaben gebracht. Die
deutschen Heere waren auf dem Rückmarsch. Vom Meere her konnten sie
in der Flanke beunruhigt und, wenn die Engländer in Antwerpen
Truppen ans Land schafften, im Rücken sogar gefährdet werden. Der
Sicherungsabsicht mischte sich Hoffen auf innere politische Wirkung
bei, die von letztem großen und erfolgreichen Einsatz ausstrahlen
müßte. Auch das Heroische eines kühnen Gedankens vor tatenlos
schmachvollem Ende mochte mitsprechen. An den Admiral von Hipper,
den Chef der Hochseeflotte, den Führer im Treffen an der
Doggerbank, erging der Befehl, mit den Schiffen zum Schlagen
auszufahren.

		Den Aufmarsch seiner Streitkräfte begann der Admiral in der
vierten Oktoberwoche. Ohne Reibung setzten sich, rasch und mit
gewandter Technik die ersten Vorbereitungen in Tat um, zumal dies
durch Leute geschah, die sich die Schnelligkeit der Bewegung, oft
genug am Feinde, mit der Gewohnheit furchtlosen Wagemuts bewahrt
hatten. Die Tauchboote fuhren aus. Von Emden, von Cuxhaven, von
Wilhelmshaven. Sie fuhren in zwei Staffeln, zehn Boote mit
Sperrbrechern am 25. Oktober, zwölf mit Sperrbrechern vier Tage
später. Und auch die leichten Streitkräfte dampften mit erstem
Alarm. Sie eilten mit den ersten Tauchbooten fort. Ihr Aufmarsch
galt den Vorposten. Die Boote lagerten sich vor die englischen
Flottenstützpunkte. Sie warteten, sie lauerten auf den
Anmarschwegen der britischen Schiffe. Als die zweite Bootsstaffel
am 29. Oktober die Heimathäfen verließ, ging die vierte
Aufklärergruppe [bookmark: page90]nach Cuxhaven hinauf. Der Befehl des Admirals war
gewesen, dort Minen an Bord zu nehmen; das tat die Gruppe, mit den
Minen kam sie auf Schilligreede wieder an. In den Bassins von
Wilhelmshaven lagen die Schwerstreitkräfte. Das erste Geschwader
der »Helgolandklasse«, acht Dreadnoughts, befehligte der
Vizeadmiral Boediker. Das dritte Geschwader der »Königsklasse«, in
seiner Mitte das Flaggschiff des Flottenchefs »Baden«, befehligte
der Vizeadmiral Krafft. Unter Kontreadmiral Meurers Kommando
warteten die Schiffe der »Kaiserklasse«, das vierte Geschwader. An
sie alle erging der Befehl des Flottenchefs am 28. Oktober 1918.
Sie alle sollten nach Schilligreede. Sie waren vierundzwanzig
Stunden später bereit. Die Kolosse begannen sich zu rühren. Aber
plötzlich gab es einen Zwischenfall.

		Heizer des dritten Geschwaders verweigerten den Dienst. Sie
lehnten sich nicht offen auf: sie versagten an den Feuern. Sie
heizten so, daß die Befehlserfüllung gefährdet war. Allmählich
wurden sie kühner. Sie rissen von Schiff zu Schiff die Brände aus
den Kesseln. Von den Türmen des »König«, des »Markgraf«, des
»Kronprinz«, des »Kurfürst« funkten Signale die Meldung davon dem
Linienschiff »Baden« zu. Dort las aus ihnen der Flottenchef von
Hipper noch kein Ereignis von tieferem Ernst. Auf Schilligreede
sollten die Befehlshaber durch Ansprachen die Heizer begütigen.
Langsam dampften die Schlachtschiffe fort. Auf Schilligreede lagen
sie jetzt einen Tag.

		Es war am Abend dieses Tages, daß auch das erste Geschwader
aufbrechen sollte. Aber unmittelbar vor der Ausfahrt gab es Unruhen
auch hier. Ein Teil der Matrosen lief zusammen. Auf dem Vorderdeck
der Schiffe rotteten sie sich zu wilden Haufen. Unklares Reden,
unklares Murren war unter ihnen. Und endlich der Schrei:

		»Wir machen nicht mehr mit!« – –

		Jetzt überstürzten sich die Signale. Ratlose Offiziere gaben
sie. Noch immer übersah Admiral von Hipper die Bewegung nicht.
Zuchtlose und Pflichtvergessene glaubte er zu erkennen: keine
Sturmzeichen. Einen Augenblick erwog er, daß er durch eine Gruppe
Unbotmäßiger aus unbekanntem Grund einen großen, feststehenden
Operationsplan nicht durchkreuzen lassen dürfe. Er befahl Strenge.
Gleich darauf marschierte die zwölfte Torpedodivision im Bassin
[bookmark: page91]auf. Sie legte
sich um Schiff und Schiff. Denn die Torpedoleute gehorchten.
Vierhundert Meter vor jedem Dreadnought zogen sie den Todesring,
aus dem kein Entrinnen war. Dann schwenkten sie die Rohre aus, an
den Torpedos bereit, die Schlachtkolosse im Hafen zu versenken.
Aber da entschloß sich Admiral von Hipper mit jäher Willensmeinung
anders. Die Härte so furchtbaren Gerichts über Schiffe der eigenen
Flotte brachte er zuletzt nicht auf. Ihm schien es genug, wenn er
die offenen Meuterer unschädlich machte. Marineinfanterie,
handfeste Seesoldaten, aus Wilhelmshaven heraufgeholt, stürmten auf
die »Thüringen« und »Helgoland«. Die Rädelsführer brachten sie in
Haft von Bord. Die Torpedodivision zog sich zurück. Die
Großkampfschiffe waren gerettet. Darüber war ein neuer Morgen
herangebrochen. Für den Flottenchef zugleich die Einsicht: mit dem
Geiste des Aufruhrs auf zwei Geschwadern konnte kein Vorstoß gegen
den Feind gelingen. In der Frühe des letzten Oktobertages gab er
den Vorstoß auf.

		Das Ereignis meldete er nach Spa. Die Flotte schickte er
auseinander. Trennung der Geschwader schien ihm noch das Beste.
Vizeadmiral Boediker sollte mit seinen Schiffen nach Brunsbüttel,
Kontreadmiral Meurer in Wilhelmshaven verbleiben. Dem Vizeadmiral
Krafft befahl er, das dritte Geschwader nach Kiel zu führen. Auf
seinen Fahrzeugen hatte der Aufruhr begonnen. In Kiel sollte die
Besatzung, in strengem Dienst, bei hartem Geschützexerzieren,
wieder zur Besinnung kommen.

		Die drei Geschwader schienen gehorchen zu wollen. Sie suchten
nicht mehr den Feind. Sie hatten die Heimathäfen zu suchen.

		 

		Die Revolte auf den Linienschiffen hatte sich über Nacht
erhoben, unbegreiflich den Befehlshabern, indes begründet durch den
Geist deutscher Flottenpolitik, durch das Zuständliche im
Marineapparat seit Kriegsbeginn. Seit noch früherer Zeit. Es war
der Großadmiral von Tirpitz gewesen, allmächtig bis hart vor dem
Kriege, der das Programm der großen Linienschiffsgeschwader als
ersehntestes Kampfmittel um jeden Preis durchzuführen gedachte.
Auch er, der allmählich alle wichtigen Stellen um sich mit Männern
seiner Gedanken oder Männern geringer Widerstandskraft zu besetzen
wußte, gab sich über die Funktionen der deutschen Flotte so unklare
Rechenschaft wie Kaiser Wilhelm II. Auch er vermochte [bookmark: page92]nicht, obgleich er die
Hilfe des Kaisers hatte, die deutsche Flottenstärke so zu steigern,
daß sie die Beherrscherin der Meere oder eine Seemacht würde, mit
der niemand einen Zweikampf wagte. Aber obgleich dieses Ziel nicht
erreicht werden konnte, überschritt auch er, oder vor allem er, die
Grenzen einer Seemacht, wie sie etwa Frankreich gezogen waren und
von England noch ertragen wurden. Auch er verkannte die
selbstverständlichen und von niemand mißdeuteten Aufgaben jeder
Flotte für ihr Land, er überschätzte den ihr von selbst bestimmten
Rahmen. Das Bauen der Geschwader, das die Welt beunruhigte, das
Englands Mißtrauen immer wach erhielt, förderte er mit Energien,
die um des Hauptzieles willen bewußt waghalsige Opfer brachten.

		Die Grundlage seiner Flottenstrategie war, daß die Entscheidung
in einem Seezusammenstoße von Briten und Deutschen nahe den
heimatlichen Stützpunkten fallen müsse. Alle Baupläne und Entwürfe
waren bedingt durch die natürlichen oder von veralteter Technik
geschaffenen Verhältnisse der Heimatküste. In der Nordsee
verlangten die Wassertiefen der Flußmündungen, in Wilhelmshaven die
Enge von Schleusen und Bassins Bescheidenheit der Maße auch im Bau
von Seeriesen. Sie hatten Beschränkung zu wahren in Länge, Breite,
Tiefgang. Aber der Großadmiral setzte alles daran, vor allem hier
die Möglichkeiten neu zu weiten. Neue gewaltige Schleusen, neue
gewaltige Hafenanlagen wurden gebaut. Ihren Aufwand steigerten noch
die Kosten, mit denen der Flottenvorkämpfer nunmehr, ungeheuerlich
für jede Kampfeinheit, überall die größten Typen anstrebte. An
Schutz und Schwimmfähigkeit gab der Großadmiral ihnen alles, was
ihnen das Ausharren gegenüber überlegenem Feind ermöglichen könnte.
Die leichten Streitkräfte sah er zunächst als eine Waffe an, die
dem Gegner die nahe Blockade erschweren sollte, mit der der
Großadmiral rechnete. Durch die deutsche Technik ließ er auch die
leichten Streitkräfte mit kostspieligsten Errungenschaften modernen
Waffenwesens versehen; nur sparte er bei ihnen durch Ansetzen
kleinen Tonnengehalts und kleinen Aktionsradius. Seine Kritiker,
seine Widersacher, die Linksparteien im Reichstag, die das Reich
unter Rüstungsopfern nicht verbluten, am Welthorizont nicht selbst
beschworene Wetter wollten heraufziehen lassen, beschwichtigte er
durch Zugeständnisse. Stets war er bereit, am Flottenpersonal zu
sparen. Der [bookmark: page93]Großadmiral glaubte an Weltwetter, die sich am
Horizont wieder verziehen mußten, er glaubte nicht an Krieg, für
den nach seiner Auffassung Kaiser Wilhelm II. nicht geschaffen
schien. Es galt nur, das Rüstzeug späterer Zeit zu schaffen, ein
blitzblankes, starkes Instrument. Menschen waren immer da. Er hielt
auch nicht viel von den Tauchbooten. Sie waren eine
»Maschinenfrage«. Vorläufig hatte die Technik zuverlässige
Maschinen nicht. An Massenbauten problematischer Unterseewaffen
wollte er um so weniger Riesensummen verschwenden, je weniger er
davon überhaupt hatte, wiederum in der Überzeugung von Wilhelm II.
Kriegsabneigung. So reihte er Geschwader an Geschwader, verzichtete
auf Tauchboote, die erst Engländer und Franzosen einmal ausproben
sollten, und sparte an Mannschaften.

		Es warf dann der Kriegsausbruch 1914 sein ganzes Programm mit
einem Schlage um. Was als Stärke der Zukunft gedacht war, bedeutete
schwersten Nachteil der Gegenwart, fast Kampfunfähigkeit. England
verhängte die Blockade. Aber sie hatte ungeheuerlichen Umkreis: der
bescheidene Aktionsradius der leichten Streitkräfte erreichte sie
nicht. Die Mannschaftsersparnisse der Flotte zeigten sich jetzt als
so groß, daß der Dienst der Flotte litt. Die »Maschinenfrage« der
Unterseeboote hatte, knapp vor den Toren des Krieges, die Erfindung
des »Dieselmotors« gelöst. Fiebrig begann der Bau der Tauchboote,
für die aber Offizier und Soldat und Maschinist nicht da waren.
Alles war anders gekommen, als der Großadmiral von Tirpitz sich
gedacht und errechnet hatte. Überall stand die Admiralität vor
völlig unerwarteten Problemen. Nur überlegene geistige Kraft, nur
einheitlich überlegener Wille konnte, als die Not brannte, Rat und
Ausweg aus den Irrtümern von Jahren, aus den Folgen der Irrtümer
schaffen.

		 

		Aber die oberste Befehlsgewalt über die Marine war zersplittert
auf bedenklichste Art. So unklar war die Frage, wer zuletzt
wirklich zu beschließen, wer zu entscheiden hatte, daß der
Flottenerziehung, den Flottenaufgaben im Kriege, ausgesprochene
Richtlinien kaum mehr gewiesen werden konnten. Nicht der
Großadmiral von Tirpitz hatte, als der Krieg da war, die wirkliche
Macht der Führung, obgleich gerade ihn seine Vergangenheit als den
bestimmenden Machtträger hätte vermuten lassen. Einflüsse [bookmark: page94]in der Umgebung des
Kaisers, die an dem persönlichen Wesen des Großadmirals manchen Zug
nicht mit freundlichen Blicken sah, Einflüsse namentlich des
Admirals von Müller, der als Chef dem Kaiserlichen Marinekabinett
vorstand, versuchten gegen den Großadmiral den Chef des
Admiralstabes auszuspielen. Mystische Anlagen im Seelischen des
Kabinettvorstandes, dem das Seeoffizierkorps ein fremder Körper
war, der selbst höhere Führung nie geübt hatte, wußten sich dem
kaiserlichen Bedürfnis nach mystischer Romantik immer
unentbehrlicher zu machen: aus seelisch verwandten Strömungen, die
einander täglich begegneten, erwuchs unverantwortliche Macht, die
in die nüchternen Notwendigkeiten des Kriegsinstrumentes zwar
gebieterisch, aber nicht immer nach Kenntnissen, Erfahrung und
Sachlichkeit eingriff. An der Seite des Großadmirals wuchs, früher
sein Mitarbeiter und sein Mitkämpfer, der Admiral von Pohl empor,
als Chef des Admiralstabes mit größerem Einspruchsrecht bekleidet
als zuvor. Nicht allein der Admiralstabschef sollte fortan mehr zu
sagen haben als bisher, auch die Stellung des Chefs der
Hochseeflotte, des Admirals von Ingenohl, erfuhr bedeutende
Stärkung. Überdies verschob ein Wechsel in den höchsten Stellen die
Befehlsgewalten. Den Admiralstabschef löste, als der Admiral von
Pohl selbst der Führer der Hochseeflotte wurde, der Admiral von
Holtzendorff ab. Auch ihn, der ein Grandseigneur von bestrickender
Liebenswürdigkeit, ein Mann von blendender Erscheinung, einst von
ausgesuchten Fähigkeiten, doch jetzt ebenso von der Erschöpfung
kommenden Alters, wie von seinem Behaglichkeitsbedürfnis belastet
war, auch ihn, der hundert gute Einfälle bei blinkendem Weine
hatte, die seinem Gedächtnis verwischt am nächsten Morgen waren:
auch ihn hatte die Fürsprache des Admirals von Müller hochgehoben,
den die Seeoffiziere und die Männer des Marineamts – im Anklang an
den berüchtigten Beichtpriester des Zaren Nikolaus II. – allmählich
den »Rasputin der Marine« nannten. Und als der Großadmiral von
Tirpitz als Staatssekretär des Reichsmarineamts überhaupt seinen
Abschied nahm, trat abermals ein neuer Mann auf den Schauplatz,
Admiral von Capelle, vor langen Jahren als Korvettenkapitän
wirklich bei der Flotte, dann fast ausschließlich mit
Verwaltungsfragen im Reichsmarineamt beschäftigt, ein
Marinefachmann am grünen Tisch, kaum mehr ein Seeoffizier. Es kam
1917 noch hinzu, daß eine neue »Seekriegsleitung« [bookmark: page95]geschaffen, Admiral von
Holtzendorff in Spa ihr Haupt, der Admiralstabschef zu einer
machtentkleideten Figur umgebildet wurde. Es war eine unaufhörliche
Bewegung, mehr von Würdenträgern, als Trägern der Gewalt, von denen
keiner durch überlegene Fähigkeit oder Haltung die wirkliche
Führerschaft an sich zu bringen imstande war. Zwischen ihnen allen
schien nur der Admiral von Müller die Fäden zu knüpfen, an denen er
den Chef der Seekriegsleitung, den Staatssekretär, den Flottenchef,
nie aber die Flotte bewegte. Nichts geschah unterdes. So war es zu
später Stunde, daß der Admiral Scheer die »Seekriegsleitung«, der
Admiral von Hipper die Flottenführung erhielt. Zwar knüpften sich
an ihre Namen zwei Schlachtrufe von Klang: Skagerrak und
Doggerbank. Aber entscheidende Wandlung hatte sich im Geiste der
deutschen Flotte inzwischen vollzogen.

		Vier Jahre lang kauerten die Matrosen nunmehr schon zwischen den
Eisenrippen, oder, wie sie es nannten, im »Bergwerk« der
Linienschiffe.

		 

		Sie kauerten in ihren Kasematten, zwischen nackten, eisernen
Wänden, sie hockten auf eisernen Bänken vor eisernen Tischen, von
denen sie jede Holzverkleidung, jede schmückende Leiste hatten
fortreißen müssen, als der Krieg ausbrach. Sie taten vier Jahre
ihren Dienst, manche schritten ins siebente Jahr, ihr bürgerlicher
Beruf war ihnen entglitten, sie hatten jeden Zusammenhang mit ihm
verloren. Zu ihren Familien, von denen sie nur aus Briefen wußten,
wie sie lebten, hatten sie bloß die Wege der Sehnsucht. Tötlich war
dieser Dienst auf den Linienschiffen, in dem es kein Aufrücken gab,
weil die Tatenlosigkeit nie die Verhältnisse änderte und die einmal
Ausgebildeten, unersetzlich für jede marschbereite Flotte, stets an
den gleichen Hebeln, mit den gleichen Griffen ihre leere,
maschinierte Übung hielten. Ihre Kampflust, ihre Frische, die
zweimal in der Gefahr der Schlacht die Gesichter ihrer Führer vor
Stolz hatten leuchten lassen, waren längst verflogen. Die Besten
unter ihnen, Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften, immer mehr
davon, holte andere Verwendung fort. Die Besten fuhren auf den
Tauchbooten aus, sie waren Flieger im Orient, im Baltenland, sie
lagen in Flandern, in Cattaro und Pola, von dort her jagten sie im
Mittelmeer. Schließlich wurden die Linienschiffe kaum mehr als ein
Kämpferreservoir für Tauchbootwaffe und [bookmark: page96]Fliegerwaffe, immer schwächer an
Zahl, noch schwächer an Kerntruppen, immer deutlicher mit den
Wesenszeichen einer Etappe, kaum mehr verwendungsfähige Waffe der
Front.

		In aller Herren Länder fuhren die Seeoffiziere umher. Die auf
den Linienschiffen verblieben, sahen und hörten, was ihre Kameraden
in der Ferne vollbrachten, mit der stumpf werdenden Bedrücktheit zu
lange gefesselten Ehrgeizes. Die Divisionsoffiziere auf den
Linienschiffen wurden allmählich an Zahl zu knapp, um den Umgang
mit den Matrosen, denen sie befahlen, so vertraulich zu halten, daß
ein einziger Geist beide, Offiziere und Seesoldaten, zu einer
Einheit machte. Den Seesoldaten fehlte Seefahrt und Kampf, den
Seeoffizieren die Gelegenheit zu Auszeichnung und Beförderung, den
höheren Führern die Möglichkeit, große Entschlüsse mit kraftvollem
Schwunge durchzuführen. Vier Jahre lang wurde exerziert. In
Wilhelmshaven und in Kiel. Öde lag die Flotte.

		Manchmal durften die Mannschaften an Land. Sie gingen nach
Wilhelmshaven und Kiel. Dort stauten sich, ungünstig in gedrängten
Notquartieren, die verzettelt lagen, vieltausendköpfige Haufen
wartender hungernder Seesoldateska an, in der Rolle eines
Etappenkorps, das den Nachschub, die seltene Auffüllung, die
Ausbildung von Mannschaften im ersten Stadium, allerlei andere
Bedürfnisse für die Kampfflotte zu besorgen hatte. Dort sammelte
sich, dort sammelte die Marineleitung, was untauglich – körperlich
oder seelisch – auf den Schiffen wurde. Nie hatte der Gegner
versucht, die Seefestungen Kiel und Wilhelmshaven ernstlich
anzugreifen. Die Seefestungen rosteten ein, da sie in Sicherheit
sich wiegten. Bewegung war in ihnen nur durch die Arbeiter der
kaiserlichen Werften. Durch ihre Reihen schritt ungehindert die
Politik, in der zweiten Kriegshälfte noch freier als zuvor. Die
Arbeiterschaft der kaiserlichen Werften schied sich endlich
voneinander nur dadurch, daß sie in Kiel der »Unabhängigen
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands«, in Wilhelmshaven der
»Sozialdemokratischen Partei Deutschlands« sich zubekannte. Auf den
Linienschiffen lasen verödete, gelangweilte Seesoldaten, mäßig
ernährt zwischen Eisen, Monate ohne Weib, propagandistische
Schriften und sozialistische Blätter, in Wilhelmshaven und Kiel
besprachen sie, was sie gelesen, wenn sie sich nicht bei
Hafendirnen umtrieben. In Wilhelmshaven und Kiel hörten sie, was
die Arbeiterführer ihrem [bookmark: page97]Anhange sagten. Es war dann schon im Jahre 1917
gewesen, daß ein Aufruhr auf einzelnen Schiffen der Hochseeflotte
emporgeschlagen hatte, und daß die Untersuchung der Meuterei die
Führer der »Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei« Dittmann,
Haase und Ledebour als mitverstrickt in die Hauptursachen
festgestellt hatte. Ein abschreckendes Beispiel an einigen Wenigen
der Meuterer war sofort gegeben worden. Die Untersuchung unter dem
Vizeadmiral von Dalwig lief weiter geraume Zeit. Aber als sie
abgeschlossen war, hatten Marineleitung und Regierung, zugleich die
Volksvertretung nicht den Mut, die Urteilsfolgen auszusprechen. Die
Marineleitung fürchtete den Eindruck bei dem Gegner, der neue
Urteilsvollstreckungen als Ergebnisse neuer Meutereien hinstellen
könnte; die Regierung scheute Verwicklungen, scheute die
Kampfansage der sozialistischen Parteien, wenn sie die zwar
überwiesenen, schuldigen Arbeiterführer den Gerichten überlieferte.
Der Reichstag stand unbehaglich vor dem Ereignis. Im Bewußtsein der
Öffentlichkeit, der Befehlsstellen, aller Beteiligten, von denen
Beschlüsse in der Angelegenheit hätten gefaßt werden müssen,
verwischte sich die Tatsache der Revolte. Die Mannschaft auf den
Schiffen tat wieder Dienst. Sie schien beruhigt. In freien Stunden
fuhr sie weiter nach Wilhelmshaven und nach Kiel.

		Unruhe hatte bei dem Ereignis der Revolte, mehr noch bei der
Art, wie sie geahndet wurde, die Seeoffiziere erfaßt. Sie hatten
bisher ein einziges, kaum sühnbares Verbrechen gekannt:
Verweigerung kaiserlichen Dienstes. Daß es auch Aufruhr geben
konnte, hatten sie überhaupt nicht begriffen. Jedem politischen
Denken war der Seeoffizier fremd. Er war erzogen in Dienst und
Überlieferung, erzogen zu Kampf, Opfer und Tod. Daß auch er vier
Jahre lang in Untätigkeit verharren mußte, konnte Verdrossenheit
wecken. Aber der Wille des Kaisers forderte Gehorsam. Das ganze
Denken der Seeoffiziere, das Denken ihrer Führer, mußte sich nach
der Revolte aufbäumen und umstellen. Sie hatte gezeigt, daß selbst
von außen her Rebellion gepredigt werden durfte, ohne daß die
entlarvten Prediger Strafe büßten. Milde war plötzlich die Losung
auf allen Linien. Und immer verworrener, immer unverständlicher
wurde ihnen, die im »Bergwerk« saßen gleich den Matrosen,
vereinsamt mit ihrem Offizierstum, wie überhaupt die Entwicklung
weiterging von Krieg und Vorgängen in der Heimat. [bookmark: page98]

		Eine Waffenstillstandsbitte war an den Feind ergangen. Sie
hatten bis heute alle nur an den Sieg geglaubt. Plötzlich hißten
die deutschen Heere die weiße Flagge. Sie hatten alle bisher nur
einen inneren Feind gekannt: die Sozialdemokraten. Plötzlich wurde
Philipp Scheidemann, der ihnen bisher als der leibhaftige
»Gottseibeiuns« bezeichnet war, den sie gar nicht anders nannten,
kaiserlicher Staatssekretär im Kabinett des Prinzen Max. Sie wußten
auch nicht, was dies für ein Prinz war, der Schritt um Schritt der
Majestät die Rechte beschnitt. Alles in ihrem Denken stürzte um.
Sie taten jetzt »Dienst für Kaiser und Scheidemann«. Keiner wußte,
was daraus werden sollte. In ihren Reihen war der Kampf mit neuen
Dingen und neuen Ideen. Die Matrosen sprachen von Wilson, vom
Frieden, von Völkerfrühling und Weltverbrüderung. Sie mußten dem
Feinde von gestern nur die Hand hinstrecken, damit der Feind sie
als Bruderhand ergreife. Die harten, stets gefahrumdrohten Männer
der Tauchboote, die Offiziere und Soldaten der leichten
Streitkräfte, die immerzu in losen Gefechten und in Scharmützeln
herumfuhren, kannten diese Bruderhand als schmetternde,
eisengepanzerte Faust. Sie lehnten jeden Händedruck ab. Sie
schossen, wenn der Gegner kam. Aber in Wilhelmshaven, in Kiel, auf
allen Linienschiffen klangen laut die Lieder der Versöhnung. Die
Offiziere wußten auch nicht mehr, ob ihre Matrosen überhaupt noch
Soldaten waren, denen man befehlen konnte. Zwischen geduldeten
Agitatoren waren sie Politiker geworden. Die Offiziere wußten auch
nicht mehr, ob man Aufrührerische noch an die Wand stellte, wenn
sie Befehle zwischen den neuartigen, berauschten Verbrüderungsreden
nicht hörten. So waren sie, die Führer wie die Offiziere, völlig
ratlos geworden, als die Heizer die Feuer aus den Kesseln rissen
und als die Matrosen murrten.

		 

		Admiral von Hipper hatte zunächst die Trennung der Geschwader
verfügt. Am Herde des Aufruhrs wollte er auch, wie er es zuerst
angeordnet hatte, die Schiffe des Konteradmirals Meurer nicht
belassen; sie sollten sogleich, nachdem der größere Teil der Flotte
abgedampft war, spätestens nach vierundzwanzig Stunden, aus der
Hafenatmosphäre fort auf das freie Wasser gezogen werden. Aber am
1. November 1918, als sie fahren sollten, rissen auch die Heizer
auf dem Linienschiff »Friedrich der Große« die Feuer aus den [bookmark: page99]Kesseln. Die
Dockarbeiter rebellierten, als die Ausfahrt angetreten werden
sollte. Die Schleusenarbeiter weigerten sich, die Tore ins Meer zu
öffnen. Noch immer glaubte der Chef der Flotte an Gruppen böser,
aufrührerischer Geister. Er hatte an der Doggerbank, bei Skagerrak
die Kreuzer seines Befehls in musterhafter Haltung fechten sehen.
Er hatte sie in musterhafter Ordnung bis in den Spätsommer geführt.
All diese Schiffe hielten sich aufruhrfrei auch jetzt, ein Körper
von zehntausend Mann, von deren Haltung der Admiral auf die
willige, nur von zweifelhaften Burschen verwirrte Grundart der
Mannschaft auch bei den anderen Geschwadern schloß. Ohne
Zwischenfall war in der Tat auch am gleichen Tage das erste
Geschwader nach Brunsbüttel abgegangen. Von Kiel funkte der Admiral
Krafft, daß er mit dem dritten Geschwader eingelaufen war.
Vorstellungen sollten auch die Ungebärdigen in Wilhelmshaven noch
einmal beruhigen. Es gelang nach ein paar Stunden, die
Dockarbeiter, die Schleusenöffner zur Besinnung zu bringen. Da
wollten auch die Heizer wieder feuern. Der Flottenchef konnte jetzt
vielleicht doch ein wenig freier atmen. Denn auch das vierte
Geschwader lag, in Stille und Gehorsam, bald auf Schilligreede.

		An alle Orte freilich hätte der Flottenchef die kampfunlustigen
Schiffe entsenden dürfen, nur an einen Bestimmungsort nicht: nach
Kiel. Unausgesprochenes lag in der Atmosphäre der Hafenstadt, vor
deren Berührung der Konteradmiral Küsel, der Chef des Stabes beim
Stationskommando, den kaum eingetroffenen Geschwaderführer mit
schweren Besorgnissen warnte. Keinesfalls dürfe Admiral Krafft die
Matrosen in Massen an Land beurlauben. Am besten hielte er sie ganz
auf den Schiffen. Urlaubsverweigerung hielt dagegen der Chef des
Geschwaders für bedenklich. Unbestimmt und gespannt sei die Haltung
seiner Leute, Bürgschaft und Verantwortung übernehme er dafür
nicht, daß sein Urlaubsverbot – zumal an dem kommenden Sonntag –
nicht Unruhen rufe. Die beiden Admirale kamen überein, die Matrosen
nicht in Massen, nur in kleineren Schwärmen in die Stadt zu lassen.
Bald darauf liefen die Matrosen an Land.

		 

		Sie kamen, als die Nacht hereinbrach, nicht zurück. Einzelne
kamen spät. Sie hatten eigenmächtig die Urlaubsfrist überschritten.
[bookmark: page100]Versammlungen
der Arbeiterschaft waren abgehalten worden, da und dort, die
Matrosen hatten mitgehört und mitgesprochen. Im »Kieler
Gewerkschaftshaus«, zu dem seit Kriegsbeginn den Seesoldaten der
Zutritt gestattet war, hatten erregte Menschen viel von politischen
Dingen, vom Wandel der Zeit, viel von Weltbrüderlichkeit naher
Zukunft gesprochen. Und die Matrosen hatten sich in eifernden
Gruppen zusammengefunden, sie hatten Rückkehrbefehl und Dienst, der
ihnen nicht mehr das Unantastbarste schien seit dem Erlebnis ihres
ertrotzten Bleibens in der Heimat, sie hatten Zeit und Umwelt
vergessen. Der Befehl des Geschwaderchefs bestand nicht mehr. Aber
noch hatten sie nicht richtig gerechnet. Der Konteradmiral griff
ein.

		Alles schien ihm verloren, Zucht und Gehorsam, die ganze
bestehende Ordnung, wenn er noch eine Minute länger auf seinen
Schiffen Zustände duldete, die kein Soldat ertrug. Das erfolgreiche
Beispiel der Wenigen mußte über Nacht alle verderben. Er befahl,
die Deserteure und Urlaubsüberschreiter zu verhaften. Einige
hundert wurden an Bord gebracht. Als Lauffeuer ging die Meldung
davon von Schiff zu Schiff. Die Mannschaften berieten. Ihnen schien
das Verbrechen nicht schwer. Sie wollten einen Bittgang versuchen,
um den Kameraden zu helfen. Sie sandten eine Abordnung an den
Konteradmiral, von jedem Linienschiff einen Sprecher. Auch im
»Gewerkschaftshaus« berieten Leute der Marine, daß die Haftbefehle
wieder zurückgenommen werden müßten. Aber die Bittabordnung wurde
nicht empfangen. Der Zutritt zum »Gewerkschaftshaus« sollte von
morgen an den Matrosen überhaupt verboten sein.

		Der Admiral blieb hart. Einmal mußte Aufrührern auch die Faust
gezeigt werden.

		Keinesfalls durften sie auf den Schiffen bleiben. Ihre
Anwesenheit war Pestgefahr. Die Luft sollte endlich wieder keimfrei
auf den Schiffen werden. Die erste Kompagnie des ersten
Seebataillons marschierte an Bord auf. Sie hatte die Aufrührer in
die Forts der Festung abzuführen. Aber plötzlich weigerte sich die
Kompagnie. Die beiden Konteradmirale, auf dem Geschwader und im
Stationskommando, verloren nicht den Kopf. Die zweite Kompagnie des
gleichen Seebataillons marschierte auf. Sie gehorchte. Sie nahm die
Aufrührer in die Mitte. Sie führte sie ab. Aber dies war erst der
Anfang des 2. Novembers. [bookmark: page101]

		Die Matrosen in der Stadt – vornehmlich Ersatztruppen –
beschlossen, sich abermals im »Gewerkschaftshaus« in noch größerer
Zahl zu versammeln, obgleich das Betreten des Hauses wirklich
verboten worden war. Wieder liefen, wie gestern, die Urlauber von
den Schiffen zu den Stadtmatrosen.

		Kommende Dinge lagen, als noch verhaltene Erregung, über Hafen
und Stadt. Marineinfanterie erhielt Befehl, in Bereitschaft zu
warten. Einige der Infanteristen murrten. Die erste Kompagnie des
ersten Seebataillons, das auf den Schiffen schon den Gehorsam
verweigert hatte, marschierte eigenmächtig in die Kaserne zurück.
Der Rest der Marineinfanterie behielt die Bereitschaft. Patrouillen
zogen durch den Ort. Das »Gewerkschaftshaus« hielt Wache besetzt.
Die Tore waren verschlossen. Die Stadtmatrosen und die Urlauber
stauten sich vor dem Hause. Sie dachten noch nicht an Gewalt. Was
sie sich zu sagen hatten, konnten sie auch anderwärts tun. Sie
riefen neuerlich eine große Versammlung, für den gleichen
Nachmittag um 3 Uhr, auf der Kieler »Waldwiese« aus. Dann zogen sie
auf den Exerzierplatz. Dort wurde, vor großer Menge, Rede um Rede
gehalten. Der Torpedoheizer Artelt sprach. Drei Sprecher der
»Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands«, Männer im
Arbeitskittel, erklärten, daß sie mit allen Mitteln die Freilassung
der Verhafteten unterstützen wollten. Der Torpedoheizer Artelt
eilte in das Parteibureau der Unabhängigen Sozialisten, um sich die
Unterstützung ganz zu sichern. Noch hatten die Reden nicht Drohung
oder Kampfansage. Dennoch spürte jeder, daß die Dinge auf des
Messers Schneide waren.

		Zwei Kompagnien Soldaten erhielten Befehl, die Menge zu
zerstreuen. Als sie an dem Orte der Versammlung anlangten, war es
still. Die Menge war schon auseinandergegangen. Die Nacht brachte
keinen Zwischenfall.

		Dann kam der erste Novembersonntag herauf. Ruhig lagen die
Schiffe des ersten Geschwaders vor Brunsbüttel, und eben jetzt
übernahm, ohne jede weitere Zwischenrede, das vierte Geschwader in
alter Ordnung den Vorpostendienst. Aber in Kiel stieg die
Gärung.

		Mit der Stimmung, mit den wirren Absichten der Matrosen hatte
eine Versammlung nichts zu tun, in der um die Mittagsstunde im
[bookmark: page102]»Gewerkschaftshaus« der Reichstagsabgeordnete Stubbe
zu den Werftarbeitern sprach. Die Matrosen wollten sich, unabhängig
von der Veranstaltung des Abgeordneten, an diesem Tage zusammentun.
Schon am frühen Nachmittag verließen sie die Kasernen. Admiral von
Souchon, seit ganz kurzer Frist erst Gouverneur, gebot Einhalt. Die
Ereignisse vom Vortage waren ihm Warnung. Jetzt schickte er, um die
zweite Nachmittagsstunde, Patrouillen hinter den umherschwirrenden
Matrosen drein. Sie hielten an allen Straßenecken, sie riefen unter
Trommelschlag den Befehl in die Stadt, alle Matrosen hätten
unverzüglich in die Kasernen zurückzukehren. Es war so weit schon
gekommen, daß niemand mehr dem Rufe folgte. In den Straßen wuchs
die Menge, die sich, bunt durcheinandergemischt, Soldaten, Frauen
und Werftarbeiter, drei Stunden später langsam gegen den
Exerzierplatz vorschob. Dort war schon wieder der Torpedoheizer
Artelt bereit, die Versammlung zu eröffnen, auf die bedächtig der
Gewerkschaftsvorsitzende Garbe einsprach, damit sie mit ihren
Wünschen und Forderungen noch wenige Tage warte. Aber die Matrosen
begannen ihn zu überschreien. Die »Generalkommission der
Gewerkschaften« hätte während des ganzen Krieges überhaupt die
Sozialdemokraten an der Nase herumgeführt. Keinen Tag wollten sie
länger warten. Sie beschlossen, sogleich die Verhafteten des
dritten Geschwaders und, wenn man schon daran war, zugleich die
Kameraden zu befreien, die noch von dem Aufruhr von 1917 her in den
Gefängnissen saßen. Sie gaben das Zeichen zum Aufbruch. Die Menge
marschierte die Hamburger Chaussee entlang. Sie sang die
»Arbeitermarseillaise«. Hochrufe wurden laut, auf die
»Internationale«, auf die »Republik«. Die Parole lief durch den
ganzen Zug:

		»Weg mit dem Kaiser!«

		Die Menge zog dem Bahnhof zu. Dort stand eine Streifschar, jeder
Mann ein Unteroffizier. Die Patrouille wurde entwaffnet ohne
Widerstand. Die Waffen nahm man auch den Seeoffizieren, die den Zug
durch Zufall kreuzten. Sie mußten es geschehen lassen. Die
Militärbehörden hatten, damit die Wachen und Patrouillen sich
verstärkt fühlten, besondere Einheiten noch aus Kapitulanten und
Maschinenapplikanten gebildet, die sie verläßlich glaubten. Auf dem
Markte war, als die Aufrührer und ihr Anhang vorbeikamen, solch
eine Gruppe im Sammeln. Schimpfworte flogen auf, [bookmark: page103]die Truppe verlor sich im
Dunkel. Aber an einer Straßenkreuzung stand eine Patrouille der 1.
Torpedodivision in fester Ordnung. Ein Leutnant zur See trat vor.
Er forderte, daß die Menge sich sofort zerstreue. Sie johlte. Eine
Salve krachte, die Menge wich. Sie erkannte, daß es blindes Feuer
gewesen war, und kam wieder vor. Die nächste Salve krachte scharf.
Matrosen an der Spitze des Zuges stürzten. Die Meuternden rissen
die Waffen von ihren Schultern, die Schüsse fielen von allen
Seiten. Alles vollzog sich mit Blitzesschnelle.
Verstärkungspatrouillen rannten aus den Nebenstraßen herbei.
Automobile der Feuerwehr fuhren in die Menschen. Fluchtartig
zerstoben sie.

		Dreißig Mann der ersten Torpedodivision lagen tot oder schwer
getroffen. Der Seeleutnant Steinhäuser war als Erster erschossen
worden.

		 

		Die Meuterei der Matrosen war offenkundig geworden. Sie hatte
nicht alle ergriffen, aber sie sprang von Schiff zu Schiff und
spaltete die Mannschaften. Sie griff von Kaserne zu Kaserne, in
denen sie Lager schuf und Lager teilte. Vom »Großen Kurfürst«
führte der Heizer Podolskie eine Abordnung zu der Opferstätte, an
der gestern die ersten Aufrührer unter den Schüssen der
Torpedoleute gefallen waren. Aufreizende Reden forderten Rache. Um
die gleiche Zeit rissen Mannschaften der ersten Matrosendivision
ihre Waffen an sich. Die fünfte Kompagnie stürmte vor den
»Eichhof«, darin Gefangene waren. Sie verlangte ihre Freilassung.
Zuverlässig war noch die erste Werftdivision. Ihre erste
Rekrutenkompagnie nahm die Ausschreitenden gefangen, entwaffnete
sie und führte sie ab. Als Eskorte und Eskortierte im Kasernenhof
ankamen, vor der Stadt, in den Marineanlagen der »Wik«, murrten
wieder die alten Leute über die Grünschnäbel, die es noch mit der
Schneidigkeit versuchten. Auch die Alten waren für gemeinsame Sache
mit den Meuterern.

		Torpedodivision und Werftdivision standen einander im
Kasernenhofe gegenüber: die Werftdivision befehlsbereit. Ob auch
die alten Leute bei der Torpedotruppe murrten, die Waffen wurden
ihnen genommen. Zwischen den Mannschaften hielt der Seekapitän
Bartels eine Ansprache. [bookmark: page104]

		Soldaten hätten keine Politik zu treiben, sondern zu gehorchen.
Unruhig hörten die Mannschaften zu. Wieder war der Torpedoheizer
Artelt zur Stelle. Er brachte eine Matrosengruppe zum
Divisionskommandeur. Ihm legten die Matrosen ein politisches
Programm vor. Und die Kameraden sollten freigegeben werden. Der
Divisionär lehnte ab. Der Torpedoheizer wußte einen Ausweg:
Soldatenräte, wie das russische Heer sie geschaffen hatte,
Soldatenräte aus der Mitte der Matrosen, die allein über das
Schicksal der Kameraden und Brüder zu entscheiden hatten,
Soldatenräte sollten gewählt werden – –

		Beide Divisionen wählten. Vier Mann für jede Kompagnie traten
zur ersten Sitzung zusammen. Ihr meldete der Seekapitän Bartels,
daß der Gouverneur eine Abordnung des neuen Rates zu sprechen
verlange. Sie eilte im Automobil zu Admiral von Souchon, indes
unter den zurückgebliebenen Soldaten sich letzte Zucht und letzte
Ordnung löste. Ein Trupp von Heizern drang in die Wohnung des
Festungskommandanten. Sie erklärten ihn für verhaftet. Der
Kommandant wehrte sich. Er wurde erschossen. Zweitausend Matrosen
versuchten den Sturm auf die Arreste in der »Wik«. Sie hatten ihre
Waffen mit. Vierzehn Applikanten standen als Schutzwache in der
»Wik«. Die Vierzehn erklärten, daß der Weg durch die Tore nur über
ihre Körper führe. Der Angriff rottete sich zusammen. Eine
Telephonmeldung, aus den Fenstern herabgeschrien, brach ihn wieder
ab. Der Admiral hätte befohlen, daß die Arreste geöffnet würden.
Der Admiral hätte den Soldatenrat anerkannt.

		Auf Schiffen des dritten Geschwaders kletterte die rote Flagge
hoch. Fast alle trugen sie schnell. In Stadt und Hafen aber drängte
sich unabsehbare Menge. Mehr selbsterstaunt, als aufruhrtrunken.
Kein Matrose mehr tat Dienst. Sie liefen von den Schiffen fort,
durch die Stadt. Tausende blockierten, Gewehr über der Schulter,
den Bahnhof. In den Straßen begannen manchmal Maschinengewehre
aufzuknattern. Niemand wußte, ob es Zusammenstöße gab, niemand, ob
nur in die Luft geschossen wurde. Aber so oft ein Schuß fiel:
Matrosen und Menge flüchteten sofort. Feldgraue Truppen waren von
außen angesagt. Sie fuhren mitten in die blockierenden Matrosen,
die sie erwarteten und entwaffneten. Und noch ein anderer Zug fuhr
am Abend des vierten November in die Kieler Bahnhofshalle: mit dem
Staatssekretär Haußmann traf aus [bookmark: page105]Berlin der sozialdemokratische Abgeordnete
Noske ein. Beide waren am Morgen von der Reichsregierung entsandt
worden, über Hals und Kopf, ohne nähere Weisung, nach den ersten,
unklaren Meldungen über »Vorkommnisse bei der Marine«.

		 

		Achtzigtausend Mann meuterten in Kiel. Sie waren Masse ohne
Haupt und Führung. Indes schien nur der Anfang des gewaltig
wachsenden Aufruhrs blutigrot. Nirgends waren Episoden der
Entmenschtheit bisher zu verzeichnen. Aus den wilden Schüssen an
den Straßenecken, die noch andauerten, kam für wenige nur Gefahr,
gering war zur allmählich sichtbaren Weite der Erhebung die Zahl
der Männer, die das Ereignis begrub. Im Kieler Dock zeigte am
Morgen des fünften November nur das Linienschiff »König« die rote
Flagge noch nicht. Der Besatzung riefen Meuterer zu, von unten, vom
Lande her, die Flagge endlich zu hissen. Aber die wehende
Kriegsflagge deckten am Mast Kapitän und Signaloffizier. Gewalt
lehnten die eigenen Mannschaften ab. Da feuerten die Meuterer von
draußen gegen den Mast. Die beiden Offiziere sanken. Alle
Linienschiffe trugen jetzt die rote Flagge.

		Ohnmächtig zwischen elementaren Erlebnissen standen die
Seeoffiziere. Einzelne im Sturm, die keiner sammelte. Sie wagten
Widerstand auf keinem Schiff. Die Mannschaften aber nahmen die
Vorgesetzten von gestern als Zeitunkundige, die noch die ganze
große Wandlung der Völker, die neuen Wege der Brüderlichkeit nur
nicht begriffen. Fast alle Offiziere ließen sie unbehelligt. Sie
sprachen manchen, wenn sie nur vorher nicht allzu hart befohlen
hatten, jetzt gutgemeinte Tröstung zu. Planloses geschah da und
dort nur durch überhitzte Rotten. Nachts um 2 Uhr wurde der Admiral
Souchon, kaiserlicher Gouverneur von Kiel, in einem Bahnhofszimmer
festgesetzt. Morgens gab man ihm die Freiheit wieder. Der
Soldatenrat regierte in Kiel. Auf den Schiffen, im Hafen, in der
Stadt. Mit dem Soldatenrat allein sollte der Admiral Souchon, der
ohne Offiziere stand, mit dem Soldatenrat sollte der Abgeordnete
Gustav Noske verhandeln, den alle Matrosen als Mann ihrer Gesinnung
nahmen. Aber nirgends war in Wirklichkeit der Soldatenrat zu
treffen. Er spukte. Er lebte nicht. Gustav Noske aber wollte Herr
der Bewegung werden. Er wußte nichts Besseres: er stellte sich an
die Spitze eines Soldatenrates, den eigentlich er selbst erst
bildete. [bookmark: page106]

		Er verhandelte nicht mit schreienden Matrosenhaufen. Am Morgen
nach seiner Ankunft, nach der ersten unruhigen, fruchtlos
verschwatzten, von sinnlosem Lärm oft durchhallten Nacht, arbeitete
er im Stationsgebäude, in einem Zimmer der Admiralität, wohin er
sich Vertrauensleute der Matrosen bestellte. Fünfzig oder sechzig
kamen: sieben oder neun sollten ein Ausschuß werden, der als
Soldatenrat dann arbeitsfähig war. Im wirren Hin und Her der
Kommenden, der Gehenden und Erschreckten, der drohenden
Revolutionstragiker und Melder düsterer Hiobsposten führte der
hagere, bebrillte Gustav Noske, nie vorher Soldat, im bürgerlich
sauberen Rock seine Befehlsgewalt. Mit unverwirrter
Entschlossenheit, nüchtern und klar, von den Genossen oft
enttäuscht, aufrichtig auch in der Verärgerung, für alle ein
Befehler mit der Sprache eines rauhen und norddeutsch trockenen
Volksmanntums. Die Furcht der Aufständischen, die sie bedenklicher
machte als alles andere, beruhigte er: mit der Regierung wolle er
sprechen, daß sie keine Truppen gegen die Kieler schicke. Ihm
stellte die Regierung auch in Aussicht, daß sie den Verhafteten von
1917 die Freiheit wiedergeben wolle. Noch nannte die Regierung den
Aufstand eine auf Kiel beschränkte Revolte. An der Spitze des
Soldatenrates dachte der Abgeordnete Noske nicht daran, radikal die
Macht von achtzigtausend Mann zu nutzen. Er sprach nicht von der
Abdankung der Hohenzollern, die ihm, gleich als er ankam, die
Matrosen als wichtigste Forderung entgegengerufen hatten. Der
Sozialdemokrat sprach von der Not durch schlimmen Kriegsausgang,
von Reformen, die erfüllt würden, vor allem aber von der
Wiederherstellung der Ordnung. Der Ausrufung der Republik in
Schleswig-Holstein widersetzte er sich. Noch sah er nicht die
Revolution: nur Meuterei. Über Amnestie für die Meuterer wolle er
mit der Reichsregierung verhandeln. Vor dem Arbeiterführer wurden
die Matrosen nachdenklich.

		Den Abbau eines Aufruhres begann Gustav Noske in Kiel. Eindämmen
wollte er mit harter Faust. Und die Matrosen fügten sich. Ruhiger
wurden die Massen. Zwischen letzten Schießereien, die die Aufreizer
und Augenblicksnutzer anzettelten und dann mieden, verschwand auch
der Torpedoheizer Artelt, der sein Leben im Augenblick des Wagens
kostbarer nannte, als es dem schweigsam gewordenen Admiral Souchon
schien, wenn er bei Nacht und Zufall sich ohne Stab und Truppe
Erkundungsdiensten preisgab. [bookmark: page107]Im übrigen war wichtigste Sorge jetzt,
achtzigtausend. Mann zu ernähren, achtzigtausend in Vernunft zu
halten. Der neue Gouverneur der Stadt, dem die ganze Provinz zu
gehorchen hatte, war fest entschlossen, das Ordnungswerk zu
erzwingen. Er bat Admiräle und Stabsoffiziere, Unentbehrlich im
fremden Apparat, auf ihren Posten zu verbleiben. Der neue
Gouverneur von Kiel war Gustav Noske.

		 

		Dem Flottenchef Admiral von Hipper hatte Botschaft um Botschaft
die Kieler Entwicklung gemeldet. Jetzt wollte er auf den anderen
Großkampfschiffen retten, was vielleicht noch zu retten war. Vor
Brunsbüttel lag das erste Geschwader. Er befahl ihm, sofort ins
offene Meer hinauszugehen. Vor allem fürchtete er die Einwirkung
des Kieler Beispieles, von dem ausschwärmende, fahnenflüchtige
Matrosen die Kunde vom ersten Tage der Erhebung an in alle
Hafenplätze getragen hatten. Aber an dem Morgen, da auch das letzte
Schiff im Kieler Dock die Revolutionsfahne emporsteigen ließ,
verweigerten, am fünften November, die Mannschaften des ersten
Geschwaders den Gehorsam. Die Schleusenarbeiter verhinderten auch
ihm die Ausfahrt. Um die gleiche Stunde verließ in Wilhelmshaven
die Hälfte der Besatzung das Admiralsflaggschiff »Baden«. Admiral
von Hipper scharte seine Offiziere um sich. Er rief den Rest der
treugebliebenen Matrosen vor die Kriegsflagge, die er verteidigen
wollte, bis Entsatz einträfe. Er erbat Hilfe vom Stationskommando
Wilhelmshaven. Er wandte sich an die Kommandantur. Beide waren von
ihren Truppen verlassen. Der Admiral entbot Vertrauensleute der
unruhigen Mannschaften zu sich. Sie gaben zu, daß sie wenigstens an
der Kriegsflagge festhalten wollten. Der Admiral begann unter
solcher Voraussetzung mit ihnen zu verhandeln.

		Endlich meldete sich zu all den Vorfällen die Seekriegsleitung
in Spa. Noch sah Admiral von Scheer nicht den Umfang des
Ereignisses. Schiffe mit roter Flagge seien als feindliche Schiffe
zu behandeln. Admiral von Hipper sandte Flieger aus. Sie kamen
zurück: in Kiel, in Cuxhaven, überall wehte die rote Flagge. Der
Flottenchef befahl, »durch Einwirkung der Offiziere auf die
Mannschaften zur Aufrechterhaltung der Ruhe beizutragen, solange
die Bewegung vom Standpunkte der Regierungssozialisten nicht
abweiche«. [bookmark: page108]Kaum
war es noch ein wirklicher Befehl. Aber mehr konnte der Admiral
nicht tun.

		Den Konteradmiral Michelsen, den Befehlshaber der Tauchboote,
deren Mannschaften immer noch Unruhen und Umsturzgedanken so fern
blieben, wie draußen im Meer die kreuzenden leichten Streitkräfte,
schickte er mit allen fahrbereiten Booten nach Helgoland. Das
vierte Geschwader auf Schilligreede erklärte sich bereit, zur
Sicherung der deutschen Bucht nach Borkumreede abzugehen. Ihr
Gehorsam war unsicher. Jeder sah: er zählte nach Tagen. Vorerst
übernahmen die kleinen Kreuzer »Königsberg« und »Köln« den
Vorpostendienst.

		 

		Fast überall hatte die Erhebung gegen Krieg und Führer sich
durchgesetzt. Nirgends lag Mast oder Schiff vom Sturm zerbrochen.
Nur die Flotte als Waffe war stumpf geworden in Mattheit, da der
Gedanke an nicht mehr geglaubten und anerkannten Glanz, an
überlebte Glorie verwischt und getilgt war von neuen Ideen. Von
allen Masten flatterten rot die Flaggen Wilsonscher
Weltapostelschaft. Die Matrosen gaben sich zufrieden. Die Matrosen
warteten nur mehr der Erfüllung jener Friedensseligkeit, von der
ihnen, Monate um Monate, hundert Zungen heimlich geflüstert, von
der sie mit heißen Blicken gelesen, an der sie im Vorgefühl im
»Bergwerk« sich berauscht hatten. Im »Bergwerk« war der Feiertag in
allen Schächten angebrochen. Die Freiheit schritt über die
stählernen Planken: ohne Märtyrerscharen und Blut.

		Die Erhebung blieb an der Küste. Sendboten fuhren freilich aus
eigener Vollmacht im ganzen Reiche umher. Aber die Erhebung selbst
sprengte ihren Rahmen nicht. Im Kriegskabinett in der
Reichshauptstadt atmeten darum die Minister nicht auf. Noch ließ
sich in der Wirrnis überstürzender Geschehnisse dort nicht
überblicken, was weiter aus den Hafenstädten kam. Lakonisch blieben
alle Nachrichten. Was heute die Marine tat, tat morgen vielleicht
das Heer. Der Erste Generalquartiermeister Groener sprach am 5.
November 1918 im Kriegskabinett über den Ernst der Stunde.

		Der Erste Generalquartiermeister sprach über die schwer bedrohte
Lage des Reiches, denn vieles war über Nacht hereingebrochen.
Unumstößliches und schon historisch Gewordenes, das als Einwirkung
[bookmark: page109]auf die
Gesamtlage in das Urteil und in die Beschlüsse eingestellt werden
mußte, die von allen Lenkern des deutschen Schicksals zu fassen
waren. Nicht nur um der Erhebung willen, die in Kiel und an der
Küste war. Und nicht nur, weil auch die deutschen Heere in
aussichtsloser Bedrängnis kämpften. Auch die Tore im Süden und
Südosten des Landes schienen aufgerissen. In vier oder fünf Tagen
hatte sich offenbar eines der gewaltigsten Ereignisse der
Weltgeschichte vollzogen: die österreichisch-ungarische Monarchie
war niedergebrochen und zerfallen. Neue Staaten hatten sich
aufgerichtet oder bauten noch an eigenem Hause. Ungewiß war ihre
Haltung gegenüber dem Bundesgenossen von gestern. Vielleicht ließen
sie sogar den Durchmarsch des Gegners zu. Deutsche Heereskörper
standen in Rumänien und Südungarn. Vielleicht waren sie ganz
verloren, denn selbst im königtreuen Ungarn wogten Kämpfe, deren
Ausgang nicht einmal für den apostolischen Träger der Krone sicher
war. In voller Auflösung schien auch die österreichisch-ungarische
Front. Die Schlacht von Vittorio war verloren. Und keine Bedingung
war hart und entehrend genug, die Kaiser Karl von Österreich in
einem Waffenstillstande über Nacht nicht hätte annehmen müssen.

		*

		[bookmark: page110] [bookmark: page111]

	
		
		Das unabhängige Ungarn

		[bookmark: page112] [bookmark: page113]

		Schlag auf Schlag war die Kunde vom Umsturz in Prag, vom Umsturz
in Südslawien, vom vollendeten Umsturz aller Umwelt auch in die
ungarische Hauptstadt gefallen: in achtundvierzig Stunden hatte sie
– am 30. Oktober 1918 – das tausendjährige Reich König Arpads
zerspalten, geborsten und verstümmelt gesehen. Der
tschechoslowakische Staat nahm die Slowakei. Die Südslawen
zerrissen die Union. Nationale Leidenschaften hatten sich in dem
Königreiche, darin bis vor wenigen Tagen noch die Herrschenden
jedes Nationalitätenproblem geleugnet hatten, mit übermächtiger
Gewalt erhoben, sie hatten rasche, nicht mehr zu verlöschende Siege
verkündet und gesichert: nur dies eine blieb von der jäh
zerschmetterten, magyarischen Theorie, die den altgeheiligten
Landesgrenzen »die Integrität« verbürgt hatte, daß jetzt der
Nationalismus alle reinen Magyaren zusammenfaßte, daß der
Nationalismus aus kleiner gewordenen Grenzen flammte.

		Graf Michael Károlyis demokratische Weltauffassungen waren ihm
verschwistert. Alle freiheitlichen Forderungen waren es, nach denen
mit den Sozialisten die Radikalen schrien, nach denen mit den
Radikalen – ihre Freiheitsbegriffe leuchteten vom russischen Osten
auf – auch die alte ungarische »Unabhängigkeitspartei« rief. Den
Massen in der Hauptstadt, den Bauern war Michael Károlyi der
enthusiastisch angerufene Apostel der neuen ungarischen Seligkeit
und der Weltseligkeit geworden. Der König begriff nicht, was das
Volk sich wünschte, aber Graf Károlyi war ihm teurer als der König.
Dem enttäuscht aus Wien Heimkehrenden, den der König noch in
Budapest zum Ministerpräsidenten ernannt, dann eine Stunde später
so angesprochen hatte, daß er selbst über seine Ernennung im
Zweifel war, dem nicht ernannten Grafen Károlyi, den die ganze
Hofgesellschaft nach Wien offenbar nur mitgenommen hatte, hastig in
der Reisekappe und ohne Gepäck, damit er vor allem den angesagten
Massenversammlungen in Budapest [bookmark: page114]fern sei, dem Heimkehrenden hatten die Massen
die Pferde ausgespannt. Sie hatten ihn in sein Palais gebracht. Von
hellerleuchtetem Fenster dankte er, beruhigte er die über Nacht
ruhelos Gewordenen:

		»Ich bitte euch, um Gottes willen, im Interesse der heiligen
Sache, die wir alle vertreten, darauf zu achten, daß die Ordnung
nicht gestört werde. Wenn ihr mich nur ein wenig lieb habt, und ich
hoffe das, dürft ihr nicht wünschen, daß ich Ministerpräsident
werde. Ihr müßt von meiner Person absehen und nur das heilige Ziel
im Auge haben. Ich hoffe, daß schon die allernächste Zeit uns den
Frieden bringen, und daß alles sich zum Guten wenden wird.«

		Längst waren die Massen durchtränkt von seinem Geist, von seinem
Schrei nach Frieden, wenn man sich nur endlich von Österreich, von
den militärischen Machthabern in Deutschland abkehrte, durchtränkt
von seinem Ungarntum, das die Rechte der Nation in aller Welt
geachtet, gesichert und unabhängig verlangte, wie es die Rechte der
andern waren. Sie hingen an seinen Verheißungen kommender sozialer
Reformen, die allen Menschen im neuen Ungarn ein menschliches
Dasein bringen mußten, dem ärmsten Arbeiter und dem kleinsten
Bauern, die er, Rebell aus uraltem Magnatenstamm, der »Coriolan
seiner eigenen Rasse«, mit kranker, unebener Rede so
unwiderstehlich zu verkünden wußte. Noch immer hoffte Graf Károlyi,
daß die große ungarische Wandlung auf dem Gesetzeswege der
Konstitution sich vollziehen werde, noch wartete er:
leidenschaftlich als Pazifist und Umstürzler, der die Revolution
von Blut und Waffen scheute. Selbst die Rufe wollte er nicht hören,
die den König und sein Haus schmähten, da er aus seinem Palais zur
Menge sprach.

		Erzherzog Joseph war, auch für ihn, als »homo regius« bestellt,
der im königlichen Auftrage das neue Kabinett begründen sollte. In
der Ofener Burg gingen wieder, wie vor Tagen bei dem Kaiser, bei
dem Erzherzog die Politiker ein und aus, Befragung löste Befragung
ab, die Konferenzen schienen fruchtlos, selbst Graf Károlyi wurde
gerufen, wie er sich doch noch seine Präsidentschaft dächte. Der
ungarische Nationalrat war vor Tagen schon als feste Körperschaft,
mit klar ausgesprochenem Programm [bookmark: page115]begründet worden. Einem Kabinett, das die
Forderungen des Nationalrates zu seinen eigenen Forderungen machte,
wollte der Graf seine Gefolgschaft nicht weigern, auch wenn kein
Mitglied des Nationalrates, auch er selbst nicht Minister würde.
Der Erzherzog zauderte, er entschloß sich abermals anders, er
atmete endlich auf, als Graf Joseph Hadik sich zuletzt, Tage nach
der Rückkehr Károlyis, zur Kabinettsbildung entschloß. In
allgemeinem Umriß versprach, ohne Fristansage der Erfüllung, das
neue Kabinettsprogramm mancherlei Gewährung Graf Károlyischer
Postulate. Aber schon hatte es den Anschein, als wäre die sofortige
Erfüllung aller Zusagen gerade noch genug, um Gewaltsamkeit und
Aufruhr auszuschalten, als wollten alle Fordernden die Erfüllung
von den gefügig gewordenen alten Machthabern überhaupt nicht mehr:
als kämen sie, selbst mit den geöffneten Händen, zu spät.

		Schwere Gewitter hingen über der ungarischen Hauptstadt schon am
vorletzten Oktobertage. Noch wußten die Massen nicht, was an
bitteren Entschlüssen von den immer bedrängteren Lenkern der
Monarchie von Stunde zu Stunde gefaßt werden mußte, daß der Kaiser
an diesem Tage die Flotte hingab. Sie wußten nicht, daß in Pola und
Cattaro die Revolte der Matrosen die Schiffe und Kommandanten
bedrohte, daß der Ministerpräsident selbst an den Grafen Károlyi
sich gewendet hatte, damit er die Aufrührer durch eine beruhigende
Depesche vom Äußersten abhalte. Graf Károlyi hatte sein Eingreifen
zugesagt, wenn der Ministerpräsident den Nationalrat als
staatsrechtliche Institution anerkenne. Aber der Ministerpräsident
hatte abgelehnt. Er bat wenige Stunden später den Grafen noch
einmal, ehe »unermeßlicher Schaden entstände«, Abgeordnete zu den
Matrosen zu entsenden. Wieder verlangte Graf Károlyi die
Anerkennung des Nationalrates. Wieder lehnte der Ministerpräsident
ab. Endlich reisten zwei Abgeordnete. An dem Vorwurf, Unabsehbares
nicht verhütet zu haben, wollte der Graf keinen Anteil sich
zusprechen lassen, auch wenn ihm noch die Anerkennung des
Nationalrates versagt blieb. Aber wenn auch, was an Zeichen des
Zusammenbruches sich stündlich zu mehren schien, der Menge nicht
gleich und durchaus sichtbar wurde: die Erregung stieg von
Augenblick zu Augenblick, das Fieber hielt längst die ganze Stadt,
den entfesselten Ausbruch zeigte vielleicht schon die nächste
Minute. [bookmark: page116]

		Alle Abende vorher schon, seit zehn Tagen, waren Frontoffiziere,
die sich mit Befehl oder auch aus eigener Vollmacht und ohne Befehl
in der Hauptstadt aufhielten, im Palais des Grafen Károlyi
erschienen, ohne Ruf dazu, aus eigenem Antrieb hergelaufen, um dort
die Anhänger der Károlyipartei endlich zu Taten anzuspornen:

		»Warum zögert ihr mit dem Nationalrat?«

		Der Nationalrat war begründet und ausgerufen worden: nun wollten
die Frontoffiziere, die Arbeiterführer, die Linkssozialisten, die
Studenten, von denen ein großer Teil Soldaten waren, ihn weiter
vorwärts drängen. Sozialistisches Wollen mischte sich, verband sich
unbewußt, ohne Grenzen auf vorerst gemeinsamem Kampfplatz, mit den
Militärherrschaftsgelüsten national berauschter, demoralisierter,
von der Front entlaufener Offiziere. Kein einzelner war, keine
Gruppe in Budapest, zu der das Fieber nicht hinüberschlug. In den
Umzügen seit der Rückkehr des Grafen Károlyi war die Polizei mit
der Menge zusammengeraten. Die Menge hatte sie beschimpft, Opfer
waren unter Säbelhieben gefallen, aber in erwachender Scham über
den Kampf gegen das eigene Volk wollten die Polizisten nicht länger
den Büttel tun. Sie schwankten in ratlosem Grübeln nur eine Weile
über ihre Pflicht und Stimmung, die sie endlich an die Seite des
Nationalrates drängte.

		Der Oberstadthauptmann von Budapest stellte fest, daß seine
Befehlskraft fast erloschen, die Befehlskraft des Nationalrates,
der sie selbst noch nicht kannte und ermaß, sie ausgeschaltet
hatte. Nicht nur die Schutzmannschaften wollten lieber zum
Nationalrat stehen als zu Stadthauptmann und Regierung, ihnen
schlossen die Postbeamten, die Telegraphenbeamten sich an. Unsicher
war die Stimmung in der Stadt, in der sich 70 000 Deserteure
umhertrieben, immer selbstbewußter, immer kühner gegen die
Fahndungsstreifen des Stadtkommandanten Feldmarschalleutnants Baron
Lukachich, ob er auch seine Strenge noch gestern, noch ehegestern
unbarmherzig hatte walten lassen. Aber tausend Offiziere wollten,
als die Agramer Ereignisse klar wurden, als die Nachricht von der
Preisgabe der Flotte von Wien her am Abend durchsickerte, keine
Stunde länger mit der Erfüllung ihres nationalen Begehrens warten.
Sie zogen vor den Nationalrat um die sechste Stunde. Sie rissen
sich die königlichen Rosetten von den Kappen, sie steckten die
rotweißgrünen Kokarden [bookmark: page117]an ihrer Stelle fest. Aus den Nebenstraßen strömte
mit dem Kossuthlied, mit Zurufen auf die Republik, immer dichtere
Menge herbei. Sie hatte Soldaten mitgebracht, die jetzt mit den
Offizieren schworen, sie hatte »das freie, unabhängige Ungarn«
hochleben lassen, hatte auf dem Marsche hierher alle Doppeladler
und königlichen Wappen zerschmettert, die sie von den öffentlichen
Gebäuden, von den Firmenschildern der Hoflieferanten riß. Voll
wilder Erregung, dennoch in tiefer Stille, harrten alle vor dem
Hauptquartier des Nationalrates, vor dem »Hotel Astoria«, der
Ansprache des Präsidenten.

		Vom Balkon des Hotels sprach Graf Károlyi. Durch die Herbstnacht
rief er, im hellen Licht der Fenster, die Menge an. Die gerechte
Sache der ungarischen Nation müsse siegreich sein binnen Stunden.
Er grüße die Soldaten, die Offiziere, die staatlichen Beamten, die,
gleich der Polizei der Hauptstadt, dem Nationalrat beiträten. Die
Soldaten sollten schwören, das Vaterland in der Gefahr nicht zu
verlassen. Bis zum letzten Blutstropfen müßten sie es verteidigen.
Er schloß, unsicher in der Gewalt der Sprache, dennoch fortreißend
durch Inhalt und Erscheinung, wie er mühsam für den Sieg der Massen
kämpfte.

		»Der Nationalrat erläßt morgen einen Aufruf an die Soldaten der
Budapester Garnison, die aufgefordert werden, ihre Vertreter in den
Nationalrat zu entsenden. Die Soldaten mögen sich an die
Verfügungen halten, die der Nationalrat morgen ausgeben wird. Bis
dahin möge das Militär die Ordnung und die Disziplin bewahren.«

		Die Zurufe brausten zu ihm empor. Sie gingen im Hymnus unter,
den die Menge sang. Die Offiziere rissen ihre Säbel aus der
Scheide. Dem Nationalrat schworen sie den Eid der Treue.

		 

		Um die gleiche Zeit meuterte, zum Abmarsch an die Front
bestimmt, ein Marschbataillon auf dem Budapester Ostbahnhofe. Es
weigerte sich, den abfahrtbereiten Zug zu besteigen, machte kehrt
und marschierte in die Stadt zurück, die Rakoczistraße hinunter.
Die Menge schloß sich an, mit den Soldaten marschierten Frauen und
Kinder, eine große Zahl von Zivilisten, die fast alle Gewehre
trugen. An der Spitze des Bataillons schritt ein Kadettaspirant,
den Säbel in der einen Hand, die Scheide in der andern, Scheide und
[bookmark: page118]Säbel hielt er
hoch, denn ein Plakat mit grellen Lettern war an ihnen befestigt,
Verse der Volksdichterin Varnai:

		»Schieße nicht, mein Sohn,

Auch deine Mutter wird dabei sein!«

		Militär und Masse schritten in Ekstase. Die Rakoczistraße hallte
wider von ihren wilden Rufen. Der Zug wuchs und wuchs, irgendwer
gab ein Ziel an:

		»Zur Maria Theresien-Kaserne! Wir wollen unsere Brüder
befreien!«

		Die Kaserne war Militärgefängnis. Die Menge schlug die Richtung
ein.

		Am Elisabethring hielt sie. Hier wohnte der Feldmarschalleutnant
Lukachich, der Stadtkommandant von Budapest. Die Menge schrie:

		»Hier wohnt der Bluthund! Schießt ihn nieder!«

		Soldaten und Zivilisten rissen ihre Gewehre hoch, das Feuer
knatterte gegen Hauswände und Fenster: Sie schossen eine halbe
Stunde unaufhörlich, ohne jemand zu treffen. Denn der General war
nicht zu Hause. Der Marsch ging weiter. Aus einer Seitenstraße
schlugen Trommeln und Trompetenstöße hallten herüber. Truppen kamen
aus der Seitenstraße hervor. Sie schlossen sich, mit ihren
Maschinengewehren, den Aufrührern an. Aber die Schreckensmeldung
traf gleich darauf den Zug, daß alle Mannschaften der Maria
Theresien-Kaserne gegen die Meuterer zogen. Kopflosigkeit kam unter
sie, die zur Panik wurde. Irgendein Besonnener, auftauchend aus dem
Unbekannten dieser Nacht und im Schutz der Unbekanntheit, riß die
Führung an sich. Radfahrersoldaten kamen. Sie wurden angehalten.
Sie wurden als Vorposten gegen die Kaserne geschickt. Sie brachten
Tartarennachrichten zurück. Vor der Maria Theresien-Kaserne wären
Maschinengewehre aufgefahren. Die Menge zog dennoch weiter. Es
stellte sich heraus, daß beide Parteien Angriffe besorgten, daß
beide sich für Ordnungstruppen hielten. Vom Nationalrat kam der
bürgerliche Politiker Lovaszi, der Sozialistenführer Garbai, und
zwischen den Lagern, von einer Droschke herab, hielten sie Reden.
Der Menge, den Soldaten sprachen sie immer wieder zu:

		»Nichts durch Gewalt!«

		Dann dröhnte eine Stimme über die Menge hin: [bookmark: page119]

		»Gut. Wenn wir auch heute nach Hause gehen, so ist die Sache
damit nicht erledigt. Dies ist die Errungenschaft: daß wir die
Waffen haben!«

		Ein anderer rief:

		»Das eine will ich in euch einprägen: daß ihr die Waffen nie
mehr aus der Hand geben sollt.«

		Die Menge teilte sich und begann sich zu verlaufen. Viele eilten
in das Haus des Nationalrates. Es war halb zwei Uhr nachts.

		 

		Vor dem Nationalrat hielt ein Student im Gehrock die Wache.
Hunderte von Menschen drängten sich vor dem Hotel. Manchmal
knatterten Schüsse auf. Dann fuhren Rufe der Panik durch die
Menschen:

		»Gendarmen kommen!«

		Von den Mitgliedern des Nationalrates, die im Hotel versammelt
waren, wußte niemand, was geschehen war. Sie übersahen das Steigen
der eigenen Macht noch nicht, sie kannten die Stärke oder Schwäche
der Regierung nicht. Das Nationalratsmitglied Kernstock schlug vor,
daß er den Stadtkommandanten Lukachich aufsuchen wolle, um ihn zur
Abdankung zu bewegen. Professor Oskar Jászi, Vertrauter und Berater
des Grafen Károlyi, ein Sozialist und Demokrat mehr
wissenschaftlicher Theorie als der Tat, ein Mann des Fortschrittes
auf der Bahn gesetzmäßiger Entwicklung, fragte das
Nationalratsmitglied Kunfi:

		»Glaubst du, daß es heute zu einer Revolution kommt?«

		Der Linkssozialist radikaler Färbung hatte Fühlung mit den
Offizieren. Er mußte auch sie besser kennen als der Professor.
Vielleicht wußte er genauer, was sie vorhatten. Aber seine Antwort
war:

		»Ich glaube nicht, daß es diese Nacht zur Revolution kommen
wird. Noch ist es dazu nicht reif. Selbst wenn man Propaganda
treibt.«

		Der Stadtkommandant war zu Hause nicht angetroffen worden. Er
hatte also nicht abgedankt. Junge Offiziere waren vor Stunden schon
mit der Nachricht hereingestürmt, daß das Platzkommando mit Gewalt
von den Aufständischen genommen sei. Aber dann war man wieder
nachrichtenlos gewesen, in Todesstille. Von Zeit zu Zeit feuerten
in den Straßen Maschinengewehre, dann schlug Alarm [bookmark: page120]in den Nationalrat, daß General
Lukachich mit seinen bosnischen Soldaten komme. Die größere Zahl
der Nationalräte flüchtete, blass spann der Sozialistenführer
Garbai sich in seine Gedanken ein, der Professor erklärte:

		»Ich glaube, wir werden aufgehängt. Es ist eine Revolution ohne
Vorbereitung.«

		Der Sozialist Kunfi stimmte zu:

		»Du hast Recht. Die jungen Kerle, die Offiziere, haben alles
verdorben. So in eine Revolution hineinzustürzen!«

		Sie legten sich wieder nieder, auf ihre Matratzen auf den Boden.
Der Journalist Ludwig Magyar versuchte, die Stimmung zu heben. Der
Journalist Keri war heiter, er rauchte Zigaretten. Sie alle hatten
sich die Revolution, wenn es überhaupt dazu kam, um Tage später
gedacht. Jetzt war es vielleicht vorbei.

		»Wir sind verloren«, wiederholte der Sozialist Kunfi. »Wir haben
keinen einzigen Soldaten. Mit einer Kompagnie kann man uns
verhaften.«

		Wieder wartete man. Schwer verstrich die Zeit, um drei Uhr kam
eine Schar von etwa hundert Soldaten. Sie boten sich dem
Nationalrat an. Graf Michael Károlyi erschien, die Gräfin im
übergeworfenen Pelz begleitete ihn, bürgerliche Abgeordnete und
Sozialisten kamen. Irgendwer hatte die Nachricht gebracht, daß die
Regierung ohnmächtig vor den Ereignissen stehe. Sie stände ohne
Truppen. In der Tat war der Augenblick so, daß weder die Regierung
noch der Nationalrat über Soldaten verfügte. Von den hundert, die
gekommen waren, marschierten dreißig Mann wieder fort. Sie wollten
die Post, das Telephon, das Telegraphenamt besetzen. Alle
Depeschen, alle Gespräche in der Stadt, im Lande, nach dem Auslande
wurden gesperrt. Nur eine Nummer durfte rufen: der Nationalrat. Nur
solche Depeschen durften fortgehen, die der Sozialistenführer
Ladislaus Fenyes, der den Pressedienst beim Nationalrat leitete,
oder sein Beauftragter genehmigte. Nach Wien, nach Berlin an
Sozialistenblätter wurde eilige Nachricht gedrahtet:

		»Die Polizei und die ganze Garnison Budapest haben
sich dem Nationalrat angeschlossen. Die Truppen des Nationalrates
haben alle Regierungsgebäude besetzt.

		Károlyi.« [bookmark: page121]

		Auch die Besetzung der zweiten Budapester Telephonzentrale wurde
versucht. Dort stand ein fremdes Bataillon, keine Ungarn, mit
seinem Hauptmann, der auf Befehle wartete. Er wies die
Besetzungsmannschaften ab. Er drohte, sie zu verhaften, wenn sie
nicht wichen. Die Verständigung mit der fremden Mannschaft war
nicht möglich. Die Überrumpelung mißlang. Der Hauptmann wartete
weiter. Dann zog er, da keine Befehle kamen, in seine Kaserne
ab.

		Im Nationalrat verstrich die Zeit, ohne daß die Staatsgewalt
sich meldete. Der Sozialist Kunfi schöpfte Mut:

		»Wenn Lukachich bis fünf Uhr früh nicht da ist, so sind wir
gerettet. Dann kommen die bewaffneten Arbeiter aus den Fabriken.
Unsere revolutionären Organisationen wurden verständigt.«

		Für den kommenden Morgen war Generalstreik angesagt. Für den
Nationalrat – gegen den Krieg. 300 000 Arbeiter waren dann auf dem
Marsch.

		Um sechs Uhr morgens läutete das Telephon im Nationalrat. Von
einer Kaserne wurde angerufen. Ein Regiment stellte sich zur
Verfügung. Gleich darauf läutete es wieder. Ein zweites Regiment
meldete sich. Der Apparat ging nunmehr unaufhörlich. Regiment um
Regiment unterstellte sich dem Nationalrat – die Budapester
Garnison ging über. In der nächsten Stunde waren die Truppen im
Anmarsch. Die Kompagnien kamen mit Blumen an den Kappen. Sie trugen
ihre Gewehre bekränzt. Auch die Arbeiter waren im Anmarsch. Sie
defilierten und sangen. Mit den Soldaten, mit den Arbeitern kamen
die Offiziere. Klar war, daß vor allem eine Militärrevolution sich
erhoben hatte.

		Noch wußte der Nationalrat, vor zwei Stunden ohne eine
Kompagnie, keinen Ausweg, wohin er mit den ihm plötzlich gewordenen
Truppen sollte. Ob er sie behalten, ob er sie entlassen sollte. Für
die Mannschaften war keinerlei Verpflegung da. Schon kam eine
Meldung, daß sie hungerten.

		Der Schriftsteller Joseph Pogány erbot sich, für die Truppen zu
sorgen. Der Graf ließ ihn gewähren. Der Vorstand der
Volksspeisehäuser wurde geholt. Ihm befahl Pogány, die einzelnen
Speisestellen in eine Stadtkarte rot einzuzeichnen. Er schrieb ihm
mit Blaustift die Truppenzahl dazu, die dort sogleich zu verpflegen
wäre. Die Truppen verteilte er zur Verpflegung durch die ganze
Stadt. Er [bookmark: page122]befahl, ihnen als erste Mahlzeit reichlich vom
Besten zu geben. Die Stimmung der Truppen schien ihm das
wichtigste.

		 

		Der letzte Oktobertag kam als ein voller Sieg herauf. Er war
zwischen der sechsten und siebenten Stunde ganz entschieden. Von
der Ofener Burg meldete sich um diese Zeit am Telephon Graf Hadik.
Er müsse Graf Károlyi sprechen: im Augenblick. Dem
Ministerpräsidenten wurde geantwortet:

		»Károlyi ist kein Privatmann mehr, mit dem man so sprechen kann.
Er kann nur im Namen des Nationalrates als dessen Präsident
verhandeln.«

		Überdies müsse der Graf zwei Nationalräte zur Besprechung
mitnehmen. Er fuhr gegen neun Uhr, mit dem Professor Jászi und dem
Nationalrat Kunfi, im Automobil zur Burg. Totenbleich stand im
Vorhof Graf Hadik.

		Der Erzherzog erwarte den Präsidenten des Nationalrates.

		Der »homo regius« teilte mit, daß Graf Hadik seine
Ministerpräsidentschaft, am Vortage erst angetreten, in die Hände
des Erzherzogs wieder zurückgelegt habe. Er melde dem Grafen
Károlyi auch seine Ernennung zum Ministerpräsidenten durch den
König. Der neue Ministerpräsident solle sein Kabinett begründen.
Graf Károlyi erfuhr seine Ernennung gleich darauf durch den König
selbst. Er telephonierte mit ihm. Die Begleiter Michael Károlyis
begaben sich zum Nationalrat zurück. Sie riefen die Nachricht vom
Balkon herab:

		»Der König hat Károlyi zum Ministerpräsidenten ernannt!«

		Aber der Eindruck war gering. Rufe flogen zurück:

		»Der junge Mann hat keinen Ministerpräsidenten mehr zu
ernennen!«

		Schmähungen wurden laut. Sie waren zum erstenmal offen,
einheitlich und heftig:

		»Weg mit den Habsburgern!«

		In die Hand des Erzherzogs legte Graf Michael Károlyi, legten
alle neuen Minister, auch die Sozialisten, ihren Treueid für den
König. Aber der neue Ministerpräsident selbst schwankte, ob er die
Entwicklung im Lande noch werde meistern können. Sein Volksprogramm
hatte mit allen Vorrechten im Staate aufräumen wollen, die auf das
breite Volk seit Jahrhunderten drückten. Viel hatte er [bookmark: page123]sich vorgenommen: die
Adelsprivilegien abzuschaffen, die Latifundien aufzuteilen, die
Verwaltung der Komitate zu demokratisieren. Die Schule sollte
reformiert, der Staat von der Kirche getrennt, die Güter der
Kirche, »der toten Hand«, sollten eingezogen werden. Vor zwei
Wochen wären die brennendsten Fragen der Demokratie vielleicht noch
zu regeln gewesen, noch ohne Revolution, wenn die königliche Macht
sich auf Michael Károlyis Seite geschlagen hätte. Nun war die
Revolution dennoch ausgebrochen, anders als der Graf sie gewollt
hatte. Eine Militärrevolution war heraufgekommen, vielleicht stand
jetzt erst wieder ein Kampf mit den Offizieren bevor. Das Land war
in Fieber und Erregung, vielleicht in naher Sturmzeit alles
gefährdet, was der Graf sich als sein Programm zurechtgelegt. In
der Hauptstadt hatten die Plünderungen da und dort schon gestern
begonnen. Den Grafen Tisza streckten in der Stunde des ersten
Ministerrates die Kugeln unbekannter Mörder hin. Der im Lande
Verhaßteste, dem das Volk die Kriegsschuld gab, war gewarnt worden.
Er hatte flüchten wollen, doch die Flucht verspätet. Auf dem Lande
jagte die Bevölkerung die Stuhlrichter und Kommissare davon. Zu den
Wirren im Innern kam die Unsicherheit der außenpolitischen Lage und
der nationalen Probleme. Die Südslawen hatten sich von Ungarn
getrennt. Aber kein Ungar glaubte noch, konnte noch an den Glauben
sich gewöhnen, daß »die Integrität« wirklich ganz zerschellen
werde. Der Ministerpräsident war vom Könige ernannt. Er, sein
ganzes Kabinett war königlich. Niemand darin dachte daran, die
Krone auch nur anzutasten. Schon die innere Lage, die nationalen
Schwierigkeiten verboten das Aufwerfen von Fragen, die die Wirrnis
noch mehr verwirrten. Auch wenn von der Straße her die Rufe nach
der Republik laut wurden. Überall sah Graf Károlyi, endlich zur
Macht gelangt, sein halbes Werk vertan. Oder nur unter
schwierigsten Entwirrungen möglich. Vor Wochen noch hatte er ein
neues ungarisches Volk von Bauern, Arbeiterschaft und Intelligenz
gesehen. Auch unter dem König, wenn der König mit dem Volke ging.
Aber nunmehr war alle Zeit, die Zeit der Entwicklungen ohne
Entladung fast schon versäumt.

		Dennoch wollte er an das Werk gehen. Er wollte sich abschließen,
wollte nur für Ungarn leben und für Ungarn retten, was zu retten
war. Auch Graf Károlyi glaubte, was sein Vorgänger Baron [bookmark: page124]Weckerle, was Stephan
Tisza von der vollen »Integrität« geglaubt hatten: daß die
ungarische Insel unentdeckt, unangetastet im Ozean werde bestehen
können, wenn die Ungarn nur erklärten, daß der Krieg für sie zu
Ende war, daß sie von niemand mehr etwas wollten, daß sie lediglich
für die eigene Insel lebten. Graf Károlyi hatte das Wilsonsche
Programm der »vierzehn Punkte« angenommen. Ihm schien der erste
nötige Schritt danach, daß er überhaupt und sofort die Truppen
heimrufen müsse. Ungarn betrachtete er von dem Augenblicke, da er
die Zustimmung zu den »vierzehn Punkten« aussprach, als gar nicht
mehr im Kriege mit der Entente. Heimlich zweifelte er bisweilen, ob
der Präsident der Vereinigten Staaten sein Wort erfüllen werde.
Beklemmungen meldeten sich. Aber noch hoffte er. So erklärte er
Ungarn für neutral. Was die Truppen betraf, so kämpften sie noch an
fremden Grenzen. Sie sollten nicht dafür verbluten, daß die
Italiener nicht südslawischen Boden beträten. Endlich brauchte er,
ob er auch Pazifist war, alle ungarischen Soldaten, um das von
Ungarn zu halten, was von Ungarn noch da war. Sein Kriegsminister,
der Artillerieoberst Béla Linder, sandte den Befehl hinaus, der die
Truppen zurückrief. Nicht nur die Volksstimmung schien ihm
erbittert, weil die Truppen noch im Auslande standen: in
Österreich. Weil sie dort standen, obgleich auch der Erzherzog die
Heimkehr angesagt hatte. Die ganze Lage des neuen Kabinetts, nach
innen, der Entente gegenüber und an den Landgrenzen, schien den
Ministern unendlich erschwert, wenn nicht sofort der Befehl des
Kriegsministers durchgeführt würde.

		Schwierigkeiten schien, kaum daß das Kabinett vereidigt war,
jetzt selbst der Nationalrat zu erheben. Den neuen
Nationalitätenminister Professor Jászi, der am Vormittage des 2.
November zur Besprechung drängender Fragen aus dem Ministerrat
herüberkam, bestürmten die Nationalräte:

		»Was ist das Programm der Regierung in der Frage der
Republik?«

		Der Nationalitätenminister erklärte:

		»Die Regierung befaßt sich absichtlich nicht mit der Frage der
Republik. Und sie wird es als verhängnisvollen Fehler betrachten,
wenn sie aufgerollt wird.«

		»Die Regierung hat keine Ahnung,« riefen die Nationalräte
durcheinander, »was die öffentliche Meinung fordert. Sie kann sich
[bookmark: page125]nicht halten,
wenn sie nicht in kürzester Zeit eine Erklärung in der Frage der
Republik abgibt.«

		Ehe der Professor in den Ministerrat zurückkehrte, suchte er den
Vizebürgermeister der Hauptstadt Franz Harrar auf. Der
Vizebürgermeister hatte alle Fabrikbesitzer, Hofräte, Bankiers
gesprochen. Sie wunderten sich nur darüber, daß die Regierung noch
bestehe. Die Republik sei unabwendbare Notwendigkeit. Aber der
Ministerrat zeigte sich aufs tiefste bestürzt. Erbittert rief der
radikale Sozialist Kunfi aus:

		»Das ist ein hysterischer Einfall des Nationalrates! Ich dulde
es nicht, daß unsere schwere Lage durch die Aufrollung der
Königsfrage kompliziert wird!«

		Der Ministerrat wurde unterbrochen. Jedes Kabinettsmitglied
sollte seine Partei erforschen. Am Nachmittag trat noch einmal das
Kabinett zusammen. Der Sozialist Kunfi berichtete:

		»Ja, ich habe mich geirrt. Wir können keine Stunde mehr als
Minister des Königs weiterregieren.«

		Das Kabinett beschloß, sofort um seine Enthebung vom Eide zu
bitten. Erzherzog Joseph wurde verständigt. Dem König beteuerte er,
daß die öffentliche Meinung nach der Republik rufe. Unrettbar sei
die Lage. Er bitte, die Minister zu entheben. Der König gab vorerst
keinen Bescheid. Den Nationalitätenminister, der kaum eine halbe
Stunde später auf Entscheidung drängte, fragte der Prinz:

		»Und was beabsichtigt das Kabinett zu tun, wenn Sie die
Enthebung bekommen?«

		»Wir werden in den Nationalrat gehen und dort die Lage
klarstellen. Weder die Regierung noch der Nationalrat hat die
Befugnis, in dieser hochwichtigen Frage Entschlüsse zu fassen. Wir
werden erklären, daß die Frage offen bleibt und bei den nächsten
Wahlen zur Nationalversammlung auf der Grundlage des allgemeinen,
geheimen Wahlrechtes entschieden werden wird.«

		Die Miene des Erzherzogs drückte schwere Bedenken aus:

		»Wird das klug sein? Wäre es nicht besser, schon jetzt die
Republik durch den Nationalrat ausrufen zu lassen? Wird es nicht zu
spät sein? Wird dies Zögern die öffentliche Meinung nicht zu sehr
aufreizen? Wird es nicht zu neuen Kämpfen führen?«

		Niemand sah in die Seele des Erzherzogs. Er hatte die Ungarn von
der Front gerufen. Er wollte nichts als Ungar sein. Er wollte
[bookmark: page126]als »homo
regius« dem apostolischen König die Herrschaft ordnen und sichern
helfen. Niemand konnte sehen, ob er jetzt die Republik aus
Besorgnissen selbst als königlicher Prinz verlangte, ob er's um
Ungarns willen tat, oder ob er mit der Republik zunächst den König
und Vetter stürzen wollte, damit er Raum schaffe für ein neues
ungarisches Königtum, das bald die Republik stürzte.

		Graf Károlyi selbst trat gleich darauf vor den Erzherzog, damit
der Entscheid des Königs beschleunigt werde. Ihm schlug der
Erzherzog vor, daß er ihn vom Eid entbinden wolle.

		»Das können Sie gar nicht.« Graf Károlyi lehnte ab. »Das muß der
König selber tun. Entweder ich werde vom Eid enthoben, dann gut.
Wenn ich nicht enthoben werde, dann gehe ich sofort.«

		Die Auffassung des Grafen Károlyi war, daß es eine andere Lösung
als die Enthebung gar nicht gab. Gewaltsamster Umsturz stand sonst
vor der Türe:

		»Der Kaiser ist seines Lebens nicht sicher« – –

		Der Erzherzog sprach mit dem Kaiser. Auch Graf Károlyi wurde
gerufen. Das Königtum müsse nicht verloren sein. Nur durch
Beruhigung im Augenblick könne er, der Ministerpräsident, die Krone
vielleicht für späteren Zeitpunkt retten. Die Antwort des Kaisers
schien dem Grafen schroff, kurz, ungnädig.

		Der Kaiser war in die Ereignisse in der österreichischen
Hauptstadt, in hundert Ereignisse verstrickt. Er entband das
Kabinett Károlyi seines Eides. In Schönbrunn erwartete er um diese
Zeit die Vertreter des deutschösterreichischen Staatsrates.

		*
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		Mit niederschmetternder Schnelligkeit hatte Kaiser Karl an einem
einzigen Tage, in einer einzigen Stunde die Verhältnisse an der
Kampffront sich zur Hoffnungslosigkeit wenden sehen, als am 29.
Oktober 1918 die von Marschall Boroevic zum Gegenangriff auf die
Engländer herangeführten Truppen die Durchführung verweigerten. Der
Gegenangriff selbst wäre wohl unzweifelhaft im Ausgang gewesen.
Aber seine Vereitelung hatte nicht nur Abbruch und Ende einer
unverlorenen Schlacht bedeutet, die damit dem Gegner zufiel.
Abbruch und Ende waren hier zugleich Ende und besiegelter
Zusammenbruch des Reiches.

		Drei tschechische Regimenter hatten sich geweigert, den Angriff
vorzutragen. Sie wollten überhaupt nicht mehr standhalten. Das
Schwere Feldartillerie-Regiment Nr. 26 hatte seinem Kommandanten
den Gehorsam bereits aufgekündigt, als es seine Feuerstellungen
beziehen sollte. Die Artilleristen hatten Gerüchte darüber, daß
auch die 44. Schützendivision den Angriff nicht mehr mitmachen
wolle. In die Stellungen wurden sie schließlich durch Eskorte
nordböhmischer Infanterie gebracht. Aber das Armeekommando wagte
unter solchen Umständen den Gegenstoß nicht mehr. Selbst der
Heeresgruppenkommandant Marschall Boroevic vertrat endlich die
Auffassung, daß mit Gewalt bei den Truppen nichts mehr, vielleicht
noch etwas durch Güte zu erzielen sei. Der Aufruhr war zu weit
gediehen. Er saß in der Tiroler Front. Er war bei den Truppen in
Venetien. Er saß eigentlich jetzt schon in der ganzen Armee.

		Die Armeegruppe Belluno hatte vier Tage lang – vom 24. bis zum
28. Oktober – in ausgezeichneter Haltung gefochten. Die Tschechen
des gefährlichen Prager Hausregiments Nr. 28 hatten sich in diesen
Kämpfen vor allem hervorgetan. Aber nunmehr meldete der
Feldzeugmeister Goglia, daß plötzlich zwölf Infanterieregimenter
zwar nicht an der Front, doch unmittelbar hinter den Kampflinien
[bookmark: page130]den Gehorsam
verweigerten. Zwei tschechische Schützenregimenter, die Ungarn,
Kroaten und Serben des Regiments Nr. 105, die Tschechen des 8., 14.
und 28. Schützenregiments, die Regimenter Nr. 119 und Nr. 25, in
denen Tschechen mit Deutschen und Polen vermischt waren, die
Serbokroaten der Honvedinfanterieregimenter Nr. 25 und Nr. 26, die
bosnisch-herzegowinischen Regimenter Nr. 4 und Nr. 5, das 4.
bosnische Jägerbataillon: sie alle wollten plötzlich nicht mehr
kämpfen. Am Abend des 28. Oktober hatte Marschall Boroevic an die
Truppenführer befohlen, daß Auflehnung fortan nicht mehr nach
Militärgesetz, vielmehr durch Zuspruch zu behandeln sei. Wenn die
Truppen sich nicht besannen, schieden sie aus. Fast war schon der
Einlenkungsbefehl eine Kapitulation des glanzvollsten,
schlachtengehärteten Feldgenerals der kaiserlichen und königlichen
Armee. Was er hatte kommen sehen, was er oft genug an die Wand
gemalt: das Manifest, die vollkommene Nachgiebigkeit, die der
Staatsakt bedingte, hatte das Armeegefüge vollkommen gelockert.

		Noch vor zwei Tagen hatte das Kommando der »Isonzoarmee« einen
verzweifelten Notruf nach Baden gesandt:

		»An A.O.K.

Op.-Abt. durch Gen. Stbsoff. dechiffrieren.

27. 10. 1918.

		In letzter Zeit sind vom Hinterlande in dem
Etappenbereich und Armeebereich die zersetzenden Gerüchte
eingedrungen. Besonders befürchte ich, daß böswillige und
demoralisierende Erfindungen über Flucht seiner K. u. k. Apostol.
Majestät mit Familie und Familienschatz nach Ungarn, des Erzherzogs
Leopold Salvator in die Schweiz von bedauerlichsten Folgen sein
können. Diese Gerüchte können durch Befehle dementiert, nicht zum
Schweigen gebracht werden. Meine heiligste Überzeugung, die
zweifellos auch die des ganzen Offizierskorps sein wird, ist, daß
die Stunde gekommen ist, wo der a. h. Oberbefehlshaber in unsere
Mitte gehört. Nur durch längeren Aufenthalt des allerh. Herrn im
Armeebereich, durch Besuch aller Reserven und Marschformationen
erwarte ich eine Wiederbelebung der Geister, denn die Zersetzung
kann nur mehr durch ein Wunder ferngehalten werden.

		Kaaternik, Obstlt. [bookmark: page131]

		Zusatz des Armee-Gen.-Stabschefs:

		Einverstanden. Durch das Manifest, die
Unabhängigkeitserklärung Ungarns, die Reden Weckerles wegen
Abberufung der Ungarn ist bereits Zersetzung eingetreten, die sich
in Meutereien aller Nationen bis jetzt außer Deutschen und Kroaten
äußert.

		Körner, Obst.

		Dech. Orig. verbrannt.

präs. 27. 10. 1918.

Unterschrift.

		Op. Nr. 142 704, 1 Uhr vorm.

Op. Nr. 5327/7.«

		Jetzt brachen die Eiterherde von Stunde zu Stunde im Rücken der
fechtenden Front auf. Vor dem Feldzeugmeister Goglia riefen die
tschechischen Sprecher der aufrührerischen Regimenter:

		»Klofaè ruft uns!«

		Verworren, dennoch beharrlich beriefen sie sich auf den
volkstümlichsten ihrer Heimatführer. Sie steckten nur
Nationalkokarden an ihre Mützen. Denn sie hatten noch keine Fahnen
mit dem tschechischen Löwen, mit denen nicht weit von ihnen
Aufrührer der 44. Division in Sacile umherzogen.

		Politik trieben, noch verworrener als die Tschechen, selbst die
Bosniaken:

		»Von Bosnien ist im Manifest nicht die Rede. Wir wollen kämpfen.
Aber gegen Engländer und Franzosen. Nachrichten sind zu uns
gekommen. Die Engländer wollen in unsere Heimat einbrechen.«

		Die Kroaten beriefen sich auf Beispiele. Von Graben zu Graben,
von der Assaschlucht bis ans Meer, waren in einer Nacht die
Ereignisse bei den beiden Tiroler Divisionen über die weite Front
gerufen worden. Auch die Kroaten wollten es nicht anders:

		»Die Ungarn sind nach Hause geschickt worden. Wir wollen nach
Kroatien. Auch wir müssen unsere Heimat schützen!«

		Der Kommandant der VI. Armee hatte am 28. Oktober die
Zurücknahme des zweiten Korps auf die Randhöhen der Ebene befohlen.
Feldzeugmeister Goglia mußte seinen Flügel weit dehnen, um mit
seinem 15. Korps den Anschluß zu behalten. Auch daran hatte er
gedacht, mit einem Entlastungsstoß in den Raum der Nachbararmee
ihre Situation ganz wiederherzustellen, zumal sie an [bookmark: page132]sich nur wenig
gefährdet war. Aber den Entlastungsstoß vereitelten jetzt die zwölf
meuternden Regimenter. Sie fehlten. Marschall Boroevic ließ sie in
Divisionen ordnen. Drei Divisionen fuhren nach Hause. Und die
Verbindungslinie zum Nachbarkorps mußte der Feldzeugmeister ohne
sie so überweit dehnen, daß seine Schwarmlinien nur mehr ein
dünner, fadenscheiniger Schleier wurden. Dort zwängten sich zum
ersten Male italienische Truppen vorsichtig in die sich bewegende
Front. Und blieben stecken.

		Auch die britischen Truppen am Monticana machten Halt, in dessen
zweite Stellung Marschall Boroevic die Truppen des 16. Korps am
Tage des nicht zustande gekommenen Gegenangriffes den Rückmarsch
befohlen hatte. Wieder griffen die Engländer an; kleine Einbrüche
glückten; wieder beschieden sie sich mit dem Erreichten. Aber das
»Armeeoberkommando« hatte sich nun entschlossen, das ganze, in
jahrelangen Kämpfen besetzte feindliche Gebiet zu räumen.

		An die Reichsgrenzen sollten die Armeen zurück. Den Truppen und
vor aller Welt war der Beschluß, bekanntzugeben. Und vom Gegner
sollte endlich Waffenstillstand erbeten werden.

		Aus Udine befahl Marschall Boroevic den großen Rückzug seiner
eigenen Front. Die letzte Schlacht war jetzt zu Ende. Bis heute sah
der Marschall seine Heere undurchbrochen. Bis heute liefen ihre
Linien einheitlich bis ans Meer. Militärisch hatten die Engländer
wenig, die Italiener nichts erreicht. Im Feuer hatten sich die
Kampftruppen – wenn man nur von den Honveds der 7. Division absah –
wie immer gewehrt, geschlagen und behauptet. Aber unmittelbar
hinter der Feuerlinie hatten die Regimenter der Reserve die Gewehre
fortgeworfen, sie waren fortgelaufen, wenn sie Entsatz bringen
sollten, weil Kameraden in Bedrängnis geraten waren. Vorn war die
Abwehr so, daß dem Feldmarschalleutnant Berndt vier gefangene
englische Offiziere die Verluste härter nannten als in
Westfrontschlachten. Im Rücken der Abwehr war Meuterei und
Desertion. Die marodierende Etappe nahm sie auf.

		Militärisch konnte die Schlacht gewonnen sein. Vielleicht war
sie es schon: ohne den Aufruhr. Denn keine einzige Karte stand
verzweifelt. Aber nicht nur die Einheit der Befehlsgebung war in
dem Augenblick zerstört, da der Marschall, weil der Aufruhr im
Siege war, den Rückzug befahl. Mehr war besiegelt: ob er seine
Armeen [bookmark: page133]hinter
die Livenza nahm, ob hinter den Tagliamento, ob er die Truppen an
jenen Karst anlehnte, auf dessen Stein er zwölf ungeheuere
Schlachten geschlagen hatte – eines wußte Marschall Boroevic jetzt:
alles war, ob er auch nicht vor Waffen wich, dennoch verloren.

		 

		Truppen und Trains rückten vorerst in leidlicher Ordnung ab.
Brücken wurden gesprengt, um eine Verfolgung zu lähmen, die der
Gegner nicht einleitete. Munitionsdepots wurden vernichtet.
Feldzeugmeister Goglia nahm seinen linken Flügel, das 15. Korps,
auf Belluno zurück. Die sechste Armee zog nordwärts und ostwärts.
Das Korps des Feldmarschalleutnants Berndt stand am 30. Oktober
hinter der Livenza. Überall ruhte das Gefecht. Aber innerhalb der
VI. Armee zerriß die Verbindung zwischen dem 2. und 24. Korps.
Irgendwo im Norden schwebten, abgetrennt von rechts und links,
Teile des 24. Korps. Was die Waffen nicht erzwungen hatten, brachte
von selbst der Rückzug um des Zerfalls willen: den offenen Weg über
Vittorio in die Monarchie.

		Auch Marschall Krobatin mußte in Tirol den Rückzug befehlen. Am
Monte Rover stauten sich die rebellierenden Bataillone in stets
größerer Zahl. Sie wollten entweder nicht mehr vor, oder sie
wollten zurück, sie verlegten die einzigen Straßen, die nach
rückwärts führten. Zuletzt hatte auch noch eine
deutschösterreichische Truppe den Gehorsam aufgekündigt: gerade
Regimenter der »Edelweißdivision«, die als äußerste Zuflucht dem
Heeresgruppenkommando gegolten hatte, hatten sich gegen den Befehl
gewehrt, sie statt der abziehenden Ungarn einzusetzen. Jetzt wollte
der Marschall die Reste der Treugebliebenen in die Linien sammeln,
von denen, im Mai 1916, die Armee den Feldzug auf Asiago begonnen
hatte. Bitter gab er den Befehl. Aber weder er, noch Marschall
Boroevic wußte, welche Befehle sie tötlicher verwundeten: die sie
nach vorn schickten oder die von rückwärts sie erreichten. Da der
allgemeine Rückzug begann, im ersten Zurücknehmen der Truppen,
hielten Marschall Boroevic und Marschall Krobatin zwei Depeschen in
den Händen. Das »Armeeoberkommando« depeschierte am Spätnachmittag
des 29. Oktober:

		»Bestrebungen der Nationalräte gehen dahin, die
republikanische Staatsform in den zu schaffenden Gebieten [bookmark: page134]zu propagieren.
Hierüber wird aber die Armee im Felde nicht befragt, die alle
Männer vom 18. bis 50. Lebensjahr umfaßt und eigentlich die Völker
repräsentiert.

		Telegraphische Kundgebungen von Truppen und
Formationen aller Nationalitäten erwünscht, die ohne Zwang durch
Offiziere für Monarchie und Dynastie sich aussprechen. Solche
sofort an das A.O.K, leiten, das sofort für Weiterbeförderung
sorgen wird.

		Sehr dringend sind solche deutscher Nationalität,
da am 30., mittags, entscheidende Sitzung des deutschen
Nationalrates in Wien stattfindet.«

		Teilnahmslos hörten den Befehl die Truppen. Nicht alle erreichte
er. Und nur vereinzelt antworteten sie. Die meisten begriffen
nicht, warum der Kaiser selbst sie fragte, ob sie lieber
Republikaner würden.

		Die zweite Depesche trug, achtundvierzig Stunden später, die
Unterschrift des ungarischen Kriegsministers Béla Linder.
Unverzüglich seien die ungarischen Truppen heimzusenden. Ungarn
befinde sich nicht mehr im Kriegszustande mit der Entente. Der
Befehl war nicht aus Baden, nicht über das »Armeeoberkommando«,
vielmehr aus Budapest gekommen. Marschälle und Generale verstanden
die Zusammenhänge nicht. Bisher hatte es einen »ungarischen
Kriegsminister« nicht gegeben. Jetzt befahl von Budapest her ein
neuer Mann, den sie nicht kannten, über den Kopf der Heeresleitung
hinweg. Oder versuchte zu befehlen.

		 

		Der Rückzug ging weiter. Nachhuten blieben überall gegen den
Feind. Hinter ihnen marschierten die Korps. Ab und zu
überschwirrten Flieger die Kolonnen, ab und zu gab es Geplänkel der
Nachhuten. Am 1. November überschritten das 24. und 16. Korps den
Tagliamento. Sie standen feuerbereit. Der Gegner, dem ein einziger
glücklicher Vorstoß die Gefangenschaft des ganzen Südteiles der
Front gebracht hätte, blieb still. Am gleichen Tage drangen
englische und französische Detachements in die Gräben bei Asiago.
Schwache deutschösterreichische Kräfte, in Wahrheit nicht mehr ein
Schutz für ihr Land, vielmehr für die Meuterer in ihrem Rücken,
kämpften dort auch nur noch als Nachhut. Denn die Tiroler Truppen
waren gleichfalls schon im Rückzug. Zwischen [bookmark: page135]dem Pasubiogipfel und dem Asticotal
wich, vom Gegner nicht bemerkt, am nächsten Tage die
Kaiserjägerdivision nach Norden. Italienische Patrouillen fielen,
nachdem das Korps abgezogen war, in leere Gräben ein. Italienische
Sturmtrupps besetzten – abermals vierundzwanzig Stunden später –
auch noch die verlassenen Gefechtslinien am Monte Cimone.
Deutschösterreichische Truppen waren von dort als letzte Nachhut
abmarschiert.

		Überall war der Rückmarsch in voller wogender Bewegung. Die im
überwältigten Land lange erstarrte Front stand auf und marschierte.
Vom Etschtale bis zum Meere sah die Nacht vom 2. zum 3. November
hinter den Kampftruppen eine Auflösung ohnegleichen. Die Räume des
Kriegsgebietes lagen weit überschwemmt von verwilderten,
zuchtlosen, durcheinander geworfenen Massen und Trupps, die
zwischen Diebstahl und entfesselter Roheit nur der Gedanke an die
eigene Sicherheit und Bereicherung trieb. Tirol, Kärnten und
Venetien waren auf allen Straßen, allen Feldern, in allen Pässen
übersät mit Waffen und Kriegsgerät: vor den Kampftruppen, die immer
noch sich im Kriege wußten, vor den Kampftruppen, die ihre letzte
Schlacht ausgefochten hatten wie ihre erste, marschierten als
Vortrab mit Brand und Verbrechen die Meuterer. Überall im
Etappenraum versagte der Befehlsapparat. Die Behörden waren
geflohen. Sie hatten Pflicht und Posten im Stich gelassen.
Kroatische Marodeure der 6. Armee, die sich von den Gefechtstruppen
losgelöst, mit bewaffneter Landbevölkerung und bewaffneten
Kriegsgefangenen zusammengetan hatten, strebten vom Tagliamento,
ohne daß sie Widerstand fanden, den Reichsgrenzen zu. Die ersten
italienischen Granaten schlugen von den endlich erreichten
Bergstellungen, nordwärts von Asiago, in die gestauten
Trainstaffeln und in die Lastautomobile, auf denen über verstopfte
Wege beutebeladene Chauffeure ins Reichinnere reisten. Die
Artillerie hatten die meuternden Kanoniere liegen gelassen. Von Cra
Larici über Levico bis Trient, auf der Hochfläche von Folgaria,
loderten die Brände von hundert Magazinen, die die Ungarn
angezündet hatten. Die Festung Trient aber war nur mehr der
unübersichtlich gewordene Schauplatz herrenloser Soldateska. Sie
rissen den Namenszug des Kaisers von den Kappen, den Offizieren die
Rosetten herab. Auf hochbepackten Wagen flüchteten die weiblichen
Hilfskräfte der Kommandos. Viele [bookmark: page136]waren Dirnen. Die Soldaten stürmten den
Bahnhof, die Züge, die sie nordwärts fahren sollten. Sie klammerten
sich an die Lokomotiven, sie kletterten auf die Dächer der Waggons,
um gleich zu fahren. Hunderte fielen herab, sie wurden in den
Tunnels erschlagen, sie wurden erdrückt. Anarchie war in der Stadt,
die drei Jahre lang der Feind nicht hatte antasten können. Jetzt
hallten ihre Straßen von den Schüssen streifender, wahllos
plündernder Banditen. Und aus ihren Schlupfwinkeln, bisher scheu
darin verborgen, kamen immer zahlreicher, immer zuversichtlicher
kühn gewordene Einwohner hervor. Denn der Einzug der Italiener
stand bevor.

		Den machtlos gewordenen österreichisch-ungarischen Führern aber
brachte in dem beispiellosen Zerfall der nächste Morgen endlich die
Erlösung. Das »Armeeoberkommando« befahl:

		»Die Feindseligkeiten sind sofort einzustellen« – –

		Wenigstens der Waffenstillstand war geschlossen.

		*
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		Padua und Schönbrunn

		[bookmark: page138] [bookmark: page139]

		Vor Tagen hatten österreichisch-ungarische Parlamentäre bereits
versucht, Verhandlungen mit dem Gegner anzubahnen. Die Mitglieder
der Waffenstillstandskommission, die am 5. Oktober schon einmal in
Trient sich versammelt hatte, aber nach unfruchtbaren Vorarbeiten
am 23. Oktober wieder auseinandergegangen war, hatte der Ruf des
»Armeeoberkommandos« am 28. Oktober abermals nach Trient geholt.
Ihr Haupt war Viktor Weber, Edler von Webenau, ein in den
Balkankämpfen der Monarchie verdienter General, bei dessen
Vorposten einst der König von Montenegro die Bitte um
Waffenstillstand hatte abgeben lassen, worauf von dem General, über
Auftrag des Kaisers Franz Joseph, mit dem König verhandelt worden
war. Oberst Karl Schneller, in den ersten Kriegsjahren der Chef der
italienischen Abteilung im Generalstabe, mit allen Einzelheiten des
südwestlichen Kriegsschauplatzes vertraut, einst der Überbringer
österreichisch-ungarischer Angriffsgedanken gegen Italien an das
verbündete »Große Hauptquartier«, mit ihm Oberstleutnant Viktor
Freiherr von Seiller, vor Kriegsausbruch der Militärattaché der
Botschaft in Rom, ein Mann vermittelnden Taktes, zu Hause in
diplomatischer Technik, endlich der junge, das Italienische
beherrschende Generalstabshauptmann Camillo Ruggiera waren jetzt
die wichtigsten Helfer des Generals, der selbst der Sprache des
Gegners nicht mächtig war. Als Ungar stand ihm, bewegter von den
Vorgängen in der ungarischen Hauptstadt als von dem Schicksal der
in Nationen zersplitternden alten Armee, der von
Leidenschaftlichkeit wenig entflammte Oberst von Nyekhegyi zur
Seite. Über das Schicksal der Flotte sollte der zurückhaltende
Fregattenkapitän Prinz Lichtenstein, vor dem Kriege
österreichisch-ungarischer Marineattaché in Italien, und
Korvettenkapitän Zwierkowski mitberaten, der Korvettenkapitän noch
mit den Erinnerungen aus dem Anfang des gleichen Jahres, da er im
Stabe der Unterhändler von Brest-Litowsk den Russen
gegenübergesessen. Der Befehl des »Armeeoberkommandos« verlangte,
daß [bookmark: page140]die
Mitglieder der Kommission so schnell wie irgend möglich die
italienischen Linien überschritten. Auf Einstellung der
Feindseligkeiten vor allem sollte gedrängt werden. Der
Waffenstillstand selbst könne auch später geschlossen werden.

		Gegen solche Spaltung legte Oberstleutnant Baron Seiller
Verwahrung ein. Auch hielt er es für glücklicher, die erste
Verständigung an den Gegner, um Zeit zu gewinnen, statt durch
Parlamentäre durch ein Radiogramm gelangen zu lassen. Die von dem
Freiherrn entworfene, von General Weber dem »Armeeoberkommando«
unterbreitete Depesche lehnte der Chef der Operationsabteilung
Baron Waldstätten in Baden ab. Er scheute den unvermeidlichen
Einblick der Truppen. So überschritt, von Fahnenträger und
Trompeter begleitet, der Generalstabshauptmann Ruggiera am 29.
Oktober, um 5 Uhr morgens, die österreichisch-ungarischen Linien
südlich Rovereto. Offizier, Fahnenträger und Trompeter marschierten
in der Richtung auf Serravalle. Italienische Maschinengewehre
eröffneten, da die Gruppe sich dem Riegel von Serravalle näherte,
auf die Ankommenden das Feuer. Der Fahnenträger, von den ersten
Schüssen verwundet, brach zusammen. Das Feuer wurde gleich darauf
eingestellt. Der Kommandant der 26. italienischen Division, von der
Annäherung der Parlamentäre unterrichtet, gab um 8½ Uhr den Befehl,
daß die Ankömmlinge bis zum Eintreffen näherer Weisung vor
Serravalle verharren müßten. Aber dem Kommandanten der
Riegelstellung hatte der Parlamentär schon sein Schriftstück
vorgewiesen:

		»K. u. k. 10. Armeekommando.

Op. Nr. 8313.

		LEGITIMATION

für den

Hauptmann des Generalstabskorps, ›Camillo Ruggiera‹, mit zwei Mann,
welcher hiermit ermächtigt wird, ein Dienststück des Generals der
Infanterie Viktor Weber, Edler von Webenau, gerichtet an die
italienische Oberste Heeresleitung, bei den italienischen Linien
nächst Serravalle im Etschtal zu übergeben und sodann beauftragt
ist, die Antwort der italienischen Heeresleitung in Rovereto
abzuwarten.

		K. u. k. Armeekommando.

Freiherr von Krobatin.

Camillo Ruggiera, Ghm.« [bookmark: page141]

		Der Kommandant der Riegelstellung hatte den
Generalstabshauptmann daraufhin über seine Linien eintreten lassen,
der Verwundete wurde nach dem nächsten Hospital, der Hauptmann nach
Avio in einem kleinen Motorwagen gebracht. Schon in Santa
Margherita erwartete ihn auf Befehl seines Armeekommandos der
Befehlshaber der 26. italienischen Division. Divisionär und
Generalstabshauptmann fuhren nach Avio weiter. Der Hauptmann
entledigte sich seines Auftrages:

		»Er melde eine Abordnung an, die vom Oberkommando des K. u. k.
österreichisch-ungarischen Heeres entsandt sei, um über sofortigen
Waffenstillstand zu verhandeln. Sie befinde sich bereits in
Rovereto.«

		General Webers Dienststück wurde unverzüglich dem italienischen
Armeekommando zugeschickt. Die Antwort empfing Hauptmann Ruggiera –
er war ermächtigt, die Siegel selbst zu lösen – in der zehnten
Abendstunde:

		»Italien fühle sich nicht verpflichtet, über einen
Waffenstillstand zu verhandeln. Es könne nur jene Bedingungen
bekanntgeben, unter denen ein Waffenstillstand zu schließen
wäre.«

		Der Hauptmann erwiderte an Ort und Stelle. Er wiederholte das
Verlangen, Verhandlungen zu beginnen. Sein Schreiben ging fort.
Aber das italienische Oberkommando befahl durch Fernsprecher, erst
am nächsten Morgen um 8 Uhr 40 Minuten, dem Hauptmann
mitzuteilen:

		»Das Oberkommando bedauert, dem Ersuchen des
Generalstabshauptmannes im Kaiserlichen und königlichen
österreichisch-ungarischen Heer Camillo Ruggiera nicht nachkommen
zu können, sondern verlangen zu müssen, daß die Antwort durch den
General der Infanterie Viktor Weber, Edler von Webenau, selbst
erfolge, an den das Schreiben vom 29. Oktober gerichtet war. Ferner
daß die Antwort authentifiziert werde durch den beglaubigten
Vertreter des Oberkommandos des Kaiserlichen und königlichen
österreichisch-ungarischen Heeres.«

		Hauptmann Ruggiera mußte aufbrechen. An seine vorgesetzte
Befehlsstelle meldete der italienische Divisionär:

		»An das Kommando des 29. Armeekorps.

		Vor seiner Abreise ersuchte der österreichische
Parlamentär, das Feuer auf Rovereto und, wenn möglich, auf die
Straße [bookmark: page142]von
Rovereto nach Serravalle zu vermeiden, um der österreichischen
Kommission Zeit und Möglichkeit zu geben, an unsere Linien
heranzukommen. Ich melde dies pflichtgemäß und frage an, welche
Dispositionen sich das Kommando für diesen Fall vorbehält.

		General Battistoni.«

		An das Kommando des dritten Bataillons des 36.
Infanterieregiments kam die Antwort:

		»Auf Befehl Seiner Exzellenz des
Armeeoberkommandanten teile ich mit, daß im Falle des Erscheinens
der eben angekündigten Parlamentäre ihre Annäherung dem
Divisionskommandanten und Armeekorpskommando ohne Umweg gemeldet
werden soll. Es wird für die Entsendung eines Offiziers sorgen, um
mit Parlamentären zu verhandeln. Dem heute in Freiheit gesetzten
österreichischen Hauptmann wurde mitgeteilt, daß die Parlamentäre,
wenn sie beim Casello T. eintreffen sollten, dort unseren
Bevollmächtigten zu erwarten haben, der sie empfangen wird. In
Erwartung dieses vom Korpskommando entsandten Offiziers darf
niemand seinen Posten verlassen. Jeder hat so auf seinem Posten zu
bleiben, daß die Parlamentäre, wenn sie herübergeführt werden,
keinen Neugierigen sehen oder hören können.

		Vom Korpskommando:

Maggiore Bergonzi Angelo.«

		Indes eilte Hauptmann Ruggiera zu den Mitgliedern der Kommission
zurück.

		 

		Sie hatte in Rovereto ihre Zeit mit dem Entwurf von Reden
verbracht, die vor dem Gegner gehalten werden sollten, oft in
solcher Arbeit von den unruhigen Anfragen des »Armeeoberkommandos«
unterbrochen, das auf Beschleunigung drängte und nach den von
Hauptmann Ruggiera erzielten Ergebnissen sich erkundigte. Da seine
Rückkehr sich unabsehbar zu verzögern schien, überhaupt sein
Schicksal unbekannt war, befahl schließlich am Vormittage des 30.
Oktobers der Kaiser:

		»unbedingt als geschlossene Kommission die Linien
zu überschreiten.« [bookmark: page143]

		Am Mittag um 1 Uhr kehrte Hauptmann Ruggiera zurück. Er hatte
nichts erreicht. Als Parlamentär entschloß sich nunmehr General
Weber selbst, als Fahnenträger, die sich ablösten, Oberst Schneller
und Oberstleutnant Freiherr von Seiller, zu den Italienern zu
gehen. Wieder sollte ein Trompeter sie begleiten.

		Über den Bahndamm, vier Kilometer weit von Rovereto gegen
Serravalle, schritten die drei Offiziere auf die feindlichen Linien
zu. Sie marschierten längs der Etsch, es war die sechste Stunde
beginnender, dunkler Herbstnacht, das Feuer der Italiener hatte
aufgehört. In die Stille drang die alte, schmetternde Fanfare des
österreichisch-ungarischen Generalmarsches, den der Trompeter
unablässig bließ. Von den feindlichen Bergstellungen, von Talpina
und vom Cornale, blinkten Scheinwerfer auf. Sie vereinigten ihr
grelles Licht auf dem Bahndamm, auf dem die vier in Tageshelle
schritten. Die italienischen Trompeter nahmen in ihren Linien das
Signal ab, die Trompetenstöße klangen langgedehnt allmählich von
Graben zu Graben auf. Einmal fielen flüchtig ein paar Schüsse. Sie
kamen von rückwärts, sie verhallten. Westlich der Etsch stand die
im italienischen Heere dienende »Tschechoslowakische Brigade«.
Flüche gellten zu den Offizieren herüber, die endlich vor den
italienischen Hindernissen standen. Sie wurden angerufen, ein
italienischer Generalstabsmajor kam zu ihnen. Höflich teilte er
seinen Auftrag mit: niemand über die Linie zu lassen, vielmehr nur
Briefe an das italienische Kommando zu übernehmen. Dann müsse er
die Parlamentäre wieder zurückschicken.

		Baron Seiller versuchte sofort, den Major zu überreden. Ein
General der Infanterie stände hier, von zwei Generalstabsoffizieren
begleitet. Der General selbst sei der Träger der Antwort an das
italienische Oberkommando. Der Major solle unverzüglich
telephonieren. Es handle sich um eine große Angelegenheit, um ein
offizielles Ansuchen um Waffenstillstand. Der Major könne selbst
Kenntnis vom Inhalte des Schreibens nehmen. Baron Seiller begann,
das Schriftstück aus dem Futteral zu lösen. Keine weiteren
Ausflüchte sollte darum der Major gebrauchen.

		Der italienische Offizier ließ seine Laterne über die
Vollmachten gleiten. Und ging, um zu telephonieren. Fünf
Viertelstunden verstrichen, General und Generalstabsoffiziere
warteten auf dem Bahndamm. Dann wurden sie hinübergelassen. Ein
Auto mit verhängten [bookmark: page144]Fenstern brachte sie nach Avio. In der Villa des 26.
Divisionskommandos warteten und begrüßten sie in feierlicher Form
der Divisionär, sein Generalstabschef, der Stab in Reih und Glied.
Ein Oberst, den das italienische Korpskommando entsandt hatte,
wünschte die Vollmachten zu sehen. Er begab sich, nachdem dies
geschehen, sogleich zu seinem Kommando zurück. Um 5 Uhr morgens
wurden die Parlamentäre verständigt, daß der Rest der
Waffenstillstandskommission aus Rovereto nachkommen dürfe. Vier
Stunden später überreichte – wieder vor der Riegelwache von
Serravalle – ein deutscher Offizier ein Schreiben:

		»Großes Hauptquartier, 2. Oktober 1918.

Chef des Generalstabes des Feldheeres.

M. I. Nr.

		VOLLMACHT.

		Der unterzeichnete Königlich Preußische
Generalfeldmarschall, Chef des Generalstabes des deutschen
Feldheeres, Paul von Beneckendorff und Hindenburg, beauftragt mit
der Obersten Leitung der deutschen Landstreitkräfte, bevollmächtigt
hierdurch den Oberst Freiherrn Schäffer von Bernstein, seine
Vertretung bei den Waffenstillstandsverhandlungen zwischen
Österreich-Ungarn und Italien zu übernehmen.

		Von Beneckendorff und von Hindenburg.«

		Der Rest der österreichisch-ungarischen Kommission traf in Avio
am Mittag ein. Dem deutschen Bevollmächtigten verwehrte das
italienische Oberkommando die Mitverhandlung. Oberst Baron Schäffer
versuchte es noch einmal. Aber das italienische Oberkommando blieb
bei seiner Weigerung. Es befahl dem Kommando des 29.
Armeekorps:

		»Lassen Sie den deutschen Bevollmächtigten zu den
Vorposten zurückgeleiten, und teilen sie ihm zugleich mit, daß das
italienische Oberkommando ihm zur Stunde keine andere Mitteilung zu
machen hat als die von gestern abend. Wenn das italienische
Oberkommando auf Grund einer Nachricht von den eigenen Verbündeten
dem Baron Schäffer von Bernstein Mitteilungen zu geben haben
sollte, so wird sie ihm diese durch irgendein Mitglied der
österreichisch-ungarischen Kommission übersenden.

		General Diaz.« [bookmark: page145]

		Die österreichisch-ungarische Kommission reiste über Vicenza
nach Padua. In Vicenza sah sie alle Häuser beflaggt. In den Straßen
drängte sich die Menge. Viele französische und amerikanische
Soldaten mischten sich fremdartig in die Stadt. Überall auf dem
Wege machten die Truppen den Eindruck ausgezeichneter Haltung.
Nirgends wurden die Parlamentäre erkannt. Sie sollten nirgends
erkannt werden: man hatte sie gebeten, ihre Kappen, solange sie
durch die Stadt fuhren, abzunehmen. Die geschlossenen Autos hielten
endlich vor der Villa des Senators Giusti del Gardino. Sie lag
zwischen Padua und Abano Ferme, ein Haus für die Gäste des
Armeeoberkommandos. Die Abgesandten der Alliierten, der König
hatten darin gewohnt. Hier war der Schauplatz der Verhandlungen,
die General Weber sogleich zu eröffnen bat. Aber das italienische
Oberkommando lehnte ab. Es wandte sich in dieser Nacht erst an den
Obersten Kriegsrat in Versailles. Es schützte die Ermüdung der
Parlamentäre vor. Um 10 Uhr abends wurde dem General Weber
gemeldet, daß am nächsten Morgen der Sous-Chef des Generalstabes
als Vorsitzender der italienischen Waffenstillstandskommission die
Bedingungen überreichen werde.

		Die mitgebrachten Reden der Kommission wurden fortgelegt.

		 

		Wie die Ansage war, versammelte sich am 1. November, vormittags
10 Uhr, im großen Saale der Villa Giusti die italienische
Waffenstillstandskommission. Eine Eskadron Lancieri marschierte
auf. Generalleutnant Pietro Badoglio trat ein, der Eroberer von
Görz, am Ärmel neun goldgestickte Kronen, denn neunmal war er,
vielleicht der fähigste und glänzendste General des Königreichs,
außer der Reihe schon befördert worden. Er überreichte die
Waffenstillstandsbedingungen. Und fügte hinzu:

		Die Niederschrift stelle nicht den Originaltext
dar, sondern lediglich die während der Nacht durch Hughestelegramm
aus Versailles übermittelte italienische Übersetzung, die dort der
italienische Verbindungsoffizier angefertigt hätte. Bis auf
Kleinigkeiten sei sie in der Tat identisch mit dem französischen
Original. Die Bedingungen wären von den österreichisch-ungarischen
Bevollmächtigten anzunehmen oder abzulehnen. Verhandlungen über sie
seien ausgeschlossen. Er bitte, ihn zu verständigen, wenn die
Bevollmächtigten zur Annahme bereit seien. [bookmark: page146]

		Dann werde er mit seiner Kommission wiederkommen,
um eine solche Erklärung entgegenzunehmen.

		Er übergab noch die Vollmachten der italienischen Kommission,
die sieben Köpfe zählte, wie die Abordnung des Generals Weber. Alle
Vollmachten hatten gleichen Wortlaut. Generalleutnant Badoglio zog
sich mit seinen Offizieren zurück.

		 

		Noch von Rovereto aus hatte sich die österreichisch-ungarische
Kommission an das »Armeeoberkommando« mit der Bitte um Richtlinien
gewendet, wie weit sie in der Annahme der Bedingungen gehen dürfe.
Am Vormittag des 30. Oktobers hatte das »Armeeoberkommando« seine
Bevollmächtigten berechtigt, »alle Bedingungen anzunehmen, insoweit
dadurch nicht die Waffenehre tangiert wird und unseren Verbündeten
kein Schaden erwächst«.

		Jetzt las die Kommission den Wortlaut der Bedingungen und fand
sie unannehmbar. Nicht nur, daß das Heer bis auf zwanzig Divisionen
der Friedensstärke entwaffnet und hinter die Demarkationslinie der
Drau und Donau zurückgezogen werden sollte. Artillerie,
Kriegsschiffe, Bahnen, alles mußte dem Gegner ausgeliefert werden.
In höchster Erregung berieten die Bevollmächtigten. Der Vorsitzende
General Weber beschloß, die Entscheidung des »Armeeoberkommandos«
anzurufen. Die beiden Seeoffiziere erklärten, daß sie dem
Flottenkommandanten Admiral von Horthy den Antrag unterbreiten
wollten, in kühnem Handstreich sich mit der Flotte nach Spanien
durchzuschlagen. Generalstabsoberst Schneller reiste ab, um von
Trient aus mit dem »Armeeoberkommando« zu sprechen. Schwer
erschüttert schienen die Nerven des Hauptmanns Ruggiera. Er schloß
sich dem Obersten an, als er gegen 2 Uhr nachmittags von Villa
Giusti abfuhr. Den Abreisenden verweigerte ein Offizier den Gruß.
Er wurde sofort bestraft.

		Unverzüglich gab Oberst Schueller die Meldungen des Generals von
Weber von Trient aus an das »Armeeoberkommando« weiter, zugleich
den Inhalt der italienischen Übertragung der Bedingungen. Er sagte
dem »Armeeoberkommando« das Nachfolgen des Originaltextes an, die
Übermittlung sei nicht vollständig, denn die Durchführung der
Bestimmungen werde von den Italienern noch bearbeitet. Von General
Baron Waldstätten erbat er bei seiner [bookmark: page147]Meldung – am 2. November, halb ein
Uhr morgens – schleunigste Anweisungen für General Weber. Aber
vierundzwanzig Stunden verstrichen: General Baron Waldstätten
konnte zwischendurch nur vertrösten, nichts entscheiden. Der Chef
des Generalstabes befände sich beim Kaiser in Schloß Schönbrunn.
Mit dem Staatsrat werde dort verhandelt.

		 

		Der Kaiser hatte auf die Waffenstillstandsbedingungen seines
Gegners in größter Unruhe gewartet. Die schweren Erschütterungen
seit dem Aufenthalt in Gödöllö, um die ungarische Wirrnis zu
klären, der ungeheure Umschwung seit drei oder vier Tagen, die
alles zertrümmert, alles Denken, alles Bestehende umgeworfen
hatten, die sich überstürzenden Ereignisse, die nur einzuordnen,
unsagbare Mühe war, hatten ihn rastlos, ratlos, schlaflos gemacht.
In all den anrollenden Erlebnissen, die er selbst ins Rollen
gebracht, stand er jetzt blass, ergraut seit wenig Wochen, inmitten
neuer, ungekannter Mächte mit dem ersten Gefühl, daß er selbst auch
machtlos werden könnte. Endlich hatte ihm der Chef des
Generalstabes die Bedingungen von Villa Giusti gebracht. Vom
Feldzug auf Asiago bis Padua, vom strahlenden Glanze der
Isonzoschlachten, vom Durchbruch von Flitsch und Tolmein, der ihm
anders scheinen mochte als die Schlacht von Vittorio, war ein
weiter Weg bis heute. Aber der Kaiser rief Minister,
Generalstabschef und zugeteilten Admiral, um sogleich über die
Bedingungen zu beraten.

		Der Chef des Generalstabes Baron Arz besaß die Überzeugung:
keinesfalls mehr konnte der Krieg fortgeführt werden. Er sprach die
Überzeugung aus, aber keiner der Beratenden wagte, sich für die
Annahme der Bedingungen – furchtbar wie sie waren – zu erklären.
Ein Minister wandte ein, daß die Meinung auch des Staatsrats gehört
werden sollte. Man beschloß, den Staatsrat für die zweite
Nachmittagsstunde nach Schönbrunn zu bestellen. Der Kaiser hob die
Beratung auf, er empfing den deutschen General Cramon, um auch ihm
die Waffenstillstandsbedingungen bekanntzugeben. Schweigend hörte
sie der General. Er wolle sich mit der »Obersten Deutschen
Heeresleitung« in Verbindung setzen. Dann sollte er, wenige Stunden
danach, vor dem Kaiser noch einmal erscheinen.

		Der Staatsrat konnte um die zweite Stunde in Schönbrunn noch
nicht versammelt sein. Sieben Mitglieder wurden gesucht. Die [bookmark: page148]Stunden verrannen,
ehe sie gefunden wurden. Noch einmal wollte der Kaiser sich
vergewissern, ob die Auflösung der Heere wirklich so weit war, daß
kein anderer Ausweg blieb, als Annahme der Bedingungen: von Baden
aus sprach die Operationsabteilung unablässig mit den
Generalstabschefs der Armeen. Unaufhörlich beschäftigten den Kaiser
Pläne und Möglichkeiten, durch Zugeständnisse an jede Nation in
irgendeiner Form wenigstens das Reichsganze zu erhalten:

		»Die Nationalstaaten Österreichs und der
südslawischen Länder werden sich eigene Armeen bilden.

		Die zur Durchführung der Umwandlung in nationale
Armeen nötigen bisherigen militärischen Stellen bleiben zum Zwecke
der vollständigen Übergabe aller Agenden an die Nationalregierungen
vorläufig bestehen, das AOK. so lange, bis die Armee im Felde in
die Heimat rückverlegt ist.

		Alle Militärpersonen, und zwar jene des
Hinterlandes sofort, jene der Armee im Felde nach ihrer Rückkehr in
die Heimat, haben ihren vorgesetzten Kommandos zu melden, in
welcher der zu bildenden Nationalarmeen sie einzutreten
gedenken.

		Wird zum Eintritt in eine Nationalarmee die
Ablegung eines Gelöbnisses gefordert, so gestatte ich die Ablegung
dieses Gelöbnisses.

		Karl.«

		Er unterzeichnete den Erlaß. Alles wollte er zugestehen. Der
Chef des Generalstabes gab das Schriftstück weiter. Der Kaiser
erwartete den Staatsrat, dessen Ankunft nunmehr angesagt war. Aber
in die letzten Erwägungen, wie er ihn zur Mitverantwortung an der
Annahme der Waffenstillstandsbedingungen bewegen könne, schrillte
plötzlich das Telephon. Der ungarische Kriegsminister Linder
meldete sich von Budapest her. Der Kaiser gab das Hörrohr an Baron
Arz:

		»Sprechen Sie mit ihm!«

		Der Chef des Generalstabes sprach in das Telephon:

		»Ich kenne keinen ungarischen Kriegsminister. Ich kenne nur
einen königlich ungarischen Kriegsminister.«

		Aus Budapest kam die Antwort zurück: es spräche ja der königlich
ungarische Kriegsminister. Er fordere die sofortige Anerkennung
seines Befehls, die ungarischen Truppen heimzusenden. Der
Kriegsminister schrie ins Telephon: [bookmark: page149]

		»Ich gebe dem Kaiser fünf Minuten Zeit!«

		Der Chef des Generalstabes lehnte ab. Um 1 Uhr 45 hätte er den
Befehl an die Front geleitet, die Forderung den Truppen nicht
bekanntzugeben. Der Kriegsminister wurde immer erregter. Der Chef
des Generalstabes hörte neben ihm flüstern. Der Kriegsminister
sprach kurz, abgehackt, wie nach Diktat. Allerdings führte Béla
Linder das Gespräch in Gegenwart des Ministerpräsidenten Grafen
Károlyi.

		»Es handelt sich um die Dynastie«, rief er dem Generalstabschef
zu. »Jawohl: um die Dynastie! Die Königin soll ans Telephon kommen.
Ich will die Königin sprechen!«

		Die Kaiserin war aus dem Nebenzimmer eingetreten, aber sie
wehrte durch eine Geste ab. Baron Arz rief zurück:

		»Die Königin spricht nicht mit Ihnen!«

		Er hängte ab. Der Zwischenfall verwischte sich. Denn der
Staatsrat wurde gemeldet.

		 

		Der Staatsrat kam die breite Treppe herauf, die in den Maria
Theresien-Saal des hellerleuchteten Schlosses führte, sieben
Mitglieder der neuen Körperschaft, deren Sprecher offenbar das
Parteihaupt der Sozialdemokraten, Doktor Viktor Adler, war. Seine
Züge trugen sichtlich die Zeichen schwerer, hoffnungsloser
Krankheit, die er – den Parlamentariern aller Schattierungen, aller
Parteien ein menschliches, von der Achtung aller anerkanntes
Vorbild – mit der Kraft seines außergewöhnlichen Geistes stets aufs
neue bezwang, um Arbeitsleistung erfüllen zu können. Von einem
Asthmaanfall gepackt, schien er auf der Marmortreppe
zusammenbrechen zu wollen. Die Kaiserin eilte ihm zu Hilfe. Man
wartete eine Weile. Dann stand der Staatsrat im blauen
»Chinesischen Salon«.

		Der Kaiser trat ein. Er gebe den Abgesandten die
Waffenstillstandsbedingungen bekannt. Sein Generaladjutant Freiherr
von Zeidler verlas, was Oberst Schneller aus Trient übermittelt
hatte. Der Kaiser lud den Staatsrat ein, mit ihm zu beraten.

		Der Staatsrat schwieg. Endlich nahm Viktor Adler das Wort:

		»Ja: wir haben diesen Krieg nicht erklärt. Es mögen diejenigen
den Waffenstillstand verantworten, die am Kriege schuld sind.«

		Es war die Scheu, ohne Not die Verantwortung für Gewesenes und
Stürzendes mit in die Zukunft zu nehmen. Offenbar dachte Viktor
[bookmark: page150]Adler jetzt
nicht daran, daß jede kommende Regierung in dem neuen
deutschösterreichischen Staat eine Sozialistenregierung sein mußte,
daß es ihr nicht gleichgültig sein durfte, in welcher Form, in
welcher Zerrüttung sie das Erbe der Macht antreten werde.
Vielleicht sah er die ganze nächste Entwicklung auch unklar.
Jedenfalls drückte ihn die Verantwortung mehr als die Aussicht auf
das Erbe. Noch schien ihm kein Anlaß vorhanden, staatsmännische
Kunst zu üben. Der Kaiser wandte sich an ihn:

		»Ich habe den Krieg auch nicht erklärt. Jedenfalls aber muß dem
Volk der Frieden wiedergegeben werden.«

		»Jawohl, das stimmt: Euere Majestät tragen auch keine
Schuld.«

		Das Staatsratsmitglied Mayr erklärte:

		»Das ganze Volk ist an dem Kriege schuld. Ich erinnere an die
Kriegsbegeisterung am Anfang. Jedenfalls hat er der deutschen
Bevölkerung entsprochen.«

		Baron Arz entwickelte ein Bild von den Zuständen bei der Armee.
Er nannte sie trostlos. Der Staatsrat zog sich zurück, beriet eine
halbe Stunde und erschien abermals vor dem Kaiser. Seine Ansicht
war, daß im Ministerrat über die Frage des Waffenstillstandes
beschlossen werden müsse. Die sieben Abgesandten verließen Schloß
Schönbrunn.

		Der Kaiser berief den Kronrat.

		 

		Auch der Originaltext der Waffenstillstandsbedingungen, vom
Prinzen Lichtenstein in der Mittagsstunde in Trient an das
»Armeeoberkommando« aufgegeben, im Badener Hauptquartier
gleichfalls um Mittag schon eingelangt, war in Schönbrunn
eingetroffen. Militärauditor Doktor Schager hatte die Abschriften
hergestellt, damit der authentische Text für Kaiser und Kronrat
bereitliege, auf den voll Ungeduld der Chef des Generalstabes
wartete. Dem noch ordnenden Auditor, von dem nur die Punkte der
Bedingungen abgeschrieben worden waren, hatte er das erste Exemplar
fortgerissen und hastig nach bestimmter Stelle geblättert, die er
im Augenblick brauchte und suchte. Er hatte sie gefunden und wollte
fort. Aber der Militärauditor hatte ihn festgehalten:

		»Bitte, Exzellenz, das ist nicht vollständig!«

		Der Generalstabschef hatte in Eile erwidert:

		»Die Einleitung brauche ich nicht.« [bookmark: page151]

		Dem Militärauditor hatten nicht nur die »Punkte« der
Waffenstillstandsbedingungen vorgelegen. Die Depeschen aus Padua
sprachen auch von einer Frist, die für die Einstellung der
Feindseligkeiten noch festzusetzen sei. Der Hinweis schien Doktor
Schager wesentlich. Er ließ sich nicht abweisen. Er war dem Chef
des Generalstabes nachgeeilt:

		»Exzellenz: das ist nicht vollständig!«

		Er hatte jedes Wort scharf und eindringlich wiederholt. Aber
Baron Arz war schon im Weitergehen:

		»Das ist belanglos.«

		 

		Jetzt saß – von 9 Uhr 25 Minuten abends bis 30 vor Mitternacht –
der Kronrat in schwerer Beratung. Es war ein Kronrat kaiserlicher
und königlicher Minister, die eigentlich alle ihren Abschied schon
gegeben hatten. Der Reichsfinanzminister Freiherr von Spitzmüller,
der Reichskriegsminister Stöger-Steiner, der gemeinsame Minister
des Äußeren versahen ihr Amt, damit Berater überhaupt noch um den
Kaiser wären. Um die zehnte Abendstunde erklärte überdies der neue
Ministerpräsident Professor Lammasch, daß auch er seine Berufung in
die Hände des Kaisers zurücklege.

		Baron Arz führte aus, daß die Bedingungen des Waffenstillstandes
anzunehmen seien. Niemand widersprach. Man war sich darüber einig,
daß Krieg und Feindseligkeiten so schnell wie möglich aufhören
müßten. Nur über die Formulierung des Schriftstückes, wie die
Annahme ausgesprochen werden sollte, waren nicht alle Beratenden
gleicher Auffassung. Der Reichsfinanzminister Baron Spitzmüller
forderte letzte Rücksicht auf den deutschen Bundesgenossen. Vor dem
Kaiser war am frühen Abend, indes der Staatsrat sich zu einer
Beratung zurückgezogen hatte, noch einmal der General von Cramon
erschienen. Er hatte die Bedenken der »Obersten Deutschen
Heeresleitung« wegen der Freigabe des Brenners und des Jochs von
Jauders vorgebracht. Jetzt versuchte der Reichsfinanzminister in
der Preisgabe aller Macht an den Gegner die einzige Bedingung
wenigstens zu sichern, daß italienische Truppen nicht durch wehrlos
gewordenes österreichisches Gebiet gegen Deutschland marschierten.
Er faßte seine Gedanken in einem Entwurf zusammen. Er spann die
Fäden fort, er diktierte sie, der Kaiser schrieb. Niemand von den
Ministern sprach mehr. Die Stimme des Diktierenden hing abgerissen
[bookmark: page152]in der Luft. Sie
hatte nicht mehr die unermüdliche, verdeckt auf den Hörer
eindringende Art, die sonst mit Wort und Farbe wenigstens
überreden, wenn schon nicht überzeugen wollte. Aber sie tastete
sich mutig durch die Bitterkeit des Textes, über den der Kaiser
aufschluchzte, da er ihn schrieb.

		Endlich lag der Entwurf fertiggestellt: als Endbefehl an General
Weber in Villa Giusti. Noch einmal wurde der Anteil des Staatsrats
erwogen, Professor Lammasch wollte auf seine Mitverantwortung nicht
verzichten. Wenn der Staatsrat nicht zu gewinnen war, wenn es
anders nicht ging, sollte der Befehl dennoch abgehen. Aber
wenigstens ein Versuch noch sollte unternommen werden: der
Ministerpräsident wollte selbst mit dem Chef des Generalstabes
sogleich das Parlament aufsuchen. Dem Staatsrat sollte der Entwurf
auf alle Fälle unterbreitet werden.

		Im Flügeladjutantenzimmer warteten indes die Minister.
Vielleicht ergab sich die Notwendigkeit, noch über die
Stellungnahme des Staatsrats zu verhandeln. Vielleicht stellte er
Bedingungen. Aber Freiherr von Arz erschien, erhitzt und erregt,
noch ehe er den Staatsrat aufsuchte, noch einmal im
Flügeladjutantenzimmer. Er eilte, an den Ministern vorbei, an den
Fernsprecher. Er verlangte nach General Baron Waldstätten. Der
General meldete sich sofort. Der Chef des Generalstabes sprach mit
scharfem Akzent für jedes Wort:

		 

		»Du, Waldstätten, paß genau auf, was ich jetzt sage:

		Die Waffenstillstandsbedingungen der Entente wurden angenommen.
Alle Feindseligkeiten zu Land und in der Luft sind sofort
einzustellen.«

		 

		Drei Schritte von Baron Arz stand der Reichsfinanzminister.
Dicht neben ihm der Minister des Äußern Graf Andrássy. Baron
Spitzmüller erschrak. Er trat auf den Chef des Generalstabes zu und
legte ihm schwer die Hand auf die Schulter:

		»Was machen Sie da? Jetzt muß man Waffenstillstand schließen:
nicht die Feindseligkeiten einstellen.«

		Graf Andrássy wandte sich gegen Baron Spitzmüller.

		»Lassen Sie ihn. Das geht uns nichts an. Soll die Schlächterei
ewig weitergehen?« [bookmark: page153]

		Der Reichsfinanzminister schwieg. Der Chef des Generalstabes
widerrief den Befehl nicht. Er machte sich fertig, um in die Stadt
zu fahren.

		 

		Unter die Reinschrift des im Kronrate beschlossenen Entwurfes
hatte der Kaiser seinen Namenszug gesetzt. Dem Chef der
Operationsabteilung General Baron Waldstätten verlas der
Generaladjutant Baron Zeidler den Wortlaut. Baron Waldstätten
schien das Bedürfnis der Truppen, sofort mit dem Kampfe aufzuhören,
nicht scharf genug betont. Er forderte den Hinweis auf die
Einstellung der Feindseligkeiten. Der Generaladjutant erreichte den
Chef des Generalstabes. Baron Arz billigte einen Zusatz:

		»Die österreichisch-ungarischen Truppen erhielten demgemäß
bereits Befehl, die Feindseligkeiten einzustellen.«

		Der Generaladjutant gab auch den Zusatz an Baron Waldstätten.
Der Chef der Operationsabteilung erklärte sich mit der Fassung
einverstanden.

		 

		Im Parlamente trafen Ministerpräsident und Generalstabschef nur
den Staatsratspräsidenten Seitz und den Sozialistenführer Bauer an.
Sie verwiesen darauf, daß sie allein den Staatsrat nicht
darstellten. Sie sähen sich nicht ermächtigt, eine Entscheidung zu
treffen. Unwahrscheinlich wäre es, daß der Staatsrat – nach
Beschlüssen in der siebenten Abendstunde, die der Schönbrunner
Audienz gefolgt waren – Mitverantwortung werde übernehmen wollen.
Der Ministerpräsident fuhr erschöpft nach Hause. Der
Generalstabschef allein nach Schönbrunn zurück. Vor dem Kaiser
hörte der zweite Kronrat den inhaltlosen, wenn nicht ablehnenden
Bescheid. Der Kaiser blieb stumm. Es wurde kein neuer Beschluß
gefaßt. Die Minister gingen. Der Kaiser begab sich ins Maria
Christinen-Boudoir. Die Kaiserin wachte. Die Uhr war nach eins.

		Die Minister holte gleich darauf ein Gardereiter noch von der
Treppe zurück. Der Kaiser befahl, daß sie abermals warteten. Ein
Umschwung schien geschehen oder in Vorbereitung. Im Maria
Theresien-Saal war Unruhe. Menschen kamen und gingen, Meldungen
schwirrten dazwischen. Noch war aller kaiserliche Glanz um
mitternächtige Stunde in dem weiten, hellerleuchteten Saal, von
dessen Wänden Maria Theresia aus kostbarem Gobelin heiter
heruntersah. [bookmark: page154]Ihr
Sohn Joseph II. hielt neben ihr feierlich Hochzeit mit Isabella,
Prinzessin von Parma; in vierundzwanzig Karossen fuhren seine Gäste
in die Hofburg. Auch ein Musikfest war da: vielhundert Köpfe waren
gegen die Musiker gekehrt. Nur Fürst Kaunitz, der Sonderling und
Staatsmann, hielt unter bepudertem Haar das kluge Gesicht von allen
andern abgewandt. Es schien ein Spiel des Schicksals: entsetzt
starrte es, fort von der Menge auf den Geweben, unmittelbar in den
Saal. Dort standen starr, steif und unbeweglich die riesigen sechs
Gardereiter mit schwarzem Roßhaarbusch, in ihren ungeheuren
Stulpenstiefeln, starr die Offiziere der Arcierengarde mit rotem
Rock und goldener Kartouche, reglos die ungarischen
Leibgardeoffiziere mit Kalpak und Reiher und Leopardenfell: sie
alle den Säbel in der weißen Handschuhfaust.

		Der Reichsfinanzminister schritt an ihnen vorbei. Im
Flügeladjutantenzimmer wiederholte er immer wieder nur ein
Wort:

		»Hoffnungslos. Hoff–nungs–los.«

		Sein Tonfall ging durch Mark und Bein.

		»Jetzt spielen fremde Einflüsse mit«, ergänzte Graf Andrássy.
»Man kann einen Ministerrat umstoßen. Die Familie hat ein Recht
mitzureden. Aber die Minister muß man vorher fragen.«

		Aber niemand wußte, was nun eigentlich geschah.

		 

		Im »Chinesischen Salon« waren die Kronräte gewesen, aber
unmittelbar nebenan, im »Vieux Lac-Zimmer«, dem Arbeitskabinett des
Kaisers, hatte gleichzeitig noch ein anderer Rat sich
versammelt.

		Obersthofmeister Fürst Hohenlohe wollte Vorsorge treffen für die
kaiserliche Sicherheit, die er in den kommenden, allernächsten
Tagen schwer bedroht sah. Jetzt schon brach der Rückstrom der Armee
über die südlichen Kronländer herein. Die Ausstrahlungen der
Waffenstillstandsbedingungen mußten die Gemüter erhitzen.
Eigentlich stand man schon mitten in der Revolution. Er verwies auf
den Umsturz von 1848. Auch damals hätte der kaiserliche Hof
zunächst nach Innsbruck sich zurückgezogen. Die Regierung hatte
ihren Sitz von der unruhigen Reichshauptstadt fortverlegt. Der
Obersthofmeister fand nichts Bedenkliches in der Wiederbefolgung
des Beispiels. Der Kaiser würde so auch unabhängiger in seinen
Beschlüssen. An das Volk müßte er ein Manifest erlassen. Der Fürst
hatte einen Entwurf bereits ausgearbeitet. Der ungarische [bookmark: page155]Obersthofmeister Graf
Hunyadi stimmte ihm bei. Man schritt an die Wahl des Ortes, der zu
neuem Sitz der Regierung geeignet war.

		Die Hauptstadt Tirols bot nicht mehr die Sicherheit von 1848.
Der Chef des Generalstabs hatte sich kaum erst vor vierundzwanzig
Stunden an das Heeresgruppenkommando in Bozen gewendet. Ein
Bataillon Kaiserjäger sollte nach Innsbruck abgehen. Der Kaiser
beabsichtige, wenn das Heeresgruppenkommando Bürgschaft für seine
Sicherheit übernehmen könne, seinen Aufenthalt nach Tirol zu
verlegen. Feldmarschalleutnant Willerding hatte die Anfrage des
Chefs des Generalstabes an den Kommandanten des »Edelweißkorps«
weitergegeben. General der Infanterie Verdroß hatte geantwortet,
»daß die Kaiserjäger Gut und Blut für ihren geliebten, obersten
Kriegsherrn einsetzen wollten«; der Feldmarschalleutnant hatte
gleichwohl erklärt, keine Bürgschaft übernehmen zu können. Schon
war die Beförderung der Mannschaften technisch schwer, ihre
Verläßlichkeit zweifelhaft trotz der Versicherungen ihres Generals.
Innsbruck schied aus.

		Aber viele andere Orte konnten die kaiserliche Familie und die
Regierung vorläufig aufnehmen. Man sprach von Preßburg, nahe der
Grenze, die vermutlich die Tschechen als Randlinie ihres
Nationalgebiets verlangen würden. Auch Preßburg schien ungeeignet:
die allzu große Nähe der Tschechen war beunruhigend. Indes mußte
der Regierungssitz gar keine Stadt sein. Es kam das Stift Göttweih
oder Persenbeug an der Donau in Frage. Freilich waren dann Kaiser
und Regierung so gut wie aus der Welt. Man ließ auch Persenbeug und
Göttweih fallen. Einer der Obersthofmeister schlug Eckartsau oder
Schloß Wartholz vor. Es war das Natürlichste, daß der Monarch sich
auf eines seiner Schlösser zurückzog. Aber Eckartsau lag allzu nahe
der Hauptstadt. Und allzu nahe bei Schloß Wartholz, im
Industriegebiet von Wiener Neustadt, war wieder die Nachbarschaft
der radikalen Arbeiter.

		Obersthofmeister und kaiserliche Umgebung suchten weiter. Das
Manifest des Fürsten Hohenlohe wies Kaiser Karl zurück. Die
Beratenden setzten dennoch ihre Bemühungen, für die Regierung einen
sichern Sitz zu finden, außerhalb des kaiserlichen
Arbeitskabinettes fort. Erschöpft von den Empfängen,
Entscheidungen, Aufregungen, die maßlos in eine Nacht sich
drängten, ermattet von den Schlafmitteln, die er seit Tagen nahm,
ohne daß sie Wirkung brachten, [bookmark: page156]hatte sich der Kaiser ins Boudoir der Kaiserin
zurückgezogen. Die Uhr war nach eins.

		 

		So aussichtslos, so bar jeder Rettungsmöglichkeit Minister und
Generale die Ereignisse ansahen: die Kaiserin vermochte es nicht,
sich ohne Widerstand in das hereingebrochene Unheil zu schicken.
Noch fand sie selbst nicht alles verzweifelt. An den völligen
Zusammenbruch der Front glaubte sie nicht. So schlimm konnte es
nicht stehen, daß sich das Heer, im Kampfe immer noch seinem Gegner
überlegen, nicht doch aufraffen sollte. Ihre Haltung, ihr
Gesichtsausdruck verriet in dieser Nacht des Unglücks mehr
Erbitterung als Trauer. Ratlosigkeit glaubte sie überall um sich zu
sehen, keiner schien ihr mit klarem Willen und klarem Kopf das
wirklich Nötige zu bestimmen. Entschlüsse wurden gefaßt, der
nächste Augenblick warf sie wieder um. So wollte sie freilich nicht
zögern, selbst einzugreifen, wie es ihrem Wesen entsprach, selbst
Entschlüsse hervorzurufen oder umzuändern, wenn es ihr richtig
schien.

		Die Kaiserin wollte fort. Nicht nur der frühere Obersthofmeister
Fürst Hohenlohe war für Übersiedlung und Abreise der kaiserlichen
Familie aus der Hauptstadt. Die Kaiserin faßte den gleichen Plan.
Auch Graf Hunyadi war dafür. Von der Gräfin Bellegarde, ihrer
verläßlichsten Hofdame, hatte sie am Nachmittage ihren Schmuck in
Sicherheit bringen lassen. Gräfin Bellegarde hatte ihn im
Tirolergarten von Schönbrunn vergraben. Die Kaiserin wußte nicht,
wer in den nächsten Tagen oder Wochen Herr sein könnte in Maria
Theresias Lustschloß. Sie wollte sich keine Zugeständnisse abringen
lassen, die sie zu geben nicht gesonnen war. Wo immer man hinging:
überall war der Kaiser, die kaiserliche Macht, die Monarchie jetzt
besser aufgehoben als in Wien. Politische Absicht sprach noch
stärker aus ihr als persönliche Erwägung. Vielleicht schloß man
überhaupt den Waffenstillstand zu früh. Sie wollte fort. Dann
konnte man immer noch weiter sehen.

		 

		Der Kaiser verweilte zu kurzer Rast in dem kleinen, in eine
Palastecke entzückend eingebauten Boudoir, darin die Lichter sich
nicht grell und schmerzhaft brachen wie in seinem goldübersäten,
exotischen Arbeitskabinett, wie in dem prunkvollen Maria
Theresien-Saal, [bookmark: page157]wie überall sonst. Hier huschte abgedämpft das Licht
einer einzigen porzellanenen, schwebenden Ampel über die grünen und
blauweißen Tuschzeichnungen der Erzherzogin Maria Christine, über
die Delfter Landschaften und über die reizenden kleinen Schirme,
die sich als kokette Zier aus dem Getäfel der Wand hoben. Das
Summen der vielen Stimmen, das Kommen und Gehen, die Ablösung der
Garden drang nicht bis in diesen Raum, vor dem wie eine Abwehr das
Sterbezimmer des Herzogs von Reichsstadt lag. Den Kaiser überkam
die Abspannung der vielen Stunden, lähmende Müdigkeit überfiel ihn,
auf den nunmehr die auch heute genommenen übergroßen Dosen seines
Schlafmittels zu wirken begannen. In die Stille drang erst die
Meldung von der Rückkehr des Generalobersten von Arz. Er hatte den
Staatsrat nicht angetroffen. Aber im Boudoir Maria Christinens
schien ein Entschluß gefaßt.

		Denn der Kaiser befahl, alle ausgegebenen Befehle sofort zu
widerrufen. Plötzlich schien er umgestimmt.

		Zwar hatten die Befehle das Hauptquartier in Baden bereits
verlassen. General Baron Waldstätten hatte ihre Ausgabe verfügt.
Aber jetzt gelang es doch noch, die Radiodepesche an General der
Infanterie Weber aufzuhalten. Es gelang nicht mehr, auch den
Generalstabsoberst von Schneller in Trient zu erreichen. Er war von
dort – mit dem auch an ihn geleiteten Befehl für Villa Giusti –
schon abgefahren. In Aquaviva hielt ihn die nach dem kaiserlichen
Widerruf ihm nachgeschickte Depesche auf. Er durfte dennoch
weiterfahren. Aber der Befehl an General Weber gelte als nicht
gegeben. Auch den Heeresgruppenkommandanten war die Einstellung der
Feindseligkeiten bereits befohlen. Vor Generaloberst von Arz
bezweifelte Baron Waldstätten, daß er den Einstellungsbefehl –
wenigstens für Tirol – noch widerrufen könne.

		Wieder traten die Minister zusammen. Sie hatten ihre Meinung
nicht geändert. Die Bedingungen müßten angenommen werden – ohne
Aufschub. Selbst wenn die Italiener die Forderungen ablehnten, die
den Durchmarsch feindlicher Truppen gegen Deutschland vereiteln
oder wenigstens verzögern wollten, selbst dann müßte ein Ende
gemacht werden. Die Minister gingen. Ihren Beschluß hatte der
Kaiser abermals umgeworfen. Oder ihm wieder vorgegriffen.

		Nicht nur der immer noch erhoffte Mitanteil des Staatsrates
machte ihn unsicher. Schwer drückte ihn auch die Entscheidung, daß
er [bookmark: page158]im eigenen
Namen das bittere Diktat des Gegners annehme. Um halb drei Uhr
morgens entschloß er sich, das Oberkommando über die Truppen
niederzulegen. Seine Auffassung war jetzt so, daß er sich mehr als
der militärischen Lösung den wichtigeren, politischen
Angelegenheiten widmen müsse. Dem Chef des Generalstabes Baron Arz
brachte der Generaladjutant Baron Zeidler die Ernennung zum
Oberkommandanten. Aber Baron Arz wich aus. Er könne älteren
Marschällen als Generaloberst nicht befehlen. Er bat den
Generaladjutanten, andere Entschließung zu erwirken. Baron Zeidler
nahm das Briefblatt wieder mit, darauf, von ihm selbst aufgesetzt,
vom Kaiser unterzeichnet, die Ernennung des Freiherrn stand. Wenige
Minuten später reichte er das Blatt zurück, der Text der
Vorderseite war durchstrichen, die Rückseite trug die Ernennung des
Marschalls Köveß. Bis zu seinem Eintreffen hätte der Chef des
Generalstabes die oberste Befehlsgewalt zu üben.

		Freiherr von Waldstätten meldete in dieser Nachtphase, daß der
Befehl zur Einstellung der Feindseligkeiten bei den Truppen der XI.
Armee bereits angelangt wäre.

		Baron Arz wies den Chef der Operationsabteilung daraufhin an,
den Kampf endgültig, an allen Linien und von allen Truppen aufhören
zu lassen.

		Nur Einer sollte von dem endgültigen Beschluß noch nichts
wissen: General Weber in Villa Giusti. Denn zum dritten Male sollte
am nächsten Morgen der Staatsrat angesprochen werden. Im Augenblick
war darum die Lage so:

		Die Waffenstillstandsbedingungen war man entschlossen
anzunehmen. Zur Erklärung der Annahme wurde die Kommission in
Italien nicht ermächtigt. Den österreichisch-ungarischen Truppen
wurde die Annahme mitgeteilt. Von der Waffe durften sie nicht mehr
Gebrauch machen.

		Aber die Feindseligkeiten des Gegners gingen weiter.

		 

		Um die gleiche Zeit trat, dem Herrscherpaar eng befreundet, ins
Boudoir der Kaiserin Graf Thomas Erdödy, mit spätem, neuem und
aufregendem Alarm. Unhaltbar sei bereits die Lage der kaiserlichen
Familie. Er berufe sich auf Auffassungen des Polizeipräsidenten.
[bookmark: page159]

		Den Polizeipräsidenten Schober hatten der Obersthofmeister Graf
Hunyadi und der Militärauditor Doktor Schager, zuletzt der
kaiserliche Sekretär Hauptmann Werkmann seit zwölf Stunden und noch
mehr über die Stimmung in der Reichshauptstadt wiederholt befragt.
Der Polizeipräsident hatte für alle Nachfragenden immer nur die
gleiche Antwort gehabt:

		»Bitte, beruhigen Sie Seine Majestät! Schönbrunn ist genügend
gesichert. Ich habe alles vorgesorgt. Es kann nichts passieren.

		Und wenn ich in Schönbrunn erscheine, ist es gefährlich.«

		Der Polizeipräsident glaubte nicht an Versuche der Gewalt, nicht
an eine Bedrohung der kaiserlichen Familie. Er sah die
Arbeiterschaft durch die Ereignisse erregt, aber gehorsam in der
Hand ihrer Führer. Von Viktor Adler war das Wort gefallen:

		»Sie können beruhigt sein: es wird dem Herrn nichts geschehen!
Ob als König von Österreich oder als Kaiser der Vereinigten Staaten
von Südosteuropa, es wird dem Herrn nichts geschehen – –«

		Offenbar hatte Graf Erdödy neuere Nachrichten. Allerdings war er
selbst bei dem Polizeipräsidenten gar nicht gewesen. Aber die
Erregung im kaiserlichen Kreise brach sofort hervor. Noch einmal
warf die Kaiserin vor Graf Hunyadi das Thema der Abreise aus der
Hauptstadt auf. Den eintretenden Chef des Generalstabes rief sie
heftig an:

		»Haben Sie denn kein Regiment, um den Kaiser zu schützen?«

		Baron Arz vermochte nichts zu erwidern. Der Militärauditor kam.
Er wüßte nichts von Unruhen oder alarmierendem Vorfall. Er hätte
den Polizeipräsidenten noch am Spätabend gesprochen. Sein Gleichmaß
schien nicht erschüttert.

		Müde fragte der Kaiser:

		»Wohin gehen wir jetzt?«

		Nüchtern erwiderte der Auditor:

		»Vielleicht wäre es am besten, schlafen zu gehen.«

		Jäh wandte sich die Kaiserin herum:

		»Ja, wissen Sie denn nicht, daß unsere Lage unhaltbar ist?« Sie
wiederholte in Leidenschaftlichkeit und Erbitterung noch einmal:
»Un–halt–bar!«

		Der Auditor rief sogleich den Polizeipräsidenten an. Auch Graf
Hunyadi sprach mit ihm. Die Stadt lag in tiefer Ruhe. Es wäre kein
Grund zur Besorgnis. Der Obersthofmeister wiederholte [bookmark: page160]am Fernsprecher jede
Antwort des Präsidenten. Der Kaiser sollte völlig beruhigt werden.
Der Kaiser kam selbst an den Apparat. Er wollte seinen Dank
aussprechen. Er verlieh dem Polizeipräsidenten den Orden der
»Eisernen Krone« erster Klasse. Der Polizeipräsident begab sich zu
Bett. Von zehn zu zehn Minuten wurde er im Schlaf gestört. Das
Telephon schrillte unablässig. Die Hofwürdenträger beglückwünschten
den Ausgezeichneten.

		 

		Die Uhr hatte längst die vierte Stunde geschlagen. Fast neigte
die Nacht sich zu Ende. Immer müder klangen die Erwägungen:
Persenbeug – – Eckartsau – – Schloß Ambras. Oder Wallsee – –
Göttweih – –

		Der Kaiser besann sich, daß der heraufziehende Tag ein Sonntag
war. Er befahl, noch eine Messe zu lesen. In Eile wurde der
Hofbischof Seidel geweckt. Der Kastellan holte ihn.

		Um Kaiser und Kaiserin ordnete sich der Zug. Sie schritten durch
den blauen »Chinesischen Salon«, von dessen Ledertapeten die
kleinen, elfenbeinernen Chinesenköpfe mit ihrem sonderbaren,
rosigen Anhauch heruntergrüßten, vorbei an den weißen, blühenden
Chrysanthemen, die verschwenderisch immer noch in die riesigen
Vasen aus blauem Jaspis gesteckt waren, durch den Maria
Theresien-Saal zur kleinen Kapelle: Obersthofmeister und
Flügeladjutanten, Hofdamen und Hofkavaliere. Kaiser und Kaiserin
nahmen Platz in der kleinen edelholzverschlagenen, roten Loge,
darin Kaiser Franz Joseph seine letzten Andachten verrichtet
hatte.

		Unten im Kapellenschiff stand das Gefolge. Die Orgel schwieg.
Aber die Kerzen flammten. Die Morgenmesse wurde gelesen.

		 

		In Villa Giusti aber war keinerlei Nachricht aus Schloß
Schönbrunn oder Baden eingetroffen. Die Waffenstillstandskommission
schien sich selbst überlassen.

		Dem Oberstleutnant Freiherrn von Seiller hatte am Vormittage des
2. Novembers, da er die Waffenstillstandsbedingungen verlesen
hatte, Generalleutnant Badoglio mit einer höflichen Geste noch im
Fortgehen mitgeteilt, daß er, wenn auch nicht zu Verhandlungen,
dennoch zu Aufklärungen über die Bedingungen gern zur Verfügung
stehe. Eine Stunde nach der Abreise des Obersten Schneller gelang
es dem Freiherrn, eine Aussprache [bookmark: page161]zustande zu bringen, zu der außer dem General
Weber und dem Freiherrn der Generalleutnant Badoglio nur mit Oberst
Gazzera und einem Dolmetsch erschien. Noch wisse der
Generalleutnant den am Vormittag überreichten Texten nichts
hinzuzufügen. Noch werde an der Durchführung der Bedingungen, an
der Festsetzung der Frist, zu der die Feindseligkeiten eingestellt
werden sollten, an allen übrigen Punkten von seinen Offizieren
gearbeitet. Aber Aufklärungen über die technischen Notwendigkeiten,
die aus dem Vertragsinstrument abzuleiten wären, wolle er
selbstverständlich geben. Und er gab sie.

		So schnell wie möglich sollte Prinz Lichtenstein mit dem
Niederschlage der Unterredung nach dem Obersten Schneller
gleichfalls nach Trient abreisen. Den Prinzen trieb auch Unruhe um
die letzte Rettungsmöglichkeit der Flotte. Von Trient aus wollte er
den Admiral von Horthy erreichen. Zwar hatte Oberst Gazzera den
österreichisch-ungarischen Bevollmächtigten bereits gestattet, ihre
Meldungen auch durch Radiogramme fortzuleiten und dabei empfohlen,
die atmosphärisch ruhigen Nachtstunden zu bevorzugen. Aber weder
die Radiostation Padua, noch Pola vermochten eine Verbindung mit
der Wiener Station am Laaerberg herzustellen. Über Pola vermochte
Padua mit Budapest Radiogramme zu wechseln. Von Budapest mußte ihr
Inhalt erst durch Hughesdepeschen weitergegeben werden. Es schien
den Bevollmächtigten zweifelhaft, ob solch umständliche
Übermittlung die schnellste und sicherste Art eines
Gedankenaustausches darstelle. Auch konnten nicht alle Mitteilungen
dem offenen Radiogramm anvertraut werden. Die Bevollmächtigten
beschlossen, alles Tatsächliche, alle Daten über den Fortgang ihrer
Aufgabe sowohl durch Radiogramm, wie auch durch Kuriere über Trient
an das »Armeeoberkommando« zu melden. Dem Obersten Schneller sollte
Prinz Lichtenstein folgen. Seine Abreise nach Trient wurde für die
fünfte Morgenstunde festgesetzt.

		Zwei Stunden nach Mitternacht traf – am 2. November – der
französische Urtext der Waffenstillstandsbedingungen ein. Ein
Radiogramm trug sie dem »Armeeoberkommando« zu. Indes die
Bevollmächtigten sie studierten, erreichte sie ein Radiogramm des
ungarischen Kriegsminister Linder. Er lege für Ungarn Verwahrung
ein gegen die Rechtsverbindlichkeit der Kommissionsabmachungen, nur
in Anbetracht der Sachlage erkenne auch Ungarn [bookmark: page162]die Waffenstillstandskommission
an. Allen Bevollmächtigten blieb die Depesche unverständlich. Sie
kannten keinen Kriegsminister Linder. Sie kannten auch keinen
ungarischen Kriegsminister. Vom »Armeeoberkommando« kam weder
Hinweis, noch Kommentar.

		Das Studium des französischen Textes ergab große und
empfindliche Lücken in der am Vortage empfangenen Übertragung des
italienischen Verbindungsoffiziers in Versailles. Den
Bevollmächtigten wurde immer klarer, daß trotz ihrer Vollmachten
das »Armeeoberkommando« selbst entscheiden mußte. In der dritten
Nachmittagsstunde überbrachte ein Bote des italienischen
Oberkommandos ein Ultimatum:

		»Die königlich italienische Regierung fordere, daß die
Waffenstillstandsbedingungen längstens bis zur Mitternacht vom 3.
zum 4. November angenommen seien. Sonst käme es zu keinem
Waffenstillstande.«

		Aber die nackte Annahme der Bedingungen schien den
Bevollmächtigten so völlig undurchführbar, daß Freiherr von Seiller
telephonisch den Generalleutnant Badoglio noch einmal um
Verhandlung über die Durchführung der Bestimmungen bat. Von Oberst
Schneller war bisher keinerlei Nachricht, vom »Armeeoberkommando«
am Spätvormittag ein chiffriertes Radiogramm angelangt. Wenn damit
die Bevollmächtigten auch den Nachweis hatten, daß der Austausch
von Radiogrammen – deren Ankunft in Budapest regelmäßig nach
dreißig Minuten bestätigt wurde – möglich war, so erhöhte sich
dennoch durch das Radiogramm nur ihre Unruhe. Der Versuch des
»Armeeoberkommandos«, mit chiffrierten Depeschen ins feindliche
Hauptquartier zu sprechen, mußte schon deshalb scheitern, weil
naturgemäß die Bevollmächtigten keinen Chiffreschlüssel in die
Linien der Gegner hatten mitnehmen dürfen. Die Depesche blieb
unübersetzt. Niemand wußte, ob sie nicht Wichtiges enthielt.

		General Weber erwog, ob nicht ein dritter Kurier nach Trient
gesandt werden solle, damit er Aufklärungen über das
Chiffreradiogramm einfordere und damit die Beschlüsse des
»Armeeoberkommandos« zugleich beschleunige. Nach Oberst Schneller
und Prinz Lichtenstein sollte jetzt vielleicht Oberstleutnant
Nyekhegyi fahren. Ein Auto wurde von Oberst Gazzera erbeten. Aber
der italienische Bescheid lautete: [bookmark: page163]

		»Verbindung nicht mehr möglich. Ein allgemeiner Angriff hat vor
Stunden im Etschtal begonnen. Er schreitet siegreich vorwärts.«

		Die Entsendung des Kuriers unterblieb. Die Bevollmächtigten
rüsteten sich zu der Zusammenkunft mit den Italienern.

		 

		So düster im ganzen Freiherr von Seiller dem Gang der Ereignisse
entgegensah, so zuversichtlich zeigte sich trotz der Unklarheit der
Verhältnisse und trotz der Härte der Bedingungen der
Korvettenkapitän Zwierkowski. Es handle sich schließlich um einen
großen Staat. Der ehemalige Kommandant der Weichselflotille
erinnerte an die Verhandlungen von Brest-Litowsk und Bukarest, in
denen so vieles durch Haltung und Taktik erreicht worden sei. Er
wolle sich nicht einschüchtern lassen. Auch verlange er, daß die
Verhandlungen in deutscher Sprache geführt würden. Zwischen der
Bedrücktheit des Freiherrn und der Zuversicht des Kapitäns
schwankte der nicht mehr junge General Weber, hilflos in fremder
Sprache, von Hause ein tapferer, entschlossener Soldat, doch ein
Diplomat nur in den Vorakten des »Armeeoberkommandos«, das ihm die
schwere Aufgabe in Villa Giusti aufgebürdet hatte. Immer kühler
hielt sich der Honvedoberstleutnant Nyekhegyi zurück. Die Hälfte
der Kommission weilte in Trient. In ungewisser Stimmung erschienen
die übrigen Bevollmächtigten vor General Badoglio.

		Alle Mitglieder der italienischen Kommission waren erschienen.
Als Dolmetsch überdies, unter fremdem Namen, der Schwager des von
den Österreichern wegen Hochverrats erschossenen, von den
Italienern darum als Märtyrer gefeierten Trientiner Rechtsanwalts
Battisti. General Badoglio brachte eine formelle Entschuldigung
vor. Die Oberste italienische Heeresleitung wolle die Schuldigen
bestrafen, die auf die Parlamentäre bei ihrem Anmarsch geschossen
hätten. Er bedauere den Vorfall. Die Sitzung an sich verfolge
lediglich den Zweck, die Bedingungen des Waffenstillstandsvertrages
gleich durchzuführen.

		Aber schon der erste Punkt des Protokolles ergab völligen
Gegensatz der Anschauungen. Das Protokoll begann:

		»1. Cessation immédiate des hostilités sur terre,
sur mer et dans l'air.«

		»1. Sofortige Einstellung der Feindseligkeiten auf
dem Lande, zur See und in der Luft.« [bookmark: page164]

		Die Auslegung der österreichisch-ungarischen Bevollmächtigten
war, daß die Feindseligkeiten unmittelbar nach der Unterzeichnung
abgebrochen werden müßten. Aber General Badoglio vertrat die
Auffassung, daß sie erst nach bestimmter Frist eingestellt werden
sollten. Dann müßten mit einem Schlage die Waffen an allen
Frontteilen ruhen. Als Frist, um die italienischen Truppen überall
zu verständigen, nannte der General zwölf Stunden. Da die
österreichisch-ungarischen Bevollmächtigten auf ihrer Auslegung
verharrten, wurde die Anfrage in Versailles beschlossen. An das
»Armeeoberkommando« erging über Budapest ein Radiogramm mit der
Meldung des Zwischenfalles. Der nähere Beginn des
Waffenstillstandes würde noch bezeichnet werden. Die Verhandlungen
schritten weiter, sie währten von der fünften Nachmittagsstunde bis
in die fünfte Morgenstunde, ein einziger, von den
österreichisch-ungarischen Bevollmächtigten aussichtslos geführter
Kampf um die Auslegung dessen, was unter »artillerie«, was unter
»materielle militaire« zu verstehen sei. Wieder wurde in Versailles
angefragt. Die Antwort war, daß alles »artillerie« oder »materielle
militaire« darstelle, was »die Italiener in Vertretung der Entente
dafür erklärten«. Für die Italiener sprach General Badoglio. Er
allein. Denn er beherrschte die Führung der italienischen
Forderungen ausschließlich. Seine Offiziere schwiegen. Sie schienen
nicht mehr als Statisterie. Ein einziges Mal mischte der Kapitän
Francesco Accini sich in die Verhandlung. Er entsann sich der
Seeschlacht von Lissa, in der 1866 der österreichische Admiral
Tegetthof die italienische Flotte in offenem Kampfe vernichtet
hatte. Er forderte als erstes Schiff der österreichisch-ungarischen
Flotte, deren Seesoldaten und Matrosen nicht mehr kämpften, den
Dreadnought »Tegetthof«.

		General Badoglio stellte seine Forderungen höflich, doch mit
bestimmtem Ton, der an den Bedingungen selbst kein Rütteln zuließ.
Ohne Einheit war die Führung der österreichisch-ungarischen
Bevollmächtigten. Sie wurde noch verworrener, da Korvettenkapitän
Zwierkowski seine Einwände weit ausspann. Dann trommelte General
Badoglio nervös auf den Tisch.

		Über die Einstellung der Feindseligkeiten traf die Entscheidung
aus Versailles in der siebenten Abendstunde ein: vierundzwanzig
Stunden nach Annahme der Bedingungen sollten, da auch die
Balkanarmee verständigt werden müsse, die Waffen ruhen. Unmittelbar
[bookmark: page165]darauf lief die
Meldung mit der nunmehr endgültig bestimmten Frist nach Baden. Von
Punkt zu Punkt meldeten die Radiogramme der Bevollmächtigten das
Erreichte oder Nichterreichte dem »Armeeoberkommando«.

		Bedrückt warf, halb rhetorisch, da noch immer kein Beschluß,
keine Weisung des »Armeeoberkommandos« eingetroffen war, General
Weber zwischen den Verhandlungen die Frage auf:

		»Wir wissen nichts vom Hinterlande. Ebensowenig, ob das
›Armeeoberkommando‹ noch existiert.«

		»Das ›Armeeoberkommando‹ besteht noch,« erklärte General
Badoglio, »aber auf die politische Entwicklung bei euch können wir
keine Rücksicht nehmen.«

		Erschöpft zogen sich die österreichisch-ungarischen
Bevollmächtigten endlich zurück. Milderungen hatten sie nicht
erreicht.

		Kaum aber waren nach der zwölfstündigen Verhandlung die beiden
Kommissionen auseinandergegangen, als Freiherrn von Seiller – zwei
Stunden später – das italienische Kommissionsmitglied Oberst
Gazzera an das Telephon rufen ließ. Seine Sprache war scharf, sein
ganzes Wesen verriet Entrüstung. Was es denn wieder für eine
Kriegslist sei, daß die österreichisch-ungarischen Truppen nach
Nachrichten von verschiedenen Frontabschnitten die Feindseligkeiten
einstellten. Die Soldaten erklärten überall: der Waffenstillstand
sei geschlossen. Er wolle hören, was die Bevollmächtigten darüber
wüßten.

		Freiherr von Seiller wußte nichts. Die Bevollmächtigten hätten
zum »Armeeoberkommando« nur Radioverbindung. Alle Radiogramme wären
durch die Hand des Obersten Gazzera gegangen. Der Oberst verlangte
die Feststellung, daß die vor zwei Stunden beendete Nachtsitzung
rechtsverbindliche Vereinbarungen gebracht habe. Der Freiherr
verweigerte die Feststellung nicht.

		 

		Der Vormittag verstrich, voll Unruhe, in Untätigkeit, voll
Spannung und Besorgnis für die Bevollmächtigten, die ohne
Anweisung, noch immer ohne Nachrichten ihrer Befehlsstelle nur
durch die amtlichen Berichte des Gegners niederschmetternde
Einzelheiten heimatlicher Entwicklung erfuhren: die vollkommene
Auflösung des österreichisch-ungarischen Heeres, von Revolution in
der Reichshauptstadt, von neuen Republiken, die sich im alten
Staate gebildet [bookmark: page166]hätten. Am Mittag kamen endlich der
Generalstabsoberst Schneller, Fürst Lichtenstein und Hauptmann
Ruggiera aus Trient zurück, nach mühsamer Fahrt durch das von
Truppen verstopfte Etschtal, darin die eigenen, kampflos
abmarschierenden Soldaten auf sie gefeuert hatten. Wortlos hörte,
eine geraume Weile ohne Fassung, General Weber den Bericht der
Offiziere, der noch jetzt den Generalstabshauptmann Ruggiera mit
einem Weinkrampf durchschütterte. Fürst Lichtenstein hatte eine
Verbindung mit Admiral von Horthy nicht mehr finden können, denn
die österreichisch-ungarische Flotte wäre an den neuen
jugoslawischen Staat übergeben worden. In der Nacht zum 3. November
hatte dann den Oberst endlich, um 1 Uhr 20, der Geheimbefehl »Op.
Geh. 2100« erreicht:

		»Alle Waffenstillstandsbedingungen werden, wenn
Milderung ohne Zeitverlust nicht zu erreichen, ohne Präjudiz für
den Frieden angenommen. Die österreichisch-ungarischen Truppen
erhielten demgemäß bereits Befehl, die Feindseligkeiten sofort
einzustellen. Man setzt voraus, daß der Punkt 4a: Land und Wasser,
nicht so zu verstehen ist, daß die feindliche Armee die freie
Bewegung zu einem Angriff auf Deutschland benutzen könne. Obwohl
man einen solchen Angriff nicht verhindern könnte, müßte doch
entsprechend Protest gegen denselben erhoben werden. Es wäre auch
diese Bedingung anzunehmen, vorher aber zu versuchen, den
feindlichen Vormarsch der Zeit nach zu verzögern.«

		Oberst Schneller hatte Trient sodann unverzüglich verlassen,
aber unmittelbar nach seiner Abfahrt war neuer Befehl vom
»Armeeoberkommando« für ihn eingetroffen. In Aquaviva angehalten,
hatte er sich geweigert, nach Trient zurückzukehren. Dem
»Armeeoberkommando« war – am 4 Uhr 30 – von dem Generalstabschef
der XI. Armee gemeldet worden:

		»Oberst Schneller in Aquaviva eingetroffen, bittet
dringendst, daß er nicht zurückberufen werde, hält dafür, daß er,
da über die Situation gut orientiert, bei Exzellenz Weber absolut
erforderlich ist.«

		Der Oberst hatte selbst von unterwegs noch nach Baden
depeschiert, »daß jeder Zeitaufschub unbedingt vermieden werden
müsse« und Generalmajor Baron Waldstätten hatte eine halbe Stunde
später befohlen: [bookmark: page167]

		»Oberst Schneller darf nach eigenem Ermessen
fahren, sich aber nicht auf Op. Geh. 2100 berufen, welches zu
vernichten ist.«

		Jetzt war Oberst Schneller in Villa Giusti wieder eingetroffen.
»Op. Geh. 2100« hatte er nicht vernichtet. Er unterbreitete den
Befehl den Mitgliedern der Kommission. Er legte General Weber alle
Depeschenstreifen vor, die zwischen dem »Armeeoberkommando« und dem
Obersten gewechselt worden waren. Aber eigentlich kam er, was die
Annahme der Bedingungen betraf, überhaupt ohne Auftrag und
Vollmacht zurück. Denn im Grunde hatte General Baron Waldstättens
letzte Weisung den Befehl des »Armeeoberkommandos« wieder zunichte
gemacht. Allerdings brachte der Oberst auch noch eine Depesche mit,
darin ihm das »Armeeoberkommando« auftrug, sich bei der Obersten
italienischen Heeresleitung gegen die Fortführung der
Feindseligkeiten zu verwahren. Österreich-Ungarn hätte sie, in
getreuer Erfüllung von Punkt 1 der Bedingungen, unverzüglich
aufhören lassen.

		Die österreichisch-ungarische Kommission untersuchte nicht mehr
das Widerspiel der ganzen Befehlsgebung, den kaum verständlichen
Widerspruch, daß der erste Punkt eines Abkommens schon wirksam sein
sollte, noch ehe die Erlaubnis gegeben war, das Abkommen selbst in
der geforderten Form zu unterzeichnen. Vielleicht sollte die
Verantwortung der Waffenstillstandskommission allein überlassen
bleiben. Für sie lief um Mitternacht das Ultimatum des Generals
Badoglio ab. General Weber beschloß endlich, auf Grund seiner
Generalvollmacht, überdies mit Rücksicht auf den Geist der von
Oberst Schneller mitgebrachten Depeschen, aus eigener Verantwortung
die Annahme der Bedingungen. Freiherr von Seiller skizzierte die
nötigen Erklärungen. Ohne den General eigentlich zu befragen, hatte
er den Generalleutnant Badoglio um die entscheidende Sitzung für
den Nachmittag bereits gebeten. Er überreichte seine Konzepte dem
Vorsitzenden der Kommission. General Weber stimmte zu.

		Die Annahme der Waffenstillstandsbedingungen verlas der
Vorsitzende in feierlicher Form. Die Annahme erfolge »ohne Präjudiz
für den Frieden«. Baron Seiller übersetzte die Texte. Die
italienischen Offiziere erhoben sich.

		Der General verlas sodann den Protest. Er wurde übertragen. Die
italienische Kommission hatte ihre Plätze wieder eingenommen.
[bookmark: page168]Generalleutnant Badoglio lächelte. Dann sprach
er selbst. Er stelle fest, daß durch die Erklärung des Generals
Weber tatsächlich der Waffenstillstand zustande gekommen sei. Er
wolle in Loyalität als Zeitpunkt die dritte Stunde bezeichnen,
nicht erst die fünfte Stunde, in der die Unterschriften gegeben
würden. Neben dem General saß Oberst Gazzera. Dem Obersten befahl
er, die vorbereitenden Bestimmungen an alle Fronten abgehen zu
lassen. Sofort solle er den Abschluß des Waffenstillstandes auch
nach Versailles berichten.

		Der Generalleutnant kam auf den Protest zu sprechen:

		»Die Einstellung der Feindseligkeiten ist von
österreichisch-ungarischer Seite vollständig einseitig befohlen
worden. Maßgebend für die italienische Heeresleitung können
lediglich die zwischen den beiden Waffenstillstandskommissionen
rechtskräftig abgeschlossenen Vereinbarungen sein. Danach hat die
Einstellung der Feindseligkeiten vierundzwanzig Stunden nach
Annahme der Bedingungen zu erfolgen. Wenn das ›Armeeoberkommando‹
sich an diese Vereinbarungen nicht gehalten hat, so ist das seine
Sache.«

		Erregt erhob sich der Korvettenkapitän Zwierkowski:

		»Wenn das ›Armeeoberkommando‹ die so schweren Bedingungen
angenommen hat, so hat es ein Recht zu verlangen, daß sie genau
eingehalten werden. Punkt 1 spricht von sofortiger Einstellung der
Feindseligkeiten. Das ›Armeeoberkommando‹ kann verlangen, daß sie
sofort aufhören.«

		Seine Worte überstürzten sich. Er verlor sich in Schärfe. Er
stieß etwas von »mala fides« hervor. Generalleutnant Badoglio,
bleich, jeder Muskel in dem starken, festen Gesicht zum Zerreißen
gespannt, sprang von seinem Sitze empor. Er werde sich in keine
juristische Spitzfindigkeit mit dem Kapitän einlassen. Er erinnere
ihn daran, daß die Frist von vierundzwanzig Stunden von beiden
Kommissionen angenommen worden sei. Aber offenbar empfand der
Korvettenkapitän jetzt einen Augenblick dialektischer
Überlegenheit. Er sprach mit ironischem Unterton fort. Bei der
Nachtsitzung hätte ein Teil der österreichisch-ungarischen
Delegation gefehlt. Vielleicht sei er mit dem Vorgehen der anderen
Mitglieder gar nicht einig. Plötzlich erhielt der Kapitän
Unterstützung. Oberst Schneller, Fürst Lichtenstein, Hauptmann
Ruggiera standen auf Mit der Frist von vierundzwanzig Stunden seien
sie in der Tat nicht einverstanden, sie teilten die Auffassung des
»Armeeoberkommandos«. [bookmark: page169]

		Generalleutnant Badoglio hieb krachend mit der Faust auf den
Tisch:

		»Da hört schon alles auf! Unter solchen Verhältnissen haben wir
hier nichts mehr zu suchen. Wenden Sie sich an Oberst Gazzera. Und
Sie, Herr Oberst, gehen sofort ans Telephon! Widerrufen Sie den
Befehl zur Einstellung der Feindseligkeiten. Die Feindseligkeiten
gehen weiter. Verständigen Sie sofort auch Versailles, daß die
erste Nachricht unrichtig war, und daß die Unterhandlungen mit den
österreichisch-ungarischen Abgesandten endgültig gescheitert
sind.«

		General Weber begriff den Zwischenfall nicht. Er sah ihn nur. Er
war ohne Kenntnis der Sprache. Er konnte nicht eingreifen. Aber
Baron Seiller sprang auf. Es handle sich um ein schweres
Mißverständnis. Korvettenkapitän Zwierkowski hätte sicher weder
beabsichtigt, noch das Recht, die während der Nacht getroffenen
Vereinbarungen in Zweifel zu ziehen. Sie seien rechtskräftig.
General Weber als Präsident erkläre dies feierlich. Seine Erklärung
sei maßgebend, nicht die Erklärung eines einzelnen Mitgliedes.

		General Badoglio fragte:

		»Identifizieren sich die drei während der Nacht Abwesenden mit
Korvettenkapitän Zwierkowski?«

		Oberst Schneller verneinte. Er sprach von »plötzlich
eingetretener Verwirrung und Unorientiertheit«. Der
Korvettenkapitän erbat das Wort. Er bitte um Entschuldigung.
Generalleutnant Badoglio sandte einen Offizier, um Oberst Gazzera
aufzuhalten. Die Sitzung wurde unterbrochen. Die Depesche nach
Versailles war bereits abgesandt, der Befehl an die Truppen noch
nicht.

		Die Sitzung wurde wieder aufgenommen. Der Temperamentsausbruch,
den General Weber noch besonders verwischen wollte, war vergessen.
Die Kopien wurden durchgeprüft. Vom »Armeeoberkommando« lief jetzt,
da der Waffenstillstand abgeschlossen war, ein Radiogramm ein: der
an Oberst Schneller nach Trient ursprünglich erteilte Befehl – »Op.
Geh. 2100« – wurde wiederholt. Der Vertrag wurde unterschrieben. Es
war der 3. November 1918, nachmittags um die fünfte Stunde.

		Zwei Kuriere fuhren gleich darauf durch das Etschtal. Ein Bote
reiste über die Schweiz. Sie trugen ein Vertragsoriginal und zwei
Kopien an das österreichisch-ungarische »Armeeoberkommando«.

		*
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		Frontauflösung in Italien
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		Der Staatsrat war auch in den Vormittagsstunden in Wien nicht zu
erreichen. Es war klar, daß er die Mitverantwortung an den
Waffenstillstandsbedingungen ablehnte. Der Chef des Generalstabes
hatte endlich die Verständigung der Annahme in der zehnten Stunde
an General Weber ergehen und aus Vorsicht, da die Verbindung durch
Radio unsicher sein konnte, die Depesche noch am Mittag wiederholen
lassen.

		Bei den Truppen war sein nächtlicher Befehl, mit den
Feindseligkeiten sofort aufzuhören, nicht überall zu gleicher Zeit
eingetroffen. Zwei Stunden dreißig Minuten nach Mitternacht eilte
der Generalstabsoffizier des Inspektionsdienstes im Hauptquartier
der »Heeresgruppe Tirol« an den Hughesapparat: die dünnen Streifen
begannen den Befehl abzuspielen. Mitten im Satz brach der
Ferndrucker ab. Kurz darauf wurde der Generalstabsoffizier abermals
gerufen. Die dünnen Streifen widerriefen den Befehl. Kaum eine
Viertelstunde schwieg der Apparat. Dann kam der
Generalstabsoffizier zum dritten Male: der erste Befehl wurde
wiederholt. Noch ehe das Heeresgruppenkommando die Möglichkeit
hatte, überhaupt einen der empfangenen Befehle an die Armeen seines
Befehlsbereiches weiterzugeben, meldete ohne Zwischenstelle der
Generalstabschef der XI. Armee an das »Armeeoberkommando«:

		»Befehl kann nicht zurückgezogen werden, wurde schon an die
Truppen ausgegeben.«

		Die Gespräche und Weisungen für den Generalstabsoberst Schneller
waren vom »Armeeoberkommando« alle über das Kommando der XI. Armee
vermittelt worden. Der Oberst hatte die Anordnung zur Einstellung
der Feindseligkeiten noch früher erhalten als die Befehlshaber der
Heeresgruppen, denn er sollte mit ihr vor allem schleunigst nach
Villa Giusti zurückkehren. Offenbar hatte das Kommando der XI.
Armee, in deren Hauptquartier der Oberst sich [bookmark: page174]befunden hatte, eine besondere
Verständigung durch das Heeresgruppenkommando oder durch das
»Armeeoberkommando« gar nicht erst abgewartet. Es hatte Kenntnis
von den ersten Weisungen an den Oberst. Ihr Inhalt wurde den
Truppen sofort vermittelt. Der Widerruf des »Armeeoberkommandos«
kam so zu spät: die einmal geschaffene Situation konnte nicht mehr
zurückgedreht werden. Und nun erst hatte das »Armeeoberkommando«
sich entschlossen, da nicht eine einzelne Armee allein mit dem
Feuern aufhören konnte, auch den Widerruf zu widerrufen: allen
Armeen wurde endgültig befohlen – 3 Uhr 35 früh – die
Feindseligkeiten einzustellen.

		 

		Marschall Krobatin weilte im Hauptquartier der X. Armee. Der
Befehl des »Armeeoberkommandos« wurde ihm dort in der neunten
Morgenstunde gemeldet. Um die gleiche Stunde empfing ihn das
Kommando des 16. Korps. Anderthalb Stunden vorher die 10. Division,
zwei Stunden nach ihr die 44. Schützendivision. Das Hauptquartier
der VI. Armee erreichte er in der fünften Morgenstunde. Fast
überall sonst traf er zwischen der achten und zehnten Morgenstunde
ein. Fast überall verstrichen vier und sechs Stunden, bevor die
Weisung, seit das »Armeeoberkommando« sie verfügt hatte, selbst die
höheren Befehlsstellen erreichte.

		Vom Paß Tonale berichtete, kurz nachdem die Anordnung auch dort
endlich eingetroffen war, der Frontkommandeur:

		»Die Italiener marschieren auf der Straße vor. Soll ich
schießen?«

		Erzherzog Peter, der Befehlshaber der X. Armee, antwortete aus
Landeck:

		»Es ist ja Waffenstillstand!«

		 

		Verwirrt war die Lage, unsicher die Entscheidung über das eigene
Verhalten bei allen Armeen. Bei allen Korps und allen Divisionen.
Die Nachricht vom Eintritt des Waffenstillstandes war unzweideutig
gewesen. Überall glaubten die Truppen an ihn. Für sie war der Krieg
plötzlich zu Ende. An das Armeeoberkommando hatte – am 3. November
um 5 Uhr morgens – der Generalstabschef der XI. Armee
depeschiert:

		»Oberst Schneller hat beim Armeekommando beantragt,
daß folgender Befehl an die Truppen ausgegeben werden könnte:
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		›Da die Feindseligkeiten zu Land und in der Luft
eingestellt sind, ist einem Vormarsch von Abteilungen des
italienischen Heeres oder seiner Verbündeten über unsere Front
hinaus und der Besetzung von Ortschaften selbst weit hinter der
Front kein Widerstand zu leisten.‹«

		Die Truppen in Tirol ließen den Durchmarsch des Gegners zu.
Italienische Panzerautomobile rasten, seit die
österreichisch-ungarischen Geschütze schwiegen, seit die Truppen
die Tore öffneten, überall dort, wo die Tore offen standen, auf den
Straßen vorwärts. Ihre Maschinengewehre knatterten, indes die Autos
an den nicht mehr fechtenden Soldaten vorbeiflogen. Die Italiener
beriefen sich darauf, daß der Waffenstillstand für sie erst am 4.
November mit der vierten Nachmittagsstunde beginne. Was bis dahin
hinter der Verbindungslinie ihrer nordwärts getragenen Vorhuten
sich befand, erklärten sie für kriegsgefangen. Nach dem Gang der
Verhandlungen von Villa Giusti war ihr Recht unbestreitbar, daß die
Vorhuten sich bis zur festgesetzten Stunde im Kampfe vorwärts
schlugen. Oder daß sie, wenn der Gegner nicht mehr kämpfte,
nordwärts vorfuhren.

		Korps um Korps geriet freilich so mit einem Schlage, fast alles,
was an Truppen im Tiroler Kampfraum stand, in Kriegsgefangenschaft.
In wilden, buntgemischten Haufen drängte die vom Waffenstillstand
verständigte, nicht mehr fechtende Armee sofort nach Norden. Die
Truppen wurden überholt und abgeschnitten. Bisweilen griffen, da
sie die Gefahr der drohenden Gefangenschaft erkannten, einzelne
Einheiten in Selbsthilfe noch einmal zu den Gewehren: sie schlugen
sich durch. Seit überhaupt die Schlacht gegangen war, zählten die
Italiener – noch bis zur Mittagsstunde des 3. November – nur 100
000 Gefangene. Schon hier rechneten die vielen
Gefangenschaftserklärungen seit Bekanntgabe des
Oberkommandobefehles mit. Aber innerhalb von vierundzwanzig Stunden
stieg jetzt die Zahl derer, die ohne einen Schuß in die
Gefangenschaft wanderten, ins Riesenhafte: 427 000 Mann.

		Mit den Heerscharen der Meuternden, seit Tagen in Bewegung,
stauten sich die Reste der Entkommenen indes vor den Bergwänden von
Bozen und Meran. Die Rückflut der Massen, die vom Tonalepaß
heraufdrängten, verwirrte und verwickelte sich am Südhang [bookmark: page176]des Brenners mit
den Strömen von Marschierenden und Trains, die aus dem Pustertal
unablässig bei Franzensfeste hervorquollen. Bis in den Bozener Raum
hatten die Mannschaften ihren Offizieren noch Gehorsam geleistet,
denn sie begriffen, daß die Offiziere noch am besten die
Schnelligkeit und die Sicherung des Rückmarsches ordneten. Knapp
südlich Bozens lief die Linie, innerhalb der alle Truppen
kriegsgefangen bleiben sollten, die bis zum 4. November von der
vierten Nachmittagsstunde an dort standen. Kaum der Gefahrzone
entronnen, verweigerten die Mannschaften jeden Gehorsam. Sie hatten
Soldatenräte schon am 3. November gebildet. Selbst innerhalb der
Gefahrzone waren die Märsche durch die Räte verzögert worden. Durch
die vorjagenden Autos der Italiener, die möglichst weit vorfuhren,
um die Zahl der Gefangenen immer noch zu erhöhen, war die Benutzung
der Straße stark erschwert. Die Soldatenräte hielten obendrein
Beratung auf Beratung in den Straßengräben ab, die mehr ein Spiel
mit neuer Macht oder Wichtigkeit als Sinn oder Zweck zeigten. Im
Räume des Brenners aber war die Macht der Offiziere völlig zu Ende,
ohne daß die Soldatenräte ihre neue Herrschaft zu nützen wußten.
Vorbei an den abgerissenen, abgehetzten Menschen, die die
Niederbrechenden am Wege ließen und jede Roheit übten, die ihnen
vorwärts half, vorbei an den verstrickten hordenhaften Knäueln, die
sich über die Landstraße, über den Schienendamm der Brennerbahn
nordwärts rollten, die nordwärts keuchten und sich nordwärts
stießen, dampfte im Ablauf des Tages nur ein einziger Zug. Die
Lokomotiven fehlten. Auf der Brennerhöhe brach der Schienenstrang
ab. Bayerische Truppen, die zur Sicherung ihrer Heimat bis hierher
vorgeschoben waren, hatten die Stränge aufgerissen. Die
Soldatenhaufen zogen zu Fuß weiter, nach Landeck und nach Matrei,
dort lagerten sie, bis die ihnen entgegengeschickten Lastenzüge sie
aufnahmen. Dann fuhren sie davon mit den Verpflegungsvorräten jener
wenigen Magazine, die nicht in Flammen aufgegangen waren, mit
Gröhlen und Schreien in Viehwagen, selbst tierisch wie das Vieh. An
den Bahnhöfen stürzten die ungarischen Truppen aus den Wagen,
plünderten und zerschlugen, was der Mitnahme nicht wert schien.
Noch nach Bozen hatte der »Tiroler Nationalrat«, schnell gebildet
in den Tagen der allgemeinen Wirrnis, dem Heeresgruppenkommando
depeschiert, daß er selbst die oberste Befehlsgewalt [bookmark: page177]im Lande Tirol
für sich in Anspruch nehme. Er hatte die sofortige Abreise eines
Generalstabsobersten und eines Oberstleutnants von Bozen nach
Innsbruck gefordert, damit sie ihn bei allen Maßnahmen
unterstützten. Inzwischen war das Heeresgruppenkommando selbst in
Innsbruck eingetroffen, mit halbem Gepäck, mit einem Rest seiner
Akten, von den Stabsoffizieren in Eile gepackt. Seine Mannschaften
waren in alle Winde zerstreut. Feindselig sah die Innsbrucker
Bevölkerung die Ankunft der Offiziere. Ihre Anordnungen unterband
oder erschwerte der Nationalrat. Oder er ordnete selbst das
Gegenteil des Verordneten an. Die Ausschreitungen der Ungarn ließen
ihn mit dem Heeresgruppenkommando wieder gemeinsam beraten: die
ungarischen Truppen sollten fortan nicht weiter über Innsbruck,
sondern durch das Pustertal über Jugoslawien zurückgeführt werden.
Aber die Jugoslawen gestatteten die Durchfahrt nicht. Der Strom der
Ungarn ging weiter über Tirol.

		Der Rückmarsch aller Trains führte über Matrei und Imst nach
Hall. Dort drängten sich in der Breite des Inntales, unmittelbar
hinter Innsbruck, Tausende von Wagen, Tausende von Pferden. Der
»Tiroler Nationalrat« befahl, daß sämtliche Truppen, die nicht
Tiroler Herkunft wären, das Land sofort zu verlassen hätten. Die
Pferde wären abzugeben. Er wollte sie für Tirol. Die Mannschaften
ließen Wagen und Pferde stehen, sie kletterten auf die Dächer der
fortrollenden Züge, auf die Lastautos der Kraftwagentruppen, die
nach Innerösterreich wollten, und fuhren davon. Das Futter für die
Tiere hatten sie auf dem Brenner zurückgelassen, sie hatten es
fortgeworfen oder angezündet. Die Tiere waren ohne Unterkunft, ohne
Wartung, ohne Nahrung: Massensterben setzte ein. Der »Tiroler
Nationalrat« hatte sich das Zurücklassen der Pferde freilich anders
gedacht. Jetzt erließ er einen Aufruf an die Landbevölkerung, daß
jeder sich Pferde holen könne, so viel er wolle, wenn er die Tiere
nur verpflege. Im Anfang war noch ein Handel mit ihnen versucht
worden, aber da ein Lastautomobil schon für dreihundert
österreichische Kronen zu erwerben war, fanden die Käufer den Preis
von drei oder fünf Kronen für einen abgemagerten, mißhandelten
Klepper zu hoch. Die Tiere starben weiter oder sie wurden
fortgeschleppt. Sie irrten herrenlos in die Nebentäler und
verendeten dort. Viele Innsbrucker aber begannen den
zurückströmenden Truppen jetzt entgegenzuziehen. Sie belagerten die
[bookmark: page178]Straße im
Süden der Stadt, sie pilgerten dem Brenner zu. Sie wollten nicht
warten, bis die Ankunft der Truppen, die vier Jahre lang ihr Land
verteidigt hatten, im Weichbilde der Stadt die Preise für Heeresgut
hochtrieb. Sie handelten und stahlen, nicht anders als die
Soldaten, schon vor den Toren der Stadt.

		Dort war indes der Generaloberst Krafft von Delmensingen mit
seinen bayerischen Soldaten eingezogen. Nach dem Brenner waren
Abteilungen schon vorausgeeilt, der General richtete sich in der
Hauptstadt ein. Das Heeresgruppenkommando erfuhr sein Eintreffen
durch einen Maueranschlag: der Generaloberst rief die Loyalität der
Tiroler an und drohte mit Gewalt, wenn Widerstand sich erhebe. Je
eine deutsche Division fuhr in den Raum von
Landeck-Reschenscheidegg-Innsbruck-Brenner und in den Raum von
Gastein, um den Übergang über die Tauern zu decken. Ihre Kolonnen
arbeiteten sich durch den Rückmarsch vor. Da sie auf dem Brenner
ankamen, meuterte eine Kompagnie Pfälzer. Sie wurde wieder
zurückgebracht. Gegen den Einmarsch der bayerischen Soldaten mußte
das Heeresgruppenkommando Einspruch erheben. Denn die
Waffenstillstandsbedingungen verlangten den Abmarsch aller
deutschen Truppen oder Offiziere aus Österreich-Ungarn binnen
vierzehn Tagen. General Krafft von Delmensingen nahm den Einspruch
zur Kenntnis, ohne daß er seine Befehle änderte. Er begriff die
schwierige Lage der machtlos gewordenen Verbündeten von einst. Von
seinen eigenen Truppen depeschierte das Heeresgruppenkommando am 5.
November an das »Armeeoberkommando«:

		»Es muß alles gemacht werden, daß Truppen südlich
des Brenners stehen bleiben und von der Entente verpflegt werden.
Selbst Gefangennahme ist ein milderes Los als Verhungern und
Verheerung von ganz Nordtirol.«

		Das Kommando nahm Generaloberst Krafft von Delmensingen in
deutschen Schutz. Denn Geheimnachrichten von Vertrauensleuten
meldeten die Absicht des »Tiroler Nationalrates«, das
Heeresgruppenkommando zu verhaften.

		 

		Dem Befehlshaber der »Armeegruppe Belluno« war der Befehl, den
Kampf abzubrechen, in den frühen Morgenstunden des 3. Novembers
zugegangen. Feldzeugmeister Goglia hielt den Text für verstümmelt.
Er wandte sich an Marschall Boroevic: was es [bookmark: page179]denn heiße, daß die Fristansage
zur Einstellung der Feindseligkeiten fehle. Er melde, daß die
Italiener sich an den Waffenstillstand nicht hielten. Vom 1. Korps
sei ein Parlamentär zu ihnen geschickt worden, damit er Aufklärung
verlange. Die italienische Antwort hätte gelautet:

		»Waffenstillstandsbeginn – 4. November, nachmittags
3 Uhr.«

		Daraufhin hätte der Feldzeugmeister befohlen, den Kampf
fortzusetzen. Noch am 30. und 31. Oktober hatten seine Truppen sich
in glänzender Haltung geschlagen. Sie standen jetzt, erschöpft und
kampfmüde, ohne Ablösung, in ihren neuen Bergstellungen. Noch immer
abwehrbereit. Aber unmittelbar hinter ihrem Rücken hatte der
Abmarsch der Reservetruppen, die Flucht der Etappe bereits
begonnen. Von den Seilbahnen liefen – nicht anders als in den
Tiroler Bergen – die Bedienungsmannschaften fort. Weder Munition
noch Verpflegung erreichte mehr die Truppen an der Front. Auch hier
erbrachen die Fliehenden die Verpflegungsmagazine am Wege, sie
plünderten sie, sie zündeten sie an. An das »Armeeoberkommando«
depeschierte der Feldzeugmeister am Vormittage des 3.
Novembers:

		»Auflösung im Rücken der Armee erfordert sofortiges
energisches Einschreiten aller neuen Regierungen und Nationalräte.
Ins Pustertal herausströmende Trains, meuternde Regimenter und
Horden von Deserteuren und Kriegsgefangenen plündern alle Magazine
und die Bauernhöfe, zu deren Sicherung nichts Verläßliches
verfügbar ist. Bahnen scheinen gänzlich zu versagen. Infolge
ausgebliebenen Benzinzuschubes sind alle Autokolonnen lahmgelegt.
Verteilung der restlichen Verpflegungsvorräte daher unmöglich. Alle
die braven Truppen, die am Feind waren, stecken noch tief im
Gebirge, werden dort schon hungern und im Pustertal nichts mehr
vorfinden.«

		Ins Pustertal drängten nicht nur die Truppen des
Feldzeugmeisters. Ein abgesprengtes Korps der VI. Armee suchte den
gleichen Weg. Aber jenseits des Risses, den der allgemeine Rückzug
im Norden von Vittorio geschaffen, stand der Ostflügel der
Südwestfront, da der Waffenstillstandsbefehl eintraf, am
Tagliamento in geschlossener Reihe. Dort kämpften die Truppen fast
aller Abschnitte nicht mehr seit der neunten Morgenstunde. Auch die
Mannschaften des 24. Korps, das sich fechtend von der VI. Armee
[bookmark: page180]zu dem
Südflügel herübergeschlagen, hatte aufgehört zu feuern. Leer dehnte
sich der Raum hinter den Fronttruppen in der Venetianischen Ebene,
vom Tagliamento bis an die Randberge von Alpen und Karst. Hier war
seit Tagen schon niedergebrochen, was im Rücken der Kampflinien
lag. Seit Tagen befanden die Truppen der Etappe, Reserven und
Meuterer, Mannschaften und Offiziere, sich nordwärts in voller
Flucht. Sie alle hatte ein wildes Fieber ergriffen, um jeden Preis
so schnell wie möglich in die Heimat zu kommen, vor allem
wenigstens den Rand der Berge zu erreichen, von dem sie sich in
Panikstimmung eine Art Schutz versprachen. In den nächtlichen
Städten auf dem Rückzuge, in denen allmählich die italienischen
Einwohner auf sie schossen, glaubten sich die abmarschierenden
Meuterer verraten und angegriffen, sie lieferten sich schließlich
selbst Gefechte, wie in Codroipo und Pordenone, wo die Straßen rot
waren vom Blute eines aufrührerischen Regiments, dessen Bataillone
sich selbst im Dunkel mit Maschinengewehren beschossen. Auf den
Straßen blieben die Geschütze der Abmarschierenden liegen, die
Artilleristen hetzten auf den Pferden fort, sie ritten durch den
Brandgeruch, der die weite Ebene durchzog, an den Pferdekadavern,
Waffen und Lastautomobilen vorbei, die umgestürzt in den Gräben
lagen.

		Marschall Boroevic hatte sein Hauptquartier Udine, im
Zusammenhang mit dem anbefohlenen Rückzug, am letzten Oktobertage
verlassen. In dem großen Schulgebäude, darin er mit seinem Stabe
gearbeitet hatte, war er gelassen, mit fatalistischem
Gesichtsausdruck von Raum zu Raum geschritten: stumm, ohne Unruhe,
mit den letzten Befehlen für seine Offiziere in der Hand, von denen
er nicht wußte, ob sie noch befolgt wurden. Das Automobil hatte ihn
nach Laibach gebracht, dort war dem Befehlshaber von den neuen
jugoslawischen Behörden das Verbleiben verwehrt worden. Der
Marschall hatte sich nach Velden gewandt.

		Udine lag still, fast menschenleer und friedlich. Alle
Besatzungstruppen waren seit dem ersten Novembertage schon fort,
die Fronttruppen noch fern. Die wenigen Einwohner kamen aus ihren
Häusern wie aus Verstecken, noch gingen ihre Gespräche leise.
Artilleristische Nachzügler packten am Kastell ihre
Flugabwehrgeschütze, die abmontiert auf dem Boden lagen, neben den
weißen Betonunterbettungen mit Eisenschienen und Kreismaßeinteilung
– [bookmark: page181]dann ließen
sie alles liegen und zogen davon. Eine Abteilung Dragoner ritt
durch die Stadt, in blauen Pelzen und Marschausrüstung, in
gelassenem Schritt, den Karabiner quer umgehängt, wie sie durch
Serbien geritten waren und durch die Städte Polens. Vor dem
Hauptquartiersgebäude verglommen die schwarzen Papierhaufen, zu
denen die Offiziere die Akten aufgeschichtet hatten, um sie zu
vernichten. Weit draußen in der Ebene loderten, im Osten vor der
Alpenkette, hundert Brände: Magazine brannten, von Marodeuren
angezündet.

		 

		Aber die Kampffront am Tagliamento stand noch. Sie feuerte nur
nicht mehr. Die Nachricht von der Annahme des Waffenstillstandes
war auch ihr bekanntgegeben worden. Indes auch vor dem Ostflügel in
Venetien schien ihn der Gegner nirgends achten zu wollen. Am späten
Vormittag des 3. Novembers überschritten italienische Patrouillen
im Süden von San Odorico den Fluß. Unmittelbar darauf überquerten
ihn italienische Reiter auch bei Bonzicco. Niemand verstand, wie
eigentlich die Lage in Wirklichkeit war, niemand, woher solche
Verwirrung eigentlich rührte.

		Bei Bonzicco hielt der Generalleutnant Graf Barattieri, der
Befehlshaber der 3. italienischen Kavalleriedivision, mit seinen
Schwadronen dicht vor den vorderen Artilleriestellungen der 44.
österreichisch-ungarischen Division. Ihren Kommandanten,
Feldmarschalleutnant Schönauer, ließ er bitten, zu ihm zu kommen,
wenn er der Jüngere sei. Sonst wolle er selbst ihn aufsuchen. Der
Feldmarschalleutnant erschien mit einem Brigadier und einem
Generalstabsoffizier um die Mittagsstunde vor dem italienischen
General. Er teilte mit, daß er die Verständigung abgeschlossenen
Waffenstillstandes hätte: vielleicht wisse der Generalleutnant nur
noch nichts davon. Seine Behauptung bestätige auch die Tatsache,
daß seit heute – dem 3. November – keine Fliegertätigkeit mehr
wahrzunehmen sei.

		Die Aufschlüsse des Feldmarschalleutnants, warum seine Truppen
nicht mehr kämpften und die Kampfeinstellung auch von den
Italienern verlangten, schienen dem italienischen General durchaus
glaubwürdig. Er nahm seine Schwadronen bis an das Ostufer des
Flusses zurück, so daß der Fluß selbst noch italienisch blieb. Er
bat den Feldmarschalleutnant, ihm an seinen eigenen Befehlsort
[bookmark: page182]zu folgen,
damit er dort die Entscheidung des höheren italienischen Kommandos
abwarten könne, die er sogleich anrufen wolle. Divisionär und
Brigadier fuhren mit Generalleutnant Graf Barattieri über die
italienischen Linien.

		Seinen Generalstabschef ließ der Generalleutnant bei dem
vorgesetzten Kommando Auskunft einholen. Vom italienischen
Korpskommando erwiderte Graf Turin, daß die Behauptungen über
eingetretenen Waffenstillstand irrig seien. Inzwischen waren im
Standort des Generalleutnants Barattieri noch Befehlshaber anderer
österreichisch-ungarischer Truppenteile eingetroffen. Auch vor der
Front der 19. Infanteriebrigade hatten die Italiener den
Weitermarsch versucht. Von Parlamentären war ihnen eine
italienische Übersetzung der Meldung des »Armeeoberkommandos«
überbracht worden. Als die Italiener den Waffenstillstand immer
noch nicht anzuerkennen schienen, hatte das
österreichisch-ungarische Korpskommando dem Brigadier Widerstand
mit den Waffen befohlen, ihn aber schließlich beauftragt,
gleichfalls in den Standort des Generalleutnants Barattieri zu
fahren, um die Situation endlich klarzustellen. Mit ihm, mit seinem
Generalstabshauptmann, waren noch die Kommandanten der 86. und 87.
Schützenbrigaden eingetroffen – ihnen allen machte, unterstützt von
dem ebenfalls anwesenden Befehlshaber der 3. italienischen
Kavalleriedivision Generalleutnant Conte Giucardi, der Graf
Barattieri die Mitteilung über die Auskünfte des Grafen Turin. Er
forderte von den Versammelten für alle ihre Truppen:

		1. Niederlegung der Waffen.

		2. Sammlung aller Mannschaften und Offiziere – noch
am 3. November – am rechten Tagliamentoufer.

		3. Sofortiges Durchschneiden aller Drähte für
Telephon und Telegraph.

		4. Ablegen der Waffen an bestimmten Punkten.

		5. Sofortigen Vormarsch der italienischen
Kavallerie.

		Feldmarschalleutnant Schönauer lehnte ab. Er sei nicht
ermächtigt, ohne Einvernehmen mit seinen Vorgesetzten solche
Vereinbarungen zu treffen. Mit dem Befehlshaber der 19.
Infanteriebrigade schlug er vor, daß sich die
österreichisch-ungarischen Truppen so weit zurückzögen, bis die
Italiener das Ziel eines Tagesmarsches erreichten. Sie sollten in
vereinbarter Entfernung [bookmark: page183]den Abziehenden folgen. Aber Generalleutnant
Barattieri weigerte sich. Wenn seine Forderungen nicht angenommen
würden, so bedeute dies, daß die Italiener verraten worden seien.
Auch Generalleutnant Giucardi nannte sich überlistet. Der
Feldmarschalleutnant brauste auf. Graf Barattieri begann sich zu
entschuldigen. Der Dolmetsch hätte falsch übertragen. Graf Giucardi
rief aus:

		»Dann hat Sie Ihr Oberkommando verraten!«

		Den österreichisch-ungarischen Offizieren war, ehe sie die
italienischen Linien überschritten, die Gewähr unbedingter Rückkehr
gegeben worden. Jetzt machte der Feldmarschalleutnant darauf
aufmerksam, daß unliebsame Ereignisse bei sofortigem Vorrücken der
Italiener sich ergeben könnten, daß nur die Befehlshaber persönlich
bei ihren Befehlsstellen und Truppen alles regeln könnten.
Generalleutnant Barattieri wußte einen Ausweg: die Befehlshaber
sollten einzeln, jeder mit einer vorrückenden italienischen
Kolonne, über den Tagliamento marschieren, um »Zusammenstöße durch
Zurufe zu vermeiden«. Aber der Feldmarschalleutnant blieb bei
seiner Auffassung, daß nur die Befehlshaber selbst an Ort und
Stelle die merkwürdige Lage regeln könnten. Indes der
Generalstabschef des Grafen Barattieri immer wieder lebhaft auf den
Antritt des Vormarsches drängte, gegen ihn aber besonders der
Kommandant der 87. Schützenbrigade scharfen Einspruch erhob, kam
zwischen beiden Parteien eine »Konvention« zustande:

		1. Die 44. Schützendivision und 19.
Infanteriebrigade legen ihre Waffen (die Verschlüsse der Geschütze)
gesammelt an Orten nieder, die von italienischen Offizieren
bestimmt werden.

		2. Die Truppen werden konzentriert, und die
Offiziere bürgen für die Aufrechterhaltung der Disziplin.

		3. Um 10 Uhr nachmittags tritt die italienische
Kavallerie über die österreichisch-ungarischen Linien hinaus den
Vormarsch an.

		4. Wenn der Waffenstillstandsabschluß sich als
richtig erweist, erhalten die Truppen ihre Waffen zurück.

		Von dem Generalstabsoffizier des Feldmarschalleutnants wurde
noch ein Zusatz beantragt: »daß diese Vereinbarungen nur darum
getroffen wurden, weil wir Waffenstillstandsbefehl haben, während
[bookmark: page184]die Italiener
davon noch nichts wissen.« Der gleich den übrigen Befehlshabern als
Parlamentär herübergekommene Kommandant der 19. Infanteriebrigade
wurde als Geisel zurückbehalten. Ihm teilte Generalleutnant Graf
Barattieri mit, daß er sofort erschossen werde, sofern einem
Italiener etwas zustieße. Der Feldmarschalleutnant, sein
Generalstabsoffizier, die Befehlshaber der beiden Schützenbrigaden
kehrten zu ihren Truppen zurück. Zu der Infanteriebrigade begaben
sich statt des zurückbehaltenen Kommandanten sein
Generalstabsoffizier und zwei italienische Stabsoffiziere. Die
Stabsoffiziere hatten die Geschützverschlüsse zu übernehmen, der
Generalstabsoffizier die Truppen zu unterweisen. Dann baten die
Italiener um Rückbegleitung in der Dunkelheit. Der
Generalstabsoffizier verlangte die Zusicherung seiner unbedingten
Rückkehr. Sie wurde gegeben, dann fuhr er. Bei seiner Ankunft im
italienischen Divisionskommando erklärten die Italiener ihn als
kriegsgefangen. Er wurde zu dem als Geisel zurückbehaltenen General
gebracht. Unmittelbar darauf traf der Feldmarschalleutnant mit
seinem Generalstabshauptmann ein; der Divisionär war, nachdem er
bei seinen Truppen alles Vereinbarte geordnet und die geschlossene
»Konvention« an sein Korpskommando weitergeleitet hatte, von dem
ihm gegenüberliegenden Brigadier ersucht worden, noch einmal zu
Generalleutnant Grafen Barattieri herüberzukommen. Die Rückkehr
hatte der italienische Brigadier auch ihm zugesichert. Jetzt hatte
auch er sich als »kriegsgefangen« zu betrachten.

		Unmittelbar darauf wurde der italienische Vormarsch angetreten.
Division, Brigade und Schützendivision gerieten in
Gefangenschaft.

		 

		Überall im Bette des Tagliamento rückten am dritten Novembertage
die Schwarmlinien des Gegners vor. Sie taten es nur zögernd. Sie
blieben im Flußschotter liegen, wenn man sie anrief, der Vormarsch
brach ab, wenn Widerstand sich zu erheben schien. Aber fast alle
österreichisch-ungarischen Offiziere glaubten sich schuldig zu
machen, wenn sie gegen den Befehl des »Armeeoberkommandos«
neuerlich den Kampf befahlen. Dem Kommandanten des 16. Korps schien
die Verwirrung endlich unleidlich. Er befahl, zu feuern, wenn der
Gegner weiter vordringen sollte. Aber zu diesem Zeitpunkte kämpften
die Italiener nicht mehr. In sein Tagebuch notierte
Feldmarschalleutnant Berndt: [bookmark: page185]

		»Am 3. November das erstemal, daß Amerikaner da.

		Gekämpft haben Engländer und Franzosen.

		Im Laufe des Tages näherten sich kleine Abteilungen, behutsam,
vom Tagliamento. Immer wieder von uns Offiziere entgegengeschickt,
zur Aufklärung. Darauf blieben Italiener in der Regel stehen.
Während man mit den einen parlamentierte, hörte man schon, daß
nebenan vorgerückt wurde. Jetzt waren es ausschließlich
Italiener.«

		Die Truppen aller österreichisch-ungarischen Korps setzten am 4.
November, morgens, den Rückmarsch vom Tagliamento fort. Hinter
ihnen erweiterten, ohne feuernde Panzerwagen, die Italiener
gemessen wieder den Vormarsch.

		Ein einziges Durchschreiten war an der ganzen geschlossenen
Frontlinie des Ostflügels dem Gegner bisher geglückt: die
Verhandlungen von Bonzicco hatten dem Generalleutnant Grafen
Barattieri ein Tor nach Osten geöffnet. Von Feldmarschalleutnant
Berndt wurde, als man ihm die Gefangennahme der ihm benachbarten
44. Schützendivision meldete, sofort die Gefahr erkannt, in die
seine eigenen Truppen durch die entstandene Lücke gerieten. Bei
Santa Caterina war, sobald die ganze Division nach den
Vereinbarungen der »Konvention« entwaffnet war, in der Nacht zum 4.
November die italienische Kavallerie in der Richtung auf Udine
vorgerückt. Gleich nach der Meldung über ihr Vorrücken wurde sie in
Udine selbst festgestellt. Der Feldmarschalleutnant, der seine
Flanke gesichert wissen wollte, entsandte einen Parlamentär mit
zwei Ulanen. In Udine stand in der Tat ein italienisches
Reiterregiment unter dem Befehle eines Oberstleutnants. Ihm ließ
der Feldmarschalleutnant sagen, daß Waffenstillstand abgeschlossen
sei. Wenn er weiter vorrücke, so werde er die Stadt von der 29.
Artilleriebrigade im gleichen Augenblick beschießen lassen. Er
setzte Beobachter auf die Kirchtürme. Die Artillerie fuhr auf. Die
Mannschaft gehorchte. Sie hatte noch hundert Schüsse für jedes
Geschütz. Der Oberstleutnant erwiderte aus Udine, daß er sich den
Umständen beuge. Er werde nichts weiter unternehmen.

		Der Zwischenfall von Bonzicco war zu Ende. Nachmittags traf die
Nachricht ein, daß auch Teile der 7. Honveddivision gefangen worden
seien. Auch bei ihnen war kein Schuß gefallen. Die freien Truppen
zogen weiter. [bookmark: page186]

		Mitten durch die immer breitere Rückflut aller Korps
marschierten, mehr über die Felder als über die von endlosen Trains
übersäten Straßen, nur noch einzelne Divisionen in geschlossener
Ordnung. Sie wußten, daß sie, wie dies einzelne Verbände auch in
Tirol begriffen, so ihr Ziel noch am schnellsten erreichen. Aber
jede Verbindung zwischen den Divisionen hatte so gut wie aufgehört.
Noch gaben die Korpskommandanten Befehle, aber die Divisionen
wurden von den Befehlen nicht mehr erreicht. In Wahrheit hatten die
Feindseligkeiten am Tagliamento schon seit dem 3. November
vollständig aufgehört. Es gab keine Gefechte mehr. Wo es gelang,
versuchten die Italiener, ohne Verluste ihre Zeit noch zu nützen.
Am Nachmittag des 4. Novembers landete bei Campo Formido im
Marschraum des 16. Korps ein italienisches Flugzeug. Drei
italienische Offiziere und ein englischer Offizier berichteten, daß
der Waffenstillstand mit der vierten Nachmittagsstunde einsetze.
Endlich begriff man auf dem Ostflügel die Zusammenhänge der
merkwürdigen Lage. Feldmarschalleutnant Berndt zog weiter, aus
eigenem Entschluß, da sein vorgesetztes Kommando nicht mehr
antwortete. Er zog an die Judrio zurück, überschritt den Fluß und
kam nach Cormons, das noch von der Erregung wilder Plünderungen
zitterte. Vor Görz stauten sich die Trainkolonnen aller Südkorps,
die Stadt wehte von den Flaggen der Italiener und Südslawen, die,
jeder für sich, die Zukunft von Görz begehrten und jeder einen
Nationalrat eingesetzt hatten. Die Soldaten liefen mit
italienischen und jugoslawischen Kokarden umher, der Trubel in der
Stadt war groß. Polnische und ungarische Emissäre waren da, aus
ihren Hauptstädten entsandt, um die Soldaten über die ungeheuere
Wandlung in der Monarchie aufzuklären. Plakate schrien von den
Häuserwänden:

		»Das alte Österreich besteht nicht mehr! Südslawien ist ein
neutrales Land.«

		Die Vorbeimarschierenden begannen sich in Nationalitäten
abzusondern. Manchmal rief sie die Menge an:

		»Wozu schleppt ihr eure Generale mit?«

		Der Bahnhof war von Marodeuren belagert. Aber kein Zug ging.
Niemand konnte daran denken, anders als zu Fuß weiterzukommen.

		In Görz meldete sich noch ein italienischer General, der mit
einer ganzen Abordnung gekommen war, bei den Führern der [bookmark: page187]Truppen. Die Generale
sollten ihre persönlichen Waffen, ihre Pferde, ihre Bagagen
übergeben. Und alles Material, auch die Sanitätsausrüstungen,
hatten liegen zu bleiben.

		Ein Teil der Marschierenden strömte in das Laibacher Becken
weiter. Sie wurden an der jugoslawischen Grenze entwaffnet. Andere
Kolonnen suchten den Weg über Bischofflack nach Norden, die Massen
teilten sich, sie drangen über Kärnten, durch die Steiermark nach
Nordösterreich. An landstreichenden Haufen von Deserteuren
marschierten Regimenter vorbei, deren Haltung ausgesucht, deren
Waffen blank waren, als kämen sie heim vom Übungsplatz. Sie standen
stramm bis zuletzt, wenn ihre Offiziere sie anriefen. So
marschierten die einen bis ins Salzburgische, so zogen die
Egerländer in ihre Kaserne in Eger ein. An der Spitze seinen
Kommandeur, überritt ein Reiterregiment in musterhafter Ordnung
noch die ungarische Grenze. Vor seinem Divisionär verlangte das
Linzer Hausregiment den letzten Parademarsch in alter Haltung
durchzuführen. Dann warfen auch seine Leute die Gewehre weg.

		 

		Der Krieg war für alle zu Ende. Verloren hatte das Heer auch die
letzte Schlacht nicht. Es hatte sie abgebrochen. Denn hinter den
Schwarmlinien war ihnen ein neues, wichtigeres Schlachtfeld, das
eigentliche Schlachtfeld, das Schlachtfeld der nationalen Kämpfe
geworden. Hier war der schrankenlose Sieg von Wilson ausgesprochen,
besiegelt durch Kaiser Karls Manifest. Als er errungen schien,
hatte den vorn Fechtenden, deren Vaterland längst zerborsten war,
dann noch das »Armeeoberkommando« die Waffen aus der Hand
geschlagen. Die Besten wurden gefangen. Der Rest entlief. Alles
stürzte und brach nieder, was vier Jahre lang in übermenschlicher
Anstrengung gehalten, machtvoller als irgendwer geahnt,
bescheidener, als die Leistung begründete – alles brach nieder in
zwei Tagen und zwei Nächten: soldatische Größe, uralte
Überlieferung, das Reich und die Selbstwürde, alle Überlegenheit
über den Gegner, solange der Kampf noch ging. Keine Erinnerung mehr
lebte in den nunmehr aufgelösten Horden. Die Fortströmenden wußten
nicht mehr, daß die gleichen Fahnen, die sie jetzt zerrissen und
schmähten, jahrhundertelang auf allen Schlachtfeldern Europas
geflattert hatten. Sie wollten es nicht wissen, daß viele
leuchtende Namen ihnen eingestickt waren, von Malplaquet bis [bookmark: page188]Zenta, von
Kunersdorf und Kollin bis Aspern, Lissa und Custozza. Einst hatte
Wallenstein das gleiche Heer geführt und »der kleine Kapuziner«
Prinz Eugen, der Marschall Laudon und Erzherzog Karl. Dann war über
die Ebenen, über die jetzt die Heerscharen in Schwärmen zogen,
Radetzky mit seinen Regimentern nach Mailand marschiert. Aber
selbst der nahe Glanz von Gorlice und von Karfreit war verblaßt. Er
knüpfte sich für sie, die zwölf Schlachten unter Marschall Boroevic
am Isonzo geschlagen, auch nicht an einen Ebenbürtigen jener Reihe:
an Marschall Conrad von Hötzendorf. Jetzt schlug die
Abschiedsstunde dieses Heeres zwischen Bränden und Verbrechen. In
Greueln verlöschten Macht, Soldatenzucht der Väter und selbst die
Menschlichkeit. Apokalyptische Scharen hetzten an kaiserlichen
Offizieren vorbei, deren Verzweiflung die eigene Kugel suchte –
–

		Vom Kampfplatz der Geschichte traten die aufgelösten Heere fort.
Die österreichisch-ungarische Armee war tot.

		*

		[bookmark: page189]

	
		
		Deutschlands letzte Möglichkeiten

		[bookmark: page190] [bookmark: page191]

		Der Erste Generalquartiermeister war am 5. November nach Berlin
mit Eindrücken gekommen, die er unmittelbar bei den Armeen
empfangen hatte. Sie mußte er mit den Ausstrahlungen in Einklang
bringen, die er von den Ereignissen in Kiel, von den Vorgängen im
Innern der österreichisch-ungarischen Monarchie, von dem Abschluß
des Waffenstillstandes in Villa Giusti, von der vollkommenen
Auflösung der österreichisch-ungarischen Armee für die deutsche
Situation errechnen konnte, um Ton und Inhalt des Vortrages zu
bestimmen, den er vor dem Kabinett zu halten gedachte. Vor drei
Tagen erst war er am Vormittag in Brüssel eingetroffen, bei der
Heeresgruppe des Kronprinzen Rupprecht von Bayern. Die Armeechefs
der vierten und sechsten Armee hatten ihn zur Berichterstattung
dort erwartet. Er hatte den Generaloberst von Falkenhausen besucht,
war noch mittags in Charleroi angekommen, um sich hier von den
Generalstabschefs der zweiten, siebzehnten und achtzehnten Armee
ein Bild der Lage zeichnen zu lassen. In den Spätnachmittagsstunden
war er in Charleville gewesen. Dort hatte er noch die
Generalstabschefs der ersten und dritten Armee, den Stabschef der
Heeresgruppe Gallwitz angehört – von allen Armeen hatte er den
gleichen Eindruck gehabt: die deutschen Heere waren am Rande der
Erschöpfung.

		Sie waren unbrauchbar geworden zu jeglicher unabhängigen
Operation, die Heeresleitung mußte zufrieden sein, wenn neuer,
nötig gewordener Rückzug gelang. Es war kein Zweifel für den Ersten
Generalquartiermeister, daß er die Truppen in eine frische Stellung
zwischen Antwerpen und der Maas zurücknehmen mußte, ohne langes
Besinnen und ohne Aufenthalt in einer Zwischenlinie, wobei er nicht
einmal sicher war, ob das Fortnehmen der Heereskörper vom Feinde
sich ohne Verwicklungen und schwere Verluste ermöglichen ließ.
Zwischen Antwerpen und Maas mußten sich die Truppen dann erst
einrichten, denn die »Antwerpen-Maas-Stellung« [bookmark: page192]war zur Verteidigung
überhaupt noch nicht vorbereitet. Wenn Marschall Foch die
Durchführung der Bewegung in Ruhe zuließ, wenn die Verfolger nicht
drängten, wenn die angestrebte Linie erreicht, ein Häufchen von
Reserven zusammengescharrt und die notdürftigsten Erdgräben
glücklich aufgeworfen waren, wenn all dies gelang, dann waren drei
Wochen gewonnen, die als Spielraum für
Waffenstillstandsverhandlungen genutzt werden konnten. Nicht mehr.
In Elsaß-Lothringen fürchtete der Erste Generalquartiermeister
einen großen, französischen Angriff ebensosehr wie gegen die untere
Saar. Beide mußten sich noch verzögern, sollte die Rückzugsabsicht
nicht durchkreuzt werden. Und keinesfalls durften die Amerikaner im
Norden von Verdun weiter über die Maas sich vorarbeiten. Standen
die Truppen der Alliierten einmal zwischen Maas und Mosel, drangen
ihre Kolonnen gegen die untere Saar, so blieb überhaupt nichts
weiter als die Flucht hinter den Rhein. Zwischen Mosel, Rhein und
belgischer Grenze lauerte sonst die gewaltigste Kapitulation, die
jemals Heere in Waffen erlebt hatten.

		Der Erste Generalquartiermeister beschönigte sich nichts. Er sah
die Rache für Sedan in hundertfacher Vergrößerung.

		 

		Ehe die Staatssekretäre sich zu großer Nachmittagssitzung
zusammenfanden, gedachte der Generalquartiermeister sich noch
vertraulich über die politische Stimmung des Augenblicks in der
Reichshauptstadt zu unterrichten. Der Kriegsminister
Generalleutnant Scheuch, den er aufsuchte, beklagte die geringe
Truppenzahl, die von der »Obersten Heeresleitung« für den weiten
Raum der Heimat zur Verfügung gestellt worden sei. Der
Generalquartiermeister versicherte, daß die Front mehr an Kämpfern
nicht entbehren könne. Auch den Kanzler Prinz Max und den
Staatssekretär des Äußern Solf besuchte General Groener. Sie
sprachen beide von der Abdankung des Kaisers, die sie unaufhaltsam
kommen sähen, und die Führung der bevorstehenden
Waffenstillstandsverhandlungen wurde gestreift. Bitter war ihre
Kritik an der Waffenstillstandsforderung an sich. Durch sie befände
die Regierung sich jetzt in unmöglicher Lage. General Ludendorff
hätte eine Torheit begangen, die nicht wieder gut zu machen sei.
Vermochten die deutschen Heere weiter nicht mehr zu kämpfen, so
hätte sich die »Oberste Heeresleitung« an Marschall Foch mit dem
Wunsche nach [bookmark: page193]Waffenruhe wenden müssen. General Groener hatte die
weiße Flagge nicht gehißt. Was der Kanzler aussprach, wußte heute
alle Welt. Auch der Erste Generalquartiermeister Groener.

		Indes Kanzler, Staatssekretär und General bedrückt eine
Aussprache versuchten, die dennoch keine Klärung brachte und die
Fragen nur anklang, um deren Lösung es in kürzester Frist gehen
mußte, besprach sich der Vizekanzler von Payer im Reichskanzlerhaus
mit den Ministern Friedberg und Drews, mit dem Staatssekretär
Scheidemann über gleich trübe Themen. Die Folgen, die aus Kaiser
Wilhelms Abdankung sich ergeben konnten, sah nur der Staatssekretär
Scheidemann nicht so gefährlich an wie die übrigen
Beratungsteilnehmer. Er glaubte nicht recht an das Zurücklaufen der
Armee, wenn der Kaiser fortgehe. Aber die Minister hielten es für
dringend ratsam, sie forderten, daß »die Kaiserfrage« wenigstens
bis zum Abschluß des Waffenstillstandes, noch richtiger bis zur
Unterzeichnung eines Präliminarfriedens vertagt werde. Schließlich
neigte auch der Staatssekretär Scheidemann der Ansicht der Minister
zu. Noch stand er unter dem Eindruck zweier Gespräche, die er
gestern und heute, zunächst mit dem früheren Washingtoner
Botschafter Grafen Bernstorff, dann mit dem aus Narwa soeben
eingetroffenen General Hoffmann gehabt. Der Reichskanzler Prinz
Max, der vor wenigen Tagen den Grafen Bernstorff aus Konstantinopel
eiligst zurückgerufen hatte, weil er ihn als Berater im allgemeinen
ebenso schätzte, wie er ihm jetzt als Ratgeber in allen
Verhandlungen mit dem Präsidenten der Vereinigten Staaten von
Amerika nützlich schien, der Kanzler hatte den Grafen zu dem
Staatssekretär geschickt, damit er die Verworrenheit der Probleme
beruhigen, nicht vertiefen helfe. Der Kanzler wolle – betonte Graf
Bernstorff – den Kaiser zur Abdankung bringen. Der Staatssekretär
möchte, was irgend an ihm läge, bei Partei und Massen tun, um den
Ausbruch der Revolution zu verhindern. Philipp Scheidemann hatte
versichert, daß er selbst keine Revolution wolle. Er hatte dem
Grafen zuletzt versprochen, daß er alles, wenn der Kaiser abdanken
werde, zur Vermeidung revolutionärer Bewegungen beizutragen
gedenke. Und General Hoffmann hatte mit ihm über Bitten des Chefs
des Zivilkabinetts Delbrück gesprochen. Der Kabinettschef hatte
durch den General bei dem sozialistischen Staatssekretär anfragen
lassen, ob die Stellung des Kaisers noch zu halten [bookmark: page194]wäre, wenn er, Philipp
Scheidemann, die Reichskanzlerschaft übernehme. Im Reichstag hatte
der General ihn aufgesucht. »Zu spät« –, war schließlich die
Antwort des Staatssekretärs gewesen.

		»Die Armee wird daran niederbrechen,« hatte der General
ausgeführt, »wenn der Kaiser geht oder abdanken muß.«

		»Das ist Unsinn«, war Scheidemanns Antwort gewesen. »Vielleicht
werden ein paar Generale gehen. Der Mann wird bleiben.«

		Aber General Hoffmann war bei seiner Auffassung verharrt:

		»Gerade umgekehrt. Die Generale werden bleiben. Und die Truppen
werden davonlaufen.«

		Als der Staatssekretär bei den Ministern jetzt abermals auf
gleiche Auffassung traf, blieb er bei der eigenen Ansicht nur mehr
mit schwachem, formalem Festhalten. Es schien, als schwanke er.
Unzweifelhaft war die Verantwortung groß. Gegen die Revolution war
er selbst. Vielleicht erfüllte sich, was Graf Bernstorff als des
Kanzlers Bestrebungen dargestellt hatte, auch ohne sein Zutun. Dann
um so besser. Überdies kam alles vielleicht auch anders. Unsicher
war der Umblick schon über die nächsten Tage. Vor der Verantwortung
schützte er sich auf alle Fälle, wenn er Beruhigung zusagte. Ob
dann Bolschewismus, Kaisersturz, Republik oder Regentschaft kam:
ein Mann der Ordnung und der Vorsicht war er jedenfalls
gewesen.

		Der Staatssekretär versprach, alles zu tun, um bei seiner Partei
»die Kaiserfrage« zu vertagen.

		 

		Vor den Staatssekretären sprach der Erste Generalquartiermeister
über die militärischen Verhältnisse in breitem Vortrag mit
Zurückhaltung, dennoch zeichnete er Schatten um Schatten. Die
weiten Grenzen eroberter Gebiete, in denen auf zwei Kontinenten
deutsche Truppen im Augenblick noch standen, gab er preis. Alle
Anordnungen seien getroffen, um die fernen deutschen Soldaten, wo
dies möglich sei, zum Schutz der eigenen Reichsgrenzen
zurückzuziehen. Die nötigsten Sicherungen gegen die böhmische Seite
und gegen Tirol seien anbefohlen, zum Teil bereits durchgeführt.
Denn die Unterstützung der Gegner, zu denen fortan auch die
Tschechoslowaken kämen, sei dem abgefallenen Verbündeten
Österreich-Ungarn durch die Bedingungen des Waffenstillstandes von
Padua aufgezwungen. Mit einem Vormarschversuch der Italiener konnte
[bookmark: page195]gerechnet
werden. Im Osten hätte die politische Kriegsleitung in wichtigerem
Sinne zu entscheiden als die Heeresleitung. Im Osten lägen die
Truppen – in Litauen kam auf je zehn Quadratmeter ein Soldat; in
der Ukraine war besseres Material, sonst überall nur Landwehr und
Landsturm in mäßiger Haltung – weit zerstreut. Der Erste
Generalquartiermeister fürchtete die Verpflanzung bolschewistischer
Gifte, wenn er Osttruppen nach dem Westen führen ließ. In Warschau
stand die deutsche Herrschaft nur mehr auf schwankendem Boden. Um
sie zu halten, solange dies möglich wäre, sollte jetzt General
Hoffmann das Generalkommando in Warschau übernehmen. Die
Kriegsbauten von vielen Jahren in kürzester Frist zu bergen, war
ein Problem von vielen Schwierigkeiten. Vielleicht galt es auch
etwas bei den Friedensverhandlungen, wenn Deutschland wenigstens
ein Austauschpfand in der Hand hatte. General Groener war zunächst
für die Behauptung des Ostens. Aber er ließ die Frage offen. Das
Kabinett sollte entscheiden. Er hatte hier vor allem als Militär zu
berichten. Er kam auf den Westen.

		Dort kämpften zur Zeit weniger als achtundfünfzig Divisionen
gegen sechsundneunzig Divisionen der Alliierten. Die deutschen
Bataillone hätten im Durchschnitt nicht mehr als fünfhundert Mann;
jedes feindliche Bataillon kämpfte mit überlegener Zahl. Mit
weiteren Angriffen müsse gerechnet, aus Kräfteersparnis der Rückzug
in eine kürzere Linie unternommen werden, auch wenn man
unersetzliche Eisenbahnverbindungen und kostbares Kriegsgerät in
weitem Raum damit preisgab. Der Generalquartiermeister sprach über
Stimmung im Heere. Sie wäre geteilt, bedrückt durch das
Waffenstillstandsangebot, durch Einflüsse aus Osten und Heimat.

		»Zusammenfassend ist zu sagen, daß die militärische Lage sich
weiter verschärft hat.«

		Die Heimat müsse helfen, den Geist der Truppen zum Aushalten
anzuspornen. Sie dürfe nicht, wie eben jetzt geschehe, kritisieren
und polemisieren.

		»Wenn nicht schleuniger Wandel geschieht, richtet die Heimat das
Heer zugrunde.«

		»Hört die Hetze gegen den Kaiser nicht auf, so ist das Schicksal
des Heeres besiegelt, es läuft auseinander. In der nach der Heimat
zurückströmenden Soldateska bricht die Bestie hervor.« [bookmark: page196]

		Der Staatssekretär Erzberger hatte Zweifel daran, daß die
schlechte Stimmung von der Heimat in die Front getragen wurde. Ihm
schien der Weg gerade umgekehrt. Der Erste Generalquartiermeister
leugnete die Infektion auch von der Front her nicht. In der
Stimmung von Heimat und Heer sehe er das Ergebnis einer
Wechselwirkung. Der General stand vor den Staatssekretären, um
letzte moralische und materielle Stärkung der kämpfenden Heere
durchzusetzen. Vor den Staatssekretären gab er nicht alle
Hoffnungen auf. Er war Soldat. Er hatte an den Posten glauben zu
machen, hatte ihn zu verteidigen, solange er auf ihm stand. Die
Wahrheit durfte er nicht verschweigen:

		»Nur noch von kurzer Dauer kann der Widerstand sein.«

		Der Staatssekretär Scheidemann hatte die Frage in den Vortrag
geworfen, »ob die neueren Einziehungen für die Stärkung der
Kampfkraft des Heeres irgendwelche Bedeutung haben könnten.« Der
Erste Generalquartiermeister mußte alle Truppen nehmen, die man ihm
noch gab, solange er focht. Daß er überhaupt nur noch an eine
Gnadenfrist von drei Wochen vor dem Feinde glaubte, durfte er nicht
sagen. Drängen mußte er, die Zeit zu nutzen und auf alles
vorbereitet zu sein. Verbergen mußte er, daß er den Endkampf sah
als Flucht vor dem Gespenste von Sedan.

		Mit bedrückten Gedanken war er in die Sitzung der
Staatssekretäre gekommen. Was andere Sprecher, vor allem der
Staatssekretär Haußmann beisteuerten, drückte auf die Stimmung der
Versammelten noch mehr. Aus Kiel war der Staatssekretär Haußmann
mit den Berichten über den Umfang und das Wachstum der Erhebung
eingelangt. Niemand wußte, niemand hoffte, daß es Gustav Noske
gelingen werde, die Bewegung einzudämmen. Militärische Mittel zur
Bändigung der Matrosen fehlten. Ihren Vormarsch ins Reich, in die
Reichshauptstadt konnte man nicht dadurch hindern, daß man Schienen
aufriß und Brücken sprengte. Mit der Ausbreitung der
Matrosenrevolte mußte nach den Mitteilungen des Staatssekretärs als
höchstwahrscheinlich gerechnet werden. Ein neuer Druck lastete auf
dem Kabinett. Zwar hoffte der Kriegsminister Scheuch, daß er mit
seinen Berliner Truppen, deren Zahl ausreiche, die Ruhe verbürgen
könne. In hoffender Antwort aber lag hier zum erstenmal ein
Bekenntnis. [bookmark: page197]

		Ohne daß Worte ausgesprochen, ohne daß Gewißheit festgelegt
wurde, erwog zum erstenmal versteckt das Kabinett, ob im Notfalle
»Feldgrau gegen Feldgrau« schoß.

		 

		Der Bescheid des Präsidenten der Vereinigten Staaten auf die
vierte deutsche Note, die am 27. Oktober 1918 den endlichen Beginn
der Waffenstillstandsverhandlungen gefordert hatte, traf ein.
Marschall Foch sollte die deutschen Unterhändler empfangen. Ihre
Abordnung mußte festgesetzt und ernannt werden.

		 

		Noch bevor sich am 6. November das Kriegskabinett mit den
Beschlüssen befaßte, die durch die Antwort nötig wurden, hatte der
Kanzler, unterstützt durch den Außenminister Solf, eine
vertrauliche Aussprache mit dem Ersten Generalquartiermeister.
General Gröner entwarf noch einmal ein Bild der Lage an der Front,
aus dem Kanzler wie Staatssekretär ersahen, daß es noch viel
schlimmer um die deutschen Heere stand, als in der großen Sitzung
am Vortag sichtbar geworden war. Der Erste Generalquartiermeister
berührte auch die Gutachten der Generale vor den Ministern:

		»Es hat gar keinen Zweck, die Militärs en masse über solche
Fragen zu hören, weil das kameradschaftliche Gefühl eine solche
Bindung gibt, daß sie sich doch mit vielen anderen in Gemeinschaft
nicht offen aussprechen.«

		 

		Der von Krankheit immer noch matte Kanzler stand vor allem unter
den Eindrücken der Matrosenrevolte, deren Emissionäre im weiten
Reiche auftauchten.

		Die vertraulichen Eröffnungen des Ersten Generalquartiermeisters
zeigten ihm die Zukunft nicht heller. Die Einleitung des
Waffenstillstandes war zu besorgen, die Abdankungsfrage mußte
weitergebracht werden, die alles überschattete. Er bat den
Generalquartiermeister offen, daß er den Kaiser zum Thronverzicht
veranlasse. Der Staatssekretär des Äußeren unterstützte die Bitte.
Aber der Erste Generalquartiermeister lehnte ab. Nicht so sehr,
weil der Auftrag dem General peinlich sein mußte. Aber seine ganze
Auffassung von dem Problem und seiner Lösung ging andere Wege. Ihm
fiel ein, daß am besten eine dem Kaiser in Freundschaft verbundene
Persönlichkeit oder der Kanzler selbst mit seinem Vorschlage nach
Spa gehen [bookmark: page198]sollte. Der ausgesprochene Gedanke war dem Kanzler
nicht neu. Es waren kaum drei Tage her, daß er dem Prinzen von
Hessen einen Vertrauten in das Berliner »Hotel Adlon« geschickt
hatte, damit er die heikle Sendung übernehme. Der Prinz von Hessen
hatte erst zugesagt. Eine Stunde später hatte er wieder abgelehnt.
Er reise nicht. Denn eben war, ohne eigentlichen Erfolg, der
Minister Drews aus Spa zurückgekehrt.

		Der Staatssekretär des Äußeren kam auf die
Waffenstillstandsverhandlungen zu sprechen. Daß ihm, wie dem
Kanzler, die politischen Wirkungen davon wichtiger waren als die
militärischen Folgen, hatten beide dem Generalquartiermeister schon
gestern begründet. Gerade darum müßte ein Minister, kein General,
die Verhandlungen mit dem Gegner leiten. Der Staatssekretär
Erzberger oder Haußmann käme in Betracht. Im Kriegskabinett wollte
man sehen, wie man sich endgültig entschied.

		Im Kriegskabinett erblaßte Matthias Erzberger, als der Kanzler
ihm das schwere Amt zuschob. Er zeigte sich zu Tode erschrocken,
und, wie der Staatssekretär Haußmann mit der Begründung, daß die
elsässisch-lothringische Frage ihn zu sehr in Anspannung halte, die
in jedem Falle unheilvolle Aufgabe abgelehnt hatte, so wehrte auch
er sich mit allen Mitteln gegen das Amt. Aber alle
Kabinettsmitglieder vereinigten ihr Drängen. Keine Minute sei mehr
zu versäumen. Auch der Kaiser hatte, schon am Vortage, durch den
Generalfeldmarschall von Hindenburg die Forderung übermitteln
lassen, daß die Waffenstillstandskommission abreise. Der
Staatssekretär gab nach.

		General Groener hatte Bedenken, nicht nur, daß zweiköpfige
Führung die Abordnung in politische und militärische Interessen
spalten werde, wenn außer dem in Spa bereiten General von Gündell
ein bevollmächtigter Minister vor den Gegner träte. General von
Gündell werde sich auch kaum dem Staatssekretär unterstellen
wollen. Der Erste Generalquartiermeister schlug vor, in solchem
Falle den früheren Militärattache bei der Botschaft in Paris, den
General von Winterfeldt, mit den militärischen Vollmachten zu
betrauen. Von seiner Pariser Zeit genoß er vielleicht noch
persönliche Sympathien bei den französischen Militärs. Wie Matthias
Erzbergers politische Färbung den Verhandlungen mit dem
katholischen Marschall Foch nutzbar sein konnte. [bookmark: page199]

		Das Kriegskabinett beriet noch, was Stunde um Stunde brennender
wurde: das Thema der kaiserlichen Abdankung. Der Ratschluß von
gestern wurde dabei auch der Ratschluß von heute. Der Versuch müßte
gemacht werden, ob nicht die Vertagung der Frage bis zum Abschluß
des Waffenstillstandes zu erreichen sei. Dann ergebe sich ein
verständlicher Anlaß, der den Kaiser unter Wahrung seiner Würde auf
die Krone verzichten lasse. Keinesfalls wollte der Kanzler, von dem
sein Mitberater Graf Bernstorff allmählich den Eindruck gewann, daß
er überhaupt das Problem allzu behutsam, allzu zaghaft anfasse,
keinesfalls wollte das Kabinett auf den Monarchen einen Druck
ausüben.

		Unsicher zeigten sich unter dem verwirrenden Eindruck der
Geschehnisse die sozialdemokratischen Führer. Den Ersten
Generalquartiermeister versicherten sie ihres guten Willens, bei
ihrer Partei dahin zu wirken, daß man das Kaiserproblem
hinausschiebe. Aber sie selbst gaben zu, daß sie ihrem eigenen
Einflusse mißtrauten. Fraglich war, was die Massen tun, was die
Arbeiter unter Umständen erzwingen wollten. Die ganze Zukunft
schien den Führern verschleiert. Und der Sieg der Massen konnte ein
Sieg werden, vor dem die Führer der Siegreichen bangen konnten. Es
war an diesem Tage aus sozialistischem Führermund das Wort
gefallen:

		»Republikaner sind wir in der Theorie. Praktisch sieht das aber
ganz anders aus.«

		Jedenfalls wollten die Sozialistenführer Verwicklungen innerer
Art beschwören helfen. Zumal viele am Werke waren, den Kaiser,
wovon sie Kunde hatten, zum Rücktritt zu bewegen. Der Versuch,
einen Sprecher bei dem Kaiser in dem Ersten Generalquartiermeister
zu gewinnen, wurde nicht bloß vom Kanzler und vom Staatssekretär
des Äußeren unternommen, der seine Bitten noch in dem Augenblicke
wiederholte, da der General die Rückfahrt nach Spa antrat. Mit
Umschreibungen hatte selbst der Chef des Zivilkabinetts Delbrück
von Abdankung, Nachfolgerschaft und Regentschaftsfrage gesprochen.
Hart hatte der Generalquartiermeister erwidert:

		»Ich wünsche für den Kaiser ein heroisches Ende.«

		Unrettbar verloren schien die Kaiserkrone Wilhelms II. allen,
die im Schauspiel von Deutschlands berstendem Machtbau standen.
Irgendwie mußten die nächsten Tage von selbst die
Thronverzichtsfrage [bookmark: page200]lösen: durch innere oder äußere Gewalt, wenn
der Träger der Krone nicht selbst irgendein Ende wußte. Alle
warteten. Volk und Regierung. Vorläufig war man beim
Waffenstillstand, bei der Verhandlungsmöglichkeit mit dem Gegner
angelangt.

		Der Erste Generalquartiermeister fuhr an die Westfront zurück.
General Hoffmann eilte nach dem Osten. Mit dem
Generalquartiermeister reiste, um die Waffen vor Marschall Foch zu
senken, der Staatssekretär Matthias Erzberger.

		*
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		Abdankungsproblem
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		Überall stand das deutsche Volk damals unter einem
erschütternden Eindruck: Der Feuerschein von Kiel überflammte das
weite Reich. Der neue sozialdemokratische Gouverneur Gustav Noske
hatte zwar die Macht über Schiffe, Matrosen, Stadt und Provinz an
sich genommen, aber so hart und entschlossen er sich auch
zusammenraffte, um das Ausfluten der Erhebung zu verhindern, so
wenig konnte er noch überblicken, ob er sich durchsetzen werde. In
der Reichshauptstadt wußte die Regierung kaum mehr als den Bericht,
den der Staatssekretär Haußmann am 5. November, nach einer Nacht
des Aufenthaltes in Kiel, von dort mitgebracht hatte. Noskes
Depeschen konnten nur Höhepunkte der Bewegung, noch nicht ihre
Meisterung melden. In einem Berichte, den der Staatssekretär
Haußmann am 7. November empfing, standen die Sätze:

		»Ich mußte soeben die Leitung der
Marineangelegenheiten übernehmen, der bisherige Stationschef hat
mir die Geschäfte übergeben. Wie die Aufgabe zu überwältigen ist,
vermag ich noch nicht zu übersehen.«

		Vollkommen überrascht vom Matrosenaufstande waren Volk,
Regierung und Volksführer. Die Sprecher der Mehrheitssozialisten
hatten sich, wie der Abgeordnete Noske oder Haenisch, auf Reisen
befunden, um in Versammlungen ihrer Partei vor unüberlegtem Handeln
zu warnen. In Königsberg, in Danzig, in Kottbus, in vielen anderen
Städten hatten sie, nach den Richtlinien ihrer Parteileitung,
überall gegen Versuche der Gewalt und gegen die Aufrichtung der
Gewalt gesprochen. Denn in der Vorstellung der Mehrheitssozialisten
mußte nach der Abdankung Kaiser Wilhelms II. eine Konstituante sich
erheben, um den Prinzen zu bestimmen, der als Schattenmonarch nach
englischem Vorbild das Erbe Wilhelms II. antreten sollte. In der
Konstituante sollten zugleich auch Sprecher aus Deutschösterreich
vertreten sein. Denn der Anschluß dieses Landes an das Deutsche
Reich schien den [bookmark: page204]Mehrheitssozialisten sicher. Für den letzten
Oktobersonntag schon hatten sie eine große Kundgebung für die neue
Idee veranstaltet. Die anderen politischen Leitsätze des
Augenblickes trugen die Sendboten der Partei durchs Land. Mitten in
ihre Thesen brach der Donnerschlag von Kiel.

		Alles war anders im Augenblick, gegen alles Zögern stand
plötzlich die Not einer Entscheidung. Um sich von den »Unabhängigen
Sozialdemokraten« den Rang nicht ablaufen zu lassen, um vor den
eigenen Arbeitermassen bestehen zu können, hatten die
Mehrheitssozialisten am 1. November dem Kanzler endlich die
Forderung überreicht, daß der Kaiser spätestens am 8. November 1918
seinen Thronverzicht aussprechen sollte. Aber im Grunde war es
ihnen bisher nur recht, wenn Thronverzicht und
Waffenstillstandsabschluß zusammenfielen. Denn die Verantwortung
für schwere Bedingungen trug dann das alte, vom Schauplatz
scheidende Regime. Auch hatte es den Anschein, als müßte man die
Gefahr der »Unabhängigen Sozialdemokratie« als Rivalin nicht
überschätzen. Von den Führern der radikalen Arbeiterschaft war zwar
am 1. November in einer geheimen »Revolutionssitzung« in Neukölln,
der Arbeitervorstadt Berlins, beschlossen worden, den Tag der
Freiheit am 4. November mit Gewalt auszurufen. Aber diese Ansage
der Erhebung war ohne Taten verhallt. Die Obleute der Radikalen
hatten sich mit Waffen versehen. Sie hatten sich mit einem
militärischen Schlachtenausdenker zusammengetan, mit einem
Oberleutnant der Flammenwerfer, dem sie »die Rolle eines Napoleon
der Revolution« zugedacht hatten. Ein Aufmarsch in der
Reichshauptstadt, die Besetzung aller wichtigen Ämter und Plätze,
war auf generalstäblerische Art vorbereitet. Die Arbeiterschaft
sollte aus Fabriken und Werkstätten am Revolutionsmorgen mit Gewalt
auf die Straße gebracht werden, man wollte die Kämpfe, die sich mit
dem Militär ergeben konnten, mit Blut austragen. Aber im
entscheidenden Augenblick der Abstimmung entsank dem
Revolutionskomitee dennoch der Mut: neunzehn Revolutionäre stimmten
für die Tat, einundzwanzig Komiteemitglieder gegen sie. Alle
einigten sich schließlich auf Vertagung. Der 11. November erst
sollte die Losung sein. Ihn hätten die Mehrheitssozialisten in Ruhe
abwarten können. Aber das Ereignis von Kiel warf noch schneller als
das Revolutionskomitee alle Gedankenreihen und alles Abwarten
[bookmark: page205]um. In der
Depesche Gustav Noskes an den Staatssekretär Scheidemann hatte auch
der Satz gestanden:

		»Soeben traf auch Haase noch hier ein. Wenn es
Streitigkeiten gibt, ist die Sache natürlich nicht zu machen.«

		Nicht nur der Abgeordnete Haase, alle Parteiführer der
»Unabhängigen Sozialdemokraten« drängten nach der Ausnützung des
Kieler Aufstandes und seiner Fernwirkung. In den Reihen der
Arbeiterschaft selbst verschärfte sich jetzt ein Ringen: der Kampf
zwischen den Radikalen, die mit dem Umsturz durch Gewalt fast den
Bolschewismus wollten, und den Mehrheitssozialisten, die mit der
Furcht vor dem Bolschewismus Reformen in Ruhe und Ordnung
erstrebten. Den Mehrheitssozialisten konnten von ihren eigenen
Anhängern später zweierlei Vorwürfe leicht gemacht werden, allzu
großes Zaudern und Nachgeben vor den Trägern der alten Macht,
Versäumnisse gegenüber den Radikalumstürzlern, denen heute noch die
Überlegenheit zu entwinden war. Kiel war der Sturm in den Segeln
aller »Unabhängigen«. Im Sturm von Kiel mußten auch die
Mehrheitssozialisten sich entschließen, das Steuer endlich
entschiedener zu richten.

		Der »Oberbefehlshaber in den Marken«, der General von Linsingen,
hatte den Willen, die Gründung von Arbeiter- und Soldatenräten, von
der allerorts über Nacht die Gerüchte gingen, zugleich mit
Versammlungen zu verbieten, die für den Abend des 7. November
allenthalben von Soldaten und Arbeitern einberufen waren. In der
sozialdemokratischen Reichstagsfraktion hatte am Abend zuvor der
Staatssekretär Scheidemann die Ermächtigung zu seinem Rücktritt aus
dem Kabinett gefordert, »falls der Kaiser bis zum anderen Mittag
nicht zurückgetreten sei«. Er hatte vergessen, daß er noch am
Vormittage, noch gestern im Kriegskabinett genau das Gegenteil
dessen zugesagt hatte, was er nunmehr bei seinen Parteigängern tat.
Denn auch der Staatssekretär stand unter dem ungeheueren Eindruck
von Kiel und seinem Ausblick. Noch hatte die Reichstagsfraktion –
am 6. November 1918 – dem Staatssekretär die Ermächtigung zum
Austritt aus der Regierung verwehrt. Noch immer war sie für
Abwarten gewesen. Aber unter Kieler Auswirkungen war binnen
vierundzwanzig Stunden in die Berliner Massen Bewegung gekommen.
Der Ruf nach dem Arbeiter- und Soldatenrat war bis zum
Oberkommandanten in den Marken gedrungen. [bookmark: page206]Unter gleichen Auswirkungen und aus
eigener Entwicklung wurde es, nach immer dichteren Nachrichten,
unruhig in Braunschweig, selbstverständlich vor allem in Hamburg,
in Lübeck und Bremen, die unmittelbar am Revoltenherd waren.
Generaloberst von Linsingen war im Begriffe, durch sein
Versammlungsverbot die Zündschnur an ein Pulverfaß zu legen. Die
Vorstände der »Sozialdemokratischen Partei Deutschlands« und der
»Sozialdemokratischen Reichstagsfraktion« beschlossen, indem sie
gleichzeitig die »Unabhängige Sozialdemokratische Partei« zum
Eintritt in die Regierung einluden, – den Gegner auf eigenem
Gelände also zum Bundesgenossen für kommende Dinge warben –, drei
Forderungen als »befristetes Ultimatum« zu stellen:

		1. Versammlungen müssen gestattet werden.

		2. Jedes gewaltsame Eingreifen muß
unterbleiben.

		3. Der Kaiser und der Kronprinz müssen bis morgen
mittag zurücktreten.

		Nur nach Erfüllung dieser Forderungen sollten die
sozialistischen Staatssekretäre im Kabinett bleiben. Der
Reichskanzler Prinz Max von Baden erhielt das Ultimatum in der
vierten Nachmittagsstunde des 7. Novembers. Fast um die gleiche
Stunde hatte sich in München offen die Revolution erhoben.

		 

		Seit der Oktobermitte lag dort das Land in sichtbar steigender
Gärung, die vielleicht durch rechtzeitiges Gewähren von
Volksrechten, durch königliche Botschaft und kluge Haltung der
Minister sich noch hätte beschwichtigen lassen, indes der Übergang
vom alten System zur Volksregierung sich dann noch in gesetzlichen
und ruhigen Formen vollzog. Die Unzufriedenheit der Arbeitermassen
milderte der Führer der »Unabhängigen Sozialisten« Kurt Eisner, in
der zweiten Oktoberhälfte aus der Stadelheimer Haft entlassen, die
ihm die Februarstreiks eingebracht hatten, durch seine Reden nicht.
Schon seine erste Rede in neugewonnener Freiheit sprach von
»Umsturz, Revolution, Beseitigung aller bestehenden Gewalten,
Errichtung einer großen deutschen Republik mit Einschluß
Deutschösterreichs und Rückkehr zu dem Ideal der Revolution von
1848«.

		Nicht nur die Arbeiter waren unzufrieden in Bayern. Die
bolschewistischen Aufrufe des blinden Bauernführers Karl Gandorfer
[bookmark: page207]stachelten die
Bauern auf. Sie waren kriegsmüde wie die Arbeiter. Sie sahen den
Schiffbruch der Regierenden. Sie sahen, wenn russische Ideen
siegten, die Hoffnung auf Land. Aber dies Land war, als der
Vormarsch bayerischer Truppen nach Tirol befohlen wurde, als die
österreichisch-ungarische Armee den feindlichen Heeren den
Nordmarsch freigab, unmittelbar von Krieg, Brand und Verwüstung
bedroht. Sie wußten sehr genau, was Krieg für ein Land bedeutete.
Denn nicht die alten Bauern daheim auf Grund und Hof, sondern die
jungen Bauernburschen, die schon im Kriege gewesen waren und selbst
die Kriegsschrecken hinausgetragen hatten, die jetzt in München
sich herumtrieben und nicht mehr hinaus wollten in die Kampfgräben,
die Bauern im Soldatenrock trieben jetzt Politik, und zu ihnen
sprach der blinde Bauernbündler Gandorfer. Von Anbeginn zeigte sich
die revolutionäre Bewegung in Bayern radikal,
bäurisch-bolschewistisch, ohne Zusammenhang mit den Vorgängen in
Kiel, ohne Zusammenhang mit den Sozialisten der Reichshauptstadt.
Auch in München standen die mehrheitssozialistischen Führer in
vorsichtigem Abwarten erst abseits. Aber sie spürten Kommendes. Sie
wollen sich nicht überraschen lassen.

		»Wenn ich wüßte,« erklärte in der vierten Oktoberwoche der
Schullehrer und Abgeordnete Hoffmann, ein Mehrheitssozialist vom
radikalen Flügel, »wenn ich wüßte, daß der Umsturz unblutig
verlaufen wird, würde ich selbst dafür eintreten. Es kommt
was.«

		Aber so schnell stieg in Bayern die Erregung der Massen, daß die
Einigung zwischen den vorwärtsdrängenden unabhängigen Sozialisten
und den Mehrheitssozialisten schon am 4. November angebahnt, wurde.
Einen Tag später verpfändete Kurt Eisner »seinen Kopf dafür, daß
München binnen achtundvierzig Stunden aufstehen werde«. Die
unabhängigen Sozialisten Schröder und Unterleitner sprachen von der
Schaffung eines Arbeiter- und Soldatenrates. Aus Versammlungen und
Aufrufen waren die Forderungen nach neuen Freiheiten, nach dem Ende
des Krieges täglich lauter, täglich stürmischer ins Land
hinausgerufen worden. Aber die große Entscheidung für einen Umsturz
in Bayern, die Entladung selbst brachte doch erst der Aufmarsch der
Massen auf der Theresienwiese, zu dem in Übereinstimmung die
Mehrheitssozialisten und die Unabhängigen Sozialisten am 7.
November ihre Anhänger riefen. [bookmark: page208]

		Mehr als zwanzig Redner sprachen auf der Münchener
Theresienwiese am Nachmittage des 7. Novembers zu den Massen. Ihre
Erregung stieg, da die Sozialistenführer Kurt Eisner und Karl
Gandorfer die Bauern und die Arbeiter zu revolutionärem Aufbruch
und zur Tat aufriefen. Es blieb nicht bei den laut
hinausgeschrienen Forderungen.

		»Der Kaiser muß abdanken!«

		»Fort mit den Wittelsbachern! Fort mit der Monarchie!«

		Die Massen setzten sich in Bewegung. Soldatenhaufen, von
aufrührerischen Unteroffizieren geführt, bemächtigten sich der
Kraftwagen des auf der Theresienwiese gelegenen Autoparks. Sie
fuhren in die Kasernen der Stadt. Dort wiederholten sich Reden und
Rufe. Nur in der Kaserne König Max' II. war Widerstand gegen die
Aufrührer vielleicht möglich. Aber der Kommandeur der Kaserne
befahl, gegen die anrückende Menge, gegen die anrückenden Soldaten
nicht zu feuern. Denn die Stadtkommandantur selbst hatte die
Weisung erlassen: »Keinen Kampf!« Das Kriegsministerium besetzte
ein Soldatenhaufen, der Maschinengewehre mit sich führte. Schon am
frühen Nachmittag bestand im Ministerium die Sicherheit, daß die
Revolution unaufhaltsam sei. Gegen die »Residenzwache« zogen
Arbeiter, Soldaten, Frauen, Kinder. Sie kamen mit roten Fahnen.
Noch in der fünften Stunde hatte sich der König von Bayern, wie
alltäglich, zu einem Spaziergang in die Stadt begeben. Von einem
Unbekannten gewarnt, war er ins Schloß zurückgeeilt, darin er sich
jetzt fast allein befand. Nur der General von Kessel war noch da,
aber alle königlichen Adjutanten fehlten. Indes die Massen mit den
Posten der »Residenzwache« unterhandelten, ohne daß von beiden
Seiten ein Schuß fiel, verließ der König unbemerkt die Hauptstadt.
Er fuhr nach Wildenwart. Aber die Revolution schritt weiter.

		In keiner Kaserne hatten die Offiziere schießen lassen.
Soldatenräte traten noch am Abend zusammen. Nachts eilte der
Sozialistenführer Eisner, begleitet von einer Schar Soldaten, die
ihm in Automobilen folgten, in den Landtag. In kurzem Handgemenge
fielen dort ein paar Säbelhiebe, aber die Parole des Aufstandes
war: »Kein Blutvergießen!« Vielleicht war ein Feldwebel, der sich
in der Kaserne den Aufständischen nicht fügen wollte, das einzige
Todesopfer. Die bayerische Republik ließ Kurt Eisner am nächsten
Morgen um [bookmark: page209]die
achte Stunde ausrufen. Die Proklamation mußten alle Zeitungen der
Hauptstadt veröffentlichen. Um die gleiche Stunde traten die
Soldatenräte im Landtag zusammen. Kurt Eisner übernahm das
Ministerium des Äußern gleichfalls um acht Uhr früh. Er richtete
sogleich seine Kanzleien ein. Er verhandelte mit den
Mehrheitssozialisten über die Bildung einer Regierung. Ihr
Hintergrund wurde der »Arbeiter-, Bauern- und Soldatenrat«. Um die
achte Abendstunde war das Kabinett gebildet.

		Die bayerische Republik triumphierte. Die unabhängigen
Sozialisten schlugen mit raschem Vorstoß, unbeeinflußt, unbestimmt
durch den Fortgang der Ereignisse in der Reichshauptstadt, in
wenigen Stunden die bayerische Monarchie in Trümmer.

		 

		Prinz Max von Baden hatte, sowie ihm das Ultimatum der
Sozialdemokraten zugegangen war, sogleich, noch am Nachmittag des
7. Novembers den Vizekanzler von Payer und den Minister des Innern
Drews zu sich gebeten. Einen Augenblick schien er ratlos.

		»Was wollen wir nun tun? Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, daß
der Kaiser und der Kronprinz bis morgen abdanken.«

		Weniger beunruhigten den Kanzler die beiden ersten Forderungen
des sozialdemokratischen Ultimatums. Er gab dem Innenminister
Weisung:

		»Politische Dinge können an sich zugesagt werden, unter der
Voraussetzung, daß das Parlament zustimmt. Und was das
Versammlungsverbot betrifft, so bin ich selbst gegen das
Verbot.«

		Kaum eine Stunde später tagte das Kriegskabinett. Die
sozialistischen Staatssekretäre reichten, trotz der Auffassung des
Kanzlers über das Versammlungsverbot, eben des Verbotes halber
ihren Abschied ein. Die Versammlungen waren für die sechste Stunde
angesagt, die Uhr zeigte halb sechs, die Angelegenheit regelte sich
eigentlich von selbst. Der Kanzler verließ erregt den Sitzungssaal.
Wenige Minuten später schickte er Nachricht aus seinem Kabinett,
daß er seinen Abschied vom Kaiser telegraphisch erbeten habe.

		Auf die sozialistischen Staatssekretäre machte die Mitteilung
zunächst geringen Eindruck. Aber die Erregung, die Entrüstung des
Vizekanzlers von Payer, des Ministers Drews, der Staatssekretäre
Haußmann und Röder wurde zum Sturm. Sie riefen alle ihre Argumente
durcheinander, sie alle drangen auf die Sozialisten ein: [bookmark: page210]

		Keine Regierung bestünde, wenn der Kanzler gehe – –

		Der Staatssekretär Erzberger sei unterwegs; eben für die
Regierung solle er einen Waffenstillstand abschließen.

		Jeder Tag bedeute 10 000 Tote – –

		Ob sie dies alles bedächten? Ob sie auch die Verantwortung
tragen wollten?

		Die sozialistischen Staatssekretäre wurden nachdenklich. Sie
wollten ihren Rücktritt aus dem Kabinett wieder als nicht vollzogen
und als nicht beantragt betrachten, wenn auch der Kanzler das
Abschiedswort zurücknehme. Man wolle wieder weiterarbeiten. Bis zum
Abschluß des Waffenstillstandes. Und nach außen verpflichte man
sich zur Schweigsamkeit über den Vorfall.

		Das Abschiedsgesuch des Prinzen Max war schon nach Spa gegeben
worden. Dem Kaiser übermittelte der Chef des Zivilkabinetts
Delbrück am späten Abend das Ultimatum der Sozialdemokraten mit der
ersten Meldung der Kanzlerkrise. Freiherrn von Grünau rief gleich
darauf die Reichskanzlei an. Der Kanzler hätte seine Demission
eingereicht, als Begründung und Ergänzung werde eine zweite
Depesche folgen. Von der Reichskanzlei aus sprach der
Unterstaatssekretär Wahnschaffe. An den trockenen Tatsachenbericht
fügte er den Ratschlag: der Kaiser solle sich die Entscheidung über
das Abschiedsgesuch vorbehalten und zunächst solle der Kanzler die
Geschäfte weiterführen.

		In der Reichskanzlei formulierte der Reichskanzler nachts die
Gedanken, die er als »Ergänzung« vor dem Kaiser ausgesprochen haben
wollte:

		Wenn die Abdankung unter dem Druck der
Sozialdemokratie erfolge, so entstehe für Dynastie und Reich große
Gefahr.

		Andererseits bringe eine Regierung ohne oder gegen
die Sozialdemokratie noch vermehrte Gefahr, die in Bürgerkrieg und
Bolschewismus treibe.

		Was der Kanzler durch Wochen angestrebt hatte, in umschreibender
Andeutung, durch kommentarlose Unterbreitung der Berner Depesche
des Fürsten Hohenlohe-Langenburg, was im Grunde der Minister Drews
in Spa hatte erreichen sollen, was dann der Prinz von Hessen hätte
vermitteln sollen, der Inhalt der Bitten an den Ersten
Generalquartiermeister: der gleiche Inhalt strömte in den [bookmark: page211]Schluß der
Kanzlerdepesche als Suggestion eines Thronverzichtes aus eigener
Entschließung.

		Der Kanzler hatte damit gesprochen. Die Sozialdemokraten hatten
es getan. Noch einmal wollten ihre Staatssekretäre vierundzwanzig
Stunden warten. Das Wort war jetzt beim Kaiser.

		 

		Das Rücktrittsgesuch des Reichskanzlers lief, gleichzeitig mit
dem als »Ergänzung« angekündigten Telegramm, bei Freiherrn von
Grünau in Spa am achten Novembermorgen ein. Unverzüglich verlas der
Freiherr beide Depeschen dem Kaiser am Telephon. Kaiser Wilhelm
entschied das Bleiben des Kanzlers. Die »Suggestion der Abdankung«
begriff er, doch wies er sie weit von sich. Damit die Regierung
mehr Rückgrat gegen die Umsturzbewegung hätte, wolle er Truppen
nach Berlin schicken. Die beiden Depeschen waren erledigt.

		Nicht für den Freiherrn von Grünau. Er wollte die Meinung des
früheren Staatssekretärs von Hintze hören, jetzt zu persönlicher
Verwendung und ein vielgehörter Berater beim Kaiser, von dessen
Zukunft er allerdings eine beklommene Vorstellung hatte. Die
Auffassungen des früheren Staatssekretärs sahen Kaiser Wilhelms
Stellung unhaltbar. Auch für den Kronprinzen wußte er keine andere
Möglichkeit als Abdankung. Von Schritt zu Schritt hoffte er den
Monarchen und den Thronerben zum Verzicht auf die Krone zu bringen.
Mit ihm wollte Freiherr von Grünau noch beraten, aber kaum hatte
Herr von Hintze, der außerhalb der Stadt wohnte, sein Kommen
zugesagt, als den Baron die Reichskanzlei erneut an den
Fernsprecher rief. Der Unterstaatssekretär Wahnschaffe verlas ein
Diktat mit frischen Vorschlägen:

		Der Kaiser solle das sozialdemokratische Ultimatum
nicht annehmen. Sondern darüber hinaus zu folgender Entscheidung
kommen: sobald die Waffenstillstandsverhandlungen abgeschlossen
seien, sollten Neuwahlen zu einer Nationalversammlung
ausgeschrieben werden, welche über die Neugestaltung der Staatsform
beschließen solle. Bis dahin Bestellung eines Stellvertreters des
Kaisers.

		Wie immer der Reichskanzler die Lösung des Problems umschrieb
oder die Formen der Austragung zu wandeln suchte: das Problem
blieb, stündlich rückte es näher, stündlich drängender an den
[bookmark: page212]Kaiser und an
seine nächste Umgebung. Wilhelm II. selbst hatte sich zu anderem
Ausweg durchgerungen. Mittags entließ er – nach dem militärischen
Vortrag im Generalstabsgebäude – den Ersten Generalquartiermeister
mit dem Befehl:

		»Das Heer muß kehrtmachen und gegen die Heimat marschieren.
Bereiten Sie das vor!«

		Aber weder dem früheren Staatssekretär von Hintze noch dem
Freiherrn von Grünau erschien der kaiserliche Entschluß als das
richtige Mittel einer Klärung. Aus allen Teilen des Reiches liefen
eben die Nachrichten ein, daß die Bildung von Arbeiter- und
Soldatenräten fortschreite. Die Räte hätten im Westen und Süden, in
den großen Städten an der Küste die Gewalt an sich gerissen. Noch
einmal drangen die beiden Diplomaten in den Ersten
Generalquartiermeister, daß er auf den Kaiser einspreche. Der
General hatte als Soldat, wie viele andere Offiziere im deutschen
Heere, über das Thema bestimmte Meinung gehabt: der Kaiser könne,
der Kaiser müsse fallen, um Lösung und Beispiel zugleich zu geben.
Aber die Zuspruchsbitte verweigerte er. Den Kriegsherrn zum
Verzicht zu bewegen, wäre nicht seine Sache. Der Kriegsherr selbst
verwies auf die Armee. Um der Armee willen dürfe er auf die Krone
nicht verzichten. Den beiden Diplomaten blieb nichts, als die
Weigerung dem Kanzler zu melden:

		»Seine Majestät hat es völlig abgelehnt, auf die
Vorschläge Eurer Großherzoglichen Hoheit einzugehen und hält es
nach wie vor für seine Pflicht, auf seinem Posten zu bleiben.«

		Kaiser Wilhelm berief sich auf die Armee. Der Abschluß des
Waffenstillstandes stand vor der Tür. Schon auf der Rückfahrt von
Berlin hatte General Groener, vom Zuge aus, an Marschall Foch einen
Funkspruch über die Abreise der deutschen Kommission angeordnet.
Und gestern morgen war die Antwort des französischen Marschalls
eingetroffen, daß er die Abgesandten empfangen wolle. Der Kanzler
hatte ihre Ernennung sofort vollzogen, und mit dem Staatssekretär
Erzberger waren Graf Oberndorff, der General von Winterfeldt und
der Kapitän zur See Vanselow mit ihrem Hilfsstabe am Mittag
abgereist. Auf der Straße von Chimay nach Guise hatten sie bald
darauf die Kampflinien überschritten: die Waffen selbst mußten bald
ruhen – Heereskörper wurden frei, um ein Instrument zu schaffen,
das im Reichsinnern wenigstens die Ordnung [bookmark: page213]wieder herstellen konnte. Aber der
Erste Generalquartiermeister sah die Verwendbarkeit des Heeres
anders als der Kaiser.

		Vor dem Generalfeldmarschall von Hindenburg und dem
Generaloberst von Plessen, dem Kommandanten des kaiserlichen
Hauptquartiers, schilderte und begründete er die Undurchführbarkeit
des kaiserlichen Planes. Er wies auf die militärische Lage an der
Front hin. Noch ruhten die Waffen nicht. Den Amerikanern war es bei
dem von General Gröner gefürchteten Vorstoß von Verdun gelungen,
auf dem Ostufer der Maas für ihre Vormarschkolonnen Raum zu
erzwingen. Seine ganze Zusammensetzung und Verfassung machte das
Heer unbrauchbar zur Bekämpfung revolutionärer Bewegung.

		»Man kann nicht erwarten, daß Feldgrau gegen Feldgrau schießt,
nachdem man vier Jahre lang Arm in Arm im Schützengraben gegen den
Feind gestanden hat.«

		Er sah nicht nur die Massen, die man vielleicht noch hatte. Er
wollte das Seelische nicht übersehen, das sie ohne Zweifel bereits
stärker bewegte als bedenkliche Befehle. Noch war eine Reihe guter
Divisionen da. Sollten sie den Feind abwehren, so kämpften sie noch
kurze Frist. Aber in der Atmosphäre der Heimat würden auch sie der
revolutionären Einwirkung erliegen.

		Es war ersichtlich, daß der Kaiser die ganze Lage verkannte. Nur
so war sein Befehl zu verstehen, durch das Heer die Ruhe der Heimat
zu erzwingen. Seine Überzeugung, daß ihm die Armee noch blindlings
in allem Tun gehorchen würde, war die Überzeugung des
Generalquartiermeisters nicht. Als nachts gegen zehn Uhr der
Kriegsrat im Generalstab abschloß, waren die Berater einig, daß der
Kaiser über seine veränderte Stellung im Heere aufgeklärt werden
müsse. Der Generaloberst von Plessen fragte, ob die Aufklärung noch
zur Stunde erfolgen müsse. Der Erste Generalquartiermeister
verneinte. Am nächsten Morgen.

		Zur Stunde aber, nachts gegen zehn Uhr, sprach der Kanzler Prinz
Max von Baden – ohne daß der Erste Generalquartiermeister dies
wußte – mit dem Kaiser. Was er seit Wochen bei sich herumgetragen,
kummervoll mit solcher Berufung belastet, was er manchen Vertrauten
des Kaisers hatte wissen lassen, nie unmittelbar ihn, sprach und
forderte er zum erstenmal vom Kaiser selbst – ohne Verschleierung:
Abdankung. [bookmark: page214]

		Aber der Kaiser antwortete schroff. Auch die Schärfe des Prinzen
wurde unverhohlen. Das Gespräch ging eine Weile noch hin und her.
Der Kaiser hängte ab. Und zu Freiherrn von Grünau:

		»Wie kommt der Prinz dazu, mir so etwas nahezulegen?«

		 

		Den Legationsrat Freiherrn von Grünau rief kurz darauf der
Unterstaatssekretär Wahnschaffe an den Apparat. Unbedingt müsse der
Baron noch einmal die Abdankung verlangen. Aber der Kaiser wäre
bereits zu Bett gegangen. Am nächsten Morgen wollte der Baron es
versuchen. An den Berliner Apparat kam jetzt der Legationsrat von
Prittwitz. Freiherr von Grünau ließ durch ihn den Kanzler um
Entsendung des Vizekanzlers und des Justizministers bitten.
Autoritäten seien nötig in Spa, wenn es zu dem Staatsakt der
Abdankung käme. Der Prinz lehnte ab. Die Entsendung käme zu spät.
Die freiwillige Thronentsagung müsse bis zum Morgen vorliegen.

		Eine neue Meldung jagte hinter diesem Gespräch einher. Die
Staatssekretäre Solf und Waldow sollten dennoch zu
staatsrechtlichen Klärungen entsandt werden. Ihr Sonderzug nach Spa
stehe bereit. Im Augenblick, da er rollen sollte, verweigerte dann
wieder der Staatssekretär von Waldow die Abreise. Er vermochte es
nicht, vor den Kaiser zu treten. Noch einmal wurde Freiherr von
Grünau aufgeschreckt. Die Reise der Staatssekretäre wurde wieder
abgesagt.

		 

		Zur Stunde aber, nachts gegen zehn Uhr, hielt in Berlin der
preußische Ministerrat eine Sitzung. Im Reichstag war ein
Reformprogramm aufgestellt worden. Seiner Besprechung galt der
nächtliche Rat.

		»Es ist jetzt halb zehn Uhr,« erklärte endlich der Innenminister
Drews, »wir wollen die Sitzung vertagen. Morgen ist Generalstreik,
blutige Unruhen sind zu erwarten.

		Alles kommt darauf an, ob das Militär hält oder nicht. Hält das
Militär, so können wir, wenn wir die Sache überschlafen haben, noch
einmal in Ruhe überlegen. Hält das Militär nicht, so gibt es kein
preußisches Ministerium mehr.«

		Der Kriegsminister Scheuch fragte:

		»Wie kommen Euer Exzellenz zu der Meinung, daß das Militär nicht
halten wird?« [bookmark: page215]

		»Nach den Erfahrungen mit den Truppen, die im ganzen Reich
gemacht worden sind, muß ich das bezweifeln. Aber ich wünsche, daß
Sie recht behalten. Dann sehen wir uns morgen alle wieder.«

		Die Sitzung des preußischen Ministerrates wurde abgebrochen.
Aber in der Reichskanzlei liefen Arbeit, Rettungsversuche und
Zwischenfälle weiter. Der Staatssekretär Solf stilisierte spät
nachts noch einmal dringenden Appell an den Kaiser. Auf dem
Schreibtisch des Kanzlers lagen drei Depeschen. Sie ergänzten die
ersten Meldungen revolutionärer Erhebung in München, Braunschweig
und Schwerin. Der König von Bayern und der Herzog von Braunschweig
hatten abgedankt. Der Großherzog von Mecklenburg-Schwerin hatte die
Forderungen des Arbeiter- und Soldatenrates anerkannt.

		Der Staatssekretär schickte den Appell nach Spa. Der Kanzler
meldete den Sturz der Staatshäupter.

		*
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		Der neunte November

		[bookmark: page218] [bookmark: page219]

		In der Redaktion des Berliner »Vorwärts« drängten sich an diesem
Abend der Erregungen die Führer und Obleute der
»Sozialdemokratischen Partei Deutschlands«. Der Staatssekretär
Scheidemann verkündete, daß der Kanzler den Kaiser zu
unverzüglichem Rücktritt aufgefordert hätte, aber die Obleute der
Arbeiterschaft verhehlten ihre Erbitterung nicht, daß die der
Regierung am 1. November in der Abdankungsfrage gestellte Frist
ohne Erfüllung abgelaufen sei. Der Staatssekretär sprach der
Versammlung von letzten Hoffnungen, daß der Thronverzicht bis zum
nächsten Morgen ausgesprochen sein könnte. Er warnte vor Gewalt und
Blutvergießen. Aber die Obleute, die Massen, die ganze Bewegung, in
der er die von Erwartungen zwar gemischte, dennoch schwankende
Unsicherheit fast aller in tragisch abrollendem Spiele gezeigt
hatte, waren ihm entglitten. Die Obleute wollten die Arbeiter
endlich aus Fabriken und Werkstätten auf die Straßen rufen. Am
nächsten Morgen sollte es geschehen. Eines wollten die Obleute noch
gewähren: früh um die siebente Stunde sollten die Versammelten noch
einmal zusammentreten. Bis um die neunte Stunde wollten sie Kaiser
und Regierung noch eine Gnadenfrist geben. Sie saßen um die
angesagte Zeit alle wieder in der Redaktion des »Vorwärts«.

		Der Arbeiterführer Otto Wels stand auf. Keinerlei Nachricht wäre
eingelangt. Aber nunmehr gälte es, dem Willen der Arbeiterschaft
Nachdruck zu verleihen. Er rief nach der Einheitsfront aller
Arbeiter.

		»Auf der Straße sehen wir uns wieder!«

		Er sprach nur wenige Minuten. Aber er hatte jeden Satz mit
hallenden Lungen, mit dem natürlichen Sinn für ein Pathos
gesprochen, mit dem er, ein massiger, stämmiger Mann aus dem Volke,
auf Volksvertreter wirken mußte. Er feuerte Schlagworte in den
Saal. Sie waren oft gebraucht, von allen gekannt, aber jetzt, da
sie als Befehle hinausgerufen wurden, bekamen sie den aufregenden
Sinn der Realität. Der Saal donnerte unter den Zurufen. [bookmark: page220]Dem Obmann Zubeil
stürzten die Tränen hervor, schon hatte er den Glauben an die
Partei verloren gehabt, die jetzt dennoch den Marschbefehl gab.

		Aber noch mehr ereignete sich in den zwei Stunden letzter
Wartezeit. Eine Abordnung Naumburger Jäger erschien im Parteibureau
der Mehrheitssozialisten. Die Abordnung stellte Forderungen: sofort
müsse ein Mitglied des Parteivorstandes zu ihnen, die man als
verläßliche Truppe nach Berlin geholt hätte, in die Kaserne kommen,
um die Mannschaften über die politische Lage aufzuklären. In der
Redaktion des »Vorwärts« warteten die Obleute weiter. Aber der
Volksmann Otto Wels fuhr – im Auto die Naumburger Jäger – zur
Alexanderkaserne.

		Dort trat das ganze Naumburger Bataillon mit allen Offizieren
an. Von der gegenüberliegenden Kaserne strömten die Truppen in den
Hof. Ein Krümperwagen wurde in die Hofmitte geschoben. Der
Volksführer kletterte empor. Atemlos standen die Soldaten. Blass
warteten, in unschlüssiger Haltung abseits, die Offiziere.

		Der sozialistische Abgesandte begann. Von mühseligen
Friedensbemühungen, von den Aussichten, die noch der Krieg gab. Er
sprach von Wilson. Nur eine Möglichkeit war – nach den Erklärungen
des Präsidenten – noch da, wenn man der Vernichtung entgehen
wollte: daß der Kaiser abdankte. Dann sei der Weg zu billigem
Frieden frei. Hunderttausenden koste die Weigerung des Kaisers das
Leben. Dabei bestände überhaupt keine Aussicht mehr auf Sieg. Bei
den Soldaten läge die Entscheidung über Frieden und Bürgerkrieg.
Die Arbeiterschaft habe sich nach dem Kieler Aufstand erhoben. In
Hannover, München und Kiel sei die Republik ausgerufen.

		Otto Wels hielt inne. Er kannte die Stimmung der Soldaten nicht
genau, zu denen er sprach. Reglos blieben Soldaten und Offiziere.
Da wagte es der Mann aus den Arbeiterreihen:

		»Ich frage euch nun, ob die Berliner Garnison auf die Arbeiter
schießen wird, oder ob sie zur Sache des Volkes hält?

		So kann es unter keinen Umständen weitergehen!

		Die Bewegung ist nicht aufzuhalten!«

		Er schleuderte jetzt Satz um Satz hinaus. Er gestand sich, daß
er vor der Krise war, daß er weitersprechen mußte, ohne daß er
genau wußte, wohin er trieb, ob es für ihn ins Gute oder Böse
[bookmark: page221]war. Er hatte
niemand mit hetzenden Worten zuerst angeklagt. Er hatte grau in
grau gemalt, mit dem tiefen Mitleid im warm beherrschten Ton, mit
dem ausgespielten Mitleid für die schuldlos getriebenen Massen.
Jetzt holte er alle Reserven des Pathos, oft vor Mengen erprobt,
vor den Soldaten hervor:

		»Es ist eure Pflicht, den Bürgerkrieg unter allen Umständen zu
verhindern!

		Ich rufe euch zu: Ein Hoch auf den freien Volksstaat!«

		Hier war die Krisis. Otto Wels wartete. Dies war der Augenblick
der Offiziere. Er stand weithin sichtbar auf seinem Krümperwagen.
Aber kein Offizier schoß. Ein Brausen schlug zu ihm empor. Er hatte
das Spiel gewonnen.

		Die Truppen erklärte er zur Verfügung der »Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands«. Feldwebel übernahmen das Kommando. Ein Trupp
von sechzig Mann wurde zur Besetzung und zum Schutz des »Vorwärts«
entsandt. Otto Wels eilte in das Reichstagsgebäude. Aber nunmehr
sollte er von Kaserne zu Kaserne: das Beispiel der Naumburger Jäger
fortzutragen. Die Uhr schlug die neunte Stunde.

		 

		In Spa wieder hatten die Staatssekretäre, vor allem
Staatssekretär Simons und Unterstaatssekretär Wahnschaffe, stets
aufs neue Nachrichten und Entscheidung erbeten. Der jüngste
Bescheid hatte gelautet: soeben führen die Generale zum Kaiser.

		Die Uhr schlug die neunte Stunde, als der Staatssekretär
Scheidemann sich entschloß, im Kabinett des Prinzen Max nicht
länger zu verbleiben. In der Reichskanzlei hatte er angefragt, ob
der Kaiser zurückgetreten wäre.

		»Noch keine Entscheidung,« war die Antwort an den Staatssekretär
Scheidemann gewesen, »vielleicht kommt sie mittags.«

		Jetzt stürmte Otto Wels mit seinem Erlebnis herein. Der
Staatssekretär schrieb:

		»Berlin, 9. November 1918.

		An den Herrn Reichskanzler.

		Eurer Großherzoglichen Hoheit beehre ich mich
mitzuteilen, daß ich mein Amt als Staatssekretär hiermit
niederlege.

		Genehmigen Sie usw.

Philipp Scheidemann.« [bookmark: page222]

		Alle sozialistischen Staatssekretäre traten zurück. Die Arbeiter
verließen Werkstätten und Fabriken. Sie ordneten ihre Kolonnen. Der
Aufmarsch in die Stadt begann.

		 

		Im »Großen Hauptquartier« in Spa schickte Freiherr von Grünau um
die gleiche Stunde die beiden Depeschen, die der Kanzler und der
Staatssekretär Solf nachts aus der Reichshauptstadt gesandt hatten,
durch Boten dem Kaiser.

		Der Schlußappell des Außenministers war ein letztes Signal:

		Verbleiben der Sozialdemokraten unerläßlich zur
Fortsetzung des Friedenswerkes.

		Die sozialdemokratischen Staatssekretäre würden aus
der Regierung ausscheiden, wenn das Ultimatum nicht berücksichtigt
werde.

		Der Versuch sei gescheitert, die Sozialdemokraten
vom Ultimatum abzubringen.

		Von des Kaisers einzigem Entschluß hänge es ab, ob
der Bürgerkrieg zu vermeiden sei oder nicht.

		Freiwillig möge der Kaiser verzichten.

		Der Kanzler sprach in seiner Depesche nicht nur vom Sturz der
Staatshäupter:

		Die Mehrzahl der Kabinettsmitglieder hätte sich für
die Abdankung ausgesprochen.

		Im Falle des Rücktrittes des Kanzlers würde das
gesamte Kabinett demissionieren.

		Neubildung unmöglich wegen Fehlens einer
Reichstagsmehrheit.

		Der Abschluß des Waffenstillstandes sei daher
unmöglich.

		Freiherr von Grünau alarmierte, so früh es ging, den früheren
Staatssekretär von Hintze. Sie suchten, beide erschüttert vom
Notschrei steuerlos gewordener Macht, unverweilt die Generale auf.
Vielleicht wurden die Soldaten das Steuer.

		 

		Den Generalfeldmarschall trafen sie allein, doch ließ der
Marschall sogleich den Ersten Generalquartiermeister herbeirufen.
In der Unterredung hatte freilich das Endergebnis nicht für alle
Teilnehmer gleich klaren Sinn. Der frühere Staatssekretär von
Hintze nannte die Abdankung des Kaisers unaufschiebbar. [bookmark: page223]

		»Sie darf keine Minute mehr verzögert werden.«

		Der Erste Generalquartiermeister sprach über den kaiserlichen
Rückmarschplan in die Heimat. Die Operation des Kaisers sei
aussichtslos. Für den Kampf nach innen lasse die Truppe sich nicht
mehr verwenden. Eine Anzahl von Kommandeuren habe er ins »Große
Hauptquartier« befohlen, um sie über die Stimmung der Soldaten
genau zu hören. Aber vor ihrer Befragung könne er jetzt schon
versichern, daß die Armee dem Kaiser nicht folgen werde.

		Die beiden Diplomaten kamen zu dem Eindruck, daß nunmehr auch
der Erste Generalquartiermeister die Abdankung verlange. Ihre
Überraschung über die scheinbare Änderung in der Haltung des
Generals war groß. Denn wer immer bisher den Einspruch auf den
Kaiser von ihm erbeten hatte: allen hatte der
Generalquartiermeister abgesagt. Aber in Wahrheit war der General
jetzt erst recht entschlossen, sich jeder Anregung oder Einmischung
in der Abdankungsfrage zu entschlagen. Vor vierundzwanzig Stunden
hatte die Möglichkeit noch bestanden, daß der Kaiser das von dem
General ersehnte Beispiel des Heroischen gab. Dies war vorbei: der
Zusammenhalt des Heeres war gelockert – Unzuverlässigkeit auf
Schritt und Tritt. Wenn der Kaiser abdankte, tauschte er den
Bürgerrock gegen die Krone vielleicht in Ruhe ein. Wenn er nicht
abdankte, kam wohl der Bürgerkrieg. Oder schmähliche Absetzung.
Vielleicht blieb ein Teil des Heeres bei dem Kaiser. Vielleicht
auch wurde er erschlagen. Ruhmlos war die Zeit verschleppt, vertan
und versäumt. Kaiser Wilhelm mußte jetzt selbst wissen, was er
wählte. Der Generalquartiermeister hatte das Gefühl einer einzigen
Pflicht: Entwicklung, Zustände und Wahrheit zu bezeichnen, wie sie
waren, auch vor dem Kaiser, und alle Kraft an den Versuch zu
setzen, daß bis zum bitteren Ende der Strom, der überall über die
Ufer wollte, halbwegs im Strombett blieb. Mit den beiden Diplomaten
wurde verabredet, daß der Erste Generalquartiermeister sein Bild
von der Lage dem Kaiser beim militärischen Vortrag sogleich
vermitteln sollte.

		Indes begannen die von der Front hereingeholten Kommandeure
einzutreffen. Sie begrüßte der Marschall nur kurz. Der Chef der
Operationsabteilung, Oberst Heye, hatte Auftrag, ihr Gutachten zu
erbitten. Marschall und Generalquartiermeister eilten zum Kaiser.
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		In der Villa Fraineuse erwartete sie Kaiser Wilhelm mit dem
Generaladjutanten von Plessen und dem Chef des Generalstabes der
Kronprinzenarmee, dem Grafen Schulenburg. War es auch sonst nie
möglich, allein, unter vier Augen, den Kaiser zu sprechen, vor dem
auch Generalfeldmarschall und Generalquartiermeister stets nur in
feierlichem Aufzug, mit umgeschnallter Waffe zu erscheinen hatten:
die Anwesenheit des Grafen Schulenburg machte, ganz abgesehen von
dem Generaladjutanten, Anfänge, Thema und Führung des Berichtes
diesmal noch schwieriger. Offenbar aber hatte Graf Schulenburgs
Mithören bestimmten Sinn oder Zweck. Der Generaloberst von Plessen
hatte ihn der Beratung zugezogen.

		Zögernd, wie vor acht Tagen der Minister Drews, begann der
Generalfeldmarschall. Er könne, was er sagen müsse, nicht
aussprechen. Er bitte darum um seinen Abschied.

		Der Kaiser unterbrach den alten General. Er fordere
militärischen Vortrag vom Generalquartiermeister. General Groener
holte die kurzen Notizen hervor, die er sich am frühen Morgen
bereit gelegt hatte:

		Die noch kampffähigen Divisionen halte der Feind gefesselt.
Einige oder mehrere Divisionen herauszuziehen, bedeute den völligen
Zusammenbruch der Front. Denn das Vordringen der Amerikaner über
die Maas hätte die Situation nunmehr kritisch werden lassen.
Irgendwelche Reserven seien nicht mehr vorhanden. Man müsse froh
sein, wenn die Divisionen an der Front noch bis zum Abschluß des
Waffenstillstandes hielten.

		Bei der vollkommenen Auflösung der Etappe sei mit irgendwelcher
Wirksamkeit ihrer Einrichtungen nicht mehr zu rechnen. Hier müsse
man froh sein, wenn noch die nötigsten Verpflegungszüge für das
Heer durchkämen. Im Rücken des Heeres besäße der Feldintendant nur
mehr Vorräte für fünf Tage. Aber je weiter die Armee zurückginge,
desto spärlicher würden sie. Die Berichte über die Eisenbahnlage
lasse keinen Zweifel, daß man mit freier Disposition über Truppen
und Material nicht mehr rechnen könne.

		Dann sprach der General von der Heimat. Alle wichtigen
Rheinübergänge mit den dort errichteten großen
Verpflegungsmagazinen in den Händen von Aufständischen. Ein großer
Teil der Ersatzmagazine, wichtige Knotenpunkte in den Händen der
Arbeiter- und Soldatenräte. In der Sammelstation Köln sei die
Zufuhr zum [bookmark: page225]Feldheere bereits unterbrochen gewesen. Die
Münchener Verpflegszüge seien nicht mehr abgelassen worden.

		Der Erste Generalquartiermeister war zu Ende. Der Marschall
sprach ein paar Worte. Die vom Kaiser angeordnete Operation hätte,
wie die Umstände lägen, keine Aussicht auf Erfolg. Die Frage der
Abdankung blieb unberührt. Der Kaiser schwieg. Er hatte wortlos den
Vortrag angehört. Aber jetzt sprach Graf Schulenburg. Es handle
sich nur um eine Matrosenrevolte. Sie könne man mit wenigen Truppen
niederwerfen. Der Kaiser schien aus seiner Starrheit zu erwachen.
General Graf Schulenburg versuchte, einzelnes aus General Groeners
Vortrag zu widerlegen. Der Kaiser stellte Zwischenfragen. Das
Gespräch ging endlich nur zwischen dem Kaiser und dem Grafen hin
und her. Der Erste Generalquartiermeister blieb zunächst stumm. Und
auch der Marschall beteiligte sich kaum.

		Allmählich erweiterte General Graf Schulenberg seine Einwände zu
einem Vortrag. Seine Gedanken verließen die Matrosenrevolte und den
Versuch, die Revolution mit den Waffen niederzuschlagen. Er wußte
anderen Vorschlag. Der Kaiser solle gegen die Heimat nicht kämpfen.
Friedlich solle er in die Heimat einziehen. Den Reichstag kümmere
die ganze Angelegenheit nicht. Der Kaiser brauche nur als König von
Preußen einzuziehen. Höchstens der Landtag hätte mitzusprechen.

		Der Erste Generalquartiermeister fand, daß Graf Schulenburg die
Lage des Augenblickes nicht übersah, daß er sie dem Kaiser falsch
zeichnete. Daß er Auffassungen vertrat, als hätten Kaiser,
Revolution und Kriegsniederlage nichts miteinander zu tun. Als
genügten ein paar Feldgendarmen, um neu die Ordnung zu
schaffen.

		Die staatsrechtlichen Vorstellungen des Generals Grafen
Schulenburg schienen ihm verworren. Er griff kurz ein. Über die
Entstehung der Kaiserwürde und die Stellung des Königs von Preußen
im Reiche verrate der Graf eine völlig irrige Auffassung. Im
Augenblick sei die vorgebrachte Behandlung der Angelegenheit
überhaupt nicht mehr zu besprechen. Vielleicht hätte man durch
Beratung ähnlicher Lösungsversuche vor vierzehn Tagen Zeit gewinnen
können. Nunmehr schritten die Berliner Ereignisse über solche
Thematik hinweg. Für unmöglich halte er auch den friedlichen Einzug
des Monarchen. Die schärfste Klarheit schien ihm gerade noch klar
genug. Er richtete sich schroff empor: [bookmark: page226]

		»Das Heer wird unter seinen Führern und kommandierenden
Generalen geschlossen und in Ordnung in die Heimat
zurückmarschieren, aber nicht unter Führung Eurer Majestät.«

		Der Kaiser blieb die Antwort schuldig. Er wußte nichts zu sagen.
Einen Ansatz zum Sprechen preßte er wieder in sich hinein.

		Übrigens mußte der militärische Vortrag abgebrochen werden. Denn
die Reichskanzlei erbat – es war um 11 Uhr vormittags – die
kaiserliche Entscheidung auf die nachts abgesandten Vorschläge. Die
Gespräche der Reichskanzlei wurden jetzt stets eiliger und
drängender.

		Ihr Einfluß sollte von ruhiger Erwägung ausgeschaltet sein. Der
Kaiser schritt in den Park hinaus und wandte sich endlich an den
Ersten Generalquartiermeister: die Frontkommandeure sollten befragt
werden.

		 

		Mit dem Admiral von Hintze und Freiherrn von Grünau gedachte er
eine Weile sich im Villengarten zu ergehen. Die Gruppen der
kaiserlichen Umgebung lösten sich. Auch die Generale schritten auf
und nieder. Der Staatssekretär von Hintze lief wieder in die Villa
zurück. Die Meldung vom Morgen, die er nach seiner Unterredung mit
dem Generalfeldmarschall und dem Generalquartiermeister an die
Reichskanzlei gegeben hatte, die schwerwiegende Meldung, daß die
Armee im Falle eines Bürgerkrieges nicht mehr hinter dem Kaiser
stehe, wollte er noch um den Bericht über den Vortrag General
Gröners vor dem Kaiser und den kaiserlichen Befehl an den General
ergänzen. Er sprach abermals mit der Reichskanzlei.

		Freiherr von Grünau aber wanderte allein mit dem Kaiser weiter.
Er sah ihn blass und bewegt, und er entschloß sich, das Alleinsein
zu nützen:

		Nach dem Urteil der ersten Militärs bleibe nichts anderes als
die Abdankung. Es sei für den Kaiser unmöglich, einen Bürgerkrieg
zu entfesseln – vor Abschluß des Waffenstillstandes, da alles sich
nach der Heimat sehne. Niemand könne die Verantwortung für einen
Bürgerkrieg übernehmen. Einen Bürgerkrieg würde man dem Kaiser um
seiner selbst, um seiner Person willen vorwerfen. Wenn er aber das
große Opfer bringe, so werde man die Größe seines Entschlusses und
die Tragik seines Schicksals [bookmark: page227]ehren. Für Dynastie und Monarchie sei das Opfer
dann nicht umsonst gebracht.

		Es waren die Gedankengänge des Prinzen Max. Vor zwölf Stunden
noch hatte sie der Kaiser, als sie der Kanzler am Fernsprecher
vortrug, schroff entzweigerissen. Jetzt sprach sie unmittelbar und
mit bewegten Bitten jemand an seiner Seite. Der Kaiser entzog sich
nicht. Deutlich war die Trauer, die Bitterkeit, die durch ihn
ging:

		Den Gedanken lehne er ab, in der Heimat die Ursache für
Blutvergießen zu werden. Aber die Abdankung in diesem Augenblick
bedeute die Republik. Dann sei der Zerfall des Reiches da. Die
sozialdemokratische Regierung hätte nichts getan, um den gegen ihn
gerichteten Bestrebungen entgegenzutreten, obwohl er auf alle
Reformvorschläge bereitwillig eingegangen sei. Sie halte sich
völlig im Schlepptau der Sozialdemokraten.

		Einen Augenblick hielt der Kaiser inne. Dann:

		»Wenn es das deutsche Volk nicht anders will, so bin ich bereit,
abzudanken. Ich habe lange genug regiert, um zu sehen, was das für
ein undankbares Geschäft ist. Ich hänge durchaus nicht daran. Ich
habe nur meine Pflicht getan, gerade in dieser Zeit auf meinem
Posten auszuhalten, um die Armee und mein Volk nicht zu
verlassen.

		Nun mögen die andern zeigen, ob sie es besser können.«

		Der Legationsrat sah schon die Überwindung der Krise. Der
Admiral kam aus der Villa zurück. Er meldete die Entwicklung in
Berlin. Dann ging er zu den Generalen.

		 

		Auch die Generale führten im Park die Unterhaltung fort.
Zwischen dem Generalfeldmarschall, dem Ersten
Generalquartiermeister, dem Generalobersten von Plessen, dem
General von Marschall und dem General Grafen von Schulenburg gingen
die letzten Nachrichten, das Thema über die Wandlung in der Armee
hin und her. In die Gegend zwischen Aachen und Brüssel war die
zweite Gardedivision gebracht worden, damit sie den Rücken des
»Großen Hauptquartiers« gegen Aufständische decke. Aber jetzt
drangen Gerüchte darüber ein, daß selbst die Mannschaften der Garde
sich auflehnten. Die Generaladjutanten des Kaisers und Graf von
Schulenburg begriffen das Ereignis nicht bei preußischen Soldaten,
[bookmark: page228]die dem
Kaiser die Treue im Fahneneide beschworen. Skeptisch sah der Erste
Generalquartiermeister auf seine Begleiter, die den Sturz der Welt
nicht anerkannten, weil sie selbst noch an die Gesetze einer
verlöschenden Vergangenheit glaubten. Für sie alle schien die Macht
nicht zu bestehen, die über Nacht sich erhoben hatte. Sie alle
glaubten noch an die Gewalt aus Jahrhunderten, die abgelaufen und
mit neuer Herrschaft vertauscht war: sie glaubten, daß auch die
neue Gewalt sich beugen werde, wenn man sie nur mit den Gesetzen
und Formeln anrief, durch die sie in nunmehr gestürzten Zeitaltern
in Hörigkeit bis heute gebunden war. Der Erste
Generalquartiermeister stand einsam mit seiner Erkenntnis von der
neugeschaffenen Welt, von der Hoffnungslosigkeit, ihre Riesenkräfte
mit den Schlagworten sterbender Epochen zu zertrümmern. Aber er
versuchte, die erschütternde Wandlung zu erklären:

		»Sie müssen sich doch nicht wundern.

		In Zeiten revolutionärer Gärungen spielt der Fahneneid nicht
mehr die Rolle, die man von ihm erwartet. Zuletzt wird er zur
bloßen Idee, von der keine Wirkung mehr ausgeht.«

		Die andern begriffen gleichwohl nicht. Vor ihnen stand, kein
Helfer in der Not ihres kaiserlichen Herrn, wie sie es sahen,
gespenstisch plötzlich in ihrer leibhaftigen Mitte, der Erste
Generalquartiermeister als Revolutionsgeneral.

		 

		Der Erste Generalquartiermeister wurde an den Fernsprecher
geholt. Von der Reichskanzlei bat der Geheimrat Dr. Simons, daß der
General einen Druck auf den Kaiser übe. Der General lehnte ab. Von
der Reichskanzlei wurde auch der Generaloberst von Plessen um
gleiche Einflußnahme gebeten. Auch der Generaloberst verweigerte
die Erfüllung.

		Vom Bitten und Drängen der Reichskanzlei hallte die Fernmuschel
im Dienstzimmer der Villa Fraineuse jetzt unaufhörlich. Aber weder
der Admiral von Hintze noch der Legationsrat Freiherr von Grünau,
noch Major von Hirschfeld und Major Niemann, die sich im Aufnehmen
der Berliner Meldungen und Anfragen ablösten, vermochten
Endgültiges zu diktieren. Sie alle suchten zu beruhigen, sie alle
zu vertrösten. [bookmark: page229]

		Der Unterstaatssekretär meldete Unruhen in der Stadt. Bei der
Füsilierkaserne sei geschossen worden. Verschiedene Truppenteile
hätten versagt. Der Admiral von Hintze erklärte, daß die
kaiserliche Entscheidung binnen kürzester Zeit fallen werde. Er
eilte in den Garten zurück. Er suchte den Kaiser. Dann meldete er
auch den Generalen die Entwicklung in Berlin. Ein Auto bog eilig in
den Park. Der Kronprinz sprang aus dem Wagen und stürzte auf die
Generale zu:

		»Sind denn die paar Matrosen noch nicht an die Wand
gestellt?«

		Er schritt auf den Kaiser zu, dem alles Zurückgedrängte sich
ganz zu lösen schien. Er sprach mit dem Kronprinzen allein, allen
sichtbar im Park, mit der hastigen beweglichen Art, die sonst zu
ihm gehörte.

		 

		Bald darauf – mittags 1 Uhr – erschien der Chef der
Operationsabteilung, Oberst Heye. Er kam mit dem Bericht der
Kommandeure.

		Fünfzig Kommandeure waren von den Fronttruppen in das »Große
Hauptquartier« beschieden worden. Sie kamen aus der Mitte der
Front, die noch zuverlässiger sein konnte als die beiden Flügel:
nach Belgien reichten zersetzende Einflüsse leicht über Köln, in
das Elsaß über Straßburg. Der Erste Generalquartiermeister hatte
erkunden wollen, wie stark oder wie schwach der Gehorsam selbst bei
den noch besten Truppenteilen war. Elf Regimentskommandanten
fehlten bei der Besprechung. Ihre Autos waren unterwegs
liegengeblieben. Aber auch das Gutachten von neununddreißig
Kommandeuren konnte Klarheit verschaffen:

		Zwei Fragen hatten sie zu beantworten:

		a) »Wie steht das Heer zum Kaiser? Wird es ihm im
Kampfe zur Wiedereroberung der Heimat folgen?

		b) Wie steht das Heer zum Bolschewismus? Wird es
gegen den Feind im Innern marschieren?«

		Die Antworten waren zur ersten Frage:

		1 Stimme: »Ja – das Heer wird dem Kaiser
bedingungslos folgen.«

		15 Stimmen schwankten.

		23 Stimmen erwiderten: »Nein.« [bookmark: page230]

		Zur zweiten Frage:

		8 Stimmen schwankten.

		12 Stimmen erwiderten: »Eventuell nach Aufklärung.
Wenn die Familien in Gefahr sind, dann wird das Heer vielleicht
marschieren.«

		19 Stimmen waren: »Nein.«

		Aus der Mitte der Kommandeure hatte dann ein Teilnehmer noch
einen Antrag gestellt:

		»Alle Offiziere durch Handschlag zu verpflichten,
daß sie sich Schweigen über die Befragung auferlegen wollten, damit
man den Kaiser nicht unter Umständen wegen Anstiftens zum
Bürgerkriege unter Anklage stellen könne.«

		Auch dies war geschehen. Der Chef der Operationsabteilung verlas
dem Kaiser jetzt die Stimmen der Offiziere. Er schloß:

		»Jede Stunde Waffenstillstand ist daher wichtig.«

		Der Kaiser stimmte zu und spann das Thema weiter.

		»Waffenstillstand wollen wir ja auch haben. Ich muß klar sehen.
Ohne daß ich klar sehe, danke ich nicht ab. Marschiert das Heer
ohne mich geordnet nach Hause? General Schulenburg meinte: Nein.
General Groener meinte: Ja.«

		Oberst Heye erklärte jetzt:

		»Die Armee marschiert auch unter den Generalen allein nach
Hause. Sie ist noch fest in der Hand der Führer. Aber wenn Eure
Majestät mit ihr nach Hause marschieren, so ist es ihr recht und
eine Freude. Nur kämpfen will die Armee nicht mehr, weder nach
außen noch nach innen.«

		General Graf Schulenburg mischte sich ins Gespräch. Noch einmal
betonte er die Zuverlässigkeit der preußischen Truppen.

		Der Admiral von Hintze fragte:

		»Werden sich die preußischen Truppen auch schlagen?«

		General Graf Schulenburg zögerte. Dann bekannte er:

		»Nein.«

		Aber Kaiser Wilhelm hatte sich zu einem Entschlusse
durchgerungen. Den Bürgerkrieg wolle er nicht. Die Armee wolle er
vor dem Zusammenbruche bewahren. Der Staatssekretär Erzberger solle
angewiesen werden, den Waffenstillstand abzuschließen. Er wolle
abdanken als Kaiser. Nicht als König von Preußen. Er beabsichtige,
[bookmark: page231]sich zu einer
preußischen Division zu begeben. Mit ihr wolle er friedlich in die
Heimat zurückkehren.

		Er verließ die Generale und Offiziere. Er zog sich in die Villa
zurück. Es war die Mittagsstunde. Man setzte sich zu Tisch. Im
Dienstzimmer der Kaiservilla wurde die Abdankungsurkunde
ausgearbeitet. Der Admiral von Hintze, der Legationsrat von Grünau,
der Generaloberst von Plessen, die Generale von Marschall und Graf
Schulenburg stilisierten gemeinsam. Im Arbeiten wurde der Admiral
an den Fernsprecher geholt. Der Unterstaatssekretär Wahnschaffe
meldete sich am Telephon. Es hatte den Anschein, als wäre noch
nichts Entscheidendes in Berlin geschehen. Die Reichskanzlei
drängte:

		»Es ist höchste Eile – – Jede Minute ist kostbar – –.«

		Noch einmal beruhigte der Admiral. Die Formulierung der
Abdankungsurkunde geschehe. Auch Graf Schulenburg sprach in den
Apparat:

		»Eine so wichtige Entschließung, wie die Abdankung des Kaisers,
könne nicht in wenigen Minuten gefaßt werden. Seine Majestät hätte
seinen Entschluß gefaßt. Er würde schriftlich im Augenblick
formuliert, und die Reichsregierung müsse sich gedulden, bis diese
Erklärung in ihrer Hand sein würde.«

		Aber die Ereignisse in der Hauptstadt, die Ereignisse in der
Reichskanzlei schritten über die Telephongespräche hinweg. Oder sie
waren schon über sie hinweggeschritten.

		 

		Alles sah der Reichskanzler Prinz Max von Baden auf sich allein
gestellt. Zwei Stadien hatte – seit kaum fünf Wochen – seine
Politik durchlaufen. Er hatte die Rettung des Reiches zuerst noch
mit dem Kaiser an der Spitze, dann die Reichsrettung mit der
Monarchie versucht. Selbst das zweite Ziel sah er nun bedroht. Die
Rettung verfassungsmäßiger Entwicklung, die Klammerung an eine
Nationalversammlung, die das Schlußwort über Deutschlands
Staatsform sprechen sollte, war noch das einzige, das vielleicht
erreichbar blieb.

		Vielleicht: wenn der Kaiser noch in letzter Minute rechtzeitig
die Bahn freigab. Wenn er dem Volke zurief, daß es selbst sein
Schicksal bestimmen sollte. Wenn er es nicht aufreizte, daß es ihn
[bookmark: page232]gewaltsam
stürzte und auch die Monarchie damit begrub. Wenn Kaiser Wilhelm
abdankte.

		Noch einmal hatte der Kanzler am Morgen eine Aussprache, ein
überzeugendes Wort vor dem Kaiser gesucht. Entmutigt hatte er, als
er vom Fernsprecher sich in sein Arbeitskabinett zurückbegab, dem
Grafen Bernstorff den Ausgang zugerufen:

		»Der Kaiser ist sehr – – sehr böse auf mich!«

		Der Kanzler hatte wenig Zeit mehr, Verstimmungen nachzutrauern.
Er wollte sein bitteres Amt zu Ende führen. Erschütternd war die
Mitteilung des Admirals von Hintze um 9 Uhr 15 Minuten vormittags
gewesen, daß auch das Feldheer dem Kaiser sich versage:

		»Die Oberste Heeresleitung hat sich entschlossen,
sogleich Seiner Majestät zu melden, daß die bewaffneten
Streitkräfte im Falle eines Bürgerkrieges nicht hinter ihm stehen
würden und daß die Armee wegen Ernährungsschwierigkeiten nicht
imstande sein würde, einen Bürgerkrieg zu führen.«

		Der Unterstaatssekretär Wahnschaffe hatte am Fernsprecher dem
Admiral zugerufen:

		»Damit tritt die Kaiserfrage in ein ganz akutes Stadium!«

		Der Admiral hatte nicht widersprochen. Aus aller Tragik wuchs
hier die Hoffnung, daß das Spiel nunmehr mit freiwilligem Verzicht
doch noch zu Ende ging. Der Kriegsminister General Scheuch hatte
kurze Zeit, bevor der Admiral von Hintze seine Meldung am Morgen
erstattete, in der Reichskanzlei vorgesprochen. Er war nur zu
eigener Orientierung gekommen. Schon hatte er zwar verwirrte
Stimmung, große Ungeduld, dennoch nicht Hoffnungslosigkeit
vorgefunden.

		»Die Abdankung ist im Gange« – –.

		Kanzler und Reichskanzlei wurden allmählich sogar voll
Zuversicht in die Lösung durch Thronverzicht. Eine Proklamation,
die außer der kaiserlichen Abdankung und dem Verzichte des
Kronprinzen auch eine Regentschaft ankündigte, müßte für den Druck
bereitliegen, wenn die erwartete Nachricht aus Spa eintraf. Ihr
Text wurde im Auftrage des Unterstaatssekretärs Wahnschaffe von dem
Geheimrat Simons entworfen, nach Rücksprache mit Justizministerium
und Justizamt, und Prinz Max genehmigte den Text. Nach den Angaben
über die militärische Wendung im »Großen Hauptquartier« war, selbst
ohne unmittelbare Andeutung auf die [bookmark: page233]kommende Abdankung, ein anderer Ausweg
überhaupt kaum mehr denkbar. So nahm der Kanzler zwei Stunden lang
das Schweigen hin, in das die Kaiservilla wieder sank. In der Hand
hielt er die Absage des Staatssekretärs Scheidemann. Das Kabinett
trat um 10 Uhr zusammen, ohne die sozialistischen Staatssekretäre,
die ihren Abschied gegeben hatten. Unruhe wurde aus der Stadt
berichtet. Der Kanzler wußte nicht, ob er es überhaupt noch
vermöchte, seine Regierung mit Waffengewalt zu halten. Denn er
kannte die Zuverlässigkeit der Waffen nicht. Eine Austragung durch
sie wollte der Prinz nicht erst abwarten. In der Reichslage, auch
um des Kaisers willen, schien sie ihm sinnlos. Er wollte überhaupt
nicht mehr warten. Das Schweigen in Spa wollte er zerreißen. Der
Unterstaatssekretär Wahnschaffe, der Geheimrat Simons, der
Legationsrat von Prittwitz: sie lösten sich am Fernsprecher mit
Bitten, Drängen und Bestürmen jetzt unaufhörlich ab. Und die Straße
füllte sich. Schüsse wurden von der Füsilierkaserne gemeldet.
Umzüge und Gewehrlärm wußte man gleich darauf in Spa. Zwischen den
Beruhigungen und Vertröstungen vom Dienstzimmer in der Kaiservilla
sprach der Generaloberst von Plessen in das Telephon. Er mißtraute
den Gerüchten von den Unruhen. Er hielt sie für übertrieben. Im
Dienstzimmer der Kaiservilla hatte einer der Aufnehmenden etwas
»von Strömen von Blut« zu hören vermeint. Ins Vorzimmer des
Kanzlers, darin der Unterstaatssekretär Wahnschaffe am Fernsprecher
saß, trat um die gleiche Zeit wieder der Kriegsminister. Ihn hielt
– zugleich mit dem Generalobersten am Apparat in Spa – der
Unterstaatssekretär fest:

		»Gut, daß der Kriegsminister kommt. Plessen ist am Telephon. Er
will Nachrichten über den Zustand der Truppen.«

		Daß der Abfall der 4. Jäger, der Berliner Ersatztruppen, der
Jüterboger Artillerie Wahrheit geworden war, hatte der Begleiter
des Kriegsministers, der Oberstleutnant van dem Berg, am Telephon
soeben einem Offizier im Hauptquartier bestätigt. Er hatte die
Meldung auch dem Admiral von Hintze wiederholt. Mit dem
Generaladjutanten sprach nunmehr der Kriegsminister selbst. Er
vermochte ihn nicht gerade zu beruhigen. Der Generaloberst von
Plessen verlangte genauen Bericht über die Vorgänge bei den
Berliner Truppen durch das Oberkommando in den [bookmark: page234]Marken. Dort ließ der
Kriegsminister sofort den Oberstleutnant van dem Berg anfragen.
Aber dem Oberstleutnant wollte weder der General von Linsingen noch
sein Stellvertreter Lettow Auskunft erteilen. General von Linsingen
verlangte den Kriegsminister. Aber General Scheuch war durch das
Adjutantenzimmer schon weitergegangen.

		 

		Noch am frühen Morgen hatte General Scheuch seinem Adjutanten
versichert:

		»Wir in Berlin sind jetzt in einer belagerten Festung. Ich
hoffe, daß wir Berlin halten. Solange das gelingt, ist nichts
verloren. Die Armee muß uns entsetzen.«

		Er hatte noch auf die Ankunft der Truppen gehofft, die in den
Tagen vorher der Erste Generalquartiermeister ihm zugesagt hatte.
Von außen hatte er sonst auf Entsatz längst nicht mehr rechnen
können. Die Aufständischen hatten vor vier Tagen Brunsbüttelkroog,
vor drei Tagen Lübeck und Cuxhaven, vor zwei Tagen Bremen, Lee,
Wilhelmshaven, Geestemünde besetzt. Aus Köln war Meldung über
Unruhen bei Soldaten und Arbeitern erstattet. Aus Altona hatte das
»Stellvertretende Generalkommando 9« gedrahtet, daß die Macht über
die Truppen verloren sei. Die Militärbehörden hatten
Gehorsamsverweigerung aus Düsseldorf, Elberfeld, Essen, Dortmund
gemeldet. Nachrichten aus Osnabrück, Minden, Halle, Naumburg hatten
Meutereien berichtet. Unregelmäßigkeiten hatten sich bei den
Garnisonen in Erfurt, Gotha, Kassel, Koblenz ereignet. Auf Anruf
hatte das Münchener Kriegsministerium nicht mehr geantwortet. Im
nahen Magdeburg waren die Militärbehörden nicht mehr zu erreichen.
In der Reichshauptstadt hatte der frühere Staatssekretär
Helfferich, von einer Reise mit schlimmen Eindrücken heimgekehrt,
in der Reichskanzlei angeregt, daß aus allen in Berlin weilenden
Offizieren für alle Fälle ein Schutzkörper von Zuverlässigkeit
zusammengefügt werde. Der Plan deckte sich mit den Richtlinien, die
der Kriegsminister wiederholt in jüngster Zeit festgelegt und
ausgegeben hatte: im Falle von Unruhen nicht nur Offizierseinheiten
aufzustellen, sondern nach Möglichkeit alle vorhandenen Truppen
durch Offiziere auch noch zu verstärken. Der Unterstaatssekretär
Wahnschaffe hatte den Antragsteller an das Kriegsministerium
geleitet, die Kommandantur die Offiziere gestern [bookmark: page235]durch Anschlag vor das Schloß
bestellt: hundertfünfzig Offiziere hatte sie bereitstellen lassen,
ihren Rest, weit größer an Zahl als die Behaltenen, hatte sie
wieder entlassen.

		Dennoch hatte General Scheuch geglaubt, daß die Reichshauptstadt
selbst sich werde halten lassen. Bis zu dem Augenblick hatte er es
geglaubt, da ein Offizier des Alexanderregiments – gegen 11 Uhr –
mit betäubenden Meldungen zu ihm hereingestürmt war: das
Jägerbataillon 4 in der Alexanderkaserne sei abgefallen, die
Panzerkraftwagen vor dem Schlosse weigerten sich, gegen das Volk
vorzugehen.

		Eine Dreiviertelstunde später hatte aus der Reichskanzlei
irgendwer, den er gar nicht kannte, der sich aber in gewisser Art
als Beauftragter des Prinzen gab, den Adjutanten des
Kriegsministers angerufen. Der Kaiser hätte abgedankt. Es solle
nicht geschossen werden.

		Dem Kriegsminister hatte das alles so verworren geschienen, daß
er sogleich den Kanzler selbst aufsuchen wollte.

		 

		Schon auf dem Wege in die Reichskanzlei hörte er davon, daß eine
Proklamation über die Abdankung des Kaisers ausgegeben worden wäre.
Der Kanzler hatte den Entschluß gefaßt, aus eigener Entscheidung,
aus eigener Verantwortung zu handeln. Prinz Max wußte, daß die Form
des Rechtes nicht bei ihm war, wenn er die Abdankung des Kaisers
und des Kronprinzen verkündigen ließ. Er hatte die Überzeugung, daß
Kaiser Wilhelm die Krone nur noch minutenlang trug. Er durfte und
er mußte die Überzeugung aus allen Nachrichten haben, die ihm aus
dem »Großen Hauptquartier«, aus allen Parteilagern, aus dem Reiche
und von der Straße zugekommen waren. Zu erwägen blieb für ihn bloß,
ob diese Krone in Ehren fallen sollte oder schmählich, ob sie
fortgegeben oder fortgenommen wurde, freiwillig oder durch Gewalt.
Prinz Max sah die Absetzung für den Kaiser. Im Thronverzicht war
vielleicht jetzt noch schwache Hoffnung, Monarchie und Dynastie
eine Zukunftsmöglichkeit zu lassen. Und die Gewalt war im Umsturz
auch für die Verfassungsentwicklung ausgeschaltet: den Ruf nach
schicksalbestimmender Nationalversammlung mußten alle gelten
lassen.

		Mit dem Geheimrat Doktor Simons war der Kanzler den Entwurf der
Abdankungsurkunde noch einmal durchgegangen. Kleine, unwesentliche,
[bookmark: page236]formale
Änderungen waren zu endgültigem Text berichtigt worden.

		»Der Kaiser und König hat sich entschlossen, dem
Thron zu entsagen. Der Reichskanzler bleibt noch so lange im Amt,
bis die mit der Abdankung des Kaisers, mit dem Thronverzicht des
Kronprinzen des Deutschen Reiches und von Preußen und mit der
Einsetzung der Regentschaft verbundenen Fragen geregelt sind. Er
beabsichtigt, dem Regenten den Abgeordneten Ebert zum Reichskanzler
und die Vorlage eines Gesetzentwurfes wegen der sofortigen
Ausschreibung der allgemeinen Wahlen für die verfassunggebende
deutsche Nationalversammlung vorzuschlagen, der es zu obliegen hat,
die künftige Staatsform des deutschen Volkes, einschließlich der
Volksteile, die ihren Eintritt in die Reichsgrenzen wünschen
sollten, endgültig festzustellen.«

		Dem Kanzler hatten der Staatssekretär Solf und Graf Bernstorff
vor letztem Beschlusse nahegelegt, daß der Prinz selbst die
Reichsverweserschaft übernehme. Vor allem Graf Bernstorff hatte ihn
überzeugen wollen:

		»Ein Übergang wäre geschaffen.«

		Aber der Prinz hatte Bedenken gehabt. Die Rolle Philipp Egalités
lag ihm nicht. Er hatte gezaudert. Ohne sich mit den anderen
Bundesfürsten ins Einvernehmen zu setzen, könne er solches Amt
nicht übernehmen. Es müsse der badische, bayerische und
württembergische Gesandte gefragt werden. Als Graf Bernstorff dann,
vor dem Prinzen, die Gesandten befragte, waren sie im
Einverständnis für die prinzliche Regentschaft. Schließlich hatte
sich der Prinz dennoch für Ablehnung entschieden.

		In seine letzten Erwägungen war plötzlich vom Legationsrat von
Prittwitz noch die Meldung geworfen worden:

		»Jetzt ist Hintze am Telephon. Hintze sagt: der Kaiser will
abdanken. Er will nur die Proklamation selbst aufsetzen.«

		Aber der Kanzler hatte abgewehrt:

		»Dazu ist keine Zeit mehr. Sagen Sie nur, die Proklamation
hätten wir selbst gemacht. Sie muß sofort veröffentlicht
werden.«

		Dann hatte er Anweisung gegeben, die Proklamation im Druck
fertigzustellen, damit sie schleunigst der Öffentlichkeit übergeben
werde. [bookmark: page237]

		Im Arbeitskabinett des Kanzlers, vom unablässigen Kommen und
Fortgehen der Herren der Reichskanzlei unberührt, berieten nur ein
wenig später der Prinz, der Staatssekretär Doktor Solf und Graf
Bernstorff über Folgen und Austragung der kaiserlichen Abdankung
und die Sicherheit der Hauptstadt wurde besprochen, über die zur
gleichen Zeit im Adjutantenzimmer die Telephongespräche mit dem
Hauptquartier des Kaisers gingen. Ein Kanzleidiener trat mit der
Meldung ein, daß die Abgeordneten Fritz Ebert und Philipp
Scheidemann, mit ihnen vier Gewerkschaftsführer, beim Kanzler
Vorsprache wünschten. Der Staatssekretär Doktor Solf schlug dem
Prinzen vor, die Abgesandten zunächst lediglich anzuhören und zu
erklären, daß er, was der Abgeordnete Ebert dabei vorbringen werde,
dem Kabinett vorlegen und dann den Abgesandten antworten wolle. Mit
dem Grafen Bernstorff und dem Staatssekretär begab Prinz Max sich
in das Bibliothekzimmer der Reichskanzlei. Dort warteten bereits
die Abgesandten, überdies der Staatssekretär Haußmann. Dem Kanzler
eröffnete der Abgeordnete Ebert, daß er vom Reichstag, von seiner
Partei entsandt worden sei: wegen Übernahme der Regierung. Seine
Ansprache – kurz und bestimmt, dennoch mit würdigen Worten – führte
aus, daß die Übergabe der Geschäfte nötig geworden sei. Er sprach,
trotz sichtbar festgehaltener Höflichkeit, dennoch im Ton fast
eines Ultimatums. Den Abgeordneten Fritz Ebert hatte Prinz Max dem
Kaiser als seinen Nachfolger bereits vorgeschlagen. Jetzt wandte er
sich an den Sprecher, ob er selbst von seiner Partei dazu
ausersehen sei, die Geschäfte zu übernehmen. Der Abgeordnete
bestätigte den Willen der Partei. Die Frage wurde ihm noch
vorgelegt, ob die Übernahme der Geschäfte auf Grund der
Reichsverfassung erfolgen solle.

		»Im Rahmen der Reichsverfassung«, erwiderte der Abgeordnete
Ebert. Nicht deutlich wurde, den Zuhörern überlassen blieb, ob
damit auch die monarchische Staatsform gewahrt bleibe oder nicht.
Der Abgeordnete hatte sich bei seiner Forderung auf den Übergang
aller Truppen zu der Bewegung berufen. Der Staatssekretär Haußmann
forderte Bestätigung für solche Behauptung. Der frühere
Staatssekretär Scheidemann lud den Prinzen und Mitglieder des
Kabinetts ein, unter dem Schutze der roten Flagge im Automobil von
Kaserne zu Kaserne zu fahren, um sich Bestätigung zu holen. Seine
Tonart schien über Nacht sich erheblich geändert [bookmark: page238]zu haben. Die menschliche
Wandlung verschleierte er nicht. Prinz Max erklärte, daß er binnen
einer halben Stunde seine Beschlüsse verkündigen wolle. Mit dem
Grafen Bernstorff und dem Staatssekretär Doktor Solf verließ er den
Raum.

		 

		Mit dem Kriegsminister fast gleichzeitig betrat er wieder sein
Arbeitszimmer. Den Minister bat der Kanzler an der Beratung
sogleich teilzunehmen. Noch mußte, was die Parteiführer Ebert und
Scheidemann gefordert hatten, was der Staatssekretär Haußmann
bestätigt wissen wollte, den Prinzen beschäftigen. Denn den
Kriegsminister fragte er:

		»Sind die Truppen zuverlässig?«

		General Scheuch hatte auch vor dem Kanzler nicht mehr die
Überzeugung von heute morgen. Der Kanzler fragte nicht, um über die
Truppen zu verfügen. Gefühlsmäßig erwiderte der General, vor keine
verantwortliche Auskunft gestellt:

		»Nach den letzten Meldungen ist das nicht anzunehmen.«

		»Dann ist nichts zu machen – –«

		Rede und Gegenrede verflogen, beiden Sprechern belanglos. Die
Form wurde erwogen, in der dem Abgeordneten Ebert die
Kanzlergeschäfte zu übertragen wären. Der Staatssekretär Solf, der
die Erwägung angeregt hatte, wußte keinen anderen Vorschlag, als
daß der bisherige Kanzler sein Amt dem neuen Kanzler übertrage.
Allmählich füllte sich, inmitten der Besprechungen, der Raum mehr
und mehr. Und in die Auflösungsstimmung, in das Hin und Her, in das
Stehen und Warten, in das Summen von unablässigen Gesprächen, fiel
jetzt, durch den Oberstleutnant van dem Berg vermittelt, die
Meldung des Oberkommandos in den Marken:

		»Auf Grund Meldung des Gardekorps, daß die größte
Zahl der vorhandenen Truppen nicht schießen werde, Arbeiter- und
Soldatenräte bildet, fragt General von Linsingen an, ob von der
Schußwaffe unter diesen Verhältnissen noch Gebrauch gemacht werden
soll. Entscheidung sofort erbeten, da bis 2 Uhr ein Herausströmen
großer Massen – 30 000 – zu erwarten.«

		Der Kriegsminister antwortete nicht mehr gefühlsmäßig, wie
vorhin dem Prinzen. Die Antwort gab die Vorschrift seines Dienstes.
Er befahl durch den Oberstleutnant van dem Berg: [bookmark: page239]

		»Es soll von den Schußwaffen Gebrauch gemacht
werden zum Schutze des Lebens und des Eigentums des Bürgers, ferner
zum Schutz der Gebäude. Er läßt bitten, eine unverzügliche Meldung
an »Großes Hauptquartier«, Exzellenz von Plessen, zu senden.«

		Die Uhr lief gegen eins: jetzt waren die Arbeiter wirklich schon
im Anmarsch. Aber die Männer der kommenden Macht glaubten, die Ruhe
der Stadt verbürgen zu können. Sie schickten den Arbeitern Boten
entgegen. Sie sähen nirgends, auch für sich selbst nicht, die Not
eines Schutzes.

		»Wenn Sie nicht mehr geschützt zu werden brauchen,« erklärte
ihnen der Kriegsminister, »so ist das Ihre Sache. Und wenn Sie
Parlamentäre hinausgeschickt haben zu den heranrückenden
Arbeitermassen, so ist das auch Ihre Sache. Aber es gibt auch eine
Truppe. Und solange es eine Truppe gibt, muß sie sich nach der
Vorschrift halten.«

		Der Minister wies auf die Vorschrift genauer hin:

		»Es handelt sich lediglich um den Schutz von Leben
und Eigentum des Bürgers und um Schutz der Regierungsgebäude.«

		Er befahl dem Oberstleutnant, auch diesen Wortlaut dem
Oberkommando in den Marken zu vermitteln. Das Oberkommando
antwortete eine halbe Stunde später:

		»Exzellenz von Linsingen läßt melden, daß die
Soldaten vermutlich auch nicht mehr zum Schutze der
Regierungsbauten schießen.«

		Allerdings hatte das Oberkommando in den Marken zwischen seinen
beiden Meldungen an den Kriegsminister – um 1 Uhr 15 Minuten – dem
Stellvertretenden Kommandierenden General des Gardekorps
befohlen:

		»Truppen haben nicht von Waffen Gebrauch zu machen,
auch bei Verteidigung von Gebäuden.«

		Das Oberkommando in den Marken hatte das Verbot, auf
Revolutionäre zu feuern, aus eigener Machtvollkommenheit erlassen,
ohne die Weisungen des Kriegsministers abzuwarten.

		In Wirklichkeit vermochte der Befehl keinerlei Wirkung mehr
auszulösen: denn dem Oberkommandanten in den Marken standen Truppen
überhaupt nicht mehr zur Verfügung. Vielleicht hatte er die
Situation in voller Klarheit doch nicht übersehen, vielleicht
[bookmark: page240]die
Hoffnungslosigkeit erkannt, die abgeschnittene, vom Abfall
umlagerte Reichshauptstadt allein halten zu wollen. In aller Form
aber war die Kapitulation der alten Gewalt damit vollendet: die
Truppen sollten die Waffen strecken vor dem Volk. Das Volk selbst
strömte durch alle Straßen heran. Frauen und Kinder waren sein
Vortrab. Sie trugen Fahnen und Tafeln:

		»Brüder, schießt nicht!«

		Der Kanzler aber machte ein Ende. Den Oberstleutnant van dem
Berg beauftragte er, den Abgeordneten Ebert zu ihm zu bitten. Ihm
übertrage er die Reichskanzlerschaft: »Vorbehaltlich der
gesetzlichen Genehmigung.« Der Abgeordnete Ebert erklärte, daß er
die Kanzlerschaft übernehme.

		Erregt stürmte der frühere Staatssekretär Scheidemann aus dem
Kanzlerhause.

		 

		Der Inhalt der Proklamation war schneller durch die
Reichshauptstadt geflogen als die Proklamation selbst. Philipp
Scheidemann aber eilte mit der ganzen Kenntnis der Entwicklung
zurück in den Reichstag. Noch war von Republik oder Ausrufung der
Republik mit keinem Worte gesprochen worden. Mit den Mitgliedern
seiner Partei beriet er nahezu eine Stunde. Dann rang auch er sich,
bisher mehr getrieben als ein Stürmer, ein Abwarter voll
Erwägungen, der seine Schritte ohne alle Fährnisse im sicher
gewordenen Augenblick zu tun gewohnt war, zu einem Entschlusse
durch. Die Entwicklung war viel weiter, viel reifer gediehen, als
alle hätten erwarten können. Die alte Macht war tot. Kaiser und
Kronprinz waren fort. Die Truppen fochten auch für Regentschaft
nicht. Die Losung für den republikanischen Gedanken, gefahrlos wie
selten, war: Jetzt oder nie.

		Der frühere Staatssekretär schritt durch den weiten Saal durch
die offenen Türen zum Reichstagsbalkon. Unten stand die Menge. Er
rief die deutsche Republik aus.

		Im Saale war er an einem Parteigenossen vorbeigeschritten, der
in diesem Augenblicke mit einem der Staatssekretäre des Prinzen Max
»über die Einsetzung einer Regentschaft« verhandelte.

		 

		Der Admiral von Hintze rief aus Spa nur ein wenig später die
Reichskanzlei auf. Die Uhr hatte knapp die zweite Stunde
überschritten. [bookmark: page241]Dem Unterstaatssekretär Wahnschaffe, der das Gehörte
schrieb und wiederholte, meldete der Admiral:

		»Seine Majestät hat soeben folgendes Schriftstück
unterzeichnet:

		›Seine Majestät sind damit einverstanden, wenn die
deutsche Regierung die beim Feinde befindliche
Waffenstillstandskommission ermächtigt, sofort abzuschließen, auch
ehe die Waffenstillstandsbedingungen hier bekanntgeworden sind. Um
Blutvergießen zu vermeiden, sind Seine Majestät bereit, als
Deutscher Kaiser abzudanken, aber nicht als König von
Preußen.‹«

		Der Legationsrat von Prittwitz rief durch das Zimmer:

		»Soeben kommt das erste Extrablatt an!« – –

		Der Unterstaatssekretär redete heftig in den Apparat:

		»Das kann uns ja nichts nützen – das ist ja staatsrechtlich und
politisch ganz unmöglich.«

		Die Stimme des Admirals klang indigniert und gereizt:

		»Hören Sie doch erst mal zu. Ich muß verlangen, daß das von
Seiner Majestät unterzeichnete Schriftstück dort entgegengenommen
wird.«

		Das Diktat ging weiter:

		»Seine Majestät will auch aus dem Grunde König von
Preußen bleiben, um zu vermeiden, daß durch den bei seiner
Abdankung erfolgenden gleichzeitigen Abgang der Mehrzahl der
Offiziere die Armee führerlos wird und sich auflöst.

		Seine Majestät wollen einen Bürgerkrieg nicht.

		Seine Majestät werden für den Fall der Abdankung
als Deutscher Kaiser dem Feldmarschall von Hindenburg befehlen, den
Oberbefehl über das deutsche Heer zu übernehmen und selbst bei den
preußischen Truppen bleiben. Weitere Bestimmungen werden dem
Reichsverweser vorbehalten.

		Heerführer und Oberbefehlshaber sind der Ansicht,
daß die Tatsache der Abdankung des Deutschen Kaisers und Obersten
Kriegsherrn jetzt die schwerste Erschütterung in der Armee
hervorrufen wird und können eine Verantwortung für den Zusammenhalt
der Armee nicht mehr übernehmen.

		Wilhelm I. R.« [bookmark: page242]

		Der Admiral war mit dem Ablesen zu Ende. Aber der
Unterstaatssekretär meldete, daß der Kanzler die Abdankung bereits
verkündet hätte. Daß von der neuen Lösung bisher mit keinem Worte
die Rede gewesen. Daß soeben die ersten Sonderausgaben mit der
Proklamation des Kanzlers gebracht würden. Der Admiral fuhr
auf:

		»Um Gottes willen, wie kommt denn der Kanzler dazu?«

		Der Unterstaatssekretär:

		»Er wird wohl angenommen haben, daß seine Bekanntmachung den
Tatsachen entspricht. Im übrigen kann Ihnen Simons darüber Auskunft
geben.«

		Der Geheimrat verlas am Fernsprecher die Abdankungsproklamation.
Er fuhr fort:

		»Die Tatsache haben wir als feststehend angenommen, daß der
Kaiser abdankt. Daß er nur als Kaiser abdankt, hat niemand annehmen
können. Der Prinz hat mit der Veröffentlichung nicht länger warten
können, wenn er überhaupt noch einen Erfolg erzielen wollte.«

		Die Depesche der Proklamation sei an das Wolffsche
Telegraphenbureau gegeben worden, auf die Mitteilung des Admirals
und anderer Meldungen aus Spa hin, daß die Entscheidung binnen
kürzester Zeit fallen werde. Der Admiral warf das Hörrohr hin. Er
begab sich sofort zum Kaiser. Der Kaiser weilte nicht mehr in der
Villa Fraineuse. Der Admiral eilte zum Hofzug, in dessen Salonwagen
der Kaiser zu speisen pflegte. Er hörte den Bericht in dumpfer
Fassung. Erst als der Admiral geendet, rang sich die Empörung
durch:

		»Daß ein Prinz von Baden den König von Preußen gestürzt« –
–.

		 

		Knapp eine Stunde später trafen sich, nachmittags um 3 Uhr 15
Minuten, in der Villa des Generalfeldmarschalls, der Erste
Generalquartiermeister, der Marschall, der Chef der
Operationsabteilung, Oberst Heye, mit dem General von Marschall,
mit dem Generalobersten von Plessen, mit dem stellvertretenden Chef
des Marinestabes Restorf, mit dem General Grafen Schulenburg und
dem Legationsrat Freiherrn von Grünau. Der Admiral von Hintze
berichtete das Ereignis der Stunde. Die in der Reichshauptstadt
geschaffene Situation, [bookmark: page243]die Schritte, die gegen sie noch unternommen werden
könnten, sollten besprochen werden. Freiherr von Grünau schlug vor,
auf jede offizielle Kundgebung zu verzichten. Nur ein Protest
sollte zu den Hausakten des preußischen Staatsministeriums und der
in Frage kommenden Reichsstelle genommen werden. Der Vorschlag
hatte das Einverständnis aller. Nur der Erste
Generalquartiermeister stimmte weder zu, noch riet er ab. Er
schwieg.

		Die Frage des Aufenthaltes, den Kaiser Wilhelm nehmen sollte,
wurde erwogen. Es galt seine persönliche Sicherheit. Aus der Villa
Fraineuse, die einsam lag, sollte der Kaiser zunächst in den Hofzug
übersiedeln. Admiral von Hintze sprach davon. Über das
Sturmbataillon Rohr, die Feldgarde des kaiserlichen Hauptquartiers,
über seine Zuverlässigkeit waren schwankende Gerüchte im Umlauf.
Bei den Funkern waren – dies wußte auch der Erste
Generalquartiermeister – Unregelmäßigkeiten bereits geschehen. Aber
General Groener lehnte es ab, irgendein Urteil über das
Sturmbataillon zu fällen oder überhaupt über eine Nachricht oder
ein Gerücht, das aus dem Orte des Hauptquartiers stammte. Denn der
Kommandant des kaiserlichen Hauptquartiers, bei dem die Kenntnis
seines Machtkreises, der Vorgänge darin und der Verantwortung
ausschließlich sein mußte, war Generaloberst von Plessen. Die
Nachricht, daß 10 000 Matrosen anrückten, erklärte der
Generalquartiermeister für unsinnig.

		»Ich mache nur noch aufmerksam:

		Wenn der Kaiser abgedankt hat, so kann er reisen, wohin er will.
Wenn er nicht abgedankt hat, darf er das Heer nicht verlassen.

		Nicht abdanken und das Heer verlassen, ist eine
Unmöglichkeit.«

		Er wollte sich an dem Thema nicht weiter beteiligen. Er wollte
kein Wort mehr sagen. Sein Gefühl war, daß er ins Leere sprach. Daß
niemand ihn, niemand seinen Standpunkt begriff.

		Der Generalfeldmarschall erklärte bedrückt:

		»Im äußersten Notfall kommt ein Übertritt nach Holland in Frage.
Keinesfalls in die Schweiz.«

		Der Admiral zeigte große Unruhe:

		»Wenn der Kaiser reisen will, so muß der Beschluß frühzeitig
gefaßt werden, damit man noch früh genug die holländische Regierung
über das Auswärtige Amt verständigen kann.« [bookmark: page244]

		Die Beratung wurde aufgehoben. Endgültiges beschloß man nicht.
Generalfeldmarschall und General Groener fuhren in die Kaiservilla.
Schweren Herzens wiederholte im Wagen der Marschall:

		»Im äußersten Notfall kommt ein Übertritt nach Holland in
Frage.«

		 

		Im Salon der Villa Fraineuse besprachen sich in der fünften
Nachmittagsstunde Kaiser, Marschall und Admiral. Generaladjutanten
und Flügeladjutanten, Admiral Scheer und General Groener warteten
im Nebenzimmer. Im Salon währte das Gespräch ziemlich lange.
Admiral Scheer und General Groener wurden gerufen. Kaiser Wilhelm
verabschiedete sich. Nicht in feierlicher Form, fast nebenher im
Gesprächston. Der Oberbefehl sei dem Generalfeldmarschall
übertragen. Händedruck für Admiral und General.

		Dann noch zum Ersten Generalquartiermeister:

		»Mit Ihnen habe ich, nachdem ich den Oberbefehl niedergelegt
habe, nichts mehr zu tun. Sie sind württembergischer General.«

		Der Kaiser sprach ohne ausgesprochene Haltung. Größte innere
Unruhe strahlte dennoch von ihm aus. Er beherrschte sie.

		Marschall und General kehrten in ihre Bureaus zurück.

		Am Vorabend zwischen 6 und 7 Uhr nahmen der Admiral von Hintze
und Freiherr von Grünau alle nötigen Verbindungen auf, um die Reise
des Kaisers zu sichern. Der Gesandte von Lancken wurde in Brüssel,
der deutsche Konsul Moraht in Maastricht, der deutsche Gesandte im
Haag wurde gesucht.

		 

		Der Kaiser war in Gesellschaft der Generale von Plessen und
Marschall zurückgeblieben, nachdem der Feldmarschall und General
Groener gegangen waren. Gegen 8 Uhr verließ er selbst mit dem
Generaloberst die Villa, um den Hofzug aufzusuchen, wo die
Abendtafel war. Aber der Kaiser erschien allein: der Generaloberst
war noch einmal zur »Obersten Heeresleitung« gefahren.

		Dort hatte der Erste Generalquartiermeister die Abteilungschefs
und Generalstabsoffiziere zur Beratung über die Lage
versammelt:

		»Es ist in Frage gekommen – eine Abreise nach Holland. Ein
Entschluß ist noch nicht gefaßt.«

		Der anwesende Flügeladjutant des Kaisers widersprach:

		»Der Entschluß ist soeben gefaßt worden.« [bookmark: page245]

		Bei dem Feldmarschall und bei General Groener erschien
unmittelbar darauf der Generaloberst von Plessen. Er verabschiedete
sich, da der Kaiser reisen wolle. Im Hofzug setzte man sich eben zu
Tisch. Der General von Gontard neigte sich zu Freiherrn von Grünau.
Er flüsterte:

		»Wir reisen nicht.«

		Freiherr von Grünau wurde um 8 Uhr 45 Minuten ans Telephon
gerufen. Vom Kasino des Generalstabes sprach der Admiral von
Hintze. Er rate in seinem eigenen und auch im Namen des
Feldmarschalls, daß es bei der Abreise bleibe. Auch wegen der
Kaiserin.

		Der Freiherr brachte die Meldung dem Kaiser zurück. Vorgeneigt,
den anderen unhörbar, berichtete er leise. Am Tische nickte der
Kaiser nur kurz.

		»Also gut, dann fahren wir morgen.«

		Freiherr von Grünau trat zurück. Die Reisedispositionen vom
Nachmittag, mit dem Admiral von Hintze, mit den Hofchargen, mit dem
Chef des Automobilparks besprochen, traten wieder in Kraft. Der
Freiherr begann, die überflüssigen und geheimen Dokumente zu
verbrennen.

		Im Kasino traf um 9 Uhr 45 Minuten die Meldung vom Hoflager
ein:

		»Der Kaiser reist nicht.«

		Trains und Bagagen zogen, von der Front her, in Unordnung, mit
roten Fahnen, vorbei an Spa. Aber noch war Ruhe im
Hauptquartier.

		 

		In der Reichskanzlei herrschte Wirrnis. Die Staatssekretäre
taten zwar Dienst und Arbeit: ein Aufräumen und Forträumen vor der
Übergabe der Geschäfte, zwischen denen die Männer der neuen Macht
um so unsicherer standen, als diese Macht noch nicht begrenzt oder
von allen ausgesprochen war.

		Nach der letzten Proklamation des Prinzen Max schickte Fritz
Ebert die erste Proklamation der Republik in den Volksstaat hinaus.
Der Entwurf stammte nicht mehr vom Unterstaatssekretär Wahnschaffe
oder dem Geheimrat Simons. Der Abgeordnete Haenisch verfaßte in
Eile das Schriftstück. Dann war am Abend im unablässigen Fortlaufen
und Vorsprechen von Hunderten und Hunderten, die Meldungen
brachten, Auseinandersetzungen wollten, [bookmark: page246]Dienste anboten und Stellungen
suchten, der frühere Reichskanzler Prinz Max von Baden abgereist.
Ein Sonderzug brachte ihn nach Süddeutschland. Den Sozialisten
gehörte nunmehr der Schauplatz, der noch ein Kampfplatz war.

		Die »Sozialdemokratische Partei Deutschlands«, aus der soeben
der neue Kanzler hervorgegangen war, suchte eine Vereinigung beider
Arbeitergruppen: auch die »Unabhängigen Sozialisten« sollten in die
Regierung eintreten. Ihre Führer weilten in Hamburg. Nur Karl
Liebknecht und der Abgeordnete Däumig konnten verhandeln: mit ihnen
war, so eifrig der Parteiführer Scheidemann sich auch darum
bemühte, so sehr er drängte, keine Einigung zu erreichen. Die
Stunden verrannen, die Umzüge in der Stadt dauerten an, im Norden
der Stadt fielen sechs Arbeiter in raschem Revolverkampf, den ein
Trupp der hundertfünfzig Offiziere aufnahm, als er zum befohlenen
Appell eilte und sich bedroht sah. Aber in die Redegefechte der
beiden sozialdemokratischen Parteien marschierten in der siebenten
Abendstunde die Arbeiter und Soldaten selbst. Sie besetzten das
Reichstagsgebäude, sie erklärten, daß sie selbst und allein
regieren wollten, wenn die Parteien nicht sogleich sich einigten.
Der Unabhängige Karl Liebknecht schlug vor, daß man gemeinsame
Taktik durch achtundvierzig Stunden einander verbürgen wolle. Der
Unabhängige Ledebour schlug getrennte Wege vor. Die Arbeiter und
Soldaten beschlossen, daß aus beiden Lagern je ein Soldaten- und
Arbeiterrat gebildet werden müsse.

		Die »Unabhängigen Sozialisten« hatten selbständiges Vorgehen
allerdings schon am Vormittag versucht. Sie hatten Trupps mit
Handgranaten in das Haus des »Vorwärts« entsandt, um dort Vorstand
und Zeitung auszuheben. Im Hofe starrten ihnen die Maschinengewehre
der Soldaten entgegen, die Otto Wels von der Alexanderkaserne
entsandt hatte. Otto Wels arbeitete rastlos den ganzen Tag über. Er
nahm Verbindung von Kaserne zu Kaserne auf. Er richtete
provisorischen Wachtdienst ein, der vor allem die Waffenlager der
Kasernen vor Plünderung schützte. Er konnte es nicht hindern, daß
abends noch ein Trupp von zehn unabhängigen Sozialisten das
preußische Abgeordnetenhaus besetzte. Die Unabhängigen Adolf und
Paul Hoffmann waren hier die Führer. Adolf Hoffmann verbot jede
Zahlung des Abgeordnetenhauses an seine [bookmark: page247]Mitglieder, doch zwischen den
Handgranaten seiner Leute forderte er Gelder, die ihm zustünden.
Die Krähwinkliaden der Revolution nahmen bald ein Ende. Um 9 Uhr
abends standen – entsandt aus dem Reichstag, der selbst ein
Waffenlager war – Wachen an allen Berliner Brücken. Auch sie hatte,
um gegen Überraschungen geschützt zu sein, Otto Wels
hingestellt.

		Dann wollte es ein Zufall, daß er selbst mit seinem
Parteigenossen Puschel in die große Versammlung geriet, die in der
zehnten Stunde im Reichstagshaus der »Spartakusbund« abhielt. Von
rot ausgeschlagener Tribüne sprach der Unabhängige Emil Barth. Er
verkündigte den Sieg des Volkes. Sein Zorn wetterte, der Zorn des
Radikalen, gegen die »Sozialdemokratische Partei Deutschlands«. Sie
war nicht Schwesterpartei, sie war Verräterin. Dann nahm der
Unabhängige Richard Müller das Wort. Am nächsten Morgen schon – am
Sonntagvormittag um die zehnte Stunde – sollten überall, in allen
Werkstätten, Fabriken, Betrieben, bei allen Truppen revolutionäre
Vertrauensleute gewählt werden. Nachmittags sollten sie sich um 5
Uhr im »Zirkus Busch« versammeln: dort würde durch sie, durch sie
allein, »die Konstituierung der Regierung« erfolgen.

		Der Mehrheitssozialist Otto Wels berichtete der eigenen
Parteileitung. Er selbst sollte veranlassen, was ihm Rettung
schien. Er arbeitete die ganze Nacht durch. Ordnete, organisierte.
Morgens um 5 Uhr setzte er sich im Redaktionshause des »Vorwärts«
wieder an den Schreibtisch.

		 

		Morgens um 5 Uhr rollte aus dem Bahnhof in Spa der kaiserliche
Zug. Langsam glitt er einer kleinen, vorbestimmten Haltestelle zu,
dicht an der Stadt, und hielt. Kaiser und Gefolge schritten durch
das Dunkel einer nahen Straßenkreuzung zu. Kleine Handlaternen
leuchteten. An der Kreuzung vier Autos.

		Kaiser und Gefolge stiegen ein, der Kaiser mit dem
Generalobersten von Plessen und seine beiden Flügeladjutanten in
den zweiten Wagen. Die Autos fuhren in der Richtung auf Verviers
davon.

		Man kam in Eysden an. Später traf der Hofzug ein, der von
rückwärts in den holländischen Bahnhof geschoben wurde. Die
Lokomotive wurde abgekoppelt. Sie sollte in Deutschland bleiben.
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		Der holländische Grenzposten war erreicht. Vor dem Backsteinhaus
der Wache mußten Kaiser und Gefolge warten. Der Kommandant von
Maastricht, den die Wache aufrief, traf nach einer
Dreiviertelstunde im Auto ein. Der holländische
Gesandtschaftsattaché aus Brüssel kam mit ihm.

		Kaiser und Gefolge begaben sich zum Hofzug. Sie wanderten
fünfzehn Minuten zu Fuß. Der Hofzug rollte. Menschenmengen auf den
nächsten Bahnhöfen. Johlen, Pfeifen und Schreien.

		Der Hofzug rollte nach Amerongen. Seine Vorhänge waren
heruntergelassen.

		*
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		Kaiser Karls Regierungsverzicht

		[bookmark: page250] [bookmark: page251]

		In Kaiser Karls Umgebung war nach den Vorgängen in Schloß
Schönbrunn in der Nacht zum 3. November, nach der Entscheidung des
Kaisers, den Abschluß des Waffenstillstandes bedingungslos
anzunehmen, Abspannung und Ruhe der Erschöpfung eingetreten. Noch
hatte sich um die Mittagsstunde des 3. Novembers, da keinerlei
Nachricht von General von Weber aus Villa Giusti eintraf, die
Furcht gesteigert, daß das Zustandekommen des Waffenstillstandes,
obgleich die Unterwerfung unter die Bedingungen des Gegners
vollständig war, sich durch irgendwelche Umstände verzögern und
damit die Zügellosigkeit der zurückströmenden Truppen noch vermehrt
werden könnte. Endlich erhielt der Chef des Generalstabes Baron
Arz, kurz nach drei Uhr, aus Padua die Meldung, daß das
Vertragsinstrument von beiden Parteien unterzeichnet war. Er atmete
sichtbar auf und ging, als unmittelbar darnach die Meldungen von
der Gefangennahme großer Heeresteile einliefen, an die Abfassung
von Protesten. Für den Kaiser traten die militärischen Ereignisse,
durch die allerdings das Schicksal der Monarchie beschworen und
besiegelt war, in den Hintergrund. In der Stille seines Schlosses,
in die kein Ruf, kein Wort mehr aus den Provinzen von gestern
drang, wartete er auf innere Entscheidungen, die nahe sein
mußten.

		Noch hatte er ein Ministerkabinett. Es regierte nicht, es
beriet. Der letzte Minister des Äußern Graf Julius Andrássy war
zurückgetreten. An seiner Stelle führte der Reichsfinanzminister
Baron Spitzmüller, der eigentlich auch schon den Abschied gegeben
hatte, den Vorsitz »in der gemeinsamen Regierung«. In seinem
Arbeitsraum am Ballhausplatz hatte Graf Andrássy bis zuletzt in
eisiger Ruhe ausgeharrt, unberührt von dem aufgeregten Hin und Her
in seinem Palais, uneingeschüchtert von den Schreien der Gasse, die
zu ihm heraufdrangen. Dem Grafen Ottokar Czernin, dem die
Zeitläufte den Gedanken eingaben, daß man zur Aufrechterhaltung
[bookmark: page252]der Ordnung die
Truppen der Entente ins Land rufen sollte, hatte Graf Andrássy
geantwortet, daß die Anregung und Ausführung eines solchen
Gedankens Hochverrat bedeute. In seinem Arbeitskabinett hatte sich
in der Aufregung der sich überstürzenden Ereignisse, völlig
verwirrt von dem Erlasse des Kaisers, daß Nationalarmeen in den
neuen Staaten des alten Reiches gebildet würden und, wenn dies
gefordert werden sollte, ein Gelöbnis abgelegt werden durfte, auch
eine Reihe höherer Offiziere eingefunden. Sie wußten nicht, ob sie
ihres Treueides vor dem Kaiser eigentlich entbunden waren oder
nicht, sie fürchteten Gewissenskonflikte. Selbst der Kriegsminister
Stöger-Steiner war sich nicht klar, wie die Frage des Eides stand.
Den kaiserlichen Offizieren hatte Graf Andrássy kühl erklärt:

		»Jetzt heißt es, dem Kaiser die Treue zu halten.«

		Das Problem blieb vorläufig ungelöst. Die Ministerräte berieten
über andere Dinge. Vor allem die Abreise und die Sicherheit des
Kaisers beschäftigte sie. Es wurde mit der neuen
deutschösterreichischen Regierung, schon ehe die
Waffenstillstandsbedingungen bekanntgegeben waren, darüber
verhandelt. Weder der Staatssekretär für Inneres Mataja, noch der
Staatssekretär für Heereswesen besorgten etwas für die Sicherheit
des Kaisers oder seiner Familie. Im Gegenteil: der dringende Rat
sollte dem Kaiser gegeben werden, daß er in Wien verbleibe. Der
Staatssekretär für Inneres sollte in Schönbrunn vorsprechen, um
jede Besorgnis zu zerstreuen. Die nächsten Tage nach dem schweren
Entschluß, den Waffenstillstand in jeder Form anzunehmen, verliefen
ruhiger, als selbst Zuversichtliche vermeint hatten.

		 

		Die neu entstandenen Staaten waren und blieben abgetrennt und
stumm. In der ungarischen Hauptstadt herrschten Nationalrat,
Soldatenrat und Arbeiterrat unter der Präsidentschaft des Grafen
Károlyi. Aber als Gegenmacht zur Macht des Präsidenten sammelte der
neu ernannte »Regierungskommissar der Soldatenräte« schon am Morgen
des 3. Novembers die Budapester Truppen in seiner Hand. Im Alten
Landtagshause in der Erzherzog Sandor-Straße zerbrach der
Regierungskommissar Joseph Pogány an diesem Tage den Widerstand der
nationalistischen Offiziere, die sich selbst zu einem
»Dreißiger-Soldaten-Rat« und »Elfer-Soldaten-Rat« vereinigt [bookmark: page253]hatten. Der
Kriegsminister Béla Linder, noch pazifistischer als der
Staatspräsident, hatte am ersten Tage seines Amtes die Garnison
begrüßt:

		»Ich will keine Soldaten mehr sehen!«

		Ihre furchtbare Gewalt, die alles beherrschen und alles
diktieren konnte, wenn die beleidigten Mannschaften im Gefühl ihrer
Preisgabe sich zusammenschlossen und auflehnten, hatte der neue
Regierungskommissar Pogány im eigenen Aufstieg über Nacht sofort
und besser erfaßt. Nach bescheidenem Mittun im ersten Umsturz war
er von Nationalräten dem Grafen Károlyi als der Fähige bezeichnet
worden, der wieder Ordnung in die wirren Soldatenhaufen bringen
könnte. Dem neuen Staate erbot er sich, eine neue Truppe zu
schaffen. Graf Károlyi hatte mit Unbehagen erklärt:

		»Wir sind aber Pazifisten.«

		Die Antwort nahm er hin:

		»Auch den Pazifismus kann man nur mit Gewehren machen.«

		Er hatte den Kommissar schließlich ernannt, der seinen
Augenblick gekommen sah. Die Soldaten der Garnison befahl er durch
angeschlagene Proklamation zu einer Riesenversammlung. Im Landtag
rief er die Unschlüssigen mit seiner dröhnenden Stimme an, die der
Sprache mit Massen von vielerlei sozialistischen Reden gewohnt war.
Der mittelgroße, untersetzte Mann mit dunklen, leidenschaftlichen
Augen, der das Wesen der Soldaten noch aus dem Schützengraben
kannte, in dem er als Infanterist wie sie bei der Armee
Böhm-Ermolli in den Karpathen zu Kriegsbeginn gelegen hatte,
diktierte als Befehlshaber schnell der tausendköpfigen Menge. Zum
Präsidenten des Soldatenrates wählte er sich selbst. Die
nationalistischen Offiziere, die gegen ihn murrten, donnerte er,
schon allgewaltig geworden, mit dem von ihm zuerst gesprochenen
Schreckensworte an:

		»Hier spreche ich im Namen der Revolution! Wer gegen mich
spricht, ist ein Konterrevolutionär!«

		Die Offiziere erbleichten. Sie begriffen den Sinn des Wortes.
Der Regierungskommissar war der Herr der Soldaten geworden.
Siebzigtausend Gewehre standen hinter ihm. Morgen war er vielleicht
noch mächtiger als Graf Michael Károlyi.

		Die ungarische Entwicklung stand vor neuen Wegen. Eigentlich
mußte sie mit den vielen Problemen, die sie zu lösen hatte, mit den
vielen Gefahren, die sie im Inlande und von außen her bedrohten,
[bookmark: page254]erst beginnen.
Aber nichts von den Vorgängen, nichts von den Zeichen der
Kampfansagen, die schon am 3. November neue ungarische Schatten
warfen, drang mehr nach Schönbrunn. Dort und im Ministerrat blieb
die Sicherheit des Hofes immer noch die wichtigste Sorge. Die
größte Gefahr war die Rückflut von der Front. Allerlei Pläne und
Maßnahmen waren erwogen worden, um die Reichshauptstadt, wenn sie
anbrandete, vor Verheerung zu schützen. In weitem Bogen sollte ein
Schutzkordon von Polizisten um Wien gezogen, die Truppen vor ihm
und durch ihn entwaffnet werden. Aber es gelang, sie überhaupt an
der Reichshauptstadt fast ganz vorbeizuführen.

		Nichts Gewalttätiges ereignete sich.

		 

		Die Wachen vor Schönbrunn waren abgezogen. Zöglinge der
Theresianischen Militärakademie kamen aus Wiener Neustadt, um den
Dienst der entlaufenen Soldaten zu übernehmen. Die Zeit verrann,
achtundvierzig Stunden lang, in Schönbrunn ereignislos. Der Kaiser
schrieb, einsam geworden, an Wilhelm II.:

		»An seine Majestät Wilhelm II.,

Deutscher Kaiser und König von Preußen.

		Schönbrunn, am 4. November 1918.

		Eben erhalte ich die Meldung über den Abschluß des
Waffenstillstandes an der italienischen und an der Balkanfront. In
diesem Augenblicke drängt es mich, vor allem Dir erneut
auszusprechen, wie sehr schmerzlich es mir ist, daß wir diesen
letzten Schritt in diesem Riesenkampfe, den wir vereint führten,
nicht gleichzeitig machen konnten. Die Verhältnisse an beiden
Fronten erzwangen es aber. Über die Details dieser Verhandlungen
kann ich hinweggehen, da Du durch General von Cramon voll
orientiert und daher auch unterrichtet bist, daß selbst eine
Zusammenfassung der deutschösterreichischen Truppenkörper im Sinne
meines letzten Telegramms unmöglich war. So kam es, daß unter dem
Drucke der Verhältnisse um einen Waffenstillstand gebeten und
Bedingungen angenommen werden mußten, die ich vor kurzer Zeit für
indiskutabel gehalten hätte. Ihre rascheste Annahme war das einzige
Mittel, eine Katastrophe hoffentlich einigermaßen zu vermeiden.
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		Ich will mir aber die Hoffnung nicht nehmen lassen,
daß wir wenigstens den Frieden gleichzeitig schließen, wie der
Krieg vereint begonnen wurde.

		In langer Kriegszeit haben wir in frohen und trüben
Tagen zueinander gestanden. In den bitteren Tagen, die ich nun
erlebe, in denen ich mit schweren Sorgen um das Geschick der Völker
erfüllt bin, denke ich an Dich in herzlichster und aufrichtigster
Freundschaft; sie soll uns erhalten bleiben und uns in treuem
Gedenken über schwere und schwerste Tage hinweghelfen.

		Karl.«

		Der Brief fuhr ins Leere. Den Kaiser erreichte kein Echo.

		 

		Zwei Tage später ergaben sich plötzliche, scharfe
Meinungsunterschiede in Auffassung und Haltung bei den Beratungen
des Ministerrates. Gegen das von Graf Andrássy vor Tagen dem
Präsidenten der Vereinigten Staaten unterbreitete
Sonderfriedensangebot wandten sich abermals, vom Standpunkte der
Deutschnationalen aus, die das Schicksal des verbündeten Deutschen
Reiches bis zum harten Schlusse in keiner Form beeinträchtigt
wissen wollten, die Minister Wieser und Paul. Es war nicht die
einzige Spaltung, die das Bestehen des merkwürdigen Kabinetts ohne
Macht und Reich bedrohte: eines Kabinetts, das in seinen
Mitgliedern eigentlich auch schon alles umfaßte, was von der alten
Monarchie geblieben war.

		Die Fachminister verwiesen auf die völlige Ohnmacht, unter der
sie ihr Amt auszuüben sich verurteilt sahen. Denn alle Gewalt war
in die Hände der neuen Staatssekretäre bereits übergegangen. Die
Fachminister sahen ihre Bemühungen, noch irgend etwas an Arbeit zu
leisten, völlig zwecklos, sie verlangten die Demission des
Kabinetts. Aber im Gegensatze zu den Fachministern betonten der
Ministerpräsident Lammasch, der Minister für soziale Fürsorge
Professor Seipel und der Finanzminister Professor Redlich, sie alle
drei als »die politischen Minister«, daß das Kabinett nicht
demissionieren solle, da sonst der Kaiser, durch den Staatszerfall
nicht mehr imstande, ein anderes Kabinett einzusetzen, ohne
Kabinett überhaupt nicht mehr weiterregieren könne. [bookmark: page256]

		Die Gegensätze unter seinen eigenen Mitgliedern vermochte der
Ministerrat nicht auszugleichen. Vielleicht war es am besten, die
Entscheidung, ob das letzte Kabinett auseinandergehen sollte oder
nicht, dem Kaiser zu überlassen. Mit dem Ministerpräsidenten sollte
als Sprecher der Eisenbahnminister Freiherr von Banhans, als
Sprecher der »politischen Minister« Professor Seipel schleunigst
Vortrag halten in Schönbrunn.

		 

		Übrigens waren auch die Staatssekretäre Mataja und Fink,
Mitglieder des neuen, deutschösterreichischen Staatsrates, für das
Verbleiben nicht nur der kaiserlichen Regierung im Amte. Mit ihnen
verhandelte, ehe die drei Minister sich zum Kaiser begaben,
Professor Seipel. Die Staatssekretäre waren zugleich für ein
Ausharren des Kaisers, vor dem schon am gestrigen Tage des
Ministerkonflikts, am 6. November, der Staatssekretär Mataja die
Bitte ausgesprochen hatte, daß der Kaiser die Stadt Wien nicht
verlassen möchte. Den Ministervortrag in Schönbrunn erwiderte
Kaiser Karl mit der Entscheidung, daß das Kabinett nicht
auseinandergehen dürfe. Freiherr von Banhans rief aus:

		»Wie kann ich Eisenbahnminister bleiben, wenn ich über keine
Lokomotive mehr verfüge?«

		Aber der Kaiser entwaffnete ihn:

		»Schauen Sie, ich bin der oberste Kriegsherr und habe keinen
Soldaten mehr. Und muß doch bleiben.«

		Inmitten der völlig ratlos gewordenen Umgebung des Herrschers,
die stündlich den Eintritt eines letzten Umsturzes fürchtete,
zeigte sich der Kaiser selbst noch als der ruhigste. Verstört hatte
der in seiner Leibesfülle groteske, nur in animalischen
Gewohnheiten an Vorbilder des Rabelais oder an die böhmischen
Zecher in Wallensteins Schloß gemahnende Prinz Zdénko Lobkowic, der
Erzieher und Generaladjutant des Kaisers, eine verspätete
Erscheinung aus den Genußzeitaltern prassender Adelsschaft, das
Kommen der Minister in Schönbrunn gesehen. Noch die Ereignisse der
Nacht vom 2. zum 3. November hatten ihn nicht berührt. Er hatte im
Flügeladjutantenzimmer die Jagdszenen studiert, die dem Raum auch
den Namen »Rösselzimmer« gaben. Dann hatte er den zum Telephon
stürzenden Flügeladjutanten mit bizarrem Deutsch aufgehalten:
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		»Weißt du, wieviele Rösseln im Rösselzimmer an der Wand
herumspringen?«

		Der Adjutant hatte ihn fortgestoßen. Jetzt fragte der im
Augenblick selbst seine leiblichen Behaglichkeiten einstellende
Riese, bleich und mit einem Zittern:

		»Wenn Seine Majestät fortgeht, dann braucht man ja auch keine
Generaladjutanten mehr?«

		Der kaiserliche Sekretär ließ endlich lange verhaltene
Genugtuung durch:

		»Gott sei Dank!«

		Der Ministerrat trat in seinem Palais zusammen. Der
Ministerpräsident berichtete die Entscheidung des Kaisers. Wieder
versuchten die Minister Wieser und Paul heftige Widerstände. Aber
der Ministerrat beschloß, vorerst, bis die Lage sich kläre, im Amte
zu bleiben.

		 

		Die Frage der Abdankung des Kaisers von Österreich, bedingt
durch die ganze Entwicklung, mußte binnen kürzester Frist
aufgeworfen und dem Versuche einer Lösung unterzogen werden; ob sie
auch niemand bisher öffentlich und unmittelbar gestellt hatte, ob
auch das Kabinett auf seinem Posten ausharrte und ob auch Professor
Seipel den Parlamentariern wie den Ministern erklärte, daß »seine
Nerven stark genug wären, um ein Aushalten sowohl des Kaisers als
der Regierung zu verantworten«. Es war das Ziel dieser stärksten
und geistigsten katholischen Führernatur in Österreich, »bis zum
Beginne der Friedensverhandlungen zu bleiben, damit unsererseits
ein befugter Paziszent da wäre und der Kaiser durch Lammasch an den
Friedensverhandlungen teilnehmen könnte«. Ein Teil der
Öffentlichkeit und Minister dachte sich die Art solcher
Verhandlungen wie nach jedem Kriege bisher. Viele hofften auf die
werbenden Botschaften des Präsidenten Wilson. Es schien ihnen erst
noch gar nicht ausgemacht, daß der Kaiser überhaupt abdanken müsse.
Ihn hatte der Ministerpräsident Professor Lammasch noch vor einer
Woche aufgefordert, auf seine Krone in keinem Falle zu verzichten.
Niemand auf der Seite der Entente sinne Böses gerade gegen ihn. Der
schlimmgehaßte Feind der Gegner, in ihrem Gedankenkreis ein
Schädling, der gestürzt werden müsse, sei Kaiser Wilhelm II., nie
und nimmer der Kaiser von Österreich. [bookmark: page258]

		Aber der Präsident der Vereinigten Staaten von Nordamerika hatte
zwar allen Nationalstaaten, deren neue Regierungen sich mit der
Anmeldung ihrer Ansprüche oder Rechte an ihn gewendet hatten, in
zuvorkommenden Depeschen geantwortet. In Prag waren sie beim
Nationalausschuß, in Budapest bei der Regierung des Grafen Károlyi
eingetroffen. Sogar der Präsident der provisorischen
Nationalversammlung Deutschösterreichs, sogar Präsident Seitz hatte
am 8. November solch eine Depesche erhalten. Aber das Schreiben des
Ministerpräsidenten Lammasch, schon vor dem 30. Oktober an den
Präsidenten Wilson gerichtet, war überhaupt ohne Antwort geblieben.
Es wurde klar, daß der Präsident der Vereinigten Staaten, noch
immer beraten von dem tschechischen Professor Massaryk, nunmehr von
ihm, der in Wahrheit nicht nur die Karten des neuen
tschechoslowakischen Staates, sondern von ganz Mitteleuropa zu
zeichnen entschlossen war, noch mehr beeinflußt als je zuvor, den
Sprecher Kaiser Karls von Österreich gar nicht mehr hören wollte.
Daß er einen Kaiser von Österreich, mit dem er vor Jahresfrist noch
Briefe mit allem geziemenden Respekt gewechselt hatte, überhaupt
nicht mehr anerkannte.

		In Philadelphia hatte Professor Massaryk im Frühjahr 1918 die
slawischen Völker gegen das Haus Habsburg in einem feierlichen
Kongresse aufgerufen. Ihm war es natürlich, daß seine Heimat keinen
Tag länger magyarischen Oligarchien ausgeliefert bleiben dürfte. In
Philadelphia hatten sich damals bei ihm auch die Karpathorussen
gemeldet: die Verbrüderung bezog auch sie schon in den neuen
tschechoslowakischen Staat ein. Es war unklar, gegen wen sich die
demokratische Weltüberzeugung des Professors Massaryk heftiger und
erbitterter wandte, ob gegen die Habsburger oder gegen die
Hohenzollern. Und unklar im ganzen für alle Öffentlichkeit war, wie
sehr überhaupt der Einfluß des tschechischen Gelehrten – viel
behauptet, dennoch unprüfbar – hinter allen Geschehnissen, hinter
den Beschlüssen, hinter den nächsten Absichten des Präsidenten der
Vereinigten Staaten und seiner Alliierten stand – –

		 

		Der tschechische Abgeordnete Professor Thomas G. Massaryk hatte
Österreich kurz nach Kriegsausbruch verlassen, noch beim Abschied,
noch eine Weile danach skeptisch im Glauben, ob ein neues, durch
modernen Geist verjüngtes Österreich aus der Gewitterreinigung
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sich erheben könnte. Unruhig war er nach Holland gegangen, nach
Berlin zu einer Aussprache mit dem Sozialisten Kautsky, den er voll
Pessimismus über das Kriegsende antraf, über Italien war er nach
Prag und Brünn zurückgekehrt, weil er dort, bereichert um die
Eindrücke vom Ausland, mit möglichster Genauigkeit die Stimmungen
seiner Landsleute prüfen wollte. Die Abneigung des Sozialisten
gegen alles Absolutistische und Autokratische, das der Zustand
harter Ausnahmen in den Mittelmächten täglich verschärfte, wandte
erneutes Zuschauertum in der Fremde, kehrte die andere Einstellung,
die andere Aufklärung über Schuldfrage und Neutralitätsrechte, über
westliche Begriffe von Völkerfreiheit und wahre Demokratie fast von
Tag zu Tag mehr in Abwehr gegen das daheim Verlassene, mehr in Haß
gegen das daheim Bestehende. In Rom konnte, was italienische
Politiker ihm im Ausgange von 1914 sagten, nicht ohne Wirkung auf
den Professor bleiben. Von jenem römischen Besuche an mochte er
sich auch in entschlosseneres Rebellentum von
österreichisch-ungarischer Seite selbst gedrängt sehen: der
Ausführung eines Haftbefehles war er, von einem schnell aus Böhmen
entsandten Boten im Züricher Bahnhof gewarnt, nur durch Aufgabe der
Heimreise entgangen. In der Schweiz entschied er sich endgültig für
die leidenschaftliche Kampfansage an alle mitteleuropäischen
Systeme, die ihm zugleich ein Kampfruf für seine slawischen Brüder
war. Im Oktober 1914 brachte der tschechische Sozialistenführer
Doktor Habermann aus Genf seinen Ausspruch nach Prag zurück:

		»Uns wird im Laufe des Krieges nichts anderes übrig bleiben, als
Revolution zu machen. Wenn wir die Freiheit erringen wollen, müssen
wir in die Ereignisse selbst und aktiv eingreifen.«

		Tief wühlte Professor Massaryk damit, wenn auch noch in
Heimlichkeit, alle Tschechen zu Hause auf, die verwirrt, geblendet
vor neuen, nie gewagten, bisher ungedachten Gedanken und
Möglichkeiten standen. Er selbst aber sprach zum erstenmal offen,
weithin im Auslande hörbar und ohne Umschreibung, bei der Genfer
Feier für den tschechischen Reformator Hus, zwischen den Reden von
Ernest Denis, dem Historiker der tschechischen Reformation, am 6.
Juli 1915 den Abfall von Österreich-Ungarn aus. Nur für die
Freiheit und Unabhängigkeit der Tschechen und Slowaken wollte er,
der Sohn der Slowakei, fortan wirken. [bookmark: page260]

		Stets hatte der Fünfundsechzigjährige sich, ob es vor Jahren den
Einsatz gegen einen Justizmord an einem Einzelnen, ob es die
Daseinsrechte eines ganzen Volkes galt, für alle Unterdrückten oder
ihm unterdrückt Scheinenden leicht und rücksichtslos entflammt, mit
seinem ganzen zähen, aus lediglich geistiger Struktur sich
erhebenden Willen, der die Freiheit der Nationen und die
Unverletzlichkeit der Person über alle Forderungen stellte.
Umfassende Bildung, seine weiten Reisen, wissenschaftliche
Beziehung und persönliche Zusammenhänge hatten den an sich
bescheidenen Mann, um den, seit er in der Heimat öffentlich
hervorgetreten, stets eine Atmosphäre von Reinheit und
Unbestechlichkeit gewesen war, dem Westen und westlicher
Weltauffassung früh genähert. Vielleicht war der hohe, im Scheitel
breite und rundgewölbte, dünnbehaarte Kopf, wie ihn die alten
Stiche tschechischer Vorkämpfer seit Hus und Ziska, seit Koménsky
und Palatzki häufig zeigen, allein tschechoslawisch an dem schlank
und eindrucksvoll gewachsenen Professor, dessen ernster,
abgekehrter Blick im Gespräch zwischen Theoremen immer beschäftigt
schien, dessen Lebenshaltung indes bei aller Einfachheit mit
Ausritt und Gesellschaft das landläufige Professorentum leicht und
nicht ohne angenehme Geschmeidigkeit auch abzustreifen wußte. Alles
in ihm drängte dem Westen zu, seinen Staatseinrichtungen, seiner
politischen Kultur, seiner Lebensweise. Rußland hatte seine
Zuneigung nicht. Den »russischen Zaren« bekämpfte er im Innersten
so haßerfüllt wie den »österreichischen Zaren« oder den
»preußischen Zaren«. Wenn er monarchische Staatsform schon gelten
lassen mußte, gab er höchstens englischen Konstitutionalismus zu.
Bisweilen schwankte er, ob nicht die demokratische Form des
Königtums auch das Heil der Tschechoslowaken sein könnte. Bisweilen
entschied er sogar für sie. Aber im Kriege wollte er auch den
absolutistischen Herrscher Rußlands nach außen hin gelten lassen.
Auch der Zar war vorläufig als Machthaber der russischen Kraft sein
Bundesgenosse. Seine Heere halfen seinem eigenen Ziel. Der
Professor wollte sich klug, wollte sich politisch einrichten mit
allen Mitteln, die zum Zwecke weiterhalfen. Die unglückliche
österreichische Innenpolitik des Jahres 1916 und 1917, vor allem
der schroff verkündete »deutsche Kurs« des Kabinetts Seidler,
konnte dem verletzten Slawen nur die letzte Besiegelung zum
Verharren [bookmark: page261]in
seinen Angriffen geben. Er war längst entschlossen, seinen
Vernichtungskampf gegen den habsburgischen Staat bis zur
vollendeten Niederlage auszutragen.

		Er war ein Einzelner. Aber wenige hatten sich mit den
Machtverhältnissen, mit der ganzen Machtentwicklung und mit allen
Anzeichen wahrscheinlicher Weltentwicklung durch den Krieg so
gründlich beschäftigt wie er. Sein Geist verstand unendlich viele,
gefährliche Waffen mit geschulter Meisterschaft zu führen. An alle
Dinge schritt er methodisch, er tastete sich von Kern zu Kern, und,
wenn er ein Thema darstellte, wurde selbst in der Sprache das
Suchen nach logischen Zusammenhängen, nach logischen Brücken
sichtbar, über die der Gelehrte langsam und nur sehr vorsichtig
schritt.

		Nüchtern in der Abmessung des Wirklichen, ohne verräterischen
Überschwang, erstrebte er doch die Ziele phantastisch bauender
Patrioten mit der Verbissenheit alttschechischer Volksvorkämpfer,
die die Religionskriege überlieferten. Alle großslawischen Träume
schlummerten in ihm. So nüchtern er die Realität überall abwog: die
Meerengenfrage am Bosporus, die Einigung von Nordslawen und
Südslawen über fremdrassiges Land hinweg, über dessen Recht zum
Widerspruch er sich in Erörterungen nicht verlor, sah er dennoch
mit erstem Anspruch als Tscheche und Allslawe. Alle Wege zu fernen
Kontinenten und die Notwendigkeit solcher Wege begriff er für alle
Völker der Welt. Aber er untersuchte es nicht, ob er die Not dazu
auch für Deutschland nicht verkannte. Das Selbstbestimmungsrecht
der Völker war ihm wirkliches und natürliches Gesetz. Aber, indes
er die Unverletzlichkeit der Nationen verfocht, wies er neuen
Herren die Hauptstadt der Türken zu, die er vom Kontinent, aus
ihrem Land verjagte. Elementar war endlich sein Haß gegen
Österreich-Ungarn geworden, das die Slawen in der Monarchie nicht
frei werden ließ. Aber heiß war zugleich seine Betonung der
Selbstverständlichkeit und des Rechts der Tschechen, daß drei
Millionen Deutscher in Zukunft tschechoslowakische Staatsbürger zu
werden hätten. Und mit strenger Nüchternheit fand er sich zu den
Mitteln für sein Programm sofort wieder zurück, wenn er die
Aussichten seiner Erfolge an der Kriegslage abmaß. An Rußlands
Endsieg glaubte er im Gegensatze zu dem Tschechenführer Kramaø
nicht. Ihm war die Hoffnung, [bookmark: page262]daß 1914 nach den ersten russischen Siegen ein
Großfürst die Habsburger im neuen Königreich Böhmen ablösen werde,
nicht nur ein Gedanke voll Unbehagen. Vielleicht widersprach er dem
Gedanken nur nicht, weil Karl Kramaø' großer Anhang den politischen
Wünschen der Tschechen solche Richtung wies. Er sprach, früher als
irgendwer und, obgleich ein Slawe, von russischem Niederbruch und
russischer Revolution, die ihm um des getroffenen Zarismus willen
recht waren. Von Rotterdam aus hatte er sich noch 1914 mit einem
Memorandum an die Alliierten gewendet, darin er seine Ideen über
eine Neuordnung Europas entwickelte. Und er hatte, völlig vertieft
in diese europäischen, sehr slawisch gesehenen Zukunftsprobleme,
schon im nächsten Jahr ein neues Memoire ausgearbeitet, darin er
die Umrisse seiner Pläne den Alliierten bereits viel genauer
zeigte. Das »Londoner Protokoll« von 1915, das die
österreichisch-ungarische Monarchie zu zerschmettern beschloß, um
auch noch Italien gegen die Mittelmächte aufzurufen, mußte den
Professor in seinen sich allmählich aussichtsreicheren Absichten
gegen das habsburgische Reich nur bestärken. Professor Massaryk war
kein Stratege. Von der deutschen Kriegskunst glaubte er im Anfange,
uneingeweiht in die Zusammenhänge in den Generalstäben der
Mittelmächte, ohne Kenntnis der von Deutschland unerfüllbaren
Abmachungen über die Kriegsgestaltung im Osten, daß sie allein die
österreichisch-ungarische Monarchie vor den marschierenden Russen
gerettet hätte. Aber da er länger der Kriegführung beider Gegner
zusah, so schien ihm, daß die vielgepriesene Kunst deutscher
Feldherrnschaft gegenüber der französischen Fechtart völlig
versagte. Die Moltkesche Taktik hatte sich 1870 bewährt. Aber der
Professor war kühn genug, den Versuch kindlich zu nennen, daß die
deutschen Generale fünfzig Jahre später unter völlig geänderten
Verhältnissen, bei völlig anderen Ausmaßen mit überholten Doktrinen
operieren wollten. Das deutsche Volk fand ohne Zweifel auch er groß
in der Leistung, groß im Ertragen von Opfern. Aber der
»Absolutismus im Heer«, den die Generale übten, erstickte alles
Schöpferische. Sie schlossen selbst den Endsieg aus. Die Franzosen
fand er elastischer. Ihm schienen sie auch strategisch klarer. Die
Engländer hatten ihre Armeen über Nacht geschaffen. Unübersehbar
war, was ihr Wille, ihre Kraft zur Organisation noch leistete. Das
Gesamtbild solcher Kriegsentwicklung [bookmark: page263]litt den Professor schließlich nicht mehr in
Rotterdam zwischen Memoranden, die er an die Alliierten gab. Im
Frühjahr 1917 beschloß er – ein einzelner, ohne Staatsamt und ohne
Auftrag –, für die Überzeugungen, die in ihm schlummerten, seit er
zu denken vermochte, gewaltsam, nur durch die Überlegenheit seines
Geistes in die Weltgestaltung einzugreifen.

		Er ging nach Rußland. Er beschloß, sich eine Armee zu schaffen.
Vom Mai 1917 bis zum Herbst 1917 stellte er ein
tschechoslowakisches Heer von 150 000 Mann aus Kriegsgefangenen und
Deserteuren auf, bewaffnete, disziplinierte es. Er setzte die Armee
sodann durch Sibirien auf Wladiwostok in Marsch, um sie auf die
Schlachtfelder in Frankreich und Italien zu bringen. Mit den
Bolschewisten schloß er einen Vertrag über freien Durchzug. Als sie
ihm den Durchzug dennoch weigerten, lieferte er ihnen Gefechte, um
den Durchmarsch zu erzwingen. Die Truppen wurden schließlich nach
Europa eingeschifft. Der Professor begab sich nach Amerika.

		Richard Crane, einer der Sekretäre des Außenministers Lansing,
der Sohn eines Freundes Professor Massaryks, verschaffte ihm
Zutritt und Beziehung zu Wilson. Im »Weißen Haus« in Washington
lebte Woodrow Wilson einsam, abgeschlossen von aller Welt. Ihn
hatte das amerikanische Volk als einen Präsidenten gegen den Krieg
an die Spitze der Regierung gestellt. Dann hatte es das Schicksal
Wilsons gewollt, daß gerade er den Krieg an Deutschland erklären
mußte. In England, in Frankreich, in Italien herrschten
Koalitionskabinette. Aber gerade im freiheitlichen Amerika gebot
der Präsident allein ohne Koalition. Durch die demokratische
Partei, deren Haupt und Rufer er darstellte, lenkte Wilson die
Schickungen des Landes ohne Einschränkung. Kein einziger
Republikaner saß in seinem Kabinett. Mit dem Staatssekretär für
Äußeres Lansing lebte der Präsident in stetem Gegensatz und
häufiger Verstimmung. Sein Arbeitskabinett betrat selbst ein
Minister selten. Seine Weisungen gab er schriftlich. Die Antworten
hatten schriftlich überreicht zu werden. Die fremden Gesandten
kamen nur bei feierlichem Anlaß. Die Aussprachen gingen frostig
über Dinge, die belanglos waren. Aber häufig war der Gast des
Präsidenten der französische Gesandte Jusserand, seit vielen Jahren
Frankreichs amerikanischer Bote, der das Englische im Sprechen und
Schreiben [bookmark: page264]auf
gleich vollendete Art beherrschte. Durch ihn sprach Frankreich,
sooft es dies wünschte. Neben den Gesandten Jusserand trat jetzt
der tschechische Professor Massaryk in Wilsons Haus und
Arbeitskabinett.

		Überall hatte Professor Massaryk eine Zuneigung für die
österreichisch-ungarische Monarchie feststellen können, stärker,
als jemand wußte in der Monarchie: in England, in Frankreich, in
Amerika – überall galt die Abneigung Deutschland allein. Aber in
der Fortentwicklung der Verhältnisse im Innern der
österreichisch-ungarischen Monarchie war Massaryk längst
entschlossen, das ganze Reich, soweit es an ihm lag, zu zerbrechen.
Der Professor wollte nicht mehr zurück: die anderen wollte er zu
sich bekehren. Aber die Zukunft des tschechoslowakischen Staates,
den er aufrichten wollte, bewegte ihn nicht allein. Ihm schien das
europäische Problem, das der Weltkrieg lösen sollte, das Problem
der kleinen Nationen überhaupt zu sein, das Schicksal von etwa
zwanzig kleinen Völkern, eingeklemmt im Norden zwischen Rußland und
Deutschland, vom Baltischen Meer abwärts in südöstlichem Verlaufe
bis hinab zu den Griechen am Golf von Salonik. Die Freiheit aller
kleinen Nationen mußte der Sieg, mußte der Preis des Krieges sein.
Aber niemand besaß über die Tiefe und Bedeutung solcher Fragen
geringere Klarheit als der Präsident der Vereinigten Staaten. Er
sah zu Europa als Amerikaner hinüber, wie es dem Professor Massaryk
schien, mit dem Fernrohr über den Ozean. Ihm war der Begriff von
Staat und Volk eine einzige, durch nichts getrennte Einheit. Er
begriff anders beide gar nicht. Unklar spiegelte sich ihm in
amerikanischem Liberalismus eine »Ligue of nations«, die nach dem
Kriege allein über das Wohl und Wehe der Nationen waffenlos
gebieten würde. Nur die »Ligue of nations« bewegte ihn. Nur die
»Ligue of nations« war ein Friedensziel. Grüblerisch hatte er einen
Plan von vierzehn Punkten ausgearbeitet, beschwerlich und in
ideologischer Art, ein Programm von vierzehn Friedenspunkten, zu
denen er von Kongreßrede zu Kongreßrede, von Volksrede zu Volksrede
vorgedrungen war, bis er überzeugt glaubte, daß sie das Glück der
freigewordenen Völker ganz umspannten. Er hatte in den »Vierzehn
Punkten« freilich, was Österreich-Ungarn betraf, von Abtretungen
gesprochen, die an Polen und an Italien zu gewähren seien, dennoch
hatte er mit Österreich-Ungarn als [bookmark: page265]einer einheitlichen Nation gesprochen, so daß
eigentlich schon darin ein Widerspruch oder eine Unklarheit war.
Den Widerspruch hatte der Präsident Wilson dann selbst gespürt,
abermals grüblerisch hatte er versucht, die vierzehn Punkte in fünf
andere Punkte umzugießen. Sie waren allgemeiner gehalten, noch
unklarer, sie hatten die Wirrnis nur vermehrt. Unklar über die
Begriffe von Volk und Staat in Europa, unklar über alle
strategischen Begriffe, war ihm selbst der Begriff vom
Selbstbestimmungsrecht der Völker ein Nebelwort. Er kannte das
Wesen, das Bestehen, die Not zur Einordnung oder das Recht zur
Selbständigkeit auch bei nationalen Minoritäten nicht. Denn auch
der Begriff der nationalen Minorität war dem Amerikaner fremd. Er
ging daran, die neuen fünf Punkte abermals umzuformen. Freiheit der
Meere, Freiheit der Weltwirtschaft, amerikanische Kaufmannschaft im
Zusammenhang mit den Auffassungen amerikanischer Demokratie, stets
aufs neue vom Kolumbuskontinent auf Europa überpflanzt, schlichen
sich ihm wiederum in Gedanken und Text. Er griff auf die »Vierzehn
Punkte« zurück. Sie nannte er seinen Plan. Sein Staatssekretär des
Äußeren Lansing kämpfte für radikalere Fassungen. Über die
Unklarheit in Wilsons Kopf sprach der Außenminister Lansing nur mit
herbem Wort. Er bestritt, daß der Präsident der Vereinigten Staaten
überhaupt Pläne oder einen Plan zur Neuordnung der Welt besäße.
Dennoch: die »Vierzehn Punkte« wurden verkündet. Wenige Monate
danach stieg Professor Massaryk in Amerika ans Land. Seine Arbeit
war fortan, die »Vierzehn Punkte« umzubiegen.

		Sein Kampf ging gegen das hohenzollernsche und gegen das
habsburgische Haus. Er wollte den »Zarismus« befehden, der in
Rußland von selbst gefallen war, wollte ihn vernichten, wo immer er
ihn traf. Er wußte, daß er Deutschland zu Boden streckte, wenn
Österreich-Ungarn durch ihn zerschellte. Sein eigener Plan war
katonisch einfach: »Austriam esse delendam.« Vor Wilson sprach er
selbst gegen die »Austrophilie«, wann immer er bei Wilson sprach.
Was er selbst nicht sagen mochte, was er besser durch Frankreich
vertreten wünschte, wenn er die Waffen gegen Deutschland wandte,
sprach für ihn bei Wilson der französische Gesandte Jusserand. So
stark wurde das Wort des tschechischen Professors, so willig
Wilsons Ohr, daß schließlich kaum ein diplomatischer Schritt mehr
geschah, ein wichtiger Beschluß kaum mehr gefaßt [bookmark: page266]wurde, von dem der Professor
nicht vorher gewußt hätte, bei dem er durch Beeinflussung nicht
noch rechtzeitig hätte mitsprechen können. Seine Memoranden über
die russische, österreichisch-ungarische, deutsche
Friedensforderung des vierten Kriegsjahrs gingen nicht mehr »an die
Alliierten«. Die Memoranden hielt jetzt Wilson in der Hand. Im
August 1918 studierte der Präsident der Vereinigten Staaten
abermals ein Massaryksches Mémoire über Rußland, im gleichen Monat
über die Verhältnisse in der Tschechoslowakei. Der tschechische,
geschickt beeinflussende Professor, dem man in Frankreich und
England eröffnet hatte, daß die Neuordnung der europäischen
Verhältnisse eine ethnographische Auffassung in seiner Heimat
berücksichtigen wolle, brachte ohne viel Schwierigkeit den
Präsidenten der Vereinigten Staaten zu der Überzeugung, daß für die
Tschechoslowakei nur die alte historische Auffassung – die auch die
Deutschböhmen an die Tschechen gab – gerechte und logische Lösung
sei. In die Wirrnis, durch die der Präsident der Vereinigten
Staaten, organisch überdies nicht in bestem Zustande, sich durch
all diese Probleme tastete, brachte erst die Aufstellung der
tschechoslowakischen Armee den endgültigen Anlaß, sich für die
Forderungen Professor Massaryks zu entscheiden. Der Präsident der
Vereinigten Staaten wollte mit überzeugtem Recht und überzeugender
Gerechtigkeit die Welt neu ordnen. Er wehrte sich gegen die
Preisgabe der Seestadt Danzig an die Polen, denn er sah diesen
Hafen deutsch und sah es als einen Gewaltakt an, hier polnische
Herrschaft aufzurichten. Bedrängt von polnischen Forderern, hatte
er sich endlich für geteilten deutsch-polnischen Besitz
entschieden. Ihn widerriet Professor Massaryk, der nichts ein
schlimmeres Unheil nannte als ein »Kondominium«. Die Danziger Frage
konnte schließlich vertagt werden. Aber in der Gesamteinstellung
mußte der Präsident der Vereinigten Staaten endlich eine
Selbstentscheidung treffen. Wenn tschechische Soldaten im Kampf
gegen Österreich-Ungarn sogar ihr Leben lassen wollten, so hatte
der Professor Massaryk ohne Zweifel recht mit seiner Feststellung,
daß die Selbstbestimmung des österreichisch-ungarischen Volkes
nicht das gleiche war wie die Forderungen der Tschechen, der
Südslawen, der Polen, aller anderen Nationen dieser vielgemischten
Monarchie, die der Präsident bisher als Einheitsnation angesprochen
hatte. Für die Selbstaufopferung der tschechischen Legionäre, die
gegen die [bookmark: page267]habsburgische Herrschaft marschierten, verlangte
Professor Massaryk von Amerika Hilfe. Sie wurde von dem Präsidenten
der Vereinigten Staaten gewährt. Aber wenn die neuen tschechischen
Truppen an der Seite der Alliierten kämpften, so verlangte
Professor Massaryk auch noch ihre Anerkennung als kriegführende
Macht. Der Präsident der Vereinigten Staaten begriff die Billigkeit
solcher Forderung. Er gewährte sie. Und wenn die tschechische,
kämpfende Armee eine selbständige kriegführende Macht war,
anerkannt von den Alliierten, so konnte ihr niemand die
Konstituierung einer Regierung verwehren. Noch ehe die Note des
Staatssekretärs Lansing über die Anerkennung der Tschechoslowakei
das Washingtoner »Weiße Haus« verließ, las sie Professor Massaryk.
Noch ehe sie durch den Draht abgespielt wurde, rief am 18. Oktober
1918 der Professor die neue, selbständige tschechoslowakische
Regierung aus, Er selbst erklärte sich zu ihrem Präsidenten. Mit
dem Tschechenführer Benesch in Paris und dem Tschechengeneral
Stephani bildete er das erste tschechoslowakische Kabinett im Exil,
das die Unabhängigkeit des neuen Staates verkündete und allen
Verbündeten notifizierte.

		Die Ereignisse aber liefen weiter. Im Oktoberanfang, als General
Ludendorff die Waffen streckte, als sein Schrei nach
Waffenstillstand die Stadt Newyork in maßlosem Jubel das Fest des
Kriegsendes feiern ließ, im tausendfachen Raketenfeuerwerk, das
über den Wolkenkratzern aufleuchtete, in dem bunten, alles
überflatternden Konfettiregen, der von den Dachgärten in die
Straßen niederstob, wußte nicht nur der Professor Massaryk, daß der
Krieg für die Alliierten gewonnen war. Nur noch das Schweigen der
Waffen, nur mehr die vielbesprochene Neuordnung der Welt waren die
Aufgaben der Epoche geworden.

		Sofort sollten nach Woodrow Wilsons pazifistischem Sinne die
Waffen schweigen. Er hatte sich in mancherlei Widersprüche
verstrickt. Von den Habsburgern hatte er in den »Vierzehn Punkten«
die Autonomie für die Slawen verlangt. In seinen Noten rief er, von
Professor Massaryk umgestimmt, der österreichisch-ungarischen
Regierung jetzt zu, daß Autonomie nicht mehr genüge, daß die
Regierung selbst mit den Völkern sich einigen müsse. Wer die
»Vierzehn Punkte«, wer dazu die Noten mit Genauigkeit las, mußte
die Verwirrung ahnen, in der der Präsident der Vereinigten [bookmark: page268]Staaten sich
befand. Aber nunmehr sah auch Professor Wilson das Kriegsende
gekommen. Alle Widersprüche mußte die nahe Friedenskonferenz
ordnen. Im Glauben des Präsidenten war der letzte Krieg
durchgekämpft. Der Tag für seine »Ligue of nations« brach an, ob
auch der französische Gesandte Jusserand über solchen Gedankengang
lächelte, indes der englische Botschafter kühl dazu mit den Achseln
zuckte. Vor allem aber sollte das Töten enden.

		Unklar, wie er zwischen allen Ereignissen, allen Beziehungen,
allen Problemen, allen Zusammenhängen war, hatte der Präsident der
Vereinigten Staaten unsicher auch vor dem ersten
Waffenstillstandsbegehren der deutschen Regierung gestanden. Er
wußte nicht, wer eigentlich mit ihm sprach, ob der deutsche Kaiser,
ob die deutsche Regierung im Auftrage des deutschen Volkes. So
fragte er stets von neuem danach in seinen Noten, – ganz genau
wollte er sich vergewissern. Denn nirgends bei den Alliierten war,
wenn man vom hohenzollernfeindlichen Radikalismus des tschechischen
Professors absah, nicht bei dem Präsidenten der Vereinigten
Staaten, nicht in England, selbst in Frankreich nicht, bei den
Staatsmännern und Entscheidenden – indes die Massen in kühner
Phantasie den Kaiser verjagten oder gefangen setzten – der Wille
und die Forderung gewesen, daß Wilhelm II. vom Throne gestürzt
werde. Es traf sich, daß die Auffassungen über das
Abdankungsproblem bei den Alliierten, bei dem Reichskanzler, bei
dem Kaiser selbst sich in einer einzigen Lösung vereinigen konnten:
wenn Kaiser Wilhelm II. nur rechtzeitig nichts weiter blieb als der
König von Preußen. Ihn sah die westliche Welt mit der Schuldfrage
verstrickt. Wie immer die Schuldfrage sich späteren Epochen in
Wahrheit klärte: die Sieger nannten den Kaiser mitbelastet. Er
hatte stets zur Welt als deutscher Kaiser gesprochen, als der
Repräsentant und Lenker des Deutschen Reiches. Wenn in Deutschland
nicht mehr sein Wille, sein Wort, seine Allmacht bestimmend war,
wenn Verfassungsänderung die Welt vor Übergriffen durch seine
Machtaufbietung Deutschlands sicherte, so konnten auch die
Alliierten den in seine Grenzen zurückgeworfenen König von Preußen
dulden. Im Gedankenaustausch der Bestimmenden schien es gleich, ob
Kaiser Wilhelm ein Privatmann wurde, ob er als Preußenkönig [bookmark: page269]blieb, ob er
die Regentschaft an einen Prinzen des Hohenzollernschen Hauses
weitergab. Die Wortführerschaft des deutschen Kaisers für alle
Deutschen wollte der Präsident der Vereinigten Staaten, wollten
alle Verbündeten ausgeschaltet wissen: durch klare beruhigende
deutsche Verfassungsänderungen. Ihrer wollte der Präsident sich
genau vergewissern, bevor er handelte.

		Dann wollte der Pazifist Wilson schnell ein Ende. Menschliche
Rücksicht, die nirgends mehr Opfer dulden wollte, sprach bei ihm
mit. Marschall Foch widerstritt. Der französische General begehrte
weitere Kampffrist. Der Marschall fand die militärische Situation
so, daß sie mit einer ungeheueren Kapitulation ganzer deutscher
Armeen, mit ihrer Entwaffnung enden mußte. Mit der gleichen
Kapitulation, die der Erste Generalquartiermeister Gröner als
unvermeidlich ansah. Nicht nur Marschall Foch, auch Professor
Massaryk wollte das klare militärische Endergebnis. Daß Deutschland
geschlagen war, behaupteten im Lager der Alliierten alle Militärs.
Aber nur, wenn, Deutschlands Heere kapitulieren mußten, konnte auch
das deutsche Volk sich der vollen Erkenntnis solcher Tragödie nicht
verschließen. Die Verhandlungen mit einem unzweideutig
niedergeworfenen Gegner nannte der tschechische Professor dem
Präsidenten der Vereinigten Staaten besser für die Zukunft als alle
Neuordnungsversuche bei Duldung von Legenden, die den Gegner als
unbesiegt im Felde darstellten und mit der Möglichkeit, unwahre
Gründe für den Niederbruch aus dem Volksinnern abzuleiten, nur das
Aufflammen kommender Vergeltungskriege fördern mußten. Pazifist war
Woodrow Wilson. Pazifist war Professor Massaryk. Aber um der
Klarheit willen war Massaryk dennoch für die Fortsetzung der
Schlacht, wie Marschall Foch, für den Einmarsch in Berlin und den
Weitermarsch seiner tschechoslowakischen Divisionen über die
deutsche Reichshauptstadt in das alte Prag. In das Schwanken des
amerikanischen Präsidenten, der gleichwohl mehr seiner Auffassung
zuneigte, als der Meinung Massaryks, brachte nicht nur Frankreich,
brachten zugleich die Ereignisse in Deutschland die Entscheidung.
Unruhe war auch im französischen Heer. Rücksicht auf die
Sozialisten, Furcht vor sich vielleicht erhebendem Bolschewismus,
drängten die französischen Staatsmänner, über den Willen Marschall
Fochs zu triumphieren, obgleich der Marschall zuletzt nicht mehr
als zehn Tage für sich begehrte. Wilhelm II. erklärte seinen
Verzicht [bookmark: page270]auf die deutsche Kaiserkrone am 9. November in
Spaa. Zu spät im Empfinden seines Volkes, das auch den König von
Preußen nicht mehr ertragen wollte. Zu spät in seinem Kampf um
beide Kronen. Zu spät für die Mühen des letzten kaiserlichen
Reichskanzlers Prinz Max von Baden, der die Rettung wenigstens des
Hohenzollernhauses erstrebt hatte, ohne ahnende Kenntnis der
Spiegelung, in der die Alliierten selbst das Abdankungsproblem
betrachteten. Die nächste Nacht sah den deutschen Kaiser auf der
Reise nach Holland. Der Waffenstillstandsabschluß wurde befohlen.
Selbst Marschall Foch mußte jetzt sich fügen. Nur was unmittelbar
von der kaiserlichen Flucht ausstrahlte, war, wenn man noch an
Professor Massaryks triumphierendes Dogma gegen den »Zarismus«
dachte, wichtig im Augenblick: der letzte Anlaß zum historischen
Abschied des Hauses Habsburg.

		 

		Die Wirkung auf die habsburgische Frage, die Auswirkung auf die
revolutionären Elemente in Österreich oder auf Elemente, die dort
sich revolutionär dünkten, mußte sofort sichtbar werden. Die Frage
der Abdankung Kaiser Karls war vereinzelt und umschrieben im
Staatsrat schon an dem Tage des Eintreffens von Wilsons höflicher
Antwortdepesche an die provisorische deutschösterreichische
Nationalversammlung aufgetaucht. Der deutschnationale Abgeordnete
Oskar Teufel stellte den Antrag auf Proklamierung der Republik. Die
Sozialdemokraten schwiegen. Aber länger als vierundzwanzig Stunden
konnten auch sie ihr Schweigen nicht gut mehr bewahren.

		Naturgemäß begann sich, gerade nach der leicht täuschenden
Stille der vorangehenden Tage, in Schloß Schönbrunn die Unruhe zu
erhöhen. Viel kam, vielleicht alles für den Kaiser und die Stellung
seines Hauses auf die Haltung an, die in Österreich von der Partei
der Christlichsozialen eingenommen wurde. Noch nachts vom 8. zum 9.
November, unmittelbar nachdem im Staatsrat zum ersten Male von
Abdankung gesprochen worden war, erbat der kaiserliche Sekretär
Hauptmann Werkmann von Kardinal Piffl Auskünfte über seine
Auffassung des Augenblickes.

		»Schwer, aber nicht hoffnungslos«, antwortete der Kardinal. Er
mußte freilich eine Nacht später, als der Sekretär abermals vor ihm
stand, seine Ansicht berichtigen: »Sehr ernst!« [bookmark: page271]

		Der Kaiser wurde sogleich geweckt, da der Sekretär aus dem
Palais des Kardinals zurückgekommen war. Seine Berater empfahlen,
gewillt, um jeden Preis Klarheit zu schaffen, daß der Kaiser den
Prälaten Hauser in Audienz empfange. Es konnte sein, daß der Prälat
in ziemlich entscheidender Art die Haltung der Christlichsozialen
mitbestimmte. Aber der Kaiser fand ein Verhandeln mit ihm vorerst
weder angemessen, noch aussichtsvoll. Er zog es vor, ein
Handschreiben durch seinen Sekretär an den Kardinal zu senden.
Nicht ohne Erfolg. Der Kirchenfürst erklärte seine Bereitschaft,
»unzweifelhaft festzustellen, welche Haltung die Partei bei dem für
den 12. zu gewärtigenden Kampf innehalten wolle«.

		Offenbar aber tat der Kardinal noch mehr. Denn unmittelbar nach
dem Eintreffen des kaiserlichen Handschreibens wurde der Minister
Professor Seipel von dem Prälaten Hauser in das Parlament gebeten.
Mit ihm und dem Vorarlberger Abgeordneten Fink sollte er über die
Abdankungsfrage beraten. Prälat und Abgeordneter erklärten, daß die
Proklamation der Republik sich nicht mehr verhindern lassen werde.
Sie stehe vor der Tür. In bestimmtem Tone forderte der Prälat nicht
bloß, daß die Christlichsoziale Partei die Einsetzung der Republik
ablehnen und gegen sie stimmen solle. Er versicherte, daß er
Bürgschaft übernehmen könne für die Haltung, die sie am Sturmtage
des 12. Novembers zeigen werde. Unbedingt versprach er, ausharren
zu wollen. In seinen Gefühlen begriff der Abgeordnete Fink nicht
nur die Haltung des Prälaten. Er hätte sie am liebsten auch zur
eigenen Stellungnahme gemacht. Im Grundsätzlichen erklärte er sich
mit ihm einverstanden. Aber er hatte Rücksichten zu nehmen. Seine
vorarlbergischen Landsleute, die er vertrat, wären von
republikanischer Gesinnung. Er hielte es für richtig, positiv für
die Republik zu stimmen. Aber was den Kaiser betreffe, so wäre es
für seine Sache richtiger, daß er durch ein Manifest die
Entscheidung über die Staatsform in die Hände des Volkes lege.
Minister Seipel griff ein. Er versuchte, den Abgeordneten zu
überzeugen, daß sich die Proklamierung der Republik vielleicht
überhaupt noch werde verhindern lassen. Er wollte ihn so völlig zu
einem Kämpfer gegen sie gewinnen.

		Die Besprechungen gingen weiter, zu dem Prälaten und dem
Abgeordneten trat am Nachmittage des 10. Novembers noch der
Staatssekretär Mataja. Auch ihn versuchte der Minister Seipel durch
[bookmark: page272]gleiche
Taktik wie den Abgeordneten Fink zu gewinnen. Das offenbare Kommen
einer Proklamation, die zur Republik führen sollte, beschäftigte
zugleich die Ministerräte. Als das Kabinett sich abends zum zweiten
Male versammelte, erschien mit dem Präsidenten der provisorischen
Nationalversammlung Seitz in der Beratung auch der
sozialdemokratische Staatsrat Karl Renner. Der Antrag des
deutschnationalen Abgeordneten Teufel hatte sie beide an die
Grundforderung ihrer sozialdemokratischen Gesellschaftsauffassung
wieder erinnert. Beide verlangten die Proklamation der Republik.
Sie drangen auf die Abdankung des Kaisers. Der Staatsrat Karl
Renner hatte einen Entwurf mitgebracht, der eine Abdankungsurkunde
darstellte. Ein heftiger Kampf entbrannte. Minister Seipel wehrte
sich gegen die Abdankung. Wieder tat er es mit angewandter Technik.
Er schloß die Abdankung nicht aus. Aber auf keinen Fall dürfe man
sich mit ihr auch nur befassen, ehe nicht der erste Schritt zur
Verkündung der Republik durch die Nationalversammlung getan wäre.
Wäre es so weit, dann sollte man sich auch mit der Abdankung
schnell beschäftigen. Dann dürfe man nicht bis zur formellen
Entthronung des Kaisers warten.

		Er führte seinen Verteidigungskampf zäh. Er wollte Zeit
gewinnen. Er wollte keine Tatsachen schaffen lassen. Vielleicht kam
alles noch anders. Vielleicht drang in der Nationalversammlung der
Beschluß gar nicht durch, der die Republik verkündete. Er war gegen
jede voreilige Preisgabe. Soviel erreichte der Minister, daß der
Rennersche Entwurf – die Rücktrittsurkunde – im Ministerrat
zunächst noch gar nicht behandelt wurde. Die Frage der Erlassung
eines kaiserlichen Manifestes wurde beraten. Aber man kam zu keinem
Beschlusse. Nachrichten von außerhalb drangen in den Rat und
beunruhigten ihn. Aus Spa war Kaiser Wilhelm nach Holland geflohen.
Alle deutschen Bundesthrone waren gestürzt. Die Stimmung mußte
bedenklicher werden für Kaiser Karl. Die Wirkung von Beispielen
ließ sich nicht ausschalten. Das Hin und Her im Ministerrate währte
bis 1 Uhr nachts. Für ihn war das Wichtigste: der
sozialdemokratische Vorstoß war wohl unternommen. Aber noch nicht
durchgedrungen.

		Allerdings hatte am gleichen Abend auch der
deutschösterreichische Staatsrat seine Mitglieder zusammengerufen.
Und zum Beschluß erhoben, daß in der am 12. November
zusammentretenden Nationalversammlung [bookmark: page273]die Einsetzung der Republik
Österreich und der Anschluß des Landes an das Deutsche Reich
gefordert werden solle.

		Aus Oberösterreich hatte am nächsten Morgen der Prälat Hauser
zuverlässige Nachrichten, daß selbst die Bauernschaft von
umstürzlerischem Geiste erfüllt sei. Auch sie verlange die
Republik. Dem Minister Seipel gestand der Prälat, daß nunmehr auch
er das Spiel des Kaisers als hoffnungslos ansehe. Der
deutschnationale Abgeordnete Sylvester vertrat die Meinung, daß der
Deutsche Nationalverband der Sozialdemokratie, wenn irgend möglich,
zuvorkommen und selbst in der Nationalversammlung die Proklamation
der Republik vorschlagen solle.

		Minister Seipel versuchte immer noch zu retten, was irgend zu
retten war. In der Nationalversammlung besaß der Deutsche
Nationalverband damals neunzig Stimmen. Er stellte die stärkste
Partei dar. Dem Abgeordneten Sylvester erwiderte Professor Seipel,
daß er seinem Plane aus zwei Gründen nicht beipflichten könne:
zunächst sollte gerade die stärkste Partei »den Umfall doch nicht
so weit treiben«; zweitens wäre es richtiger und wichtig, wenn es
schon zur Republik käme, den Erfolg und das Ansehen aus dem Erfolge
den Sozialdemokraten zu lassen. Vielleicht wären ihre Anhänger dann
leichter von Ausschreitungen und Gewalttat abzuhalten, die immerhin
noch nicht ausgeschlossen wären. Der Abgeordnete konnte sich der
Logik des Ministers nicht verschließen. Den Sozialdemokraten sollte
der Vorrang bleiben.

		 

		Ihre Führer Seitz und Renner setzten am 11. November den
Wortlaut des Gesetzes fest, das am Tage darauf die
Nationalversammlung in feierlicher Form beschließen sollte. Er
enthielt die Verkündigung der Republik sowohl wie die Forderung,
Deutschösterreich an Deutschland anzugliedern. Nicht nur die Flucht
Kaiser Wilhelms II. und die Umwälzungen in den deutschen
Bundesfürstentümern, nicht nur die blutigen Zusammenstöße, die aus
Deutschland von manchem Ort gemeldet wurden und die deshalb – nach
der, Auffassung der Parlamentarier – auch in Österreich
herausgefordert werden konnten, brachten die Entscheidung gegen das
Haus Habsburg. In seiner Botschaft an das deutsche Volk, die am 9.
November den Thronverzicht Kaiser Wilhelms II. und des deutschen
Kronprinzen verkündete, hatte der Reichskanzler [bookmark: page274]Prinz Max von Baden zum
Schlüsse noch von der Absicht des deutschen Kaisers gesprochen:

		»Die Vorlage eines Gesetzentwurfes wegen der
sofortigen Ausschreibung der allgemeinen Wahlen für die
verfassungsgebende Nationalversammlung vorzuschlagen, der es zu
obliegen hat, die künftige Staatsform des deutschen Volkes
einschließlich der Volksteile, die ihren Eintritt in die
Reichsgrenzen wünschen sollten, endgültig festzustellen.«

		Der Schlußsatz des Prinzen war ein Ansporn: blieb Kaiser Karl
auf dem Throne, so mußten alle ihre Hoffnung begraben, die auf die
Verbrüderung mit dem Deutschen Reiche rechneten. Überdies hatten
alle Nationalstaaten das Erbe der alten Monarchie längst
angetreten. Die Tschechoslowakei und der südslawische Staat hatten
ihre Selbständigkeit unzweifelhaft aufgerichtet. Der Staatsrat Karl
Renner erklärte:

		»Die Deutschen sollen nicht als Krongut der Habsburger
übrigbleiben!«

		Vor dem Aussprechen des Anschlußgedankens warnte ihn Professor
Seipel. Wenn ihn auch die Deutschösterreicher in ihrer Gesamtheit
verfechten wollten, so war doch abzuwarten, was Frankreich, besorgt
um jeden Zuwachs für das niedergeworfene Deutschland, dazu sagte.
Staatsrat Renner widerstritt nicht. Er selbst überdachte das
Verhalten der Entente gleichfalls. Er fürchtete härtere
Friedensbedingungen für das Land, wenn Kaiser Karl sein Herrscher
blieb, und stützte auch darum jeden Kampf gegen die Habsburger. Er
fürchtete den französischen Einspruch in der Anschlußfrage nicht
weniger. Aber hier behauptete er, Stimmungen im Volke Rechnung
tragen zu müssen. Wenn auch die Anschlußforderung aus dem
Gesetzentwurf gestrichen würde, so würde sie dennoch in der
Nationalversammlung erscheinen: nur würde sie dann »durch
Initiativ-Vortrag« gestellt werden. Klar war, daß an dem Gang der
Ereignisse, was die Absichten und Beschlüsse der
Nationalversammlung betraf, kaum mehr etwas geändert werden konnte.
Und daß die Minister sich mit den Tatsachen abzufinden, nach ihnen
ihre Vorschläge an den Kaiser einzurichten hatten.

		 

		Vor allem war wichtig, wie der Kaiser selbst zu der ganzen
Entwicklung stand. Verharrte er in Zurückhaltung, ohne eine
Entscheidung [bookmark: page275]zu treffen, so sprach die Nationalversammlung
schließlich die Absetzung aus. Verzichtete er auf den Thron, noch
ehe die Nationalversammlung ihre Beschlüsse zum Gesetz erhob, so
unterblieb die Demütigung seiner Absetzung. Der ausgesprochene
Thronverzicht bedeutete freilich zugleich die Unmöglichkeit oder
wenigstens die größte Unwahrscheinlichkeit, jemals auf den Thron
zurückzukehren.

		Das Kabinett beschloß, dem Kaiser vorzuschlagen, daß er seinen
Verzicht auf jeden Anteil an den Regierungsgeschäften ausspreche.
Professor Seipel, im Innersten immer noch für ein Ausharren von
Kaiser und Regierung, hatte solche Lösung angeregt, die dem Kaiser
wenigstens nicht alle Zukunftsmöglichkeit versperrte. Der
Ministerrat hatte sich zu dem Auswege erst entschlossen, als mit
dem Präsidenten der Nationalversammlung die Staatsräte Dinghofer
und Renner eintraten: die Proklamierung der Republik wäre für den
kommenden Tag unabänderlich im Staatsrate bestimmt worden.

		Noch einmal versuchte der Staatsrat Renner, die Annahme des von
ihm verfaßten Entwurfes durchzusetzen, der als Rücktrittsurkunde
vom Kaiser unterzeichnet werden sollte. Aber der Ministerrat
verwarf den Text. Nicht der Rücktritt, nur der Verzicht an den
Staatsgeschäften sollte besiegelt werden. Die Übereinstimmung der
Minister war darin vollkommen. Von den Staatsräten Dinghofer und
Renner forderte der Minister Seipel noch die ausdrückliche
Bestätigung, daß der vorbereitete Gesetzesentwurf »als
provisorisch« bezeichnet werde. Der Staatsrat Renner gab die
Erwiderung, »daß die ganze Nationalversammlung nur provisorisch sei
und daher keine bindenden Entschlüsse fassen könne«. Seine Haltung
unterschied sich in der Wirkung nicht, im Wollen kaum sichtbar von
allen anderen Abgeordneten, die in der Nationalversammlung für die
Republik zwar stimmen wollten, ohne die Monarchie indes endgültig
zu beseitigen. Sie alle fürchteten die Revolution, verheerende
Stürme der Revolution, die erst, wenn sie nicht überhaupt
beschworen werden konnten, verbrausen sollten, ehe man das Volk zur
Entscheidung über Republik oder Monarchie aufrief. Der Staatsrat
Karl Renner erklärte schließlich sein Einverständnis mit der
Forderung der Minister, vorläufig nur einen Verzicht des Kaisers an
den Staatsgeschäften zu begehren. Staatsrat und Sozialdemokratie,
Minister und Monarchie schlossen ein Kompromiß. Der [bookmark: page276]Kaiser dankte nicht ab. Er
zog sich nur von der ausübenden Macht zurück. Im Grunde waren alle
nunmehr einig in dem Beschlusse zur Forderung einer Republik, in
der selbst die Sozialdemokratie zustimmte, daß der Kaiser
unzweifelhaft der Kaiser blieb.

		Der Wortlaut des Manifestes, das der Kaiser unterschreiben
sollte, wurde im Ministerrate noch am Vormittage festgesetzt.
Namentlich der Unterrichtsminister versuchte, der Fassung einen
warmen, herzlicheren Abschiedsklang zu geben. Bevor eine
Reinschrift von ihr fertiggestellt werden konnte, eilten der
Ministerpräsident Professor Lammasch und der Minister des Innern
Gayer nach Schönbrunn, um dem Kaiser über die Ereignisse und ihr
Ergebnis zu berichten. Auch den Verzicht auszusprechen weigerte
sich, bestärkt durch die leidenschaftlich erregte Kaiserin, im
Anfang der Kaiser. Aber die Vorstellungen der Minister ließen nicht
nach. Der Kampf des Herrschers war sichtbar und schwer. Endlich
malten die Minister die Folgen der Weigerung: die Arbeiter hätten
mit dem Anmarsch um vier Uhr gedroht, wäre die Verzichterklärung
nicht bis drei Uhr nachmittags plakatiert. Wenige Minuten vor zwölf
gelang es den Ministern, den Kaiser zu der Entscheidung zu bringen,
daß er unterschreiben wolle. Sie fuhren sogleich zurück. Die
Verzichterklärung wurde, noch ehe sie der Kaiser unterfertigt
hatte, unmittelbar darauf dem Volke mitgeteilt.

		 

		Der Kaiser stand vor dunkler Zukunft. Zwei Jahre trug er jetzt
die Krone der Habsburger, ihm nicht von Anbeginn zugedacht, ihm
zugefallen durch den Thronfolgermord von Serajewo, gefährdet durch
den Ausgang des unglücklichen Krieges, der um eben jenes Mordes
willen aufgeflammt war. Er selbst hatte, für seine unerwartete,
schwere Würde nicht erzogen, von schlecht gewählten Lehrern
gebildet, zwei Jahre lang um den Frieden mit allen Mitteln
gekämpft. Sie hatte er, von ungeeigneten Ratgebern umstellt, oft
Einflüssen zugänglich, von denen selbst die Ratgeber nichts wußten,
stets um des Endzweckes willen gebilligt. Er hatte Fehler auf
Fehler im Regieren gehäuft, das er, bestärkt von halb
leichtsinniger, halb untertäniger Umgebung, im Vollbewußtsein
seines Gottesgnadentums als absolute Herrschaft geübt. So sehr der
Kaiser nunmehr litt, so trug doch er selbst am Niederbruche seiner
Herrschaft tiefste Schuld. In Ungnade hatte er nicht bloß Warner
und Berater fortgeschickt, [bookmark: page277]die den Bau des Staatsschiffes besser kannten,
die Steuerung im Kriege besser wußten, als die neuen Männer, mit
denen er sich schnell umgab. Er hatte über die Mißgriffe hinaus, zu
denen ihn Zuneigung oder Abneigung für die persönliche Art der von
ihm Erwählten oder Abgelehnten verleiteten, sich in schwere
Irrungen verstrickt, die das Wesen seines Reiches, wie der ihm
anvertrauten Herrschaft verkannten.

		Kaum an der Macht, kaum mit dem Purpur bekleidet, der ihm von
seinem Großohm Franz Joseph überkommen war, hatte er diese
Herrschaft sogleich mit vieler Neuerung, mit großer äußerer
Bewegung geübt, sich aber der selbstverständlichsten,
staatsrechtlichen Verpflichtungen nicht entsonnen, die des neuen
Trägers der Krone harrten. Den Eid auf die Verfassung hatte Kaiser
Karl, bestimmt durch religiöse Einflüsse oder bestimmt durch
Einwirkungen, die er aus den Forderungen der Religion zu schöpfen
vorgab, nicht geleistet. Er hatte sich geweigert, die Verfassung zu
beschwören, weil er im Kriege die Not erkannte, durch »Oktroys«,
durch diktatorische Gewalt zu herrschen. Ihm war die Heiligkeit des
Eides als verletzt bezeichnet worden, wenn er nach beschworener
Verfassung gleichwohl von Zeit zu Zeit mit Machtworten ohne
Widerspruch herrschte, wobei er und die aus kalten, dogmatischen
Formeln fromm Einflüsternden völlig übersahen, daß gerade die
Verfassung, die beschworen werden sollte, von dem Kaiser forderte,
durch Gesetz forderte, daß er nach bestem Wissen und Gewissen
allein regiere, wenn die durch die Verfassung Mitberufenen
versagten. Daß er so lange auf solche Art regiere, bis neue
Zeitläufte und Männer neuer Berufungen auch die Möglichkeit neuen
Konstitutionalismus gäben. Aber der Kaiser beschwor aus
mißverstandener Hemmung nicht nur bei seinem Regierungsantritt die
Verfassung nicht: er setzte trotzdem Neuerung neben Neuerung.
Sichtbar strebte er eine neue Verfassung an, sichtbar setzte er die
alte Verfassung – die er nicht schonen zu müssen glaubte, denn er
hatte sie eben nicht beschworen – in Zeitläuften außer Kraft, denen
er eine andere Verfassung noch gar nicht zu geben vermochte. In die
Gewalt seines Herrscheramtes hatte er sich, vielleicht bewußt,
vielleicht auch unbewußt, mit der sophistischen Deutung frömmelnder
Berater geschickt, die er als Forderung des Glaubens angab oder
fühlte und die gerade die klarsten Köpfe, selbst hohe Verfechter
katholischen Bekenntnisses, als Pflichtverletzung gegenüber den
Völkern bezeichneten. [bookmark: page278]Der Eid war nicht geleistet worden. Zwei Jahre
verstrichen. Der erste Riß im Staatsbau klaffte: von innen her, vom
Kaiser selbst verschuldet. Die Unsicherheit aller Gesetze war im
Reich. Was immer geschah: es geschah fast mit dem Anstrich des
Staatsstreiches.

		Wirr wurde dann sogleich der Kampf der Völker, da der Kaiser,
ohne auch hier die Folgen und Entwicklung zu Ende durchzudenken,
den Reichsrat einberief. Im leidenschaftlichen Streit der Nationen,
deren Gefahr er durchaus begriff, hatte er bisweilen Berater von
tiefem, warnendem Ernst, die auch Wege der Lösungen zeigten. Aber
die Zukunft der Südslawen, die als erster Marschall Conrad von
Hötzendorf von ihm gefordert hatte, setzte er gegen die Magyaren
nicht durch. Noch zuletzt, als das Gebälk des ganzen Reichs schon
stürzte, hemmte auch hier ihn die formale Bindung eines Eids. Die
Lösung der tschechischen Frage, die minder wichtig war, wenn die
Südslawen treu blieben, die wichtig wurde, wenn das südslawische
Problem scheiterte, verrann ihm nebenher. Der Statthalter von
Böhmen, Graf Coudenhove, hatte die Tschechen den Habsburgern vor
Jahresfrist noch einmal näher verbinden wollen. Er hatte die Gefahr
erkannt, die vor allem von den tschechischen, ententefreundlichen
Politikern drohte, auch wenn von ihnen der vertrauensselige, nicht
eben staatskunstsichere Ministerpräsident Seiler erklärte:

		»Die Tschechen sind wie die Kinder. Sie müssen auch wie die
Kinder behandelt werden.«

		Der Statthalter hatte die Politiker von dem Wege entfernen
wollen, der von dem Volk zu dem König von Böhmen führte. Er war
dafür gewesen, daß sie kaltgestellt würden, Kaiser Karl aber sich
zum König krönen lasse. Dem Statthalter hatte der Kaiser auch fast
schon zugestimmt. Seine Bedenken waren gewesen:

		»Aber was werden die Deutschen dazu sagen? Und wie soll der Eid
gefaßt werden?«

		Graf Coudenhove wußte, daß der Eid natürlich nicht auf eine
nicht bestehende Verfassung geleistet werden konnte. Aber dennoch
hoffte er einen Ausweg zu finden. Er schlug etwa die Formel
vor:

		»An den Einrichtungen, die im Einverständnis beider Nationen
unter Genehmigung der Krone zustande kommen, soll unverbrüchlich
festgehalten werden.«

		Kaiser Karl hatte daraufhin vollkommen zugestimmt. So sehr war
er für den Plan einer Krönung in Böhmen, daß technische
Einzelheiten [bookmark: page279]bereits bestimmt wurden. In Prag hatte dann der
Statthalter in größter Eile das Zeremoniell der letzten Krönung
hervorsuchen und schon feststellen lassen, was davon noch brauchbar
wäre, was geändert werden müßte. Aber die Wiener Ratgeber hatten
sich offenbar wieder anders besonnen. Dem drängenden Statthalter
hatte eines Tages der Ministerpräsident Seidler erklärt:

		»Es ist ganz undenkbar, an derartiges zu denken. Die
tschechischen Abgeordneten haben mich bei einer Sondierung
ernsthaft gewarnt und gesagt, es würde eine fürchterliche Blamage
geben. Der König würde durch leere Straßen in Prag einziehen.«

		Der Statthalter hatte widersprochen. Er übersehe und kenne aus
der Nähe die Verhältnisse besser. Die Atempause hatte aber der
habsburgfeindliche Tschechenführer Zahradnik in der Tat auch noch
benützt, die Stimmung mehr als im Lande, bei den »sehr einfältigen
Ratgebern des Kaisers« und so beim Kaiser selbst gegen eine Krönung
zu kehren, da durch sie »alle nicht stramm nationalen Männer in
Böhmen ihm zugefallen wären«. Graf Coudenhoves Plan war versunken.
Der Kaiser hatte abermals eine Rettungsmöglichkeit, vielleicht
sogar die Wahrscheinlichkeit der Reichsrettung versäumt.

		Versäumnis an Versäumnis, Fehler neben Fehler mußten sich ihm
aufreihen, wenn er die beiden Jahre seiner Regierung überdachte. Er
hatte sie nach außen wie nach innen begangen, militärisch wie
politisch: eine einzige Kette von der Eidesverweigerung über seine
Amnestie vom Frühjahr 1917, über die unglückliche Technik der
Sixtus-Briefe bis zu dem Auflösungsmanifest vom Oktober 1918. Und
von der Entfernung und Sprengung jenes Armeeoberkommandos, darin
als geistiges Haupt Marschall Conrad saß, bis zu den
Waffenstillstandsverhandlungen, die vor wenigen Tagen der Chef des
Generalstabes Baron Arz zu Ende gebracht hatte.

		Alles war verfehlt, verkannt, verdorben. Ein altes Reich
zersprengt, mit seinen Vermächtnissen begraben für immer. Und
bitter zwischen den Trümmern war das Ende, wie es sich für Kaiser
Karl selbst gewendet hatte.

		 

		Der Minister des Innern Gayer erschien nachmittags um die fünfte
Stunde nochmals in Schönbrunn. Ihn hatte der Ministerrat zum
Überbringer des Schriftstückes gewählt, denn als Minister des
Innern war er verantwortlich für die Aufrechterhaltung der Ruhe und
Ordnung: [bookmark: page280]gerade er vermochte den Kaiser am besten zugleich
über seine persönliche Sicherheit und über die Sicherheit der
kaiserlichen Familie zu beruhigen. Der Minister legte die
Reinschrift der Verzichtsurkunde vor:

		»Seit meiner Thronbesteigung war ich unablässig
bemüht, meine Völker aus den Schrecknissen des Krieges
herauszuführen, an dessen Ausbruch ich keinerlei Schuld trage. Ich
habe nicht gezögert, das verfassungsmäßige Leben wieder
herzustellen und habe den Völkern den Weg zu ihrer selbständigen
staatlichen Entwicklung eröffnet. Nach wie vor von unwandelbarer
Liebe für alle meine Völker erfüllt, will ich ihrer freien
Entwicklung meine Person nicht als Hindernis entgegenstellen. Im
voraus erkenne ich die Entscheidung an, die Deutschösterreich über
seine künftige Staatsform trifft. Das Volk hat durch seine
Vertreter die Regierung übernommen. Ich verzichte auf jeden Anteil
an den Staatsgeschäften. Gleichzeitig enthebe ich meine
österreichische Regierung ihres Amtes. Möge das Volk von
Deutschösterreich in Eintracht und Versöhnlichkeit die Neuordnung
schaffen und befestigen. Das Glück meiner Völker war von Anbeginn
das Ziel meiner heißesten Wünsche. Nur der innere Frieden kann die
Wunden des Krieges heilen.«

		Der Kaiser setzte unter die Urkunde seinen Namenszug. Der
Minister trug sie in den Ministerrat zurück. Die Gegenzeichnung
vollzog als Ministerpräsident Professor Lammasch. Für den Kaiser
blieb nur noch die Abreise, die Wahl des Aufenthaltes zu
regeln.

		 

		Vom Ministerium des Äußern überbrachte der Botschafter von
Flotow einen Vorschlag. Alle neutralen Botschafter und Gesandten
hatten sich bei ihm eingefunden und ihm, als dem Leiter des vom
Grafen Andrássy übernommenen Amtes, ihre Bereitschaft erklärt, den
Souverän, bei dem sie akkreditiert waren, insgesamt ins Ausland zu
begleiten. Aber der Kaiser wehrte ab. Er wolle die Entscheidung des
Volkes abwarten, nicht vorher ins Ausland gehen.

		Auch das Herrenhausmitglied Fürst Lobkowitz hatte sich vor Tagen
schon um einen Zufluchtsort für Kaiser Karl bemüht. Schloß Brandeis
an der Elbe war ein Lieblingssitz des jungen Erzherzogs gewesen.
Dort hatte er als Dragoneroffizier lange und frohe Zeit [bookmark: page281]verbracht. Der
Fürst hatte sich an den tschechischen Abgeordneten Tuszar gewendet,
nunmehr tschechoslowakischen Gesandten in Wien, damit er bei seiner
Regierung die Erlaubnis des Aufenthaltes erwirke. Sie wurde auch
gegeben, zugleich wurden die Bedingungen und Einzelheiten der
Übersiedlung geordnet. Ein einziger Offizier sollte den Kaiser
begleiten. Beim Betreten der tschechoslowakischen Grenze sollte er
eine Urkunde unterzeichnen für sich und sein Haus, die alle
Thronansprüche auf ein königliches Böhmen für erloschen erklärten.
Eine gleiche Urkunde sollte auch noch in Schloß Brandeis
untersiegelt werden. Schon rüsteten sich die tschechischen
Beauftragten zum Empfange an der Grenze. Aber Fürst Lobkowitz
erschien noch einmal bei dem Gesandten Tuszar: der Kaiser fuhr
nicht.

		Er entschied sich für das einsame Donauschloß Eckartsau, nahe
bei Wien. In Hast packten Kaiserin, Hofdamen und Hofkavaliere. Um
die achte Stunde kam der Kaiser die Treppe hinab. Die Zöglinge der
Akademien traten ihm mit ihrem Oberstbefehlshaber entgegen. Dem
Abschiednehmenden leisteten sie noch einmal den Schwur der Treue.
Die Autos bogen aus dem Schloßhof, den eben anrückende Volkswehr
des deutschösterreichischen Staates füllte. Sie war in
Marschausrüstung und mit Maschinengewehren gekommen. Jetzt harrte
sie milizhaft und bürgerlich bequem des Befehls, der Schloß und
kaiserliche Gemächer mehr ihrer Neugier als ihrer Habsucht öffnen
sollte.

		Die Autos fuhren ihren Weg mit dem kaiserlichen Wappen. Dennoch
unbemerkt. Ein einziger Offizier war aus der Umgebung des Kaisers
in Schönbrunn noch zurückgeblieben. Er schritt noch einmal durch
die verlassenen Zimmer. Im leeren Maria Theresien-Saal saß,
zusammengesunken auf einem Stuhl, in tiefem Schlaf ein Gardereiter.
Viele Stunden hatte er der Ablösung geharrt. Man hatte ihn
vergessen.

		Auf dem spiegelnden Boden lag, ihm entglitten und weit im Bogen
fortgerollt, sein Helm mit schwarzem Roßhaarbusch.

		*
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		Hauptquartier und Demokratie

		[bookmark: page284] [bookmark: page285]

		Im deutschen »Großen Hauptquartier« standen am Morgen des 10.
Novembers die Männer der »Obersten Heeresleitung« vor neuen
Entschlüssen. Zwar war der Krieg zu Ende, nur eine Frage von
Stunden konnte es sein, daß der Abschluß des Waffenstillstandes
vollzogen wurde. Aber überall im deutschen Lande, dem ein harter,
schwerer Friede bevorstand, war Aufruhr und Revolution. Herrschaft
der Willkür drohte, um die im Innern der Krieg jetzt erst beginnen
mußte. Der Kaiser hatte Reich und Heer aufgegeben. Zum Marsche
gegen die Revolution hatten die Truppen ihm die Gefolgschaft
verweigert. Dennoch gab es nach der kaiserlichen Flucht auch für
die »Oberste Heeresleitung« kaum ein anderes Ziel als die
Bekämpfung und Niederwerfung der Revolution: nur der Weg, nur die
Mittel waren schwierig zu den Grundlagen neuer Ordnung, die den
Bürgerkrieg verhindern, ihn niederschlagen sollten, bevor er sich
noch recht erhoben hatte.

		Der Krieg war mit Bajonetten, Gas und Geschützen, mit
Stahlhelmträgern geführt worden. Aber die alten Waffen versagten,
wenn sie im neuen Kampfe erhoben wurden, der vor der Türe stand.
Bis zur Stunde stellten die deutschen Armeen, erwachsen aus dem
kaiserlichen Heere preußischer Überlieferung, aufgebaut auf den
genau ein Jahrhundert alten Grundrissen noch von den
Befreiungskriegen her, verankert in Offizierstum und
Unteroffizierstum, gleichwohl ein Volksheer riesenhaften Umfangs
dar, das der Massenaufwand der Weltkriegdimensionen erzwungen
hatte. Es hatte seine Pflicht getan: feindwärts das Gesicht. Es
hatte seine Pflicht getan gegen Engländer und Franzosen. Aber
niemand, weder der Kaiser noch irgendwer, konnte ihm plötzlich
ungeheuerlichen Frontwechsel zumuten: den neuen Kampf gegen die
leidgepeinigte Heimat. Der Aufmarsch der alten Divisionen war
unmöglich. Die Sturmbataillone stürmten gegen die Heimat nicht.
Auch ihre Führer, die Generale und Kommandeure, waren unbrauchbar.
Sie hatten entweder die Macht über ihre [bookmark: page286]Soldaten verloren, oder sie
glaubten, nur weil ihre Divisionen, um schneller und sicher nach
Hause zu kommen, in ihren rückmarschierenden Einheiten blieben, an
Wirkungen der alten, kaiserlichen Standarten, an geretteten Geist
altpreußischer und kaiserlicher Zeiten. Mußten gegen den
Bürgerkrieg Waffen überhaupt geführt werden, sollte zum Schutze des
neuen Staates neue Macht errichtet werden, so mußten der
Staatsgewalt auch neuere, geeignetere Verteidigungsmittel
geschaffen werden: der Kampf für sie mußte zwar auch mit den
Mitteln der Gewalt, vor allem aber mit geistigen Waffen
ausgefochten werden.

		Alle Elemente des Umsturzes, die nach russischen Mustern den
Radikalismus, die Verwirrung und Anarchie suchten, mußten
unschädlich gemacht werden. Sie mußten aus dem Heere entfernt, sie
mußten abgestoßen und entwaffnet werden. Der neue Staat brauchte
überhaupt ein neues Heer, das mit den Ideen von ehedem nichts mehr
gemein hatte, das die Ideen der jetzt gewordenen Staatsordnung in
sich aufgenommen, sie ethisch verarbeitet hatte und sie zu
verteidigen entschlossen war. Das neue Heer solcher Art, das, wenn
es sein mußte, die Ordnung im Kampfe auch mit den Heimatstädten
schirmte, mußte erst aufgestellt, erzogen, mit den anders
gewordenen Pflichten vertraut gemacht, mit anderem Geiste
durchtränkt, zu anderer Moral und ihrer inneren Wertung reif
gemacht werden. Geistige, ethische und technische Ausbildung
forderten Zeit, Mühen und ungestörte Arbeit: nur Freiwillige, die
sich ganz der neuen deutschen Staatsidee hingeben wollten, konnten
für das neue Heer herangezogen werden. Der
Waffenstillstandskommission in Compiègne hatte die »Oberste
Heeresleitung« befohlen, bei Marschall Foch, wenn irgend möglich
eine Frist von zwei Monaten zum Abbau der Front und zur Räumung des
besetzten Gebietes durchzusetzen. Zwischen den Frontdivisionen und
der Heimat, die voll von Krankheitskeimen und flackernden Herden
umstürzlerischen Wollens war, in den weiten Gebieten, aus denen
Etappenoffiziere und Etappentruppen entflohen waren, klaffte in
dieser Zeit dann ein »luftleerer Raum«. Er lag, indes das alte Heer
durchmarschierte und abmarschierte, in verhältnismäßiger Stille.
Vielleicht war hier ein Schulplatz, auf dem ein neues, deutsches
Freiwilligenheer aufgestellt, ausgebildet und erzogen werden
konnte.

		Aber das Problem, eine Schutzgarde dem neuen deutschen Reich zu
schaffen, damit es erstarken und seine Entwicklung sichern könne,
war nicht bloß militärischer Art. Selbst wenn die militärischen
Führer [bookmark: page287]sich
zu dem Gedanken überzeugt durchrangen, daß sie Zusammengebrochenes
ganz entfernen und völlig Neues, der Vergangenheit Unverpflichtetes
aufbauen wollten: auf sich allein gestellt, vermochten auch sie
nicht, das Rettungswerk durchzuführen. In der Gedankenführung des
Ersten Generalquartiermeisters, in seiner Auffassung sowohl der
politischen Entwicklung, wie der Notwendigkeiten, in seiner ganzen,
auf das Wirkliche und Gegebene gerichteten geistigen Art mochte es
liegen, daß er nach Bundesgenossen suchte. Und im Augenblick konnte
es für ihn, wie er die Lage übersah, überhaupt nur einen einzigen
Bundesgenossen geben: die Mehrheitssozialisten.

		 

		Sie hatten jetzt schon die Hauptstadt, fast alle Städte im Reich
erobert. Wenn es irgend etwas gab, wie Macht, so war sie noch am
ehesten in ihren Reihen.

		In Berlin hatte der Mehrheitssozialist Wels an diesem Morgen ein
Flugblatt an alle Truppen Berlins verfaßt und verteilen lassen. Sie
sollten sogleich Vertreter wählen. Sie sollten sie – nachmittags
zwei Uhr – zu einer Versammlung entsenden. Die »Arbeiter- und
Soldatenräte« der »Sozialdemokratischen Partei Deutschlands« tagten
am zehnten Novembermorgen wirklich in den Höfen des »Vorwärts«. 57
000 Berliner Soldaten schickten Vertreter.

		Sie alle wußten von Politik nichts. Sie alle hatten nur, von
gestern auf heute, unerhörten Umsturz durchlebt. Ihr Rufer erkannte
die Gefahr, daß sie von Rednern anderer Parteien gewonnen, auf
Programme radikalster Forderer gebunden werden konnten. Die Zeit
drängte, daß er selbst ein Programm fand, daß er selbst ihnen das
Programm gab, das sie der Überzeugung der Seinen gewann.

		Noch einmal versuchte er die kurzen Sätze, die er besser
herauszuschleudern verstand, als jeder seiner Parteigenossen. Er
schrie seine feste Stimme heiser. Sie sollten nicht umsonst
gekämpft haben! Ihre Freiheit sollten sie selbst bestimmen! Ihre
Väter, ihre Mütter, ihre Söhne sollten fortan in Ruhe und Ordnung
leben. Nur sie selbst, nur das ganze Volk sollte bestimmen, wie es
seine Zukunft und was es in Zukunft wollte. Sofortige Ausschreibung
der Wahl einer Nationalversammlung – dies war ein Programm, das
einzige Programm, das jetzt zu fordern sei! Mit den »Unabhängigen«
wolle man als gleichberechtigt gern Hand in Hand gehen: auch die
»Unabhängigen« seien Volk. Spartakistische Regierung allein –
niemals dürften sie dies [bookmark: page288]zulassen! »Die Nationalversammlung« laute die
Parole! Mit ihr könnten sie, wenn Not sie zwang, auch allein
regieren!

		Otto Wels exerzierte mit den Gruppen. Sie begriffen endlich
alle. Sie flammten endlich alle. Er hatte gestern einen Kasernenhof
voll Soldaten erobert. Jetzt wurde er Herr der Berliner Garnison:
57 000 Gewehre.

		Die Vertrauensleute der Unabhängigen Arbeiterschaft erschienen,
wie sie dies beschlossen hatten, um die fünfte Stunde im »Zirkus
Busch«. Aber auf allen Bänken, in allen Reihen fanden sie die
Soldaten von Otto Wels. Er hatte seit vier Uhr marschieren lassen.
Verraten sahen sich die Radikalen, aber die Überwinder des
Militarismus, der nicht durch sie, der durch sich selbst gefallen
war, siegten mit den Gewehrläufen über die Umsturzgefahr aus
eigenen Reihen. Die ungeheuere Masse erzwang das Kompromiß: die
Radikalen wollten lieber Mitregierer sein als nichts. Das Gespenst
der radikalen Diktatur entwich. Zehntausend Menschen, deren Schrei
die Luft erschütterte, wollten Krieg und Vergangenheit begraben.
Und Arbeiter und Soldaten, alle Lager, schrieben die Parole in rote
Fahnen ein: die deutsche Nationalversammlung.

		 

		In Berlin war der Umsturz, die Ablösung der Gewalten, zugleich
das erwachende, aus Überraschung sich erhebende Selbstbewußtsein,
das den Massen das Gefühl anders gewordener Welt, anders möglicher
Zukunft und anders gewordener Freiheit gab. Aber im »Großen
Hauptquartier« baute der Erste Generalquartiermeister seine
Gedankenfolge nüchtern auf der Machtverschiebung auf. Er kannte und
schätzte den ersten republikanischen Reichskanzler Fritz Ebert. Er
sah ihn als einen Mann, allem Unmöglichen und Maßlosen abhold, der
Nüchternheit, Sachlichkeit und Wirklichkeit zugekehrt, wie er
selbst es war. Schon die ersten, raschen Gespräche, die zwischen
Kanzler und General durch den Fernsprecher am Tage nach der Abreise
des Kaisers geführt worden waren, hatten ihre Übereinstimmung über
nächste Aufgaben und Ziele für Heeresleitung und Regierung
ergeben.

		Begreiflich war, daß das veränderte Weltbild und die Not, das
Weltbild anzuerkennen, schwer auf den Generalfeldmarschall von
Hindenburg drückte. Niemand hätte Vorwurf erheben dürfen, wenn der
erste General der alten Armee, in allen Empfindungen bisher dem
Königsdienst allein geweiht, weit mehr noch preußisch als deutsch,
das Ansinnen zurückgewiesen hätte, die Hand den Sozialdemokraten
[bookmark: page289]zum Bunde zu
reichen, um die neue Republik zu schützen. Gegen jede revolutionäre
Auflehnung, gegen jeden Versuch, selbst anders denken zu wollen,
als seine königstreue, ganz auf ererbte Gewalt gestellte Gesinnung
forderte, gegen alles, was ihm im Rahmen sogar verbriefter
Volksrechte verwerfliche Auflehnung schien, war der
Generalfeldmarschall von Hindenburg bisher stets bereit, die ganze
Macht seines Ansehens einzusetzen. Erzürnt war sein Bekenntnis noch
im Eingange des ereignisschweren Jahres 1918, noch in den Tagen von
Brest Litowsk gewesen:

		»Großes Hauptquartier, den 25. 2. 1918.

		In Brest Litowsk soll behauptet worden sein, daß
ich mich für einen annexionslosen Frieden und das
Selbstbestimmungsrecht der Völker erklärt hätte, also auf dem Boden
der Reichstagsresolution stünde. Indem ich eine derartige Zumutung
mit Entrüstung zurückweise, ersuche ich Euer Hochwohlgeboren
ergebenst, bei jeder sich bietenden Gelegenheit gegen derartige
unwahre Äußerungen energisch einzuschreiten.

		von Hindenburg.«

		Aber die Spannungen, Erlebnisse und Ergebnisse, die innere
seelische und politische Entwicklung mußte offenbar ungeheuerlich
auch im Weltbilde des Generalissimus sein. Noch im Jahreseingange
hatte er sich sogar gegen Reichstag und Reichstagsbeschlüsse
gestellt. Noch im Jahreseingang hatte er ein Erobererprogramm
verfochten. Er hatte das wetterleuchtende Fanal nicht erkannt, das
in Brest Litowsk schon aufgeflammt war vor dem Sturz der
Mittelmächte. Aber jetzt erklärte er, am 10. November, zwölf
Stunden nach Kaiser Wilhelms Abreise, die überraschende
Bereitschaft, Seite an Seite mit den Männern der anders gewordenen
Gewalt die Ordnung in einem anders gewordenen Staate sichern zu
helfen. In schwerem, inneren Kampf erzwang er den Sieg des
Verstandes gegen unerloschene Gefühle:

		Wenn der republikanische Kanzler nur wollte, wenn
er bestimmte Bürgschaften gab, die der Feldmarschall forderte,
unter Hintansetzung aller persönlichen Wünsche, wie auch er dies
tun müßte, wäre es jetzt auch sein Wille, alle politischen
Auffassungen und Meinungen beiseite zu stellen, um in gemeinsamer
Arbeit am Neuaufbau des Reiches auf neuer Grundlage und mit neuen
Formen mitzuhelfen, zur [bookmark: page290]Verhütung eines Auseinanderfallens des Deutschen
Reiches, und um dem Lande in seiner Not wieder Arbeit und Frieden
zu schaffen.

		Vergessen war nach weitem Weg in einem Jahr die Sprache von
Brest Litowsk. Der Generalfeldmarschall marschierte in neuer
Bundesgenossenschaft. Er hatte Heer, altes Reich und Dynastie als
Realität begraben müssen. Er hatte das kaiserliche Deutschland im
Chaos enden sehen, das überall war im Raum der Mittelmächte. Eine
Reihe heimkehrender alter Divisionen sollte zwar noch durch das
Berliner Brandenburger Tor einziehen, um die Ruhe und Ordnung in
der Reichshauptstadt zu sichern. Aber weder der
Generalfeldmarschall, noch der Erste Generalquartiermeister
vermochten in den Gutachten der Frontkommandeure vom 9. November
eine Bürgschaft für das Gelingen eines Versuches zu sehen, der noch
einmal die Mittel von gestern in den Dienst einer neuen Entwicklung
stellen wollte. Hinter den heimkehrenden Divisionen sollte darum
mit seinen Offizieren das Heer der Freiwilligen marschieren, an
denen dann, wenn der Trieb nach Heim und Herd, nach Frau und
Kindern stärker wurde als die Erkenntnis letzter Notwendigkeiten
für den Staat, das endgültige Schicksal Deutschlands hing. Der
Generalfeldmarschall, dessen Ansehen allein die Offiziere zu
solcher Gefolgschaft brachte, war bereit, auf jedem Weg
voranzugehen, der die Reichseinheit und Volkseinheit zu retten
schien, dem Volke vielleicht wieder Brot und Ruhe gab. Der
Generalfeldmarschall schritt um solches Ziel voran, – schweren und
anders hoffenden Herzens auch für die Republik.

		 

		Endgültiger konnte nach außen das Alte nicht aufgegeben, größer
nicht die Ummodelung der Geister sein. Unruhig lag indes
Deutschland. Unruhig Mitteleuropa zwischen den Trümmern der
niedergebrochenen Welt.

		*
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		I.

Der letzte Bericht des böhmischen Statthalters Grafen Coudenhove an
den Ministerpräsidenten.

		»K. k. Statthaltereipräsidium in Böhmen.

Prag, am 16. X. 1918.

33 456

		Eure Exzellenz!

		Über die Ereignisse des 14. X. l. J. wurde Eurer Exzellenz
telephonisch im Detail berichtet: weitere Meldungen stehen noch aus
und werden nachgetragen werden.

		Gegenwärtig erübrigt es noch, auf die politische Färbung dieses
äußerst merkwürdigen Tages näher einzugehen, und ich werde mir im
folgenden erlauben, hierüber meine Meinung zu äußern, wenngleich
ich gegenwärtig noch nicht in der Lage bin, für die absolute
Richtigkeit unbedingt einzustehen.

		Von besonderem Interesse ist es, daß an den Manifestationen und
Äußerungen dieses Tages weder die staatsrechtlich demokratische
noch die agrarische Partei fast irgendwie Anteil hatte. Das ganze
ging von den Sozialisten, speziell von der Sozialistika Rada in
Prag aus. Aber auch hier hatte es den Anschein, als ob die Führer
der sozialistischen Parteien nur vorgeschobene Posten wären, und
die Rolle, die sie spielten, mehr eine Folge einer Art Bedrängnis,
als die eigener Initiative war. Je näher man die Sache besieht,
desto mehr kommt man zu dem Schluß, daß das Ganze eine Art
Überrumpelung und eine Art Putschversuch einer plötzlich in
Erscheinung getretenen maximalistischen Regung der Sozialisten war.
Hierfür gibt es mehrere Anhaltspunkte:

		Vor allem ist maßgebend der Umstand, daß ein großangelegter Plan
(wie dies sonst der Fall ist) in den sozialistischen Zeitungen
vorher nicht ventiliert wurde. Die nationalsozialistischen Blätter
[bookmark: page294]haben sich die
Tage vorher in keinem besonders eruptiven Sinne geäußert; dasselbe
gilt von »Pravalidu«. Erst am Sonntag, den 13. d. M., brachte
dieses Blatt einen derart explosiv gehaltenen Artikel, daß diese
Schreibweise gänzlich aus dem Rahmen der bisher beobachteten und
der sozialdemokratischen Leitung zweifelsohne auch vollkommen
entsprechenden Schreibweise fiel. Eine Manifestation war wohl
geplant, doch sollte sie sich ausschließlich nur mit Fragen der
Ausfuhr aus Böhmen befassen, und ich glaube, daß dies den Führern
von vorneherein Ernst war. Auf einmal hat sich in diesen Charakter
eine ausgesprochen republikanisch-revolutionäre Tendenz
eingeschlichen, ein Umstand, welcher, wenn von den Führern der
beiden sozialistischen Parteien ausgehend, auf einen gänzlichen
Stimmungsumschwung dieser Kreise schließen lassen müßte, wofür ich
aber insbesondere mit Rücksicht auf die stets beobachtete Tendenz
zur Evolutionistik dieser Leute gar keinen Anhaltspunkt finde. Es
müssen also in der Leitung der Sozialistika Rada auf einmal jüngere
radikal bolschewistisch gesinnte Leute Einfluß genommen haben,
welche mit überraschenden Tatsachen düpieren wollten. Was die
Führer veranlaßte, klein beizugeben, kann ich heute noch nicht
beurteilen.

		Ein weiteres Moment für die Beleuchtung der vorgebrachten
Erwägung ist die Haltung der bürgerlichen Presse (folgen
Pressestimmen aus »Wenkow«, »Èech« und »Veèer«).

		Die Meinungsverschiedenheiten zwischen den einzelnen
Parteigruppen sind bis zum offenen Zwiespalt gediehen.

		Weiters will ich bemerken, daß die von mir erlassene und E. E.
am 13. X. nachts zur Kenntnis gebrachte Kundmachung, wie ich von
verschiedener Seite höre, beruhigend und vielfach ermutigend
gewirkt hat. Es wurden Stimmen laut, welche sagten, daß die
Beantwortung einer gewaltsamen Lösung mit Gegengewalt am Platze
sei.

		Daß unter solchen Umständen die von mir ergriffene Maßregel der
Heranziehung und Verwendung außerordentlicher Machtmittel
gerechtfertigt war, ist ebenso selbstverständlich, als es
selbstverständlich ist, daß dieselben unter den gegenwärtigen
Verhältnissen auch nicht die allergeringste Schmälerung erfahren
dürften.

		Die furchtbare Gefahr, vor der der Staat stand, und die heute
kaum in ihrer ganzen Größe übersehen werden kann, fordert die
[bookmark: page295]Inanspruchnahme dieser Machtmittel, welche
unbedingt notwendig sind, um die primitiven Grundlagen der
staatlichen Ordnung zu erhalten und zu schützen und den ruhigen
Elementen einen Rückhalt und eine Stärkung in ihrem Verhalten zu
gewährleisten.

		Dieser Bericht wird in Abschrift S. E. dem Herrn k. k.
Ministerpräsidenten vorgelegt.

		Der k. k. Statthalter:

gez. Coudenhove.«

		*
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		II.

Geheimbericht an die Militärkanzlei Kaiser Karls von Österreich
über die südslawische Organisation.

		»AOK.

E. v. B. Nr. 32 810.

		Südslaw. Organisation.

Chef des Gen.

Streng geheim.

		An die Militärkanzlei S. M. des Kaisers und
Königs. 24. X. 18.

		Standort am 21. X. 18.

		Bei der Nachrichten-Abteilung AOK. ist von dienstlicher Seite
folgende im Wortlaut wiedergegebene Meldung angelangt:

		Von vollkommen vertraulicher Seite wurde nachstehendes in
Erfahrung gebracht:

		1. Die Post zwischen Dr. Trumbic und südslawischem Komitee in
der Monarchie besorgen feindliche Unterseeboote an Orten, die von
Südslawen der Monarchie fallweise bestimmt werden. Auf dieselbe Art
wird auch die Post von Südslawen an Dr. Trumbic geleitet. Die
Korrespondenz betrifft verschiedene Fragen und Direktiven in den
südslawischen Fragen im Einvernehmen mit Wilson.

		2. Im ganzen Lande von Kroatien und Slawonien sind bestimmte
Ausschüsse bereits aufgestellt, die die Aufgabe haben, das Volk für
die Jugoslavia vorzubereiten und zu belehren, jedes Mitglied zahlt
monatlich 1 Krone, ärmere 50 Heller als Nationalsteuer. Sitzungen
und Konferenzen werden an verschiedenen Orten Kroatiens und
Slawoniens wie Istriens gehalten. Eine solche wurde am 4. X. in
Sussak abgehalten, wo auch die Frage der eventuell sich ereignenden
Revolution zur Frage kam. [bookmark: page297]

		3. Die nationale Polizei ist bereits aufgestellt, die die
Aufgabe haben wird, renitente Elemente und solche, die für Volk und
Land Unglück bringen können, zu internieren, wobei ihnen das Leben
zugesichert wird.

		4. Im gegebenen Falle wird die Proklamation seitens des
südslawischen Komitees an die Bevölkerung herausgegeben. Dieselbe
wird die Bevölkerung zur Ruhe und Ordnung auffordern und
gleichzeitig versprechen: Teilung der Güter der Großgrundbesitzer,
sowie Aufteilung der Kirchengüter. Die Kriegswucherer werden ihr
Vermögen dem südslawischen Staat auszuliefern haben.

		5. Der neue südslawische Staat wird eine Republik sein, wo der
Präsident der Reihe nach aus den Slowenen, Serben und Kroaten
gewählt wird.

		6. Die Familien Karagjorgjewic und Njegus haben im Falle des
südslawischen Staates abzudanken.

		7. Die Opposition im österreichischen Parlament arbeitet nach
Weisung des Dr. Trumbic im Einvernehmen mit Wilson. Dr. Trumbic gab
die Initiative, daß die Slawen im österreichischen Parlament eine
solche Stimmung vorzubereiten haben, daß die Deutschen Österreichs
den Anschluß an Deutschland eventuell verlangen, damit diese als
Hochverräter angegeben werden können.

		8. Triest mit einem noch zu bestimmenden Hinterlande hat durch
Plebiszit zu bestimmen, wohin es gehören wolle, ebenso
Mazedonien.

		9. Die Entente wird an dreizehn noch näher zu bestimmenden
Punkten in Dalmatien und der Herzegowina eindringen, wodurch
Österreich-Ungarn gezwungen wird, die Gebiete zu räumen, und
dieselben werden von den südslawischen Legionen besetzt werden.

		10. Die Südslawen haben bereits zwei Milliarden Goldstücke im
Werte pro Stück zwanzig Franken, die »Sokole« heißen werden. Auf
der einen Seite des Goldstückes wird der Falke und auf der anderen
die Initialen »SHS« (»Srpsko – hrvatsko – slovensko«) enthalten
sein. [bookmark: page298]

		11. Die Entente wird vor Friedenskonferenz verlangen, daß der
Deutsche Kaiser auf einem englischen Kriegsschiffe interniert wird
und auf den Thron zu verzichten habe.

		12. Proponiert ist folgende Fahne für die Jugoslavia. Ein
Dreieck mit den Farben Rot-Weiß-Blau. Das soll heißen: niemand ist
der erste, jede Nation ist selbständig, und alle zusammen bilden
ein Ganzes.

		13. Ebenso ist bereits eine Nationalhymne für den südslawischen
Staat gefunden worden. Den Inhalt konnte jedoch Gewährsmann nicht
angeben.

		14. Die beabsichtigte Proklamation Sr. Majestät an die Völker
wird, da sie zu spät erscheint, nicht beachtet.

		Die Punkte 1-13 sind von Gewährsmann am 4. d. M. in Erfahrung
gebracht worden. Punkt 14 erst vor einigen Tagen, als die Zeitungen
über das Manifest sprachen.

		Zum Schlusse wird noch bemerkt, daß der Gewährsmann angab, daß
zwischen Agram und Bosnien die jeweilige Post, respektive die
Direktiven an die bosnisch-herzegowinischen Politiker abgesandt
werden.

		Ungeachtet diese Nachrichten, die von der berichtenden Seite als
sehr vertrauenswürdig und seriös bezeichnet werden, bis nun noch
nicht überprüft werden konnten, beehre ich mich dennoch, mit
Rücksicht auf die Dringlichkeit des Gegenstandes hievon Mitteilung
zu machen. Das Ergebnis der hierseits gepflogenen Nachforschungen
wird umgehend zur Mitteilung gelangen.

		Ergeht an Mil.-Kanzlei S. M., K. M. Präs.-Bureau, k. k.
Ministerpräs., kgl. ung. Ministerpräs., Vertreter des Min. d.
Äußern beim AOK., Flottenkommando, M.K./K.M. Z. St. Wien, V. H. K.
Budapest zur gefl. Kenntnis, VO. des AOK. b. k. ung. Min. des
Innern, Gstabt. HGK. Fm. von Boroevic, HGK. Baron Köveß, des
Mil.-Komm. Zagreb, Budapest, Temesvar.

		von Arz, Genobst.«

		*
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		III.

Bericht des Vizeadmirals von Keil über das Ende der
österreichisch-ungarischen Flotte an Kaiser Karl im Exil.

		»Darstellung der Verhältnisse und der daraus
folgenden Erwägungen, welche die Übergabe der Flotte und des
Marineeigentums an den südslawischen Nationalrat als unumgänglich
notwendig erscheinen ließen.

		Seit der Meuterei der Schiffsbemannungen in der Bocche die
Cattaro waren die früher vereinzelt und unter dem Deckmantel der
Beschwerde wegen ungenügender Nahrung und Bekleidung auftretenden
Unruhen, Widersetzlichkeiten und Unbotmäßigkeiten der
Marinemannschaften an der Tagesordnung.

		Durch Belehrung der Mannschaft, Abstellung aufgedeckter
Mißstände, tunlichste Vermehrung der Fürsorge wurden diese Unruhen
gedämpft, es war aber unverkennbar und auch durch die
Vertrauensmänner der Behörden erhärtet, daß die eigentlichen
Ursachen dieser Anstände in politisch-nationaler Verhetzung der
Mannschaft durch geheime Emissäre lagen, welche den Abfall der
Nationalstaaten systematisch vorbereiteten.

		Wie es sich hinterher herausstellte, waren an diesen Vorgängen
auch Stabspersonen beteiligt, was eine um so tiefere Wirkung auf
die Mannschaft ausüben mußte.

		Seit dem Erscheinen des Manifestes nahm diese Bewegung merklich
zu und wurde durch die durch die Emissäre geförderte
mißverständliche Auffassung, daß das Manifest schon die Bildung und
Sanktionierung der Nationalstaaten, sowie deren gegenseitige
Unabhängigkeit beinhalte, wesentlich bekräftigt.

		Die von den für die Marineleitung maßgebendsten Behörden, d. i.
den Hafenadmiralaten von Pola und Cattaro, dem
Kreuzerflottillenkommando Cattaro, den Seebezirkskommanden
Sebenico, [bookmark: page300]Fiume und Triest, einlaufenden Berichte und
Telegramme meldeten übereinstimmend eine stets stärker werdende
nationale Bewegung, die durch keine Mittel mehr aufgehalten und nur
mit aller Mühe in ruhige Bahnen gelenkt werden könne; schließlich
betonten die warnenden Berichte dieser Behörden mehr und mehr, daß
durch Unnachgiebigkeit die bisher mühsam vermiedenen Exzesse, ja
selbst helle Meuterei, eventuell sogar Anarchie und Plünderung,
nicht mehr hintanzuhalten wären.

		Einstweilen hatten sich auch in den verschiedenen Ländern der
Monarchie neue Regierungen, »Nationalräte«, gebildet, welche, wenn
auch von der Zentralregierung noch nicht anerkannt, doch in mehr
oder minder offizieller Form funktionierten und mehr und mehr
Einfluß auf die konnationalen Mannschafts- und auch Stabspersonen
der Kriegsmarine gewannen und ausübten.

		Nicht nur an den Fronten, auch im Hinterlande setzte die
Agitation für die Rückkehr der nationalen Militärpersonen in ihre
Heimatländer lebhaftest ein. So hatten zweite Hälfte Oktober
zweihundert tschechische Soldaten einer Garnison in der Nähe Wiens
erklärt, sie müßten dem Rufe des Abgeordneten Klofaè, ins
tschechoslowakische Reich zurückzukehren, Folge leisten und hätten
in Österreich nichts mehr zu tun. Am 27. Oktober liefen dringende
Mitteilungen des Flottenkommandos und des Hafenadmiralates Pola
ein, daß laut Meldungen der Vertrauensmänner bei den
Fortsbesatzungen, Heeresformationen und der Flotte
Meutereibewegungen unmittelbar bevorständen zu dem Zwecke, nach
Aufteilung von Proviant, Monturen und Geldverlägen und Vertäuung
der Schiffe unter Land in die Heimat abzuziehen. Die hohen
Befehlshaber würden noch trachten, durch Ansprachen die Bewegung
niederzuhalten, erbäten aber dringend telegraphische, kalmierende,
zum ruhigen Ausharren bis Friedensschluß ermahnende Enunziationen
der Führer der Nationalräte an die Heeres- und Marinemannschaft und
Entsendung von Vertretungen der Nationen in die Hauptkriegshäfen
Pola und Cattaro, welche vielleicht die Katastrophe noch abwenden
konnten.

		Gleichzeitig wurden in der Adria feindliche Flottenmaßnahmen
durch Kundschafter gemeldet, so daß anzunehmen war, daß der Feind,
speziell Italien, von der meuterischen Bewegung, welche die
Sicherheitsmaßnahme wesentlich beeinflußte, in Kenntnis sei und zu
einem Handstreiche gegen die Hauptkriegshäfen schreiten werde.
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		Von diesen Nachrichten wurden durch die Marinesektion sofort die
Zentralregierung sowie speziell auch die Nationalräte von
Österreich, Prag und Zagreb, die k. ung. Regierung und der damals
schon funktionierende ung. Nationalrat in Kenntnis gesetzt und die
Entsendung von Enunziationen sowie Vertretern dringendst
erbeten.

		Die Tschechen und Südslawen forderten direkte, daß sofort ein
Waffenstillstand eingeleitet werde, da sie nur dann zur
Intervention bereit wären, und daß diese Forderung Sr. Majestät
sofort zur Kenntnis gebracht werde, was auch durch die
Marinesektion veranlaßt wurde.

		Die Waffenstillstandsverhandlungen wurden auch am 28. Oktober
eingeleitet, was die Abgeordneten von Friaul mit einer beruhigenden
Enunziation ihren konnationalen Wehrmachtsangehörigen telegraphisch
zur Kenntnis brachten.

		Eine tschechische Aufforderung zur Aufrechterhaltung der Ordnung
und Ruhe wurde vom Vizepräsidenten des Narodny Vybor Tusar zur
Weitergabe nach Agram mit der Bedingung übermittelt, den Aufruf nur
dann zu veröffentlichen, wenn der südslawische Nationalrat ein
Gleiches tue.

		Deutsche sozialistische Abgeordnete begaben sich nach Pola, um
beruhigend einzuwirken.

		Aus Agram erfolgte folgende Antwort:

		»Dem slow.-kroat.-serb. Nationalrate stellt sich
die Landmacht zur bedingungslosen Verfügung, wenn die Seemacht das
gleiche tut, sind wir bereit, den uns zugeschickten Aufruf auch in
unserem Namen an die Marine abzusenden und je einen Abgeordneten
nach Pola, Cattaro und Sebenico zu entsenden.

		Slow.-kroat.-serb. Nat.-Rat

Abgeordnet f. nat. Vert.

		Dr. Drinkovic.«

		Einstweilen lief ebenfalls am 28. Oktober ein Telegramm des
Kreuzerflottillenkommandos Cattaro ein, daß unter der
Marinemannschaft propagiert werde, am 1. November die Schiffe zu
verlassen, um in die Heimat zurückzukehren, mit der Bitte,
ebenfalls! Abgeordnete zu entsenden, um die Bestrebungen des
Stabes, beruhigend einzuwirken, zu verstärken. [bookmark: page302]

		Diese Entsendung von Abgeordneten für Cattaro konnte nicht mehr
erreicht werden, weil sich die Ereignisse in den folgenden Tagen
überstürzten.

		Die Ansprachen, die der Flottenkommandant am 28. Oktober auf
allen Flottenschiffen hielt, wirkten zwar einigermaßen beruhigend
insoferne, als Exzesse anscheinend nicht beabsichtigt waren; doch
erklärten unter anderem die ungarischen Matrosen einmütig,
verhalten zu sein, am 1. November, ebenso wie die ungarischen
Regimenter der Landfront, unbedingt in die Heimat zu deren
Verteidigung abzuziehen und hierzu von maßgebender Stelle
verpflichtet worden zu sein. Es war nicht zu eruieren, wer diese
maßgebende Stelle war, doch scheint eine Enunziation des Grafen
Michael Károlyi hierfür maßgebend gewesen zu sein.

		Gleichzeitig wurden auf den Schiffen sowohl als in
Marineanstalten am Lande Matrosenräte gebildet, Vertrauensmänner
bestimmt, welchen die Kontrolle der Kommandanten oblag. Diese
Vertrauensmänner und Räte, aus allen Nationen zusammengesetzt,
forderten unter anderem auch auf den Schiffen die Schlüssel der
Munitionsdepots ab, damit die Schiffe seitens der Stäbe nicht in
die Luft gesprengt werden könnten, und warnten vor einem Versuche
hierzu, der nur zu einem Massacre der Stabspersonen führen
würde.

		Diese Warnung wurde nachträglich durch den Umstand erhärtet, daß
nach der Sprengung des »Viribus Unitis« durch italienische
Offiziere sofort durch Matrosenpatrouillen viele nichtslawische
Offiziere und Beamte verhaftet und mißhandelt wurden, da man
annahm, daß die Sprengung des »Viribus Unitis« durch kaisertreue
Stabspersonen veranlaßt worden sei. Die Freilassung der Verhafteten
erfolgte erst nach einwandfreier Feststellung, daß die
italienischen Offiziere die Urheber der Sprengung gewesen
seien.

		Eine Meldung des Verbindungsoffiziers des Armeeoberkommandos
beim Flottenkommando erhärtete diese Berichte, fügte bei, daß, wenn
keine Entscheidung über Waffenstillstand, Einleitung des
Friedensschlusses, Beginn der Entlassung ältester Jahrgänge usw.
bis 1. November getroffen sei, in Pola eine unabsehbare Katastrophe
eintrete und bolschewikische Elemente unbedingt die Oberhand
gewinnen würden.

		Es muß hier hervorgehoben werden, daß jedwede größere Entlassung
oder auch nur relativ geringe Unbotmäßigkeit der Marinemannschaften
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respektive die komplizierten Schiffseinheiten sofort total
kampfunfähig gemacht hätte, da nicht nur die Kopfzahl der
Bemannung, sondern deren technische Qualifikation und erst nach
längerer Zeit zu erwerbende Vertrautheit mit den Lokaleinrichtungen
hierfür maßgebend ist.

		An eine Aktion mit der Flotte war sonach gar nicht zu denken;
kaum an eine nur halbwegs erfolgreiche Verteidigung eines
angegriffenen befestigten Platzes. Die Flotte, sämtliche
Marineanstalten und sonstiges Marineeigentum wären einem
angreifenden Gegner unter diesen Umständen fast wehrlos als gute
Beute zugefallen. Außerdem hätten versuchte Verteidigungs- und
Kampfmaßnahmen bei dem Umstande, als die Südslawen und Tschechen
aller Voraussicht nach nicht nur nicht teilgenommen, sondern sich
solchen Anordnungen direkt widersetzt hätten, nur dazu geführt,
Exzesse jeder Art auszulösen, deren Grenzen angesichts der
Verhetzung der Nationalitäten untereinander ganz unabsehbar gewesen
wären.

		Jeder versuchte Zwang, die alten Verhältnisse in der
Kriegsmarine zu erhalten, hätte, ganz abgesehen von den
Materialverlusten, zu offenem Kampfe führen müssen, bei dem die in
starker Minderzahl befindlichen auf dem Standpunkt der
»Gemeinsamkeit« verbliebenen Getreuen ganz zwecklos abgeschlachtet
worden wären.

		Dies alles und die Befürchtung, daß die teils italienisch, teils
slawisch gesinnte Bevölkerung von Pola bolschewikische Exzesse
sowie Raub und Plünderung verübe, sowie die, wenn auch geringe
Hoffnung, den Anspruch an das gemeinsame Marineeigentum für die
Nationalstaaten zu retten und zu wahren, waren die Gründe, welche
die Übergabe der Marine an den südslawischen Nationalrat als
lokalen Machthaber als einzigen Ausweg rätlich erscheinen ließen.
Wie schon erwähnt, wären alle Ansprüche der Nationalstaaten
verfallen, wenn z. B. die Italiener Pola durch Handstreich erobert
hätten.

		 

		Die nachfolgenden Ereignisse in Pola und Cattaro bestätigten die
Unvermeidlichkeit der Übergabe insofern, als es sich erwies, daß
der südslawische Nationalrat beschlossen hatte, unter allen
Umständen, selbst mit Gewalt, von der Marine Besitz zu ergreifen,
und dieser Beschluß den obersten Behörden in Pola auch der Flotte
eben mitgeteilt werden sollte, als die telegraphische Depesche
eintraf, welche über Anordnung Sr. Majestät diese Übergabe unter
[bookmark: page304]protokollarischer Wahrung der Rechte der anderen
Nationalstaaten anordnete. Der Beschluß war gefaßt worden nach
Beratung mit dem Chef der Militärkanzlei, dem Chef des
Generalstabes und dem Minister des Äußeren, Grafen Andrássy,
hierauf gemeinsam Sr. Majestät vorgetragen und von Sr. Majestät
schließlich genehmigt worden.

		Daß die Macht der zur Zeit in den verschiedenen Orten
bestehenden südslawischen Lokalkomitees nicht so stark sei, um
Exzesse verschiedener Art und Plünderungen hintanzuhalten, war zur
Zeit der Übergabe nicht vorauszusehen und von dieser Aktion auch
ganz unabhängig.

		Die in der Marine-Sektion erliegenden Akten geben die im
vorstehenden zusammengezogenen Tatsachen in allen Details, und viel
deutlicher wieder, als sie in dieser kurzen Zusammenstellung
geschildert werden konnten.

		Wien, am 27. März 1920.«

		*
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		IV.

Darstellung des Kapitäns z. See Weniger über die Vorgänge auf dem
Kriegsschiffe »König« in Kiel.

		»Aufgestellt 17.-19. November 1918.

		20. November 1918.

		»König« lag seit Sonnabend, den 2. November, im Schwimmdock 7,
das Schiff war nicht mehr fahr- und kriegsbereit. Die
Torpedomunition war abgegeben. Am Sonntag wegen der erwarteten
Unruhen kein Stadturlaub, am Montag desgleichen. Geschwaderchef
schifft sich daher gegen 5 Uhr nachmittags auf »Bayern« ein, um mit
den andern Schiffen einen Hafen aufzusuchen, in dem beurlaubt
werden konnte.

		Am Montag gegen 3 Uhr nachmittags kam der Fernspruch des
Gouverneurs »Um Blutvergießen zu vermeiden« usw. offen an; ich
hielt ihn für falsch, er wurde auf Anfrage aber bestätigt und
mitgeteilt, daß er irrtümlicherweise für »König« abgegeben sei.
Gegen 7 Uhr ließ ich wegen Beurlaubungen bei Station anfragen.
Antwort: »Lage ruhig, aber nur vereinzelt Offiziere, Deckoffiziere
und Unteroffiziere beurlauben.« Ich entschloß mich, niemand zu
beurlauben, da Grenze schwer zu ziehen. Bei Abendmusterung wurde
dies der Besatzung durch die Divisionsoffiziere bekanntgegeben.
Lage war gegen 8 Uhr jedenfalls nicht mehr ruhig. Eine Ordonnanz,
die Befehle abholen sollte, konnte nicht mehr zur Station kommen,
da Zugangsstraßen von bewaffneten Leuten der W.D. und T.D. besetzt.
Der Besatzung des Schiffes wurde es auch sehr bald klar, daß Lage
an Land nicht ruhig war. Verschiedentlich versuchten Trupps von
zwanzig bis vierzig Mann sich zu entfernen. Vom ersten Trupp kamen
zwei, vom nächsten fünf bis zehn Mann durch. Es gelang mir und den
Offizieren, die andern durch Zureden und Ermahnungen
zurückzuhalten. [bookmark: page306]Gegen 9 Uhr setzte der Generalstreik der
Werftarbeiter ein, damit war die Möglichkeit, das Dock zu senken,
nicht mehr vorhanden. Nach 11 Uhr kamen zwei Untersuchungsgefangene
an Bord und meldeten, daß das Arresthaus in der Feldstraße gestürmt
und sie befreit seien. Dies war das Signal, zwei an Bord
befindliche Arrestanten zu befreien. Wiederergreifen erschien mir
in der Nacht zu schwer durchführbar, ich ließ es daher dabei
bewenden.

		Im Laufe der Mittelwache (von 12-4 Uhr nachts) trafen immer mehr
Meldungen ein, daß der Soldatenrat die Stadt und Werft beherrschte.
Ankommende Armeetruppen seien entwaffnet und zurückgeschickt
worden. Es kamen ferner Drohungen an die Besatzung, »auch
mitzumachen, endlich Schluß zu machen, sonst würde es dem Schiff
schlecht gehen, zwei U-Boote das Dock sprengen« usw. und eine
Aufforderung an mich, die Besatzung frei zu geben. Am Morgen
meldete mir der erste Offizier, daß ein kleiner Teil der Besatzung
blau anzöge, der größere Teil aber den befohlenen Arbeitsanzug.
Gegen 7 Uhr 30 heißten Schiffe und Fahrzeuge die rote Flagge. Ich
ließ sofort durch den Adjutanten die Kriegsflagge setzen; soweit
ich erkennen konnte, war »König« das einzige Schiff mit der
Kriegsflagge. Unter diesen Umständen hatte ein Widerstand, auch
wenn die ganze Besatzung mitgemacht hätte, keine Aussicht auf
Erfolg. Außer hundert Gewehren und dreißig Pistolen standen nur die
beiden 8,8-cm zur Verfügung, und diese auch nur beschränkt (auf
nahe Entfernung nicht). Ich entschloß mich daher, die Flagge mit
Offizieren zu verteidigen und die Besatzung ganz frei zu geben. Ich
wollte ihr das sagen oder sagen lassen, als mir der I. O. meldete,
daß der Befehl: »divisionsweise antreten«, nicht ausgeführt wurde.
Es wäre wohl noch möglich gewesen, den Befehl durchzudrücken unter
Heranziehung aller Vorgesetzten und wenn das Antreten unter Deck
befohlen wäre. Ich verzichtete aber darauf und ließ pfeifen: »Wer
an Land gehen will, kann an Land gehen.« Soweit ich beobachtet
habe, ist zunächst nur von etwa hundert Mann von dieser Erlaubnis
Gebrauch gemacht worden. Nach 8 Uhr kamen Vertreter des
Soldatenrats und erteilten mir den Befehl, die rote Flagge zu
heißen; als ich mich weigerte, sagte er, dann würde das Heißen der
Flagge gegen Mittag erzwungen werden. Bald danach sah ich, wie
Leute des Schiffes, die an Land gegangen waren, zurückkamen. Ich
ging ihnen auf Deck entgegen und sagte ihnen, »ich wollte sie
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an Bord haben, sie sollten an Land bleiben«. Antwort: »An Land
würden sie durchs Tor nicht durchgelassen, sie sollten sich Waffen
holen.« Ich: »Sie sollten doch nicht solche Angst haben, sie
könnten dann ja auf der Werft ausbiegen und dort warten, an Bord
ginge bald Schießerei los.« Antwort: »Das nütze ihnen nichts, sie
würden doch totgeschossen.« Da in den Gesichtszügen hauptsächlich
Angst zu lesen war, und da ich fest überzeugt war, daß Leute der
Besatzung nicht auf die Offiziere und mich schießen würden, gab ich
ihnen die Erlaubnis, Waffen zu holen, und sagte es dem wachhabenden
Offizier (v. Chappuis) und dem I.O.; dann ließ ich die
Deckoffiziere kommen, erklärte ihnen die Lage, stellte ihnen ihr
Verhalten anheim, legte ihnen nahe, sich am Kampfe nicht zu
beteiligen. Ich befahl auch, daß die Seekadetten dabei unten
bleiben sollten.

		Nach dem Weggang des Vertreters des Soldatenrats hatte ich
angeordnet, daß die Seeoffiziere der Kriegswache an Deck bleiben
sollten, und einen an die Flagge geschickt, um Überrumpelungen
vorzubeugen. Den Kampf erwartete ich erst gegen 11 Uhr. Ich ging
aber jetzt herauf auf das Aufbaudeck, um mir die örtlichen
Verhältnisse anzusehen. Lt. z. S. Zenker, den ich zur Flagge
geschickt hatte, stand auf dem Luftschacht hinter dem achteren
Kommandostand, ich stellte mich neben ihn. Kurz vor oder kurz nach
meiner Ankunft fing das Schießen auf uns an, zunächst nur von der
Stadtseite (Schuhmacherstraße und Wall), später auch von der
Werftseite. Vom Dock und vom Schiff ist meines Wissens nicht
geschossen worden. Lt. z. S. Zenker wurde sehr bald getroffen, er
fiel hin mit dem Ruf: »Ich habe meine Pflicht getan!« Ich beugte
mich zu ihm herunter und rief ihm zu: »Ja, Sie haben Ihre Pflicht
sehr gut getan!« Einige Offiziere waren mir auf das Aufbaudeck
gefolgt; ich rief ihnen zu, sie möchten Lt. z. S. Zenker
heruntertragen. Ich glaube, Korv.-Kapt. Junkermann und Kaptlt.
Walther haben es getan. Auf dem Aufbaudeck habe ich ferner noch
gesehen Kaptlt. Fengler, zeitweise I. 0. und Lt. z. S. Kahnt; es
mögen aber noch andere oben gewesen sein. Nachdem Lt. z. S. Zenker
weggetragen war, erhielt ich gleichzeitig zwei Treffer (r. Schulter
und r. Oberschenkel); ich fiel hin, und da es mir nicht gleich
gelang, mich auf dem Luftschacht wieder aufzurichten, ließ ich mich
auf das Aufbaudeck heruntergleiten. Dort kam ich zum Stehen und
konnte [bookmark: page308]auch
gut gehen. Die Schulterwunde machte sich durch starkes Bluten
bemerkbar. Ich ging neben dem Kommandostand an Steuerbord auf und
ab und erhielt hier noch eine Wunde im Rücken, die mich aber nicht
störte. Als ich einmal mit den weiter vorn stehenden Offizier
sprach, hörte ich ein »Hurrah« an Land. Ich drehte mich um und sah,
wie ein Obermatrose des Schiffes dabei war, die Flagge
niederzuholen. Ich schrie ihn an: »Weg da!« und holte meine Pistole
heraus. Er ließ die Flaggleine los, sprang, anstatt wegzulaufen,
auf mich zu mit dem Ruf: »Kameraden, helft mit!« Ich schoß (vier
oder fünf Schüsse sind gefallen, wie ich nachher feststellte), er
fiel und rollte den Luftschacht herunter mir zu Füßen. Soweit ich
erkennen konnte, war er sofort tot. Etwas später ist der I. O.
verwundet worden. Ich ging nachher nach Backbord, herüber und
erhielt nach einiger Zeit den Schuß durch den Kopf. Ich war
zunächst ohnmächtig, wahrscheinlich aber nur kurze Zeit. Ich
erinnere mich, mit dem Kopf auf etwas sehr Hartem gelegen zu haben,
was es war, habe ich nicht erkannt – das Sehen fiel mir sehr schwer
–, dann ferner eine starke Blutung gespürt und den Drang gehabt,
diese Blutung zu verstopfen – wo die Blutung war, habe ich auch
nicht erkannt, dann irgendwo gesessen zu haben und schließlich den
Ob.-Ass.-Arzt d. Res. Dr. Kiel gesehen zu haben, der mich wahrnahm
und verband. Ich hatte erst geglaubt, von Offizieren
heruntergeführt worden zu sein; diese waren aber noch mit dem
Wegschaffen des I. O. beschäftigt und nicht oben, wie ich nachher
gehört habe. Ich bin also jedenfalls allein von dem Aufbaudeck bis
nach achtern zur Treppe nach der Kajüte gegangen. Ich hatte die
Absicht gehabt, solange ich konnte, bei der Flagge auszuharren; als
das klare Bewußtsein nicht mehr vorhanden war, ist der
Selbsterhaltungstrieb mächtiger gewesen und hat mich Flagge und
meine Absicht vergessen lassen.

		Ich bin am Vormittag noch in einem offenen Motorwagen nach dem
Lazarett Wik gebracht worden, der Soldatenrat hatte dem Chefarzt
gesagt, sie legten Wert darauf, daß die verwundeten Offiziere gut,
ferner sie, wie sonst behandelt würden. Der I. O. ist leider an
demselben Tage noch, Lt. z. S. Zenker einige Tage später
gestorben.

		gez. Weniger.«

		*
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		V.

Aufruf des Prinzen Max von Baden an die Kieler Matrosen.

		»Seeleute!

Arbeiter!

		Tiefbedauerliche Ereignisse haben sich in den letzten Tagen
zugetragen. Zwischen Mannschaften, welche die Ordnung gewaltsam zu
stören versuchten, und anderen, die beauftragt waren, sie
aufrechtzuerhalten, ist es zu Zusammenstößen gekommen, bei denen es
Tote und Verwundete gegeben hat.

		Eine Untersuchung der Vorfälle ist eingeleitet, bei der alle
Umstände geprüft werden sollen, die zu diesen beklagenswerten
Ereignissen geführt haben.

		Nach den uns bisher gewordenen Nachrichten ist die herrschende
Erregung durch unsinnige Gerüchte hervorgerufen worden. Es wurde
behauptet, die Offiziere der Kriegsflotte seien mit der
Friedenspolitik der Regierung nicht einverstanden und planten einen
Handstreich, der die Mannschaften nutzlos dem Tode überliefern
würde. Die Offiziere der Kriegsflotte leisten der Regierung
Gehorsam, und der gegen sie gerichtete Vorwurf, sie hätten diesen
Gehorsam verletzt oder wollten ihn verletzen, ist unberechtigt.
Niemand denkt daran, das Leben von Volksgenossen, Familienvätern
zwecklos aufs Spiel zu setzen. Die Regierung hat schon am 5.
Oktober den Gegnern den Abschluß eines Waffenstillstandes
vorgeschlagen, um zweckloses Blutvergießen zu vermeiden.

		Wenn der Waffenstillstand noch nicht abgeschlossen ist, so kommt
das daher, daß die Gegner ihre Bedingungen noch nicht genannt
haben. Solange die Kriegshandlungen durch den Willen der anderen
Seite fortgehen, bestrebt sich die deutsche Kriegsführung zu Lande
und zur See, mit Menschenleben so [bookmark: page310]zu sparen, wie dies mit den Zwecken
notwendiger Abwehr vereinbar ist.

		Die Aufgabe, unnützes Blutvergießen zu vermeiden, kommt aber
nicht nur der Regierung, sondern dem ganzen Volke zu. Wir wollen
den Völkerkrieg nicht abschließen, um den Bürgerkrieg zu beginnen.
Gewissenlos handelt, wer durch Ausstreuung phantastischer Gerüchte
Unruhe verbreitet und die Flamme des Bürgerkrieges entfacht.

		Beschwerden sollen untersucht, berechtigte Forderungen erfüllt
werden.

		Die Regierung ist aber auch verpflichtet, mit allen Mitteln, die
ihr zu Gebote stehen, das Volk vor dem Elend zu schützen, das ihm
aus der Zerstörung jeglicher Ordnung erwachsen würde, sie ist
verpflichtet, nach Recht und Gerechtigkeit zu verfahren, dafür
trägt sie vor dem ganzen Volke und seiner gewählten Vertretung, dem
Deutschen Reichstag, die volle Verantwortung.

		Seeleute!

Arbeiter!

		Seid auch Ihr Euch der Verantwortung bewußt, die Ihr vor Euren
Volksgenossen tragt. Sorgt dafür, daß die traurigen Ereignisse der
letzten Tage vereinzelt bleiben, und daß wir ohne blutige Wirren
unsere inneren Angelegenheiten in gesetzlicher Freiheit ordnen
können, dem deutschen Volke und Euch selbst zum Heil!

		gez. Prinz Max von Baden,

Reichskanzler.

		Scheidemann,

Staatssekretär.

		Ritter von Mann,

Staatssekretär des R. M. A.«

		*
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		VI.

Die Verkündigung des bayerischen Freistaates.

		»Proklamation.

		Volksgenossen!

		Um nach jahrelanger Vernichtung aufzubauen, hat das Volk die
Macht der Zivil- und Militärbehörden gestürzt und die Regierung
selbst in die Hand genommen. Die Bayerische Republik wird hierdurch
proklamiert. Die oberste Behörde ist der von der Bevölkerung
gewählte Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat, der provisorisch
eingesetzt ist, bis eine endgültige Volksvertretung geschaffen
werden wird. Er hat gesetzgeberische Gewalt. Die ganze Garnison hat
sich der Republikanischen Regierung zur Verfügung gestellt.
Generalkommando und Polizeidirektion stehen unter unserem Befehl.
Die Dynastie Wittelsbach ist abgesetzt. Hoch die Republik!

		Der Arbeiter- und Soldatenrat:

Kurt Eisner.«

		*
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		VII.

Depesche des Staatssekretärs Doktor Solf an Kaiser Wilhelm II. über
den Thronverzicht.

		» Telegramm

		Berlin, den 8. November 1918.

		Der Staatssekretär

an Freiherrn von Grünau.

		Für

Seine Majestät den Kaiser und König.

		Euer Majestät unterbreite ich alleruntertänigst,
daß die Teilnahme der Mehrheit der Sozialisten die unerläßliche
Voraussetzung für die Fortsetzung des Friedenswerkes ist. Die
Sozialisten scheiden bei der Nichtberücksichtigung ihres Ultimatums
sofort aus der Regierung aus. Dann bleibt nur die Militärdiktatur.
Jedenfalls hört die Regierung auf, für die Entente
verhandlungsfähig zu sein. Unter solchen Umständen werden die
Feindseligkeiten durch die Entente fortgesetzt werden.

		Eine Einflußnahme auf die Sozialisten zur
Zurücknahme ihres Entschlusses ist vergeblich versucht und
schlechterdings unmöglich. Die Mehrheit der Sozialisten können und
wollen den Unabhängigen und der Spartakusgruppe die
Alleinherrschaft über die Massen nicht lassen.

		Von Eurer Majestät sofortigem Entschluß hängt es
einzig und allein ab, ob der Bürgerkrieg zu vermeiden ist. Ich
bitte daher Eure Majestät in aller Ehrfurcht, durch das höchste
Opfer dem Reich den Frieden zu bringen, der allein es retten
kann.

		Alleruntertänigst

Solf.«

		*
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		VIII.

Reichskanzler Prinz Max von Baden an Kaiser Wilhelm II. am
Spätabend des 8. Novembers 1918.

		»Der Reichskanzler

an Freiherrn von Grünau

für Seine Majestät den Kaiser und König.

		Eure Majestät bitte ich im Anschluß an meine
heutigen Berichte zur Lage auf folgende neueren Ereignisse
aufmerksam machen zu dürfen:

		1. Seine Majestät der König von Bayern hat dem
Throne entsagt.

		2. Dasselbe hat Seine Königliche Hoheit der
Herzog von Braunschweig getan.

		3. Seine Königliche Hoheit der Großherzog von
Mecklenburg-Schwerin hat die Forderungen des Arbeiter- und
Soldatenrates angenommen.

		4. Das Kabinett, dessen Mitglieder bis gestern
in der Mehrzahl gegen die Thronentsagung Euerer Majestät waren,
hält heute überwiegend diesen Schritt für das einzige Mittel, um
Deutschland vor blutigem Bürgerkrieg zu bewahren.

		5. Exzellenz von Payer hat mir erklärt, im Falle
meines Rücktrittes das Amt des Vizekanzlers, das für den
Vertrauensmann der Mehrheit geschaffen ist, nicht weiterführen zu
können; sämtliche Mitglieder des Kriegskabinettes werden folgen.
Die Neubildung einer Regierung ist unmöglich, weil auch nach
Ansicht der Zentrumsführer eine arbeitsfähige Mehrheit im Reichstag
nicht zu finden ist. Das Reich steht dann ohne Kanzler, ohne
Regierung, ohne feste Reichstagsmehrheit verhandlungsunfähig
da.

		Alleruntertänigst

Prinz Max von Baden.«

		*
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		IX.

Fernspruchmeldung des Admirals von Hintze an den Reichskanzler
Prinz Max von Baden am 9. November 1918, um 9 Uhr 15 Minuten
vormittags.

		»Die Oberste Heeresleitung hat sich entschlossen, sogleich
Seiner Majestät zu melden, daß die bewaffneten Streitkräfte im
Falle eines Bürgerkrieges nicht hinter ihm stehen würden, und daß
die Armee wegen Ernährungsschwierigkeiten nicht imstande sein
würde, einen Bürgerkrieg zu führen.«

		*
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		X.

Die Abdankungserklärung Kaiser Wilhelms II.

		(Durch Fernsprecher mitgeteilt an die
Reichskanzlei am 9. November 1918.)

		»Seine Majestät sind damit einverstanden, wenn die deutsche
Regierung die beim Feinde befindliche Waffenstillstandskommission
ermächtigt, sofort abzuschließen, auch ehe die
Waffenstillstandsbedingungen hier bekanntgeworden sind. Um
Blutvergießen zu vermeiden, sind Seine Majestät bereit, als
Deutscher Kaiser abzudanken, aber nicht als König von Preußen.

		Seine Majestät will auch aus dem Grunde König von Preußen
bleiben, um zu vermeiden, daß durch den bei seiner Abdankung
erfolgenden gleichzeitigen Abgang der Mehrzahl der Offiziere die
Armee führerlos wird und sich auflöst.

		Seine Majestät wollen einen Bürgerkrieg nicht.

		Seine Majestät werden für den Fall der Abdankung als Deutscher
Kaiser dem Feldmarschall von Hindenburg befehlen, den Oberbefehl
über das deutsche Heer zu übernehmen und selbst bei den preußischen
Truppen bleiben. Weitere Bestimmungen werden dem Reichsverweser
vorbehalten.

		Heerführer und Oberbefehlshaber sind der Ansicht, daß die
Tatsache der Abdankung des Deutschen Kaisers und Obersten
Kriegsherrn jetzt die schwerste Erschütterung in der Armee
hervorrufen wird, und können eine Verantwortung für den
Zusammenhalt der Armee nicht mehr übernehmen.

		Wilhelm II. I. R.

		*
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		XI.

Proklamation des Volkskommissars Pogány an die Budapester
Soldatenräte.

		»Soldaten!

		Der Nationalrat hat im Einvernehmen mit dem Kriegsminister und
auf Grund der Entschließung des Ministerrates die Reorganisation
des Soldatenrates befohlen.

		Entstanden in den ersten ruhmreichen Tagen der Revolution, ist
der Soldatenrat aus dem Gebot der Stunde geboren, ohne Wahlen aus
jenen prächtigen revolutionären Soldaten, die – ihren Prinzipien
getreu – die neue Fahne hochhielten.

		Jetzt, da wir mit Anerkennung und Liebe dem Soldatenrat seine
großen Dienste danken, müssen wir gleichzeitig anordnen, daß ein
Soldatenrat durch die ganze Budapester Garnison auf Grund der
demokratischen freien Wahl gewählt werde.

		Das Ziel ist:

		Der Soldatenrat möge, aufgebaut auf der Grundlage der
Demokratie, in Wahrheit den unverfälschten Willen der Mehrheit der
Soldatenmassen repräsentieren, und alle Organisationen und Gruppen,
Offiziere wie Mannschaften, sollen durch ihre Vertrauensmänner im
Soldatenrate Vertretung finden.

		Aus diesem Grunde ordnen wir an:

		Alle Offiziere und Soldaten des Mannschaftsstandes müssen in
ihre Kasernen und Einteilungen zurück.

		In allen Kasernen und überall, wo sich Truppen befinden, sind
sofort Vertrauensmänner zu wählen, die die
Vertrauensmännerkorporation des Soldatenrates bilden werden.

		Dies hat nach Abteilungen in Versammlungen zu geschehen. Die
Versammlungen sind nach demokratischen Grundsätzen abzuhalten,
[bookmark: page317]Vorsitzender
und Schriftführer sind zu wählen, die Beschlüsse werden
protokolliert. Bei Abstimmung entscheidet die Mehrheit. Bei
Stimmengleichheit der Vorsitzende.

		Die Offiziere eines Bataillons wählen einen Vertrauensmann, die
Mannschaften vier Vertrauensmänner. Die Vertrauensmänner vertreten
die Offiziere und Mannschaft des Bataillons im Budapester
Soldatenrat.

		Alle Vertrauensmänner sind zur Legitimierung mit Legitimationen
zu versehen, die den Stempel der Truppenkörper tragen.

		Alle Vertrauensmänner von Offizieren und Mannschaften haben am
3. November, Sonntag, früh 9 Uhr, im Alten Abgeordnetenhaus zu
erscheinen. Dort wird der Soldatenrat sich konstituieren. An der
konstituierenden Versammlung können die Delegierten nur auf Grund
ihrer Legitimation teilnehmen. Die Versammlung wird den Vorstand,
Ausschuß und die nötigen Komitees des Soldatenrates wählen.

		Alle Soldaten und Truppen fordern wir durch diesen Befehl auf,
die Anordnungen des Nationalrats, des Ministerrats und des
Kriegsministers sofort durchzuführen.

		Budapest, am 2. November 1918.

		Der Regierungskommissar des Soldatenrates.«

		*
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		XII.

Flugblatt der Berliner sozialistischen Zeitung »Vorwärts« am 9.
November 1918.

		»DIE KAISERFRAGE VOR DER ENTSCHEIDUNG.

		Kurzer Aufschub!

		Über den Stand der Kaiserfrage am gestrigen Abend unterrichtet
in kurzer und erschöpfender Form folgendes Flugblatt, das vom
Parteivorstand und der Reichstagsfraktion ausgegeben wurde:

		Arbeiter!

Parteigenossen!

		Ein Teil der gestern von uns aufgestellten Forderungen ist von
der Regierung und den Mehrheitsparteien erfüllt worden.

		Das gleiche Wahlrecht für Preußen und alle Bundesstaaten auf
Grundlage der Verhältniswahl soll ohne Verzug durch Reichsgesetz
eingeführt werden.

		Die sofortige Parlamentarisierung der preußischen Regierung ist
gesichert, ebenso die Verstärkung des sozialdemokratischen
Einflusses in der Reichsregierung.

		Die Einberufungen zum Militär sind rückgängig gemacht.

		Noch nicht erledigt ist

		die Kaiserfrage.

		Unsere Forderung auf sofortigen Rücktritt des Kaisers und
Verzicht des Kronprinzen wurde aufgestellt unter der Voraussetzung,
daß der Waffenstillstand heute mittag abgeschlossen sein würde.
Diese Voraussetzung hat sich nicht erfüllt, weil die deutsche
Delegation infolge äußerer Hindernisse heute vormittag im
feindlichen Hauptquartier nicht eintreffen konnte. Der Abschluß des
Waffenstillstandes würde aber gefährdet [bookmark: page319]durch unseren Austritt aus der
Regierung. Deshalb haben Parteivorstand und Reichstagsfraktion die
gestellte Frist bis zum Abschluß des Waffenstillstandes verlängert,
um erst das Aufhören des Blutvergießens und die Sicherung des
Friedensschlusses herbeizuführen. Sonnabend vormittag treten die
Vertrauensmänner der Arbeiter erneut zusammen.

		Arbeiter! Parteigenossen! Es handelt sich also nur um einen
Aufschub von wenigen Stunden.

		Eure Kraft und Eure Entschlossenheit verträgt diesen
Aufschub.

		Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands und die Reichstagsfraktion.

		Heute mittag erwartet man den Kurier mit den
Waffenstillstandsbedingungen in Berlin. Morgen dürfte der
Waffenstillstand unterzeichnet werden. Dann ist die augenblickliche
Hemmung, die sich der schnellen Lösung entgegenstellte,
weggeräumt.

		Der Reichskanzler hatte nach dem Ultimatum der Sozialdemokraten
seine Demission angeboten, die abgelehnt wurde. Auch ohne sie wäre
die Volksregierung durch den sofortigen Austritt der
Sozialdemokraten zusammengebrochen, und dann wäre niemand
dagewesen, der den Waffenstillstand hätte unterzeichnen können.

		Jeder Tag Krieg kostet nutzlos und zwecklos Tausende von
Menschenleben. Darum hat die Sozialdemokratie in den kurzen
Aufschub eingewilligt. An dem Ergebnis, das mit großer Bestimmtheit
zu erwarten ist, wird nichts dadurch geändert.

		In den Hansastädten, in zahlreichen Städten Mitteldeutschlands
ist die Bewegung siegreich. Bayern und Braunschweig sind zu
Volksrepubliken erklärt, der Herzog von Braunschweig hat für sich
und seine Nachkommen auf den Thron verzichtet.

		Welcher Siegeslauf der Bewegung in den wenigen Tagen seit Kiel!
Kiel wirkte vorbildlich in jeder Beziehung. Überall galt es als
Regel, Verluste von Menschenleben zu vermeiden, und überall, so
weit wir sehen, arbeiten wie in Kiel, wo Genosse Noske als Marine-
und Stadtkommandant seines Amtes waltet, die beiden sozialistischen
Richtungen einträchtig zusammen. [bookmark: page320]Es gilt jetzt die Bewegung in den unblutigen
Formen, in denen sie sich bisher vollzogen hat, zum krönenden
Abschluß zu bringen und dann die brennenden sozialen Fragen, vor
allem die Ernährungsfrage, in die Hand zu nehmen. Dazu sind wir auf
gutem Wege. Versuche zu Gegenmaßregeln, die nicht im Einverständnis
mit der Regierung, also von Unverantwortlichen auf eigene Faust
unternommen werden könnten, werden kaum zur Ausführung gelangen
können. Sie könnten nur namenloses Unheil anrichten, an dem
Endergebnis aber nichts ändern.

		Das ganze Volk muß wissen, daß der Erfolg dieser Versuche
unweigerlich zur Wiederaufnahme des Krieges und zum völligen Ruin
Deutschlands führen müßte. In dem Augenblick, in dem an der Spitze
des Reiches keine Volksregierung mehr, sondern eine
kaiserlich-militaristische Regierung stände, wäre die wichtigste
vom deutschen Volk angenommene Friedensbedingung hinfällig
geworden, und die Friedensverhandlungen wären damit
gescheitert.

		Darüber muß jeder Volksgenosse aufgeklärt werden, dann sind
Wahnsinnsstreiche der Reaktion unmöglich.«

		*
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		XIII.

Mémoire des Professors Thomas G. Massaryk an Sir Edward Grey

		Überreicht in London im April 1915
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		VERTRAULICH

APRIL 1915

LONDON

		DAS UNABHÄNGIGE BÖHMEN

		[bookmark: page324]

		INHALT

		Einleitende Bemerkung.

		Das Ziel des gegenwärtigen Krieges: die Regeneration
Europas.

		Das moderne Nationalitätenprinzip.

		West und Ost: die kleinen Nationen.

		Nur drei große Nationen in Europa.

Das Bevölkerungsproblem des Krieges.

		Die Weltstellung Englands und Rußlands: See- und Landmacht.

		Deutschland: eine Kontinentalmacht.

		Bismarcks Politik gegenüber Österreich: Pangermanismus.

		Berlin-Bagdad.

		Der Dreibund als Drang nach dem Osten: Triest, die Adria.

		Österreich, ein künstlicher Staat: sein fortschreitender
Zerfall.

		Böhmen als Bestandteil Österreich-Ungarns.

		Die Notwendigkeit für Böhmen, sich von Österreich-Ungarn zu
trennen.

		Böhmen für Rußland, Serbien und die Alliierten. Böhmens Anteil
am Krieg.

		Böhmen fordert seine Unabhängigkeit.

		Der unabhängige böhmische Staat: Flächeninhalt und Bevölkerung.
Mögliche Einwände gegen die Schaffung eines unabhängigen Böhmens
und ihre Widerlegung.

		1. »Es ist schwierig.«

2. Kleine Staaten sind strategisch unmöglich.

3. Die ökonomische Schwäche eines kleinen Staates.

4. Böhmischer Grundbesitz.

5. Die Frage der nationalen Minoritäten.

6. Die böhmische Minorität in Wien.

		Böhmen ist nicht die einzige Nation, die befreit werden muß.

		Das freie Böhmen und Serbo-Kroatien als Nachbarländer.

		Die slawische Barriere gegen Deutschlands Marsch nach
Konstantinopel-Bagdad.

		Diese Barriere stimmt mit den Interessen der Alliierten in Asien
überein.

		Italien und die slawische Frage: Dalmatien.

		Böhmen und die Balkanstaaten: England, Rußland und Deutschland.
Das unabhängige Böhmen: Konstitutionierung und Regierung.

		Ein »Sine qua non«.
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		DAS UNABHÄNGIGE BÖHMEN

		Einleitende Bemerkung.

		Dieses Memorandum enthält das Programm der Reorganisation
Böhmens als unabhängiger Staat.

		Es ist das Programm aller politischen Parteien Böhmens mit
Ausnahme der Katholisch-Klerikalen. Alle Details und
untergeordneten Probleme sind fortgelassen. Der Plan einer
Wiedererrichtung des unabhängigen böhmischen Staates unmittelbar im
Herzen Europas führt naturgemäß zu den grundlegenden politischen
Problemen des gegenwärtigen Krieges. Der innere Zusammenhang all
dieser Probleme erklärt ihre Erörterung, soweit es die böhmischen
und slawischen Fragen hier erfordern.

		Die Gesichtspunkte sind selbstverständlich vom böhmischen
Standpunkte aus dargestellt; das wird, hoffentlich, das Verständnis
für die böhmische Frage erleichtern.

		Das Ziel des großen Krieges: die Regeneration
Europas.

		Englische Staatsmänner und Politiker haben häufig als die Idee
und das Ziel dieses Krieges die Befreiung und Freiheit der kleinen
Staaten und Nationen ausgerufen. Das gleiche Prinzip wurde in
Frankreich verkündet. In Rußland haben der Zar und der
Generalissimus öffentlich von der Befreiung ihrer slawischen Brüder
gesprochen, während in England und Frankreich die Integrität
Belgiens nachdrücklichst hervorgehoben wurde.

		In diesen feierlichen Proklamationen der Alliierten wurde die
Regeneration Europas als eines der Ziele des Krieges betont.

		Das moderne Nationalitätenprinzip.

		Bis vor kurzem wurde die Menschheit eingeteilt und organisiert
in Staaten und Kirchen, ohne Rücksicht auf Nationalitäten. Die
moderne Zeit kennzeichnet sich durch die Entwicklung verschiedener
Nationen als starker politischer und staatenbegründender
Mächte.

		Im praktischen Leben ist die Sprache als die Vermittlerin im
täglichen kulturellen Leben und Treiben der wahre Prüfstein der
Nationalität. Neben der Nationalität haben in modernen Zeiten
ökonomische Entwicklung ebenso wie die Fürsorge für die Massen –
nicht ausschließlich für aristokratische Minoritäten – eine große,
politische und rassenbindende Macht erlangt.

		Die Nationalität ist nicht die einzige organisatorische Kraft in
der Gesellschaft, aber sie ist ein sehr machtvoller Faktor, dies um
so mehr, als sie sich sehr oft dem Staate entgegenstellt. Das
Losungswort »Nationalstaaten« umfaßt die ganze Richtung moderner
politischer Entwicklung.

		Für die Zwecke dieses Memorandums ist es nicht notwendig, die
Wirkungsfähigkeit der Nationalität als politische Macht
einzuschätzen. Die Zukunft möge den entscheidenden Sieg der
aufbauenden Macht der Nationalität erbringen; heute ist es zum
wenigsten gut, festzustellen, in welchem Maße ihre Kraft ausreicht,
die Übel, die zum Kriege geführt haben und die in seinem Verlaufe
enthüllt wurden, zu verhindern.

		West und Ost: kleine Nationen.

		Zwischen dem Westen und Osten Europas besteht ein auffallender
Unterschied in bezug auf die Zusammensetzung der Staaten und die
Zahl der kleinen Nationen. Der Westen hat vier (fünf) große
Nationen und nur fünf kleine, während der Osten nur aus einer
großen und einer großen Anzahl kleiner Nationen besteht. Im Westen
werden die Staaten von einer beherrschenden Rasse gebildet, im
Osten sind sie national untermischt.

		Westen.

1. England 1. Portugal

2. Frankreich 2. Holland (und die Flamen Belgiens)

3. Deutschland 3. Dänemark

4. Italien 4. Norwegen

(5. Spanien) 5. Schweden

Osten.

		Rußland, das in sich selbst zahlreiche kleine Nationen
umschließt, während Österreich-Ungarn sich aus neun, der Balkan aus
sieben Nationen zusammensetzt.

		Nur drei große Nationen in Europa: das
Bevölkerungsproblem des Krieges.

		In Europa bestehen tatsächlich nur drei große Nationen: Rußland
(170 Millionen), England (45 Millionen), Deutschland (65
Millionen). [bookmark: page332]

		Die drei sind zum wenigsten die drei größten Nationen, an der
Zahl und dem ständigen Wachstum ihrer Bevölkerung gemessen.

		Auf dem Wiener Kongreß, als Europa gestaltet wurde, war
Frankreich die größte Nation; Deutschland hatte 1816 auf dem
gleichen Territorium, das es heute besitzt, 27,8 Millionen,
Frankreich mehr als 30. Heute ist Frankreich viel kleiner als
Deutschland und kleiner als Großbritannien.

		Italien ist die kleinste der größern Nationen; Spanien kann kaum
als große Nation überhaupt anerkannt werden.

		Der Unterschied im Wachstum der Bevölkerung, ihr dauerndes
Anwachsen, die ungefähre Bestimmung des Zeitpunkts ihrer
Verdoppelung, der steigende Unterschied in der Anzahl der Soldaten
und Arbeiter beginnt Staatsmännern und Politikern den Anreiz zu
geben, die Wanderung der Bevölkerung (Auswanderung, Einwanderung)
zu regeln und eine weitblickende Kolonialpolitik zu verfolgen.

		Die kolonialen Bestrebungen Deutschlands und Frankreichs müssen
von diesem bevölkerungspolitischen Standpunkt aus betrachtet
werden; er läßt uns den Antagonismus zwischen Frankreich und
Deutschland verstehen, das Bündnis Frankreichs mit Rußland (170
Millionen) und die ganze politische Situation Europas.

		Die Weltstellung Englands und Rußlands: See-
und Landmacht.

		Die geographische Lage Englands ist einzig dastehend; England
ist die Kolonial- und Seemacht par excellence; so sehr die
einzige Seemacht, wie Rußland die Kontinentalmacht par excellence
ist. Die modernen Verkehrsmittel ermöglichen es England, seine
kolonialen Kräfte zusammenzufassen und damit sogar der großen Armee
des kontinentalen Deutschlands zu trotzen.

		Der Unterschied und natürliche Gegensatz zwischen England und
Rußland regelt die auswärtige Politik und den militärischen und
maritimen Charakter der beiden Staaten.

		Beide Nationen haben ein vitales Interesse an Asien – daher
entfaltet sich der Gegensatz zugleich mit dem Zusammentreffen
politischer Interessen in der Politik betreffs der Türkei,
Persiens, Chinas, Japans usw. und vor allem Deutschlands.

		Deutschland: eine Kontinentalmacht.

		Seine zentrale Lage in Europa, der Aufstieg und die Niederlage
Frankreichs 1870 und seine kolonialen Bestrebungen bringen
Deutschland mit seiner großen und dichten Bevölkerung in Mitbewerb
mit Rußland und England. Seine militärischen Kräfte sind gegen
Rußland, seine Flotte ist gegen England gerichtet.

		Deutschland ist eine durchaus kontinentale Macht. Es ist ein
Militärstaat, kein Seestaat.

		Seine zentrale Lage veranlaßt Deutschland, sich die Suprematie
über Europa anzumaßen.

		Der große deutsche Historiker und philosophische
Geograph Heeren fürchtete die Zukunftsaussicht einer Vereinigung
Deutschlands schon auf dem Wiener Kongreß: »Die Aufrichtung eines
Zentralstaates von Europa sollte den fremden Mächten nicht
gleichgültig sein. Wäre es eine große Monarchie: welche
Möglichkeit, ihr den Frieden zu sichern? Könnte eine solche Macht
lange der Versuchung widerstehen, sich das Übergewicht über Europa
anzumaßen, zu dem seine Lage und seine Macht ihm die Berechtigung
zu geben scheinen? Die Errichtung einer einzigen Monarchie in
Deutschland wäre bald das Grab der Freiheit in Europa.«

		Bismarcks Politik gegenüber Österreich-Ungarn:
Pangermanismus.

		Als eine kontinentale, übervölkerte Macht drückt Deutschland
dauernd gegen Österreich und bedient sich seiner. Bismarcks Politik
gegenüber Österreich ist die diplomatische und politische
Formulierung des dauernden Druckes des nördlichen Preußens auf das
südliche Österreich. Lagarde, der Vater des modernen
Pangermanismus, formulierte das deutsche Programm: »Kolonisation
Österreichs durch Deutschland.«

		Durch die Kolonisierung Österreichs strebt Deutschland danach,
den Balkan zu kolonisieren und so Konstantinopel und Bagdad zu
erreichen.

		Berlin-Bagdad.

		Der »Drang nach Osten« erklärt die Politik Deutschlands gegen
die Magyaren, gegen Rumänien, gegenüber Bulgarien und der
Türkei.

		Die Losung Berlin-Bagdad kennzeichnet das wahre Ziel
Deutschlands, die Richtung des »Drangs nach dem Osten«. Das Bündnis
mit der Türkei im Krieg ist das Endresultat der deutschen Invasion
in Konstantinopel und in Kleinasien (Finanzpolitik, Eisenbahnen,
Schulen und Krankenhäuser usw.).

		Bekannte deutsche Politiker und Publizisten
befürworten während des ganzen Krieges den Plan, Asien bis Bagdad
zu okkupieren; zum Beispiel: Lamprecht, von Liszt, Dirr, der
Direktor des ethnologischen Museums in München, usw.

		Der Dreibund als Drang nach dem Osten: Triest,
die Adria.

		Der Dreibund ist die diplomatische und militärische Waffe des
Berlin-Bagdad-Plans: Österreich-Ungarn steht absolut zu
Deutschlands Verfügung. Italien ist in seinen nationalen
Bestrebungen gehemmt, denn es ist klar, daß Deutschland versucht,
Triest und die Adria für sich zu beanspruchen – den Weg nach Asien
und Ostafrika. Die pangermanistischen Politiker seit Lagarde
beanspruchen Triest sehr energisch für Deutschland.

		Im Grunde enthüllt der deutsche Anspruch auf Asien eine der
ausschlaggebendsten Ursachen des Krieges und erklärt den Gegensatz
von Deutschland zu England und Rußland.

		Österreich, ein künstlicher Staat: sein
fortschreitender Zerfall.

		Österreich, als eine Zusammensetzung neun kleiner Nationen, ist
ein ganz künstlicher Staat, wie ein österreichischer Politiker
(Plener, der Jüngere) es nannte; keine Nation in Österreich ist so
volkreich, daß sie die beherrschende Majorität hätte. Die Dynastie
versucht deshalb, ihre absolutistische Stellung nach dem Prinzip
»divide et impera« zu halten, indem sie einmal der einen, einmal
der andern Nation kleine Konzessionen macht; die Deutschen (die
Dynastie ist deutsch) und die Ungarn sind die Bevorzugten.

		Österreich dankt seinen Ursprung der Abwehr der Invasionen von
Türken und vorher von Hunnen (Magyaren); Österreich bedeutet das
östliche Imperium: die deutschen Provinzen, Böhmen und Ungarn
vereinigt zu einem Bündnis wider die Türkei.

		Mit dem Fall der Türken stürzte auch Österreich; Österreich
verlor seine beherrschende Idee und ist nicht fähig, eine positive
Idee zu finden.

		So fällt Österreich von Stufe zu Stufe. Das
österreichisch-spanische Imperium wurde aufgelöst. Österreich
verlor den größeren Teil Schlesiens und wurde von Preußen
gezwungen, Deutschland zu verlassen; 1848 von Rußland gerettet,
verlor es 1859 die italienischen Provinzen; 1866 wurde es von
Preußen geschlagen. Seither existiert es, geteilt in Österreich und
Ungarn, nur noch als der Vasall von Berlin; Berlin verdanken sowohl
die Österreicher, wie die Ungarn ihre beherrschende Stellung in
Österreich.

		Die andern Nationen, besonders die Böhmen und die Südslawen,
sind in dauernder Opposition zu den beiden verpreußten Vasallen,
den Österreichern und Ungarn. Österreich war nicht fähig, alle
seine Nationen in einem festen Bündnis zu vereinigen und sein
eigenes Ziel in der Arbeit für das Wachstum und die Entwicklung
seiner einzelnen nationalen Komponenten zu verfolgen. Deutschland –
und das ist Bismarcks Vorhaben mit Österreich – bedient sich der
scheinbaren Großmacht für seine eigenen Zwecke.

		Der Krieg von 1914 hat die Schwäche der Doppelmonarchie
enthüllt. Österreich war, obgleich es durch seine brutale und
schimpfliche antiserbische Politik den Krieg entfesselte, auf ihn
nicht vorbereitet, wurde von Rußland geschlagen, verlor den größten
Teil von Galizien, und nur die Hilfe Deutschlands und seine
strategische Führung verzögern den endgültigen Zusammenbruch.

		Österreich ist degeneriert, es ist die katholische Türkei, es
hat seine » raison d'être« verloren.

		Böhmen als Bestandteil
Österreich-Ungarns.

		Böhmen war ursprünglich mit Deutschösterreich und Ungarn als ein
unabhängiges Königreich vereinigt; der König war gemeinsam für alle
drei Staaten; jeder hatte seine eigene Verwaltung. Die Revolution
von 1618, die zur Schlacht am Weißen Berg führte und den
Dreißigjährigen Krieg hervorrief, beraubte Böhmen nicht seiner
Unabhängigkeit; erst der Absolutismus des 18. Jahrhunderts,
verschärft durch die Reaktion gegen die französische Revolution,
strebte die Gestaltung der drei verbündeten Staaten in einen
zentralisierten Staat an. Die Revolution von 1848 in Ungarn und in
Böhmen gab Böhmen seine Rechte für eine Weile wieder, der
verstärkte absolutistische Zentralismus wurde 1859 und 1866
aufgehalten. 1867 machte Wien mit Ungarn Frieden (Dualismus), aber
Böhmen mußte fortfahren, seine Rechte und Freiheiten zu behaupten.
Seit Wien die Konstitution hat zugestehen müssen, haben Böhmen und
seine rechtlichen Vertreter beharrlich für seine Unabhängigkeit
gegen die deutsche und magyarische Suprematie kämpfen müssen.

		In diesem Kampfe wird es von den nichtdeutschen und
nichtungarischen Nationen, besonders den Südslawen,
unterstützt.

		Die Notwendigkeit für Böhmen, sich von
Österreich-Ungarn zu trennen.

		Der Krieg 1914 hat ebenso wie die Kriege von 1859 und 1866
geoffenbart, daß Österreich-Ungarn unfähig ist, Böhmen und die
andern Nationen zu beschützen und zu verwalten. Wien hat in diesem
Kriege bis zum äußersten versagt, um so mehr versagt mit Rücksicht
auf die kurz vorhergehenden militärischen Vorbereitungen seit der
Annektion von Bosnien-Herzegowina; es wurde tatsächlich prahlerisch
verkündet, Österreich werde allein die Russen schlagen, Deutschland
seine Hauptkräfte gegen Frankreich und seine Alliierten
richten.

		Böhmen mußte nun für sich selbst Sorge tragen.

		Böhmen für Rußland, Serbien und die
Alliierten: Böhmens Anteil am Kriege.

		Die Böhmen sind seit dem Erwachen des Nationalgefühls streng
slawophil gesinnt. Die politische Gesinnung des böhmischen
Slawophilismus offenbarte sich 1849 bei dem Slawenkongreß in Prag
und später bei der sogenannten Moskauer Wallfahrt 1876. – Palatsky
selbst, der »Vater der Nation«, bekundete russophile Neigungen
gegen das dualistische Österreich.

		Im letzten Krieg der Serben und Bulgaren gegen die Türkei haben
die Böhmen, wie allgemein bekannt, den slawischen Verbündeten durch
Sendung von Ärzten, Sanitätsmaterial, Geld usw. nach Kräften
geholfen. Vor dem Krieg haben die böhmischen Vertreter in
Delegation und Parlament offenkundig die Südslawen gegen Wien und
Budapest unterstützt.

		Seit dem Beginn des Krieges im vergangenen August und seinen
Antezedenzien hat die böhmische Nation ihrer Sympathie für Rußland,
Serbien und die Alliierten deutlichen Ausdruck verliehen.

		Böhmen, ebenso wie die Mehrzahl der kriegführenden Nationen,
wurde von dem plötzlichen, unerwarteten Ausbruch des Krieges
überrascht, es war deshalb nicht darauf vorbereitet, seiner
Opposition durch eine regelrechte Revolution gegen Wien Ausdruck zu
geben: aber es bezeugte seine Gefühle und Gedanken energisch
genug.

		Wo immer Vertreter der Deutschen, Ungarn und Polen ihre Hilfe
für den Krieg und ihre Anhänglichkeit zum Herrscherhause ausriefen,
schlossen sich die Vertreter der böhmischen Nation diesen
Beteuerungen nicht an; die Böhmen begünstigten die Kriegsanleihe
nicht, und es ist bekannt, daß die böhmische öffentliche Meinung
wegen ihrer ausgesprochenen Sympathie für die Alliierten dauernd im
Konflikt mit den Behörden ist. Es ist ferner bekannt, daß viele
böhmische Regimenter nur unter Zwang an die Front gingen, und daß
sie ihre Antipathie gegen den Krieg durch häufige Kundgebungen
zeigten – die Zeitungen berichteten darüber –, indem sie sich zu
kämpfen weigerten und wiederholt überliefen. Es ist eine
feststehende Tatsache, daß der österreichische Generalstab diese
Haltung der böhmischen Truppen und der Zivilbevölkerung als eine
ernstliche Schwächung der österreichisch-ungarischen Armee
fürchtet.

		Böhmen fordert seine Unabhängigkeit.

		Alle böhmischen Auslandskolonien, vor allem die in Rußland,
Frankreich, der Schweiz und den Vereinigten Staaten von Amerika,
die nicht unter dem Druck Österreichs stehen, haben wiederholt ihre
treuen Gefühle für die Nation kundgegeben und die Notwendigkeit
proklamiert, die Unabhängigkeit Böhmens wiederherzustellen. Das
offizielle Organ des politischen Böhmens im Ausland ist »La nation
tchèque«, das in Paris erscheint, unter der Leitung von Herrn
Ernest Denis, Professor an der Sorbonne und bekanntem Historiker
Böhmens.

		Die Erlangung der Unabhängigkeit ist das ersehnte Ziel ganz
Böhmens und aller böhmischen Politiker; es gibt nur einige wenige
persönliche Anhänger Österreichs. Kein Politiker von einiger
Bedeutung ist unter ihnen.

		Der unabhängige böhmische Staat: Flächeninhalt
und Bevölkerung.

		Der böhmische Staat würde sich zusammensetzen aus den
sogenannten böhmischen Ländern, nämlich Böhmen, Mähren, Schlesien;
hinzukämen die slowakischen Teile Nordungarns, von Ungvar, vorbei
an Kaschau, entlang der ethnographischen Grenzen herab am Fluß
Ipoly (Eipel) zur Donau, einschließlich Preßburgs und des ganzen
slowakischen Nordens bis zur Grenzlinie von Ungarn. Die Slowaken
sind Böhmen, obgleich sie ihren Dialekt als Schriftsprache
benutzen. Die Slowaken kämpfen auch um ihre Unabhängigkeit und
akzeptieren das Programm der Vereinigung mit Böhmen.

		Der böhmische Staat würde eine Bevölkerung von über 12 Millionen
haben. Die Ausdehnung des neuen Staates würde mehr als 50 000
englische Quadratmeilen (Belgien 11 373) betragen.

		Mögliche Einwände gegen die Schaffung eines
unabhängigen Böhmens und ihre Widerlegung.

		Gegen die Wiederaufrichtung eines unabhängigen Böhmens werden
verschiedene Einwände, vielleicht nicht nur von seinen Gegnern,
gemacht werden. Die hauptsächlichsten Einwände sollen deshalb
formuliert und besprochen werden.

		1. Die Wurzel aller Einwände ist vielleicht die Furcht vor neuen
politischen Gebilden im allgemeinen. Diese Furcht drückt sich
gewöhnlich in den Worten aus »Es ist schwierig«.

		Ja, es ist schwierig. Jede politische Neuschöpfung ist
schwierig, schwierig wird auch die Einschränkung des deutschen
Militarismus und die politischen Konsequenzen dieser Einschränkung
sein, wenn sie logisch durchgeführt werden. In der Politik
beherrschen Gewohnheiten, und nicht nur gute, sondern ebensosehr
auch schlechte, die Menschheit.

		2. Häufig wird die Meinung wiederholt, daß ein kleiner Staat
unmöglich ist, kleine Staaten können sich nicht selbst beschützen
und erhalten.

		Das weitreichende politische Problem der kleinen Nationen ist
oft diskutiert worden. Hier muß betont werden, daß das unabhängige
Böhmen nicht gar so klein wäre. Was die Bevölkerung anbelangt,
würde es in Europa den achten Platz einnehmen, nur sieben Staaten
wären größer: vierzehn wären kleiner.

		Größer als Böhmen.

		England – Frankreich – Spanien – Deutschland –
Italien – Rußland – Polen

		Kleiner als Böhmen.

		Portugal – Belgien – Holland – Dänemark –
Norwegen – Schweden – Schweiz – Serbien – Montenegro - Bulgarien –
Griechenland (Albanien) – Türkei (Europa)

		Fortgelassen sind politische Merkwürdigkeiten à la Andorra.

		Böhmen liegt nicht am Meer (leider nur in einem der
Shakespeareschen Dramen), und das ist ohne Zweifel ein schwerer
Nachteil (verglichen mit dem kleinen Dänemark und den übrigen am
Meer gelegenen Ländern).

		In dieser Hinsicht steht Böhmen nicht allein (Serbien, die
Ungarn, die Schweiz), aber das Beispiel der Schweiz beweist, daß
nicht nur die Unabhängigkeit bewahrt bleiben kann, sondern daß die
modernen Verkehrsmittel es auch einem landumschlossenen Land
ermöglichen, eine blühende Industrie zu haben.

		Wenn darum betont wird, Österreich wäre notwendig für seine
Nationen, Österreich müßte, wenn es nicht bestände, geschaffen
werden, muß man mit Palatsky sagen, Böhmen war vor Österreich und
wird nach Österreich sein.

		Österreich wurde im Mittelalter als ein Bund kleiner Staaten
gegen die wilden Türken und Hunnen und gegen den grausamen Geist
des Zeitalters im allgemeinen geschaffen. Seither haben sich der
kriegerische Geist und die grausamen Neigungen der Nationen
verhältnismäßig gesänftigt, und da die berechtigte Hoffnung
besteht, daß dem Krieg eine längere Friedenszeit folgen wird (auf
1870 folgten 45 Friedensjahre), kann sich während dieser Zeit
Böhmen relativ leicht festigen.

		Den nötigen Schutz gegen feindliche Nachbarn könnte sich das
freie Böhmen durch Bündnisse mit gleichfalls bedrohten oder
befreundeten Nachbarn schaffen. Böhmen würde an Polen und Rußland,
vielleicht an Serbien angrenzen.

		3. Ökonomisch und finanziell ist Böhmen als die »Perle
Österreichs« anerkannt – es würde so reich bleiben, wie es jetzt
ist; es wird reicher sein, denn es wird die wirtschaftlich
»passiven« Provinzen Österreichs nicht zu unterstützen haben.

		Bemerkt muß werden, daß der Teil von Österreich,
der sich selbst unterhält, aus Böhmen (mit Mähren, Schlesien),
Niederösterreich mit Wien, Nordsteiermark, Teilen von Westgalizien
besteht (das letztere erst in den letzten Jahren).

		Böhmen würde natürlich einen Teil der Staatsschuld Österreichs
übernehmen, und da der Krieg diese Schuld sehr vergrößern wird,
müßte das unabhängige Böhmen seine eigene Verwaltung mit einer
beträchtlichen Bürde eröffnen; die leitenden Politiker Böhmens sind
sich dieser schweren Aufgabe und der Notwendigkeit einer
gefestigten, sorgfältig ausbalancierten Finanzverwaltung
bewußt.

		Es muß bedacht werden, daß die wirtschaftliche Erschöpfung aller
Nationen nach dem Kriege die allersorgfältigste Finanzverwaltung
erfordern wird.

		4. Es ist unmöglich, in diesem Umriß alle Probleme Böhmens
durchzusprechen.

		Aber es ist von allgemeinem Interesse, auf die eigenartige
Stellung der böhmischen Grundbesitzer (Aristokraten) hinzuweisen.
Diese Grundherren sind in ihrer Mehrzahl ihren Gefühlen nach
Österreicher und würden vielleicht ein gefährliches Element bilden.
In ihrem Falle könnte Böhmen dem Beispiel Englands in Irland folgen
(Landkauf).

		5. Da es nicht unsere Absicht ist, die Schwierigkeiten des
freien Böhmens zu verschleiern, muß die Frage der nationalen
Minoritäten erwähnt werden.

		Vor allem wünschen wir, wenn wir auch das Nationalitätenprinzip
verteidigen, unsere deutschen Minoritäten zu behalten. Es erscheint
paradox, aber es ist nach dem Nationalitätenprinzip, daß wir die
deutsche Minorität behalten. Böhmen ist ein ganz einzigartiges
Beispiel eines gemischtnationalen Landes; in keinem Lande sind zwei
Nationalitäten so untermischt und, um so zu sagen, so ineinander
verwoben wie in Böhmen. Zwischen Italienern und Deutschen zum
Beispiel ist die ethnographische Grenze einfach, scharf
eingeschnitten; nicht so in Böhmen – in vielen großen Orten und
fast allen Städten haben wir böhmische (oder deutsche) Minoritäten.
Die Deutschen wenden ein, daß die böhmischen Minoritäten in
Nordböhmen usw. »nur« Arbeiter sind, Volk, das vom deutschen Brote
lebt; dies antisoziale Argument ist ersichtlich falsch; es verkennt
den Prozeß der Industrialisierung Böhmens, der selbstverständlich
arbeitende »Hände« erfordert.

		In Böhmisch-Schlesien ist die Majorität polnisch und deutsch, in
den slowakischen Distrikten wäre eine magyarische Minorität.

		6. In einem detaillierten Programm müßte auch die böhmische
Minorität in Wien (über eine halbe Million) diskutiert werden.

		Hier muß der Hinweis auf eine mögliche Repatriierung eines
großen Teiles der böhmischen Auswanderer in ein freies und darum
reicheres Böhmen genügen.

		Böhmen ist nicht die einzige Nation, die
befreit werden muß.

		Die Schwierigkeiten der Wiedererrichtung Böhmens werden kleiner,
betrachtet man das Problem im Zusammenhang mit den andern
Schwierigkeiten, d. i. dem Aufbau und Wiederaufbau Polens und
Serbo-Kroatiens, und selbstverständlich mit der Befreiung der
Franzosen und Dänen in Deutschland, mit der Lösung der Balkan- und
türkischen Frage und all den weltbewegenden Fragen dieses Krieges.
Der Versuch, diese Fragen zu lösen, ist das wahre Ziel des
regenerierten Europas. All diese Fragen zusammen umfassen das
europäische Problem.

		Das freie Böhmen und Serbo-Kroatien als
Nachbarländer.

		Das Höchstmaß der böhmischen und serbo-kroatischen Wünsche wäre
die Verbindung von Böhmen und Serbo-Kroatien.

		Das kann durchgeführt werden, indem man den Landstrich an der
westlichen Grenze Ungarns Serbien oder die Hälfte davon (nördlich)
Böhmen, die andere Hälfte (südlich) Serbien gibt.

		Dieser Korridor würde sich zusammensetzen aus Teilen der
Grafschaften Pozsony (Preßburg), Sopron (Ödenburg), Moson
(Wieselburg) und Vas (Eisenburg).

		Die Bevölkerung ist deutsch, mit Einschluß beträchtlicher
kroatischer Minoritäten; der Süden ist slowenisch.

		Da bedeutende slowakische und serbo-kroatische Minoritäten
Ungarn belassen werden mögen, ist es nicht ungerecht, diesen
Landstrich zu beanspruchen, um so mehr, als die Ungarn die Serben
und Kroaten in einer Weise, würdig der Hunnen des Mittelalters,
behandelt haben und noch behandeln. Ganze Landstriche sind
entvölkert, die Einwohner Bosniens nach Montenegro vertrieben,
indes die Syrmiens nach Ungarn gebracht wurden, wo sie, da nicht
für sie gesorgt wird, in Massen sterben. Und die Slowaken waren
seit Jahrhunderten die Opfer brutalster Magyarisierung.

		Der serbisch-böhmische Korridor würde den wirtschaftlichen
Verkehr beider Länder erleichtern – des industriellen Böhmens und
des ackerbauenden Serbo-Kroatiens – und er würde von Böhmen zu den
serbo-kroatischen Häfen führen.

		Der Korridor hätte natürlich große militärische Bedeutung.

		Es muß hinzugefügt werden, daß viele serbo-kroatische Politiker
den Plan eines Korridors ebenso zu dem ihren machen, wie die
böhmischen Politiker.

		Die slawische Barriere gegen Deutschlands
Marsch nach Konstantinopel – Bagdad.

		Die Alliierten würden durch Schaffung solch eines
serbisch-böhmischen Korridors Deutschland an der Kolonisierung des
Balkans und Kleinasiens verhindern, und sie würden die Magyaren
hindern, der gehorsame Vorposten Berlins zu sein.

		Diese Barriere stimmt mit den Interessen der
Alliierten in Asien überein.

		England wie Frankreich protegierten einst die Türkei; unbewußt
war dies eine antideutsche Politik, obgleich sie gegen Rußland
gerichtet war, das die Slawen und Nationen des Balkans beschützte.
Jetzt haben England und Frankreich die Politik Rußlands zu der
ihren gemacht, indes Deutschland die von den Alliierten verlassene
Politik aufgenommen hat.

		Die Alliierten erreichen durch den Schutz der Balkanslawen und
Balkannationen ebensoviel und sogar mehr, als mit dem Schutze der
Türkei und dienen der Sache der Freiheit und Zivilisation.

		Die Entfernung Deutschlands aus Asien schließt logisch die
Wegnahme Ostafrikas ein. Das ist die direkte Folge des Falles von
Kiautschau.

		Italien und die slawische Frage: das
dalmatinische Problem.

		Nur einige wenige Worte müssen in diesem Zusammenhang über
Italien gesagt werden und über seine übertriebenen Ansprüche auf
serbo-kroatisches Gebiet.

		Italien überschätzt den Besitz der kroatischen Küste (Fiume) und
Dalmatiens. Die Beherrschung der Adria wird durch eine zahlreiche
und gute Flotte gesichert, nicht durch eine arme und kahle Küste.
Italien wünscht die Befreiung der Italiener vom österreichischen
Joch, aber gleichzeitig übernimmt es die verwerfliche
österreichische Politik der nationalen Unterdrückung. Italien hat
sich die folgende Frage zu beantworten: entweder es wünscht in der
Adria eine starke österreichische und türkische Flotte und eine
deutsche Flottenbasis in Triest, Pola oder irgendeinem südlicheren
Ort zu sehen, oder es muß mit Serbien Frieden halten, das bis heute
kein einziges Schiff besitzt. Triest als italienischer Freihafen,
Pola, Valona, die Inseln in der Aegaeis sind mehr als genug für
Italiens Ansprüche in Asien und Afrika.

		Selbstverständlich muß Italien Rußland den Besitz
Konstantinopels und der Meerengen zugestehen – wenn England und
Frankreich zu einer Einigung mit Rußland gekommen sind. Warum will
Italien eine Mittelmeerpolitik verfolgen, die betreffs der
dalmatinischen Küste auf einer falschen Idee beruht?

		Diese Adriapolitik ist, vom Standpunkt der gegenwärtigen
Bedeutung des Mittelmeeres gesehen, völlig falsch. Dies Meer ist
jetzt etwas ganz anderes, als es für die Griechen und Römer war;
der freie Verkehr der Länder dieser Küste ist unbestritten, aber
heute ist das Mittelmeer für diese Länder der Weg nach Asien,
Afrika, Australien, Amerika. England ist eine starke
Mittelmeermacht, obgleich es nur zwei oder drei kleine Orte und
einen schmalen Küstenstreifen (Ägypten) besitzt. Benötigt Italien,
das eine sehr lange Küste sein eigen nennt und eine Anzahl von
Inseln (eine von ihnen ist groß), die lange Küste Dalmatiens so
sehr, wenn es Triest, Pola und Valona erhält?

		Italien sollte sich besinnen, daß das alte deutsche Kaisertum
italienisches Gebiet in Besitz nahm, das neue deutsche Kaiserreich
wird nicht zögern, das gleiche zu tun, nachdem es sich schon einen
großen Teil der norditalienischen Industrie erobert hat. Der Weg
nach Bagdad führt von Berlin nicht nur über Konstantinopel, sondern
auch über Triest und Venedig.

		Italien ist der natürliche Verbündete der Nord- und Südslawen
gegen den »Drang nach Osten«.

		Böhmen und die Balkanstaaten: England, Rußland
und Deutschland.

		Böhmen muß die Vereinigung der serbokroatischen Nation und ein
befriedigendes Einverständnis zwischen Serbien und Bulgarien
wünschen.

		Die böhmischen Politiker hoffen, daß der endgültige Wiederaufbau
des Balkans im Einverständnis mit Rußland und seinen Alliierten
gelöst werde. Für Böhmen und die Balkanslawen ist Rußlands
Freundschaft das Wesentlichste.

		Die böhmischen Politiker glauben, daß Konstantinopel und darum
auch die Meerengen nur Rußland gehören dürfen. Es ist ein
langgehegter Plan der ganzen russischen Nation; dieser Plan hat die
religiöse Billigung (Hagia Sofia!) des russischen Volkes und ist
die natürliche Lösung der politischen und wirtschaftlichen
Bestrebungen Rußlands, sich das Schwarze Meer und den freien Weg
zum Mittelmeer und zum Roten Meer zu sichern.

		Die böhmischen Politiker sind erfreut über die Tatsache, daß
England und Rußland einander gefunden haben, und daß die persische
Frage (Persischer Golf) gelöst wurde. Rußland, im Besitz
Konstantinopels und der Meerengen, hat kein vitales Interesse mehr
im Persischen Golf und wäre fähig, sich ganz der endgültigen
Einverleibung Konstantinopels zu widmen.

		Konstantinopel und die Meerengen bedeuten eine schwere
administrative und finanzielle Belastung, die nur eine Großmacht zu
ertragen vermag; Griechenland, Bulgarien vermöchten sogar mit
vereinten Kräften nicht, dieser Aufgabe zu genügen. Es wäre zu
hoffen, daß beide Nationen diese Tatsache anerkennen und ihre
Auswirkung bei der endgültigen Verteilung Kleinasiens annehmen.

		Die böhmischen Politiker hoffen und wünschen, daß die Türkei von
der Karte weggewischt werde. England ist eine größere
mohammedanische Macht als die Türkei, Rußland fast eine ebenso
große; ihre Übereinstimmung garantiert die zukünftige Lösung der
religiösen und politischen Probleme der mohammedanischen Welt. Die
Slawen sind an dieser Lösung interessiert, denn ein gut Teil Serben
und Bulgaren sind Mohammedaner.

		Die böhmischen Politiker legen großen Wert auf die
Übereinstimmung von Rußland und England, da sie fürchten müssen,
daß die alte Bismarcksche Politik der Versöhnung Rußlands durch den
Krieg wiederbelebt wird. Es ist nicht schwer, in verschiedenen
Äußerungen hervorragender deutscher Publizisten und Staatsmänner
(unter andern Hindenburgs selbst) einen versteckten Appell an
Rußland zu entdecken. Die deutschen Absichten in Asien enthüllen
auf einmal die ungeheure Bedeutung Rußlands als asiatische
Kontinentalmacht. Wenn auch die Deutschen sich auf englischen
Parlamentarismus und Liberalismus berufen, wissen die böhmischen
Politiker, daß die Deutschen blinde Anhänger jener preußischen
konstitutionellen Theorie sind, die Treitschke abstrakt, Bismarck
praktisch formulierte und der der Kaiser ruchlosen Ausdruck
verlieh, als er das Werkzeug Bismarcks, seinen Großvater, als die
neueste Offenbarung Gottes ausrief.

		Das unabhängige Böhmen: Konstitutionierung und
Regierung.

		Böhmen ist als monarchischer Staat projektiert; die böhmische
Republik wird nur von wenigen radikalen Politikern verteidigt.

		Die Dynastie könnte auf zwei verschiedene Arten eingesetzt
werden. Entweder könnten die Alliierten einen ihrer Prinzen
hergeben, oder es könnte eine Personalunion zwischen Böhmen und
Serbien werden, wenn der serbisch-böhmische Korridor zustande
käme.

		Das böhmische Volk ist, was nochmals betont werden muß, durchaus
russophil. Eine russische Dynastie, in welcher Form immer, wäre
überaus populär. Auf jeden Fall wünschen die böhmischen Politiker
die Aufrichtung des böhmischen Königtums in voller Übereinstimmung
mit Rußland. Rußlands Wünsche und Pläne wären von bestimmendem
Einfluß.

		Die böhmischen Politiker, im Bewußtsein der schwierigen Aufgabe
einer Wiederaufrichtung Böhmens, schrecken vor der Verantwortung
des zu vollendenden Werkes nicht zurück. Wenn sie völlige
Unabhängigkeit wünschen, so geschieht dies, weil sie die
politischen Kräfte der Nation zum Bau eines starken Staates nützen
wollen. Nicht nur Rußland, auch seinen Alliierten wird am besten
mit starken slawischen Staaten und Nationen gedient, und dies Ziel
wird am besten erreicht, wenn die Nationen die volle Verantwortung
für ihre Politik tragen werden.

		Böhmen wird natürlich konstitutionell und demokratisch sein, –
wie es sich für die Nation von Hus, Chelèicky und Comenius gehört,
für die Nation, die zuerst die mittelalterliche Priesterherrschaft
brach und die durch ihre Reformation und ihren Kampf um die
geistige Freiheit die moderne Entwicklung Europas vorbereitete. Das
große Verdienst, das sich Böhmen um Europa und die Menschheit
erwarb, gibt ihm das Recht, seine Unabhängigkeit zu fordern und
Sitz und Stimme im Areopag der freien Nationen zu haben.

		Die Regeneration Europas wird nicht nur durch die äußere
Politik, sondern hauptsächlich durch die aktive Förderung der
Freiheit und des Fortschritts im Innenleben der europäischen
Nationen erreicht werden. Bei dieser Aufgabe können die Alliierten
völlig auf die böhmische Nation vertrauen.

		»Sine qua non.«

		Die Voraussetzung für das böhmische Programm ist die
Einschränkung Deutschlands und seine Vernichtung im Kriege.

		Diese Vernichtung muß eine doppelte sein. Erstens der direkte
Sieg der Alliierten über Deutschland; die zweite und dauernde
Vernichtung Deutschlands wäre die Vernichtung Österreich-Ungarns
und die Aufteilung dieses künstlichen Staates. Jede Schwächung
Österreichs ist eine Schwächung Deutschlands; Bismarcks Plan des
Auspressens der österreichischen Zitrone fände ein Ende.

		Heute verfügt Deutschland über die 50 Millionen der
österreichischen Bevölkerung. Aber nach der Befreiung der
nichtdeutschen und nichtungarischen Nationen würden nur 10
Millionen übrigbleiben – immer vorausgesetzt, daß Deutschösterreich
in gutem Einvernehmen mit Deutschland bliebe oder sogar einverleibt
würde.

		Das befreite Böhmen würde bestimmt in Übereinstimmung mit der
Entente handeln und wird ihm immer ein loyaler Verbündeter sein.
Böhmen wünscht und hofft nunmehr, daß seinen russischen Brüdern
bald die Besetzung der böhmischen und slowakischen Distrikte
gelingen wird. Das wäre die beste Lösung nicht nur für Böhmen,
sondern auch der Ausweg aus den österreichischen, deutschen und
anderen Fragen.

		*
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Mémoire des Professors Thomas G. Massaryk an Sir Edward Grey

		Aus technischen Gründen
wurden die Seiten des englischen Originaldokumentes zusammengefaßt
und der deutsche Übersetzung nachgestellt. Re.
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		INDEPENDENT BOHEMIA

		Prefatory Notice.

		This Memorandum gives the programme for the reorganization of
Bohemia as an independent State.

		It is the programme of all Bohemian political parties except the
Catholic Clericals. All details and minor problems are omitted. The
plan of reconstructing the independent Bohemian State in the very
heart of Europe naturally leads to the fundamental political
problems of the present war. The interdependence of all these
problems explains why they are touched upon here, in so far as the
Bohemian and Slav questions seem to require it.

		These views are of course presented from the Bohemian
standpoint; this will, it is hoped, facilitate an understanding of
the Bohemian Question.

		The Aim of the Great War: Europe
Regenerated.

		British statesmen and politicians have frequently proclaimed as
the idea and aim of this war the liberation and freedom of the
small States and nations. The same principle has been proclaimed in
France. In Russia the Tsar and the Generalissimo publicly spoke of
the liberation of their Slav brethren, while in Britain and France
the integrity of Belgium was specially emphasized.

		In these solemn proclamations of the Allies the Regeneration of
Europe was accentuated as an aim of the war.

		The Modern Principle of Nationality.

		Till recently mankind was divided and organized into States and
churches, without regard to Nationality. The modern era is
characterized by the development of various nationalities, as
strong political and State-forming forces.

		In practice, language as the medium of common cultural life and
effort, is the main test of Nationality. Besides Nationality, in
modern times economic development, as well as provident care for
the [bookmark: page329] masses
– not merely for aristocratic minorities – has become a great
political and racial force.

		Nationality is not the only organizing force in society, but it
is a very powerful force, the more so as it is very often opposed
to the State. The watchword »National States« sums up the tendency
of modern political development.

		For the purposes of this memorandum it is not necessary to
estimate the degree to which Nationality works as a political
power. The future may bring a decided victory of the organizing
power of Nationality; to-day it is at least well to recognize its
force to the extent of avoiding the evils which have led to the war
and have been revealed in its course.

		West and East: Small Nations.

		There is a striking difference between the west and east of
Europe in regard to the composition of States and the number of
small nations. The west has four (five) great nations and only five
small ones, whereas the east has only one great nation and a great
number of small ones. In the west the states are formed by one
dominant race, in the east they are nationally mixed.

		West.

1 England 1 Portugal

2 France 2 Holland (and Flemings of Belgium)

3 Germany 3 Denmark

4 Italy 4 Norway

(5 Spain) 5 Sweden

East.

		Russia, who herself includes many small nations, while
Austria-Hungary is composed of nine nations, and the Balkans of
seven nations.

		Only three Great Nations in Europe: The
Population Problem of the War.

		In fact there are only three great nations in Europe: Russia
(170 millions), England (45 millions), Germany (65 millions). These
three are at least the greatest nations, measured by the number and
the constant growth of population.

		France was the greatest nation at the Congress of Vienna, when
Europe was shaped; Germany had in 1816 on the territory which she
now possesses 27.8 millions; France more than 30. To-day France is
much smaller than Germany and smaller than Britain.

		Italy is the smallest of the greater nations; Spain will hardly
be acknowledged as a great nation at all.

		The difference in the growth of the population, the constant
increase of it, the approximate determination of the period of
doubling, the growing difference in the number of soldiers and
workers begins to instigate statesmen and politicians to regulate
the migration of the population (emigration-immigration), and to
pursue a far-sighted colonial policy.

		The Colonial effort of Germany and of France is to be looked at
from this populationistic view; this view enables us to understand
the antagonism of France and Germany, the alliance of France with
Russia (170 millions), and the whole political situation of
Europe.

		The World Position of England and Russia: Sea
and Land Power.

		The geographical position of England is unique; England is the
Colonial- and Sea-Power par excellence; so far the only Sea
Power, whereas Russia is the Continental Power par
excellence. The modern means of communication at sea enable
England to gather her colonial forces and even face the great army
of Continental Germany.

		This difference and natural antithesis of England and Russia
regulates the foreign policy and the military and naval character
of the two States.

		Both nations have a vital interest in Asia – hence the
difference, but also the coincidence of political interest
displayed in the policy regarding Turkey, Persia, China, Japan,
etc., and above all regarding Germany.

		Germany: A Continental Power.

		The central position in Europe, the outgrowth and defeat of
France in 1870, and the colonial endeavour brings Germany with her
large and dense population in competition with Russia and England.
Her military forces are directed against Russia, her navy against
England.

		Germany is essentially a Continental Power. She is a military,
not a naval State.

		Her central position induces Germany to arrogate the supremacy
over Europe.

		Heeren, the great German historian and
philosophic geographer apprehended the future effect of uniting
Germany at the Congress of Vienna: »La Constitution d'un Etat
central de l'Europe ne saurait être différente aux puissances
étrangères. Si c'était une grande monarchie, quelle possibilité
d'assurer la paix pour elle? Une telle puissance pourrait-elle
résister longtemps à la tentation de s'arroger sur le reste de
l'Europe la prépondérance à laquelle sa situation, et sa puissance
sembleraient l'autoriser? L'établissement d'une monarchie unique en
Allemagne serait bientôt le tombeau de la liberté en Europe.«

		Bismarck's Policy towards Austria:
Pan-Germanism.

		As a Continental over-populated Power Germany presses constantly
on Austria and uses her. Bismarck's policy towards Austria is the
diplomatic and political formulation of the constant pressure of
the Prussian North on the Austrian South. Lagarde, the father of
modern Pan-Germanism, formulated the German programme:
»Colonization of Austria by Germany.«

		By Colonising Austria Germany aspires to colonize the Balkans,
and thus to reach Constantinople and Bagdad.

		Berlin-Bagdad.

		This »Drang nach Osten« explains the policy of Berlin towards
the Magyars, towards Roumania, towards Bulgaria, and towards
Turkey.

		The watch-word Berlin-Bagdad denotes the real aim of Germany,
the direction of the »Drang nach Osten«. The alliance with Turkey
in the War is the final result of the German invasion in
Constantinople and in Asia Minor (financial policy, railways,
schools and hospitals, etc).

		Known German politicians and publicists
emphasize all the time during the War the plan to occupy Asia as
far as Bagdad; for instance: Lamprecht, von Liszt, Dirr, the
director of the Ethnological Museum Munich, etc.

		The Dreibund as Drang nach Osten; Trieste, The
Adriatic.

		The Triple Alliance is the diplomatic and military weapon of the
Berlin-Bagdad plan: Austria-Hungary is absolutely at Germany's
disposition; Italy is checked in her national endeavour, for it is
obvious that Germany tries to preserve Trieste and the Adriatic for
herself – the way to Asia Minor and East Africa. The Pan-German
politicians since Lagarde claim Trieste very strongly for
Germany.

		At bottom it is the German aspiration for Asia which reveals one
of the most effective causes of the War and which explains the
antagonism of Germany against England and against Russia.

		Austria an Artificial State: Her Progressing
Dismemberment.

		Austria being an aggregate of nine small nations, is quite an
artificial State, as she was called by an Austrian politician
(Plener, the younger); no nation in Austria is so populous that it
would have the ruling majority. The dynasty, therefore, tries to
maintain its absolutistic position by the principle of divide et
impera, by little concessions now to one nation, now to
another; the Germans (the dynasty is German) and Magyars are the
favourites.

		Austria owes her origin to the invasions of the Turks, and
previously of the Huns (Magyars); Austria means the Eastern Empire,
the German provinces, Bohemia and Hungary joined in a federation
against Turkey.

		With the fall of the Turks Austria falls also; Austria lost her
ruling idea, and is unable to find a positive idea.

		So Austria falls from step to step. The Austrian-Spanish Empire
was dissolved. Austria lost the greater part of Silesia, and was
driven by Prussia to abandon Germany; in 1848, saved by Russia, she
lost in 1859 the Italian provinces; in 1866 she was beaten by
Prussia. Since then she exists only as the vassal of Berlin, being
divided into Austria and Hungary; it is to Berlin that both the
Germans and the Magyars owe their dominating position in
Austria.

		The other nations, especially the Bohemians and South-Slavs, are
in everlasting Opposition against the two Prussified vassals, the
Germans and Magyars. Austria was unable to unite all nations in a
strong federation and to pursue her own aim to work for the growth
and development of the single national components. Germany – and
that is Bismarck's plan with Austria – uses the seeming Great Power
for her own ends.

		The war of 1914 has uncovered the weakness of the Dual Monarchy.
Austria, though she initiated the war by her brutal and dishonest
anti-Serbian policy, was not prepared for the war, was beaten by
the Russians, lost the greater part of Galicia, and only the help
of Germany and her strategical leading retards the final
collapse.

		Austria is degenerated, she is the Catholic Turkey, she has lost
her raison d'être.

		Bohemia as Part of Austria-Hungary.

		Bohemia was formerly associated with German-Austria and with
Hungary as an independent kingdom; the King was in common for all
three States; each possessed its own administration. The revolution
of 1618 leading to the battle at the White Mountain and causing the
Thirty Years' War, did not deprive Bohemia of her independence; it
was the absolutism of the 18th century, strengthened by the
reaction against the French Revolution, which endeavoured to shape
the three federated States into a centralized State. The revolution
of 1848 in Hungary and in Bohemia restored the rights of Bohemia
for a while; the reinforced absolutistic centralism was checked in
1859 and 1866. Vienna made peace with Hungary in 1867 (Dualism),
but Bohemia had to continue to assert her rights and liberty. Since
Vienna had to concede the Constitution, Bohemia and her legal
representatives have been persistently fighting for independence
against the German and Magyar supremacy.

		In this fight she is supported by the non-German and non-Magyar
nations, especially by the Southern Slavs.

		Bohemia forced to abandon
Austria-Hungary.

		The war of 1914 revealed, as did the two wars of 1859 and 1866,
that Austria-Hungary is unable to protect and to administer Bohemia
and the other nations. Vienna has utterly failed in this war, and
failed the more, in view of the recent military preparations, since
the annexation of Bosnia-Herzegovina; indeed, it was boastfully
proclaimed that Austria-Hungary alone would defeat the Russians,
the Germans directing their main forces against France and her
Allies in the West.

		Bohemia must now take care of herself.

		Bohemia for Russia, Serbia, and the Allies:
Bohemia's Share in the War.

		The Bohemians are since the awakening of the national feeling
strongly Slavophil. The political meaning of Bohemian Slavophilism
was revealed in 1849 by the summons of the Slav Congress at Prague,
and later in the so-called Moscow Pilgrimage in 1876 – Palatsky
himself, the »Father of the Nation«, manifested Russophil
tendencies against Dualistic Austria.

		In the last war of the Serbians and Bulgarians against Turkey
the Bohemians, as is generally known, strongly helped the Slav
Allies by sending physicians, sanitary materials, money, etc.
Previously to that war the Bohemian representatives in the
Delegation and in the Parliament openly supported the Southern Slav
cause against Vienna and Buda-Pesth.

		Since the beginning of the War last August and its antecedents
the Bohemian nation has manifested its sympathy for Russia, Serbia
and the Allies.

		Bohemia, as the majority of the belligerent nations, was
surprised by the sudden, unexpected outbreak of the war; she was
therefore not prepared to manifest her Opposition to Vienna by a
regular revolution; but she manifested her feelings and thoughts
strongly enough.

		Whereas representatives of the Germans, Magyars, and Poles
proclaimed their support of the War and their allegiance to the
dynasty the representatives of the Bohemian nation did not join in
these proclamations; the Bohemians did not favour the War loan, and
it is known that Bohemian public opinion is constantly in conflict
with the authorities, expressing sympathy with the Allies. It is
further known that many Bohemian regiments only went to the front
under compulsion, and that they showed their antipathy to the War
by frequent demonstrations – reported in the papers – by declining
to fight and by repeated surrenders. There is documentary evidence
that the Austrian Generalissimo fears this attitude of the Bohemian
troops and civil population as a serious weakening of the
Austro-Hungarian army.

		Bohemia Claiming her Independence.

		All the Bohemian colonies abroad, especially those in Russia,
England, France, Switzerland, and the United States of America, not
being under the pressure of Austria, have repeatedly manifested the
true feeling of the nation, proclaiming the necessity to restore
the political independence of Bohemia. The official organ of
political Bohemia abroad is La Nation Tchèque, appearing in
Paris under the direction of Mr. Ernest Denis, professor at the
Sorbonne, the well-known historian of Bohemia.

		To attain independence is the alleged aim of all Bohemia and of
all political parties; there are only some few individual adherents
of Austria. No politician of any repute is among them.

		The Independent Bohemian State: Area and
Population.

		The Bohemian State would be composed of the so-called Bohemian
countries, namely of Bohemia, Moravia, Silesia; to these would be
added the Slovak districts of North Hungary, from Ungvar through
Kaschau along the ethnographical boundaries down the river Ipoly
(Eipel) to the Danube, including Pressburg and the whole Slovak
north to the frontier line of Hungary. The Slovaks are Bohemians in
spite of their using their dialect as their literary language. The
Slovaks strive also for independence and accept the programme of
union with Bohemia.

		The Bohemian State would have a population of over 12 millions.
The extent of the new State would be about 50,000 English Square
miles (Belgium = 11,373).

		Possible Objections to the Creation of an
Independent Bohemia: Refutation of these Objections.

		Against the reconstruction of an independent Bohemia some
objections will be made, perhaps not only by its adversaries. The
principal objections may therefore be formulated and discussed.

		1. At the root, perhaps, of all objections is the fear of new
political formations in general. This fear is commonly expressed in
the saying, »It is difficult«.

		Yes, it is difficult. Every new political creation is difficult
– difficult will be the restriction of German Militarism and the
political consequences of such restriction, if logically carried
out. In politics habits, and not only good ones but bad ones just
as well, rule humanity.

		2. Very often the saying is repeated, that a small State is
impossible, small nations cannot protect and support
themselves.

		The far-reaching political problem of small nations has often
been discussed. Here it must be emphasized that independent Bohemia
would not be so very small. Regarding her population, she would
hold in Europe the eighth place, only seven States being greater:
14 would be smaller.

		Greater than Bohemia.

		England France Spain

Germany Italy Russia

Poland

		Smaller than Bohemia.

		Portugal Belgium Holland

Denmark Norway Sweden

Switzerland Serbia Montenegro

Bulgaria Greece (Albania) Turkey (European)

		Omitted are the political curiosities à la Andorra.

		Bohemia has no sea (unfortunately, only in one of Shakespeare's
plays), and that is a great drawback, no doubt (compare small
Denmark and the rest of the sea-bordered countries).

		In that respect Bohemia is not alone (Serbia, the Magyars,
Switzerland), but the example of Switzerland shows that not only
political independence can be preserved, but that the modern means
of communication enable even a landlocked country to have a
flourishing industry.

		If, therefore, it is urged, that Austria is necessary for her
nations, that Austria, if it did not exist, would have to be
created, one must say with Palatsky, that Bohemia was before
Austria, and that she will be after Austria.

		Austria was created as a confederation of smaller States in the
Middle Ages, against the fierce Turks and Huns, and against the
oppresive spirit of the age in general. Since the military spirit
and oppressive propensities of nations have grown relatively
weaker, and as there is some good hope that the War will bring
about a longer time of peace (1870 was followed by a 45-years'
peace), Bohemia can, during that time, relatively casily be
consolidated.

		The necessary protection against hostile neighbours free Bohemia
can get from alliances with equally threatened neighbours or with
friendly neighbours. Bohemia will be contiguous to Poland and
Russia, and perhaps to Serbia.

		3. Economically and financially Bohemia is acknowledged to be
the »pearl of Austria« – she will be as rich as she is now; she
will be richer, because she will not have to support the
economically »passive« provinces of Austria.

		Be it noted, that the part of Austria which
really pays its way consists of Bohemia (with Moravia, Silesia),
Lower Austria with Vienna, North Styria, part of West Galicia (this
latter only in recent years).

		Bohemia, of course, would take a part of the Austrian public
Debt, and as the War will augment this debt very greatly
Independent Bohemia would have to begin her own administration with
a considerable burden; the leading political men of Bohemia are
aware of this serious task, and of the necessity of a solid,
thoroughly balanced financial administration.

		It may be mentioned that after the War the financial exhaustion
of all nations will necessitate the most accurate financial
administration.

		4. In this outline it is impossible to discuss all problems of
Bohemia.

		But it is of general interest to point to the peculiar position
of the Bohemian landed proprietors (aristocracy). These
proprietors, for the most part, are Austrian in sentiment, and
perhaps they would form a dangerous element. In their case, Bohemia
could follow the English example in Ireland (land purchase).

		5. As it is not on our intention to hide the difficulties of
Free Bohemia, we must mention the question of national
minorities.

		First, though we advocate the principle of nationality, we wish
to retain our German minority. It seems to be a paradox, but it is
on the principle of nationality that we retain the German minority.
Bohemia is a quite unique example of a mixed country; in no country
are two nationalities so intermixed and interwoven, so to say, as
in Bohemia. Between the Italians and Germans, for instance, the
ethnographical frontier is simple, sharply cut; it is not so in
Bohemia – in a great many places, and in almost all the cities, we
have Bohemian (or German) minorities. The Germans object that the
Bohemian minorities in North Bohemia, etc, are »only« working men,
people who live on the German bread; this anti-social argument is
obviously false; it misrepresents the process of industrialization
of Bohemia, which, of course, needs factory »hands«.

		In Bohemian Silesia the majority is Polish and German, in the
Slovak districts there would be a Magyar minority.

		6. In a more detailed programme the Bohemian minority of Vienna
(about half a million!) would have to be discussed.

		Here it must suffice to hint at the possibility of repatriating
a great part of the Bohemian emigrants in a free and therefore
richer Bohemia.

		Bohemia not the only Nation to be
Freed.

		The difficulties of reconstructing independent Bohemia will be
smaller if we take the problem in its connection with the other
difficulties, i. e., with the construction and reconstruction of
Poland and Serbo Croatia, and of course with the liberation of the
French and Danes in Germany, with the Solution of the Balkan and
Turkish question, and with all questions agitating the world in
this war. The attempt to solve these questions is the very aim of
regenerating Europe. All these questions together form the European
problem.

		Free Bohemia and Serbo-Croatia, Neighbouring
Countries.

		The maximum of the Bohemian and Serbo-Croatian wishes would be
the connection of Bohemia and Serbo-Croatia.

		This can be effected by giving the strip of land at the
Hungarian frontier in the west either to Serbia or the half of it
(north) to Bohemia, the other (south) to Serbia.

		This corridor would be formed of parts of the counties of
Pozsony (Pressburg), Sopron (Oedenburg), Moson (Wieselburg), and
Vas (Eisenburg).

		The population is German, containing considerable Croatian
minorities; the south is Slovene.

		As there are considerable Slovak and Serbo-Croatian minorities,
which may be left to Hungary, it is not unjust to claim this
district, the more so that the Magyars treated and treat now the
Serbs and Croats in a way worthy of the Huns of the Middle Ages.
Whole districts are depopulated, the inhabitants of Bosnia driven
away to Montenegro, while those of Syrmia have been sent to
Hungary, where they, not being cared for, die in masses. And the
Slovaks were for centuries the victims of the most brutal
Magyarisation.

		The Serbo-Bohemian corridor would facilitate the economic
interchange of both countries – industrial Bohemia and agricultural
Serbo-Croatia – and it would lead from Bohemia to the
Serbo-Croatian ports.

		The corridor would, of course, have a great military
significance. It must be added that many Serbo-Croatian politicians
accept this plan of a corridor just as the Bohemian
politicians.

		The Slavic Barrier against Germany's March to
Constantinople and Bagdad.

		By forming this Serbo-Bohemian corridor the Allies would prevent
Germany from colonizing the Balkans and Asia Minor, and they would
prevent the Magyars from being the obedient advanced guard of
Berlin.

		This Slavic Barrier coincident with the
interests of the Allies in Asia.

		England as well as France once protected Turkey; that was
unconsciously an anti-German policy, though it was directed against
Russia, who protected the Balkan Slavs and nations. Now England and
France have accepted the policy of Russia, while Germany has taken
up the abandoned policy of the two Allies.

		By protecting the Balkan Slavs and nations the Allies attain as
much and even more than what they attained by protecting Turkey,
and they serve the cause of liberty and civilization.

		Logically the expulsion of Germany from Asia involves taking
East Africa from her also. That is the direct consequence of the
fall of Kiau-chau.

		Italy and the Slav Question: The Dalmatian
Problem.

		Only a few words must in this connection be said about Italy,
and her exaggerated claims to Serbo-Croatian territory.

		Italy overrates the possession of the Croatian coast (Fiume) and
of Dalmatia. The command of the Adriatic will be secured by a
numerous and good fleet, not by a poor and bare coast. Italy wishes
the liberation of the Italians from the Austrian yoke, but at the
same time she accepts the repudiated Austrian policy of national
suppression. Italy has to answer this question: Either she wishes
to see in the Adriatic a strong Austrian and Turkish fleet and a
German naval base at Trieste, Pola, or some place farther south, or
she must be at peace with Serbia who, until now, has not a single
ship. Trieste, as an Italian porto franco, Pola, Valona, the
islands in the Aegean, are more than sufficient for Italy's
aspiration in Asia and Africa.

		Of course Italy must consent to Russia having Constantinople and
the Straits – if England and France have come to terms with Russia.
Why should Italy pursue a Mediterranean policy based on a false
idea regarding the Dalmatian Coast?

		This Adriatic policy is quite false, viewed from the present
significance of the Mediterranean. This sea is now something
different from what it was to the old Greeks and Romans: the free
intercommunication of the countries bordering on this sea is not
disputed, but to-day the Mediterranean leads these countries to
Asia, Africa, Australia, America, England is a strong Mediterranean
power, though only possessing two or three small places and one
short coast line (Egypt). Does Italy, who has a very long coast of
her own, and a number of islands (one of them is large), need the
long coast of Dalmatia as well, if she gets Trieste, Pola and
Valona?

		Italy should remember that the old German Empire occupied
Italian territory; the new German Empire will not hesitate to do
the same, having already acquired a good deal of the industry in
Northern Italy. The way to Bagdad goes from Berlin not only through
Constantinople, but through Trieste and Venetia.

		Italy is the natural ally of the Southern and Northern Slavs
against the »Drang nach Osten«.

		Bohemia and the Balkans: England, Russia and
Germany.

		Bohemia must wish that the Serbo-Croatian nation should be
united and that Serbia should come to a satisfactory agreement with
Bulgaria.

		The Bohemian politicians hope that the final reconstruction of
the Balkans will be solved in accordance with Russia and her
Allies. For Bohemia and the Balkan Slavs the friendship and help of
Russia is essential.

		The Bohemian politicians think that Constantinopole, and
therefore the Straits, can only belong to Russia. This is a
long-cherished plan of the whole Russian nation; this plan has the
religious sanction (Hagia Sofia!) of the Russian people, and it is
the natural Solution of the political and economic endeavour of
Russia to secure the Black Sea and the free way to the
Mediterranean and the Red Sea.

		The Bohemian politicians rejoiced in the fact that Russia and
England found each other and that the Persian question – (Persian
Gulf!) – was solved. Russia, having Constantinople and the Straits,
has no vital interest in the Persian Gulf and will be able to
devote herself to the final incorporation of Constantinople.

		Constantinople and the Straits mean a heavy administrative and
financial burden, which only a Great Power will be able to support;
Greece, Bulgaria, even in joining their efforts, would not be able
to stand the task. It is to be hoped that both these nations will
acknowledge this fact and accept its bearing on the final
distribution of Asia Minor.

		The Bohemian politicians hope and wish that Turkey will be wiped
off the map. England is a greater Mohamedan power than Turkey,
Russia nearly so; their agreement guarantees the future Solution of
the religious and political problems of the Mohamedan world. The
Slavs are interested in this Solution, for there are a good many
Serbian and Bulgarian Mohamedans.

		The Bohemian politicians set great value on the agreement of
Russia and England, as they must fear that Bismarck's old policy of
conciliating Russia will be revived by the war. It is not difficult
to detect in many utterances of prominent German publicists and
statesmen (among others of Hindenburg himself) a hidden appeal to
Russia. The German designs in Asia at once suggest the immense
significance of Russia as an Asiatic Continental Power. If the
Germans also appeal to English Parliamentarism and Liberalism, the
Bohemian politicians know that the Germans are the blinded
adherents of the Prussian constitutional theory, which Treitschke
formulated in the abstract, Bismarck practically, and to which the
Kaiser lent sacrilegious expression, proclaiming the tool of
Bismarck, his grandfather, as God's newest revelation.

		Independent Bohemia: Constitution and
Government.

		Bohemia is projected as a monarchial State; Bohemian Republic is
only advocated by a few Radical politicians.

		The dynasty could be established in one of two ways. Either the
Allies could give one of their princes, or there could be a
personal union between Serbia and Bohemia, if the Serbo-Bohemian
corridor could be formed.

		The Bohemian people, that must be emphasized once more, are
thoroughly Russophile. A Russian dynasty in whatever form would be
most popular. At any rate, the Bohemian politicians wish the
establishment of the kingdom of Bohemia in full accordance with
Russia. Russia's wishes and plans will be of determinating
influence.

		The Bohemian politicians, knowing the difficult task of
reconstituting Bohemia, do not shrink from the responsibility of
the work to be done. If they wish complete independence it is
because they wish to use all the political forces of the nation to
build a strong State. Not only Russia, but her Allies also, will be
best served by strong Slav States and nations, and this aim will
best be attained if these nations will bear the full responsibility
of their policy.

		Bohemia will, of course, be constitutional and democratic – as
befits the nation of Hus, Chelèicky and Comenius, the nation which
was the first to break the mediaeval theocracy and which by its
reformation and fight for spiritual liberty prepared the modern
development of Europe. It is this great service Bohemia has
rendered to Europe and mankind which gives her the right to claim
her independence and to have her seat and vote in the areopagus of
free nations.

		The regeneration of Europe will be attained not only by foreign
policy, it must be chiefly attained by the active furtherance of
liberty and progress in the inner life of the European nations. For
this task the Allies can fully rely on the Bohemian nation.

		»Sine qua non.«

		The presupposition of the Bohemian programme is the restriction
of Germany and her defeat in this War.

		This defeat must be twofold. First, it is the direct victory of
the Allies over Germany; the second and lasting defeat of Germany
will be the defeat of Austria-Hungary and the dismemberment of this
artificial State. Every weakening of Austria is a weakening of
Germany; Bismarck's plan of squeezing the Austrian lemon will be at
an end.

		To-day Germany disposes of the 50 millions of Austria's
population; but after the non-German and non-Magyar nations have
been freed, only 10 millions of these will be left – always
assuming that German Austria remained on good terms with Germany or
even became incorporated.

		Liberated Bohemia certainly will act in accordance with the
Entente, and will always be a loyal ally to them; now Bohemia
wishes and hopes that her Russian brethern will soon succeed in
occupying the Bohemian and Slovak districts. This would be the best
solution not merely of the Bohemian, but also of the Austrian,
German and other questions at issue.
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